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‚Aus der Rede des Ministers für Nationale Verteidigung, 
‚Armeegeneral Heinz Hoffmann, 
zur Begründung des Wehrdienstgesetzes 
‘vor der Volkskammer 
am 25. März.1982 


(Neues Deutschland vom 26. März 1982) 


8 Ist nunmehr 20 Jahre her, selt die oberste Volksvertretung der Deutschen 
Demokratischen Republik am 24, Januar 1902 das, Gesetz über die allgemeine 
Wehrpflicht beschloß, Das Wehrpflichtgesetz machte die Verteidigung des sozia- 
listischen Vaterlandes zur verbindlichen Rechtsnorm für jeden wehrpflichtigen 
Bürger und ermöglichte es, daß alle wehrdienstfähigen männlichen Bürger in den 
folgenden Jahren systematisch und planmäßig militärisch ausgebildet werden 
konnten, Bereits 6 Jahre zuvor, am 18. Januar 1998, hatte die Volkskammer durch 
das Gesetz über die Schaffung der Nationalen Volksarmee und des Ministeriums 
für Nationale Verteidigung die staatsrechtliche Grundlage tür den Aufbau natio 
naler Streitkräfte unseres Arbeiter-und-Bauern-Staates gelegt. 

Seitdem hat sich unsere Nationale Volksarmee — wie Sie alle wissen — zu 
‚einem zuverlässigen Machtinstrument der Arbeiterklasse und unseres, sozla- 
listischen Staates entwickelt. Getreu dem von der Partei der Arbeiterklasse, der 
Sozialistischen Einheitspartel Deutschlands, gestellten Klassenauftrag, der Ver- 
fassung und unserem Fahneneid schützt sie an der Seite und in enger Walfen- 
brüderschaft mit der ruhmreichen Sowjelarmee und den anderen Armeen der 
verbündeten Staaten des Warschauer Vertrages den Frieden und die sozlalisti- 
schen Errungenschaften unserer Arbeiterklasse und aller Werktätigen. Am 
13. Oktober 1978 hat die Volkskammer mit dem neugefaßten Verteidigungsgesetz 
die Landesverteidigung der DDR, ihre Organisation und ihre Sicherstellung 
grundsätzlich den neuen internationalen Bedingungen wie auch der sozia- 
istischen Verfassung der Republik angepaßt, 

Der Entwurf des Wehrdienstgesetzes und die auf seiner Grundlage vorberei- 
teten Folgebestimmungen berücksichtigen die seit Erlaß des Wehrpflichtgesetzes 
in den vergangenen 20 Jahren eingetretenen gesellschaftlichen Veränderungen 
und tragen zugleich den gewachsenen Anforderungen an die sozialistischen Streit- 
kräfte in den 0er Jahren Rechnung. Damit soll und wird dieses Gesetz in konti- 
nulerlicher Weiterführung und Prüzisierung der bisherigen wehrdienstrecht- 
lichen Bestimmungen dazu beitragen, die Verteidigungsfähigkeit unseres Staates 
und die Verteidigungsbereitschaft unserer Bürger weiter zu stärken. 

Das ist um so notwendiger angesichts der gegenwärtigen internationalen mili- 
tärpolitischen Lage. Die aggressivsten Kreise der NATO, namentlich der USA, 
foreieren ihre Rüstungen und verstärken ihre Angriffe gegen die fortschritt- 
lichen Staaten und die Betreiungsbewegungen auf allen Kontinienten, besonders 
aber gegen die Staaten des Warschauer Vertrages. Keine Vorwände sind ihnen 
zu banal, keine Lügen zu groß, um die Sowjetunion, die Volksrepublik Polen, 
die Deutsche Demokratische Republik/und die anderen sozialistischen Staaten 
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zu verteufeln und ihre eigenen Kriegsvorbereitungen als dem Frieden dienende 
Verteidigungsmaßnahmen zu tarnen. 

Der Generalsekretär des Zentralkomitees der SED und Vorsitzende des Staats- 
rates der DDR, Genosse Erich Honecker, sagte am 12. Februar mit großem Ernst, 
ich zitiere: „Wenn im Bericht an die 3. Tagung des Zentralkomitees die Einschät- 
zung getroffen wurde, daß der Weltfrieden seit Ende des zweiten Weltkrieges 
noch nie so stark bedroht war wie gegenwärtig, dann resultieren daraus, wie 
jeder versteht; Konsequenzen für die Stärkung der Verteidigungsfähigkeit der 
Deutschen Demokratischen Republik. Selbstverständlich können unsere Solda- 
ten, Offiziere und Generale die Raketenbeschlüsse der NATO und ihre Manöver. 
an unseren Grenzen nicht nur zur Kenntnis nehmen, sondern müssen sich mit, 
Umsicht, Klugheit und erheblichen Anstrengungen in ihrem Dienst darauf ein- 
stellen. Ihre Pflicht ist es, dazu beizutragen, daß zu keiner Zeit und an keiner 
Stelle militärische Überlegenheit des Gegners zugelassen wird.“ 

Diesem Ziel dienen auch die Festlegungen, die in dem Ihnen vorliegenden Ge- 
setzentwurf enthalten sind. Sie tragen dazu bei, daß die Angehörigen und die 
‚Reservisten der Nationalen Volksarmee in die Lage versetzt werden, gemeinsam 
mit den Klassen- und Waffenbrüdern aus der Sowjetunion und den anderen 
Ländern des Warschauer Vertrages darüber zu wachen, daß die Errungenschaf- 
ten des Sozialismus unangetastet bleiben und dem aggressiven Treiben imperia- 
listischer Kreise ein fester Riegel vorgeschoben wird. 

Gemäß Artikel23 Absatz1 unserer Verfassung ist der Schutz des Friedens 
und des sozialistischen Vaterlandes und seiner Errungenschaften Recht und 
‚Ehrenpflicht der Bürger der Deutschen Demokratischen Republik, und jeder 
Bürger ist zum Dienst und zu Leistungen für die Verteidigung der Deutschen 
Demokratischen Republik entsprechend den Gesetzen verpflichtet. 

Ein solches verfassungsmäßig garantiertes Recht zum Schutze des Friedens 
und der Errungenschaften der Werktätigen kann es nur in einem sozialistischen 
Staat geben, das heißt, in einem Staat, der von der Arbeiterklasse im Bündnis. 
mit den anderen Werktätigen selbst geschaffen wurde, der ihren und nur ihren 
Lebensinteressen dient, der erstmalig wirklich ihr Vaterland, das Vaterland der 
‚Arbeiter und Bauern ist. 

ie Bürger unserer Republik gestalten in ihrem Staat und durch ihren Staat 
bewußt ihr eigenes Leben, sie haben nach dem Verfassungswortlaut und der 
Verfassungswirklichkeit ein Recht auf Arbeit, auf Mitbestimmung und Mitgestal- 
tüng, auf soziale Sicherheit. Deshalb ist es nicht nur ihre Pflicht, sondern auch 
ihr Recht, die Waffe zum Schutze der von ihnen selbst geschaffenen Errungen- 
schaften zu tragen und das Leben ihrer Eltern, Frauen und Kinder, ihrer Freunde, 
Genossen und Kollegen gegen jeden Angriff der Feinde des Sozialismus zu 
schützen. 

Die Geschichte des deutschen Volkes und insbesondere der deutschen Arbei- 
terklasse beweist, welch historisch bedeutsame Errungenschaft es für die Arbei- 
ter und alle Werktätigen ist, daß in unserer sozialistischen Republik ein solches 
‚Recht und eine solche Ehrenpflicht zum Schutz des Friedens und des sozialisti- 
‚schen Vaterlandes Verfassungsinhalt und lebendige Wirklichkeit ist. Dieses letzt- 
lich verfassungsmäßig verbriefte Recht auf die Bewaffnung der Arbeiterklasse, 
auf den Walfendienst zur Sicherung der eigenen Lebensinteressen ist eine der 
größten Errungenschaften des werktätigen Volkes der Deutschen Demokratischen. 
Republik. 

Dabei haben sich unsere Werktätigen dieses Recht nicht erkämpft aus Freude 
an den Waffen oder aus Lust am bewaffneten Kampf, sondern deshalb, weil 





ihnen zum Schutze ihrer Errungenschaften vor den Anschlägen des imperia- 
listischen Klassenfeindes keine andere Wahl blieb. 

Unsere Armeeangehörigen und unsere Werktätigen, unsere Frauen und 
unsere Kinder wissen, daß Frieden und Sozialismus untrennbar miteinander 
verbunden sind. Unsere Soldaten tragen ihre Waffen für den Frieden, und je 
besser sie ihre Waffen beherrschen, um so zuverlässiger ist der Frieden ge- 
sichert! So gerne wir unsere Waffen dereinst verschrotten werden — noch braucht 
der Sozialismus, braucht der Frieden unsere Pflugschare und unsere Schwerter! 

Die Arbeiter in Chile, die Bauern in El Salvador und in Guatemala erlebten 
und erleben es täglich, was es heißt, den Imperialisten und ihren Söldnern waf- 
fenlos ausgeliefert zu sein! 

In eine solche Lage wollen und werden die Arbeiter, die Bauern und die 
anderen Werktätigen der DDR, ibre Eltern und ihre Kinder nie mehr kommen! 
Dafür stehen unsere Soldaten auf Wacht, dafür nehmen sie manche Entbehrung 
auf sich, und dafür verzichten auch die Werktätigen nicht nur bei uns, sondern 
vor allem in der Sowjetunion, die die Hauptlast der militärischen Sicherung des 
Friedens und des Sozialismus trägt, auf manche Annehmlichkeit des Lebens, 
manchen Komfort und auch auf manche Stunde Freizeit, die sie dem Dienst in 
der Zivilverteidigung oder in anderen Bereichen der Landesverteidigung opfern. 

Denn sie wissen, daß alle ihre Anstrengungen zur Erhöhung des materiellen 
und kulturellen Lebensniveaus vergebens sind, wenn unsere Menschen durch 
die Kernwatfen der NATO zugrundegehen, wenn unsere Städte durch Napalm- 
Überfälle der NATO-Luftstreitkräfte in Flammen aufgehen. 

Deshalb ist der Dienst in der Nationalen Volksarmee und in den Grenztrup- 
pen der DDR der wirkungsvollste Dienst am Frieden — möge er nun von einem 
jungen Wehrpflichtigen oder von einem Reservisten geleistet werden, der schon 
Familienvater ist. 

Und deshalb hat unsere Gesellschaft auch ein Recht darauf, von jedem mäinn- 
lichen Bürger der DDR zu erwarten, daß er jederzeit zur Ableistung seines akti- 
ven oder Reservistenwehrdienstes bereit ist und damit seiner Ehrenpflicht ge- 
nügt. 

Der Generalsekretär des Zentralkomitees der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands und Vorsitzende des Nationalen Verteidigungsrates der Deutschen 
Demokratischen Republik, Genosse Erich Honecker, sagte im vergangenen Okto- 
ber während des Empfanges der Absolventen der Militärakademien: „Unsere 
Armee, die von Arbeitersöhnen geführt wird, erfüllt an der Seite der ruhm- 
reichen Sowjetarmee und der anderen sozialistischen Armeen einen gerechten 
Klassenauftrag. Die Nationale Volksarmee der Deutschen Demokratischen Re- 
publik leitet ihre politische und moralische Legitimation aus tiefen historischen 
Quellen her. Auch sie verwirklicht das Vermächtnis der revolutionären deutschen 
Arbeiterbewegung, der Antifaschisten, der humanistischen Kräfte unseres Vol- 
kes, indem sie den Sozialismus und das friedliche Leben der Menschen unseres 
Landes zuverlässig schützt.“ 





1. 
Verfassung 
der Deutschen Demokratischen Republik 


‚vom 6. April 1068 
in der Fassung des Gesetzes zur-Ergänzung und Änderung 
der Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik 
‚vom 7. Oktober 1974 (GBl. 1 Nr. 478.432) 

— Auszug — 





‚Abschnitt I 
Grundlagen der sozialistischen Gesellschafts- 
und Staatsoränung 


Kapitel 1 
Politische Grundlagen 





Artikel 7 


(t) Die Staatsorgane gewährleisten die territoriale Integrität der Deutschen 
Demokratischen Republik und die Unverletzlichkeit Ihrer Staatsgrenzen ein- 
schließlich ihres Luftraumes und Ihrer Territorlalgewässer sowie den Schutz 
und die Nutzung ihres Festlandsockels, 

(2) Die Deutsche Demokratische Republik organisiert die Landesverteidigung 
sowie den Schutz der sozialistischen Ordnung und des friedlichen Lebens der 
Bürger. Die Nationale Volksarmee und die anderen Organe der Landesverteidi- 
gung schützen die sozialistischen Errungenschaften des Volkes gegen alle An- 
gritfe von außen. Die Nationale Volksarmee pflegt im Interesse der Wahrung des 
Friedens und der Sicherung des sozialistischen Staates enge Walfenbrüderschaft 
mit den Armeen der Sowjetunion und anderer sozialistischer Staaten, 





Abschnitt I 
Bürger und Gemeinschaften 
in der sozialistischen Gesellschaft 


Kapitel1 
Grundrechte und Grundpflichten der Bürger 





Artikel 23 


(0) Der Schutz des Friedens und des sozialistischen Vaterlandes und seiner 
Errungenschaften ist Recht und Ehrenpflicht der Bürger der Deutschen Demo- 


ur 


‚2. Verteidigungsgesetz 


kratischen Republik. Jeder Bürger ist zum Dienst und zu Leistungen für die 
Verteidigung der Deutschen Demokratischen Republik entsprechend den Geset- 
zen verpflichtet. 

&) Kein Bürger darf an kriegerischen Handlungen und ihrer Vorbereitung 
teilnehmen, die der Unterdrückung eines Volkes dienen. 





2 
Gesetz 
- über die Landesverteidigung 
der Deutschen Demokratischen Republik 
(Verteidigungsgesetz) 
vom 13. Oktober 1978 (GBl.1 Nr. 355.377) 
— Auszug — 





1. Abschnitt 
Grundlegende Bestimmungen über die Landesverteldigung 
der Deutschen Demokratischen Republik 


ss 
Dienst und Leistungen der Bürger für die Landesverteidigung 


(1) Die Bürger der Deutschen Demokratischen Republik leisten in Wahrneh- 
mung des verfassungsmäßig festgelegten Rechtes und der Ehrenpflicht zum 
Schutze des Friedens und des sozialistischen Vaterlandes und seiner Errungen- 
schaften Wehrdienst in der Nationalen Volksarmee oder den Grenztruppen der 
Deutschen Demokratischen Republik auf der Grundlage der dafür geltenden 
Gesetze und anderen Rechtsvorschriften. Der Nationale Verteidigungsrat be- 
stimmt, welcher Dienst in anderen Organen der Ableistung des aktiven Wehr- 
dienstes oder Reservistenwehrdienstes entspricht. 

(2) Die Bürger der Deutschen Demokratischen Republik erfüllen darüber 
hinaus ihre verfassungsmäßige Pflicht zum Dienst oder zu Leistungen für die 
Landesverteidigung im Rahmen dieses Gesetzes und der zu seiner Durchführung 
erlassenen Rechtsvorschriften. 

®) Die staatlichen und wirtschaftsleitenden Organe, Kombinate, Betriebe, 
Einrichtungen, Genossenschaften und gesellschaftlichen Organisationen haben 
die Bereitschaft und Fähigkeit aller Bürger zum militärischen Schutz des Sozia- 
lismus zu fördern und die erforderlichen Maßnahmen dazu zu treffen. 
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Wehrdienstgesetz 3. 





in der Deutschen Demokratischen Republik 
— Wehrdienstgesetz — 


‘vom 25. März 1982 (GBl. 1 Nr. 128.221) 


Der Schutz des Friedens sowie des sozialistischen Vaterlandes und seiner 
‚Errungenschaften ist verfassungsmäßiges Recht und Ehrenpflicht der Bürger der 
Deutschen Demokratischen Republik. Dazu beschließt die Volkskammer auf der 
Grundlage und in Durchführung der Artikel 7 und 23 der Verfassung der Deut- 
schen Demokratischen Republik sowie des $3 Absätze und 3 des Verteidigungs- 
gesetzes vom 13, Oktober 1978 (GBl. I Nr. 39 S.377) das folgende Gesetz; 








1. Abschnitt 
‚Allgemeine Bestimmungen 


sı 
‚Grundlegende Bestimmungen über den Wehrdienst. 

(1) Durch den Wehrdienst sichert die Deutsche Demokratische Republik ihren, 
‚Bürgern die Wahrnehmung Ihres Rechtes und die Erfüllung ihrer Ehrenpflicht, 
den Frieden und das sozialistische Vaterland und seine Errungenschaften zu 
schützen, 

(2) Mit dem Wehrdienst leisten die Bürger der Deutschen Demokratischen 
Republik einen bedeutenden Beitrag zur Erhaltung und Festigung des Friedens, 
zur Stärkung der sozialistischen Staatsmacht und zum sicheren Schutz des Auf- 
baus und der Errungenschaften des Sozialismus vor jeglichen Angriffen seiner 
Feinde. 

(8) Mit dem Wehrdienst ihrer Bürger stärkt die Deutsche Demokratische Re- 
publik als Teilnchmerstaat des Warschauer Vertrages die Einheit und Verteidi- 
gungsfählgkeit der sozialistischen Militärkoalition und trägt zur Erfüllung ihrer 
internationalen Bündnisverpflichtungen bei. 

(4) Der Wehrdienst ist so zu gestalten, daß die Landesverteidigung jederzeit 
gewährleistet ist, 

(6) Während der Mobilmachung und im Verteidigungszustand sind in bezug 
auf den Wehrdienst alle Maßnahmen zu treffen, damit die Deutsche Demokra- 
tische Republik unverzüglich jeden bewaffneten Überfall abwehren und ihre 
völkerrechtlichen Verpflichtungen erfüllen kann. Die für die Mobilmachung und 
‚den Verteidigungszustand notwendigen Maßnahmen sind rechtzeitig vorzube- 
reiten. 


“2 
‚Ablelstung des Wehrdienstes 


(i) Der Wehrdienst gliedert sich in den aktiven Wehrdienst und den Reser- 
vistenwehrdienst. Er wird in der Nationalen Volksarmee geleistet. 
(2) Der Wehrdienst nach Abs.1 wird auch in den Grenztruppen der Deut- 


ER 


3. Wehrdienstgesetz 


schen Demokratischen Republik geleistet. Die Festlegungen dieses Gesetzes gel- 
ten entsprechene 

(8) Der Ableistung des Wehrdienstes nach Abs.1 entspricht der Dienst in 
anderen Organen, in denen auf Beschluß des Nationalen Verteidigungsrates der 
Deutschen Demokratischen Republik die Bürger Ihr verfassungsmäßig festge- 
legtes Recht und die Ehrenpflicht für die Landesverteidigung erfüllen können. 
Die Festlegungen dieses Gesetzes gelten für diesen Dienst entsprechend. Für 
Besonderheiten dieses Dienstes, die einzelnen Regelungen dieses Gesetzes nicht 
‚entsprechen, trif£t der Nationale Verteidigungsrat der Deutschen Demokratischen. 
Republik die erforderlichen Festlegungen. 





‚Anmerkung: Siehe hierzu die Bekanntmachung über den Dienst, der der Ab- 
leistung des Wehrdienstes entspricht (Reg.-Nr. 5) 





ss 
Pflicht zum Wehrdienst 


(ü) In der Deutschen Demokratischen Republik besteht die allgemeine Wehr- 
pflicht, Im Rahmen der allgemeinen Wehrpflicht sind alle für den Wehrdienst 
tauglichen männlichen Bürger zur Erfüllung von Aufgaben für die Landesver- 
teidigung auszubilden und einzusetzen. 

(@) Die allgemeine Wehrpflicht umfaßt Insbesondere die Verpflichtung, 

a) sich zur Erfassung, Musterung, Einberufungsüberprüfung oder Feststellung, 
der Diensttauglichkeit zu melden, 

'b) den Auflagen zur Herstellung oder Erhaltung der Diensttauglichkeit bzw. zur 
‘Vorbereitung auf den Wehrdienst oder solchen, die der möglichen Einberu- 
fung zum Wehrdienst dienen, nachzukommen, 

©) ‚aktiven Wehrdienst, Reservistenwehrdienst bzw. einen Dienst zu leisten, der 
‚der Ableistung des Wehrdienstes entspricht, soweit dazu die Tauglichkeit 
vorhanden Is 

.) Veränderungen zur Person mitzuteilen, 

€) zur Ergänzung der Wehrdokumentation bzw. zur Klärung von Problemen, 
die den Wehrdienst betreffen, auf Anordnung der Wehrkreiskommandos per- 
sönlich zu erscheinen. 








Anmerkung: Siehe hierzu die Einberufungsordnung (R 





Nra) 


(8) Der allgemeinen Wehrpflicht unterliegen alle männlichen Bürger der 
Deutschen Demokratischen Republik (nachfolgend Wehrpflichtige genannt) vom 
18. Lebensjahr an bis zum 81. Dezember des Jahres, in dem sie das 50. Lebensjahr 
vollenden. Bei Fähnrichen und Offizieren endet sie mit dem 31. Dezember des 
‚Jahres, in dem sie das 80. Lebensjahr vollenden. 

(4) Während der Mobilmachung und im Verteidigungszustand endet die allge- 
‚meine Wehrpflicht für alle männlichen Bürger mit dem 31. Dezember des Jah- 
res, In dem sie das 60. Lebensjahr vollenden. Das gilt auch für die Vorbereitung 
‚der Mobilmachung und des Verteidigungszustandes, soweit dazu In diesem Ge- 
setz etwas festgelegt ist. 

(6) Während der Mobilmachung und im Verteidigungszustand können weib- 
liche Bürger der Deutschen Demokratischen Repuplik vom 18. Lebensjahr an bis 
zum 31. Dezember des Jahres, in dem sie das 50. Lebensjahr" vollenden, in die 
allgemeine Wehrpflicht einbezogen werden. Das gilt für die Vorbereitung der 
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Mobilmachung und des Verteidigungszustandes entsprechend, soweit dazu in 
diesem Gesetz etwas festgelegt ist. 

(©) Die altersmäßige Festlegung für die allgemeine Wehrpflicht gilt nicht, 
wenn in Rechtsvorschriften über einen Dienst nach $2 Abs.3 etwas anderes 
festgelegt ist, 


54 
Freiwilliger Wehrdienst 


Die Bürger de? Deutschen Demokratischen Republik haben unabhängig von 
der allgemeinen Wehrpflicht das Recht, auf Grund ihrer freien Entscheidung 
Wehrdienst zu leisten. Für weibliche Bürger gelten in diesen Fällen die Fest- 
legungen für die männlichen Bürger entsprechend. 

, 


11. Abschnitt 
Vorbereltende Maßnahmen für den Wehrdienst 


ss 
Vorbereitung auf den Wehrdienst 


(1) Die staatlichen Organe sowle die Kombinate, wirtschaftsleitenden Organe, 
Betriebe, Einrichtungen, Genossenschaften, gesellschaftlichen Organisationen und 
Vereinigungen (nachfolgend Betriebe genannt) sind verpflichtet, die Bürger auf 
den Wehrdienst vorzubereiten. Die Bürger nehmen an der Vorbereitung auf den 
Wehrdienst nach diesem Gesetz oder anderen Rechtsvorschriften ‚bzw. Bestim- 
mungen tell, 

(2) Die Vorbereitung auf den Wehrdienst ist Bestandteil der Bildung und Er- 
zlehung an den allgemeinbildenden Schulen, Einrichtungen der Berufsbildung, 
‚Fachschulen, Hochschulen urid Universitäten. 

(®) In der Gesellschaft für Sport und Technik wird zur Vorbereitung der 
Jugend auf den Wehrdienst vormilitärische Ausbildung durchgeführt. Die dazu 
notwendigen Anforderungen legt der Minister Lür Nationale Verteidigung fest. 

(4) Die staatlichen Organe und Betriebe haben, auf der Grundlage der Pläne 
bzw. von staatlichen Auflagen Bürger zur freiwilligen Ableistung des Wehr- 
ienstes zu gewinnen. Insbesondere betrifft das die langfristige Sicherung des 
Nachwuchses für militärische Berufe. 

(6) Die staatlichen Organe und Betriebe sind verpflichtet, die bei Ihnen Be- 
schäftigten, die zum Wehrdienst einberufen werden, feierlich zu verabschieden. 
Während des Wehrdienstes ist mit ihnen und ihren Familienangehörigen Ver- 
bindung zu halten, und es ist Einfluß auf hohe Leistungen während des Wehr- 
dienstes zu nehmen. 

(6) Die staatlichen Ogane und Betriebe haben zur Vorbereitung der Bürger 
auf den Wehrdienst eng zusammenzuarbeiten und sich gegenseitig zu unter- 
stützen. 








ss S 
Erfassung 


(1) Die Erfassung der Wehrpflichtigen erfolgt durch die Deutsche Volkspolizei. 
Dazu kann die Deutsche Volkspolizei von staatlichen Organen und Betrieben 


m. 
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‚notwendige Angaben verlangen oder Wehrpflichtige zum persönlichen Erschei- 
nen auffordern. 

(&) Den Zeitpunkt der Erfassung sowie den zu erfassenden Geburtsjahrgang 
bzw. Personenkreis der Wehrpflichtigen bestimmt der Minister für Nationale 
Verteidigung. 

(#) Zur Vorbereitung auf die Mobilmachung und den Verteidigungszustand 
können auch weibliche Bürger jederzeit erfaßt werden. Die Festlegungen des 
‚Abs.2 gelten entsprechend. 


Musterung 
Vorbemerkung: Siehe hierzu die $$ 1-8 der Einberufungsordnung (Reg,-Nr. 4) 


s 


(&) Die Wehrpflichtigen sind vor ihrer erstmaligen Einberufung zum Wehr- 
dienst zu mustern. Durch die Musterung wird festgestellt, welche Wehrpflich- 
tigen für den Wehrdienst tauglich sind und welche sonstige Eignung sie Lür 
den Wehrdienst besitzen. Sie dient gleichzeitig der weiteren Vorbereitung der 
Bürger auf die Wahrnehmung ihres verfassungsmäßig garantierten Rechtes sowie, 
die ehrenvolle Erfüllung ihrer staatsbürgerlichen Pflicht, Wehrdienst zu leisten. 

(@) Den Zeitraum der Musterung und den zu musternden Geburtsjahrgang 
bzw. Personenkreis der Wehrptlichtigen bestimmt der Minister für Nationale 
Verteidigung. Das gilt auch für Wehrpflichtige, die ihren ständigen Wohnsitz 
im Ausland haben oder sich länger befristet im Ausland aufhalten. Bei ihnen 
kann mit der Musterung die Einberufung verbunden werden. 

(8) Die Musterung wird von den Wehrkreiskommandos in Zusammenarbeit 
mit den Rüten der Kreise oder Stadtbezirke vorbereitet und durchgeführt. Die 
Wehrkreiskommandos bzw. die Räte der Kreise oder Stadtbezirke können dazu 
anderen staatlichen Organen oder Betrieben Auflagen erteilen. 

(4) Für die Musterung sind bei den Wehrkreiskommandos Musterungskom- 
missionen zu bilden. 

(6) Eine erneute Musterung kann durchgeführt werden, wenn der Minister 
für Nationale Verteidigung das bestimmt. 


(ü) Die Wehrpflichtigen haben sich nach der Aufforderung durch die Wehr- 
kreiskommandos oder nach der öffentlichen Bekanntmachung zum festgesetzten 
Termin am angegebenen Ort zur Musterung zu melden. Wehrptlichtige, die bis 
zu ihrem vollendeten 19. Lebensjahr keine Aufforderung zur Musterung oder 
‚sonst keine Kenntnis über die Musterung erhalten haben, sind verpflichtet, sich 
unverzüglich bei dem für ihren Wohnsitz zuständigen Wehrkreiskommando per- 
sönlich zu melden. 

(2) Wehrptlichtige, die der Aufforderung zur Musterung nicht Folge leisten 
können, haben die Hinderungsgründe unverzüglich den zuständigen Wehrkreis- 
kommandos zu melden. Die Aufforderung zur Musterung gilt, bis den betreffen- 
den Wehrpflichtigen eine andere Entscheidung des Wehrkreiskommandos mit- 
geteilt wird. 

'&) Die Wehrkreiskommandos haben dafür zu sorgen, daß alle Wehrpflich- 
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tigen des zu musternden Geburtsjahrganges bzw. Personenkreises in der fest- 
gesetzten Zeit gemustert werden. Wehrpflichtige, bei denen das nicht möglich 
war, können auch danach jederzeit gemustert werden. 


ss 


(1) Die Musterungskommissionen setzen sich aus Mitarbeitern der Wehrkreis- 
kommandos, der Räte der Kreise oder Stadtbezirke und anderer staatlicher 
Organe sowie Ärzten zusammen. 


Anmerkung: Vgl. $9 der Einberufungsordnung (Reg.-Nr. 4). 


(2) Die Musterungskommissionen entscheiden aut Grund ihrer Feststellungen 
über die Diensttauglichkeit und die sonstige Eignung der Wehrpflichtigen für 
den Wehrdienst sowie auf Grund vorliegender Anträge über die zeitweilige 
Zurückstellung vom Wehrdienst. 

'®) Die Musterungskommissionen können zu Ihren Beratungen Mitarbeiter 
staatlicher Organe oder der Betriebe hinzuziehen. Sie sind darüber hinaus be- 
rechtigt, Auskünfte bzw. Unterlagen von staatlichen Organen oder Betrieben 
bzw. von Bürgern zu verlangen oder Ärzte von ihrer beruflichen Schweigepflicht 
zu befreien. 

(#) Die Musterungskommissionen können Wehrpflichtigen Auflagen ertellen, 
sich fachärztlicher Behandlung zu unterziehen, soweit es zur Herstellung oder 
Erhaltung der Diensttauglichkeit notwendig ist. 

(6) Die Musterungskommissionen können den Wehrpflichtigen weiterhin Auf- 
Ingen erteilen, sich in Vorbereitung auf den Wehrdienst spezielles Wissen und 
‚Können, insbesondere durch die Teilnahme an organisierten Ausbildungsmaß- 
‚nahmen, anzueignen. 

(6) Die Angehörigen und Mitarbeiter der Musterungskommissionen unterlie- 
gen über die Kenntnisse, die sie während der Musterung erlangen, der Schweige- 
pelicht, 


sı0 
Wehrdokumentation 


(Ü) Die Wehrpflichtigen erhalten bei der Musterung oder zu einem anderen 
von den Wehrkreiskommandos festzulegenden Zeitpunkt Wehrdienstausweise, 
Die Wehrdienstausweise sind von den Wehrpflichtigen sorgfältig aufzubewah- 
ren. Der Verlust eines Wehrdienstausweises ist unverzüglich dem zuständigen 
‚Wehrkreiskommando bzw. während des Wehrdienstes dem zuständigen Vorge- 
setzten zu melden. 
iche $ 12 der Einberufungsordnung (Reg.-Nr. 4). 

2) Für weibliche Bürger, die nach $12 Abs.4 einen Einberufungsbefehl er- 
halten, gilt Abs. 1 entsprechend. 

(&) Die weitere Wehrdokumentation führen die Wehrkreiskommandos bzw. 
während des Wehrdienstes die zuständigen Vorgesetzten. 


Anmerkuni 





su 
Einberufungsüberprüfung und Fesistellung der Diensttauglichkeit 


) Die Wehrkreiskommandos können in Vorbereitung der Einberufung zum 
Wehrdienst Einberufungsüberprüfungen durchführen. Bei der Einberufungsüber- 


DE ı7 
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prüfung werden für die Wehrpflichtigen die Teilstreitkräfte, die einzelnen Wat- 
Tengattungen, Spezialtruppen bzw. Dienste der Nationalen Volksarmee bestimmt, 
zu denen voraussichtlich die Einberufung erfolgt. Während der Einberufungs“ 
Überprüfung ist bei Notwendigkeit die Diensttauglichkeit und sonstige Eignung 
‚der Wehrpflichtigen zu überprüfen. In besonderen Fällen können die Wehr- 
kreiskommandos Maßnahmen zur Feststellung der Diensttauglichkeit der Wehr- 
pflichtigen anordnen. Die Festlegungen der 587 bis 9 gelten entsprechend. Kom- 
missionen werden nach den Erfordernissen gebildet. Außerhalb der Musterung 
oder Einberufungsüberprüfung erteilen die Leiter der Wehrkreiskommandos 
die Auflagen nach $ 9 Abs. 5. 


‚Anmerkung: Siehe die #5 13-17 der Einberufungsordnung (Reg.-Nr. 4). 


(2) Soweit es erforderlich ist, den Gesundheitszustand von weiblichen: Bür- 
‚gern festzustellen, die nach $12 Abs.4 einen Einberufungsbefehl erhalten sollen 
bzw. haben, und eine solche Feststellung anders nicht möglich ist, kann für sie 
'von den Wehrkreiskommandos das Erscheinen zur Feststellung der Diensttaug- 
lichkeit nach Abs, 1 angeordnet werden. 


sız 
Einberufyng zum Wehrdienst 


Vorbemerkung: Vgl. die $$ 18-20 der Einberufungsordnung (Reg.-Nr. 4.) 


(l) Den Termin der Einberufung zum Wehrdienst bestimmt der Minister für 
Keklenal Yarlieisung. Zum frsiwinn Wehrdienst kann die Einberufung vor- 
\jommen werden, wenn die betreffenden Wehrpflichtigen die entsprechenden 
Verptichtungen abgegeben haben. Die Einberufung erfolgt durch die Wehrkreis 
kommandos mittels Einberufungsbefehl. Durch den Einberufungsbefehl wird dat 
Wehrdienstverhältnis der Wehrpflichtigen mit der Nationalen Volksarmee be- 
gründet, 

(2) Die Auswahl der Wehrpflichtigen für die Einberufung zum Wehrdienst 
erfolgt durch die Wehrkreiskommandos. Sie entscheiden, wann die Wehrpflich- 
tigen einberufen werden und bestimmen den Gestellungs- bzw. Einberufungs- 
ort, Durch die Auswahl ist zu sichern, daß die Wehrpflichtigen zu dem Zeitpunkt 
einberufen werden, der für die personelle Autfüllung der Nationalen Volks- 
‚armee zweckmäßig ist. Wehrpflichtige, die noch keinen Grundwehrdienst ge- 
leistet haben und nach ihrer Musterung ein Fach- oder Hochschulstudium auf- 
nehmen wollen, sind vor dem Studium zum Grundwehrdienst einzuberufen, es 
sel denn, der Minister für Nationale Verteidigung trifft eine andere Entschei- 
dung, um der gesellschaftlichen Entwicklung Rechnung zu tragen. 

(#) Wenn der Einberufung zum Wehrdienst keine Einberufungsüberprüfung 
‚nach $ 11’ vorausgeht, bestimmen die Wehrkreiskommandos im Zusammenhang 
mit der Auswahl der Wehrpflichtigen die Teilstreitkräfte, die einzelnen Watfen- 
Battungen, Spezialtruppen bzw. Dienste der Nationalen Volksarmee, zu denen 
die Einberufung erfolgt. 

(4) Für die Einberufung während der Mobilmachung können Wehrpflichtige 
nach $3 Absätze3 und 4 jederzeit einen Einberufungsbefehl erhalten. Das gilt 
auch für weibliche Bürger, deren Einberufung während der Mobilmachung vor- 
gesehen ist, entsprechend, Ein solcher Einberufungsbefehl ist sorgfältig aufzu- 
bewahren. Sein Verlust ist unverzüglich dem zuständigen Wehrkreiskommando 
zu melden. 
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5) Gründe, die es verhindern, daß sich Wehrptlichtige dem Einberufungs- 
befehl gemäß melden können, sind unverzüglich dem zuständigen Wehrkreis- 
'kommando mitzuteilen. Der Einberufungsbefehl gilt, bis dem betreffenden Wehr- 
pflichtigen eine andere Entscheidung des Wehrkreiskommandos mitgeteilt wird. 


sı 
Untauglichkeit für den Wehrdienst 


(1) Die Wehrpflichtigen, bei denen dauernde Dienstuntauglichkeit festgestellt 
wurde, werden nicht einberufen. Sie haben die für sie zuständigen Wehrkrels- 
kommandos unverzüglich in Kenntnis zu setzen, wenn ihnen Tatsachen bekannt 
werden, die diesen Feststellungen widersprechen. 

(2) Die Wehrpflichtigen, bei denen eine zeitliche Dienstuntauglichkeit fest- 
gestellt wurde, werden für die betreffende Zeit nicht einberufen. Die stantlichen. 
Organe und Betriebe haben Maßnahmen zur baldmöglichen Herstellung der 
Diensttauglichkeit dieser Wehrpflichtigen zu treffen. 


su 
Zeitwellige Zurückstellung vom Wehrdienst 


Vorbemerkung: Siehe auch $11 der Einberufungsordnung (Rer;-Nr. 4). 





(1) Auf Antrag von staatlichen Organen oder Betrieben können Wehrptlich- 
tige wegen ihrer Qualifikätion und der damit verbundenen Unabkömmlichkeit 
vom Wehrdienst zeitweilig zurückgestellt werden. 

(2) Auf Antrag eines Wehrpflichtigen kann eine zeitweilige Zurückstellung 
vom Wehrdienst erfolgen, wenn die Einberufung zu dem vorgesehenen Termin 
auf Grund seiner Familienverhältnisse oder anderer Tatsachen eine erhebliche 
Härte darstellen würde, 

(9 Außerhalb der Musterung entscheiden über die Anträge die Leiter der 
Wehrkreiskommandos oder, sofern die Einberufung bereits erfolgte, die zustän- 
digen Vorgesetzten. 

(4 Die Antragsteller haben Maßnahmen zu treffen, die die Gründe, die zur 
zeitweiligen Zurückstellung führten, so schnell wie, möglich beseitigen. Dabei 
haben die staatlichen Organe und Betriebe, soweit sie nicht selbst Antragsteller 
ind, die erforderliche Unterstützung zu leisten 

(6) Die Antragsteller sind verpflichtet, den Wehrkreiskommandos unverzüg- 
lich den Wegfall der Gründe mitzuteilen, die zur zeitweiligen Zurückstellung 
vom Wehrdienst führten. 








sıs 
Beschwerde 


(1) Gegen die Entscheidungen über die Tauglichkeit bzw. Untauglichkeit für 
‚den Wehrdienst, die zeitweilige Zurückstellung vom Wehrdienst, die Ablehnung 
eines; Antrages auf zeitweilige Zurückstellung vom Wehrdienst oder die Ein- 
berufung zum Wehrdienst entgegen den Rechtsvorschriften ist die Beschwerde 
zulässig. 

(2) Vor der Einberufung zum Wehrdienst ist die Beschwerde binnen 1 Woche 
nach Zugang der Entscheidung bzw. des Einberufungsbefehls an das zuständige, 
Wehrkreiskommando zu richten. Wird der Beschwerde nicht stattgegeben, so 


» 
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ist sie an das Wehrbezirkskommando weiterzuleiten. Für die Bearbeitung der 
Beschwerde ist beim Wehrbezirkskommando unter Vorsitz des Chefs des Wehr- 
bezirkskommandos eine Kommission zu bilden. Sie besitzt die Rechte, wie sie 
im $9 Abs.3 festgelegt sind. Die von der Kommission getroffene Entscheidung 
ist endgültig. Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung. 

(®) Nach der Einberufung zum Wehrdienst ist die Beschwerde nach den für 
den Wehrdienst geltenden Festlegungen einzureichen und zu bearbeiten. 


sıs 
Mitteilungspflicht über Veränderungen zur Person 


Vorbemerkung: Siehe hierzu $26 der Einberufungsordnung (Reg.-Nr. 4.) 


(d) Die Wehrpflichtigen sind von dem Zeitpunkt an, an dem ihnen die Auf- 
forderungen zur Musterung öffentlich bekanntgegeben oder sonst übermittelt 
worden bzw. von dem Zeitpunkt an, an dem sie sich freiwillig zum Wehrdienst 
melden, verpflichtet, Veränderungen zur Person den zuständigen Wehrkreis- 
kommandos mitzuteilen. Wehrpflichtige, die ihren ständigen Wohnsitz im Aus- 
land haben oder sich länger befristet im Ausland aufhalten, teilen die Verände- 
rungen zur Person den zuständigen Botschaften der Deutschen Demokratischen 
Republik mit. Soweit es erforderlich ist, legt der Minister für Nationale Vertei- 
digung einen anderen Zeitpunkt für den Beginn der Mittellungspflicht über Ver- 
änderungen zur Person fest. 

(2) Der Umfang der Mitteilungen über Veränderungen zur Person wird vom 
Nationalen Verteidigungsrat der Deutschen Demokratischen Republik bestimmt, 

(8) Die Wehrkreiskommandos können das persönliche Erscheinen von Wehr- 
pflichtigen anordnen, wenn das zur Ergänzung der Wehrdokumentation oder 
Klärung von Problemen, die den Wehrdienst betreffen, erforderlich ist. 

(4) Die staatlichen Organe und Betriebe können durch die Wehrkreiskom- 
mandos verpflichtet werden, den Wehrkreiskommandos Veränderungen zur Per- 
son von Wehrpflichtigen mitzuteilen. 

(6) Weiblichen Bürgern, die nach $12 Abs.4 Einberufungsbefehle erhalten, 
können Pflichten zur Mitteilung über Veränderungen zur Person vom Natio- 
‚nalen Verteidigungsrat der Deutschen Demokratischen Republik übertragen 
werden. 











sa 
Mitteilungspflicht der Justizorgane und des Ministeriums des Innern 
Die Gerichte, die Staatsanwaltschaft bzw. das Ministerium des Innern haben 
entsprechend ihrer Zuständigkeit die Verurteilung eines Wehrpflichtigen in 
einer Strafsache, den Beginn und das Ende des Vollzuges einer Strafe mit Frei- 
heitsentzug bzw, die Straftilgung dem zuständigen Wehrkreiskommando mitzu- 
teilen. 


I. Abschnitt 
Der aktive Wehrdienst. 


sıs 
Arten des aktiven Wehräienstes ' 
(1) Der aktive Wehrdienst wird 
a) als Grundwehrdienst, 


ars 


Wehrdienstgesetz 3, 


b) als Dienst auf Zeit oder 
©) als Dienst in militärischen Berufen 
gelöistet. _ 

(& Die Dienstlaufbahnerdnung für die Angehörigen der Nationalen Volks- 
jarmee erläßt der Nationale Verteidigungsrat der Deutschen Demokratischen 
Republik, 


‚Anmerkung: Siehe die Dienstlaufbahnordnung — NVA — (Reg-Nr.7,), die 
Dienstlaufbahnordnung — GT — (Reg.-Nr. 8), die Dienstlaulbahnordnung — Ka- 
‚ernierte Einheiten des Ministeriums des Innern — (Reg.-Nr. 9) und die Dienst- 
Iaufbahnerdnung — ZV — (Reg.-Nr. 10). 


s» 
Fahneneld 


(t) Die Angehörigen der Nationalen Volksarmee leisten den Fahneneid (An- 
Inge). 

(®) Der Wortlaut des Fahneneides in den Grenztruppen der Deutschen De- 
mokratischen Republik oder in Organen nach $2 Abs.3 ist vom Nationalen Ver- 
teidigungsrat der Deutschen Demokratischen Republik den betreffenden Bedin- 
gungen entsprechend anzupassen. Dem Fahneneid ist der Diensteid oder eine 
entsprechende andere Form der von dem Bürger abzugebenden Verpflichtung 
gleichgestellt, wenn in Organen nach $2 Abs.3 kein Fahneneid geleistet wird. 

(8) Der geleistete Fahneneid gilt für die gesamte Zeit der Wehrpflicht, Das 
gleiche trifft zu, wenn nach Abs. 2 der Diensteid geleistet oder in einer anderen 
‚Form eine entsprechende Verpflichtung abgegeben wurde. 


520 
Dienstgrade, Dienstgradabzeichen und Uniformen 


(4) Die Angehörigen der Nationalen Volksarmee erhalten Dienstgrade und 
tragen Uniformen. 

(%) Die militärischen Dienstgrade legt der Staatsrat der Deutschen Demokra- 
schen Republik fest. Die Gestaltung der Uniformen und der Dienstgradabzel- 
hen regelt der Minister für Nationale Verteidigung. 





ates der DDR über die militi- 





‚Anmerkung: Siehe den Beschluß des Staa 
rischen Dienstgrade (Reg.-Nr. 6). 








2 
Grundsätze für die Ausgestaltung der Rechte und 
Pflichten der Angehörigen der Nationalen Volksarmee 


(4) Die Angehörigen der Nationalen Volksarmee besitzen die Grundrechte 
und Grungpflichten der Bürger nach der Verfassung der Deutschen Demokra- 
tischen Republik. 

(2) Die besonderen Rechte und Pflichten während des Wehrdienstes ergeben 
sich aus den Erfordernissen des militärischen Schutzes der Deutschen Demokra, 
tischen Republik und werden auf der Grundlage dieses Gesetzes in Rechtsvor- 
schriften oder militärischen Bestimmungen festgelegt. 


er 
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a2 
‚Grundlegende Aufgaben der Angehörigen der Nationalen Volksarmee 


(l) Die Angehörigen der Nationalen Volksarmee sind verpflichtet, auf der 
Grundlage der Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik, der Gesetze 
und anderen Rechtsvorschriften sowie in Erfüllung ihres geleisteten Fahneneldes 
die sozialistische Gesellschaftsordnung und das friedliche Leben der Bürger der 
Deutschen Demokratischen Republik gegen jeden Feind zu schützen. Dazu haben 
sie der Deutschen Demokratischen Republik, ihrem sozialistischen Vaterland, 
und der Sozialistischen Einheitspartel Deutschlands als der führenden gesell- 
schaftlichen Kraft treu und zuverlässig zu dienen sowie die Verbundenheit von. 
Partei, Volk und Armee unablässig zu festigen. Sie haben bereit und fählg zu 
sein, getreu dem sozialistischen Patriotismus und proletarischen Internationalis- 
mus an der Seite der Sowjetarmee und der anderen Bruderarmeen jederzeit den 
Sozialismus gegen alle Angriffe zu verteidigen und ihre ganze Person für die 
Erringung des Sieges einzusetzen? 

(®) Die Angehörigen der Nationalen Volksirmee wirken Im militärischen 
'Kamptkollektiv. Jeder von ihnen trägt, unabhängig von seiner Stellung im Kol- 
lektiv, vor der Gesellschaft und-seinen Vorgesetzten die Mitverantwortung für 
die gewissenhafte Erfüllung aller dem Kollektiv gestellten Aufgaben und somit 
für die Aufrechterhaltung und stetige Steigerung der Kampfkraft und Gefechts- 
bereitschaft des militärischen Kampfkollektivs. Sie haben nach den Geboten 
der sozialistischen Ethik und Moral zu leben, die sozialistischen Beziehungen 
untereinander unablässig zu festigen, innerhalb und außerhalb des Dienstes 
Vorbild zu sein sowie die Ehre und Würde der Nationalen Volksarmee stets zu 
wahren. 

@) Die militärische Disziplin, ist Pflicht der Angehörigen der Nationalen 
Volksarmee. Sie haben 
a) die Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik und die anderen 
Rechtsvorschriften strikt einzuhalten sowie den Fahneneid zu erfüllen, 
die Befehle, Dienstvorschriften und anderen militärischen Bestimmungen 
exakt, widerspruchslos und mit schöpferischer Initiative durchzuführen, 
©) sich unter die von der sozialistischen Gesellschaft gesetzten Normen, die In- 
teressen der militärischen Kampfkollektive und den Willen der im gesell- 
schaftlichen Auftrag handelnden Vorgesetzten bewußt unterzuordnen, 
ihr politisches, militärisches und allgemeines Wissen und Können im Inter- 
esse der Erfüllung des militärischen Klassenauftrages fortgesetzt zu vervoll- 
‚kommnen, 
militärischen Geheimnisse strikt zu wahren und 
zu üben. 


v) 


ß) 








je hohe Wachsamkeit 
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Vorgesetzte 


(1) Die Vorgesetzten sind für die politische und militärische Führung der 
ihnen unterstellten Angehörigen der Nationalen Volksarmee verantwortlich und 
besitzen die Befugnis, ihren Unterstellten die zur Erfüllung der Aufgaben not- 
wendigen Befehle zu erteilen. Sie haben die Pflicht, in ihrem Verhalten stets 
‚Vorbild zu sein, ständig den ordnungsgemäßen Ablauf des militärischen Dienstes 
zu sichern, die Rechte der Unterstellten zu wahren und sie zur vorbildlichen Er- 
füllung ihrer Pflichten zu erziehen. 
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Wehrdienstgesetz 3, 


(2) Die Vorgesetzten haben die Pflicht, die führende Rolle der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands in der Nationalen Volksarmee unablässig zu stärken 
und ihre Unterstellten so zu erziehen, daß ihre Treue und Ergebenheit zur Arbei- 
terklasse und ihrer marxistisch-leninistischen Partel, Ihre Liebe zum sozia- 
listischen Vaterland und ihre Verbundenheit mit dem Volk der Deutschen De- 
mokratischen Republik sowie ihre Haltung zum proletarischen Internationalis- 
mus ständig weiter vertieft und gefestigt werden. Bei der Führung und Erziehung 
der Angehörigen der Nationalen Volksarmee haben sie aut der Grundlage der 
Rechtsvorschriften und militärischen Bestimmungen exakte militärische Forde- 
rungen zu stellen und diese durchzusetzen. Sie haben die ihnen Uhterstellten gut 
zu kennen, sich um sie zu sorgen, ihre Ehre und Würde ständig zu achten, sie 
zur Lösung ihrer Aufgaben allseitig zu befähigen und dabel ihre schöpferische 
Initiative zu entfalten und zu nutzen. 

(#) Die Vorgesetzten haben den Wehrdienst zu einer wichtigen Etappe der 
kommunistischen Erziehung und Formung sozialistischer Persönlichkelien zu 
gestalten. Sie sind verpflichtet, die ihnen Unterstellten politisch und militärisch 
‚so zu erziehen, auszubilden und zu führen, daß der militärische Schutz der 
Deutschen Demokratischen Republik jederzeit gewährleistet Ist. Sie tragen per- 
sönlich die Verantwortung dafür, daß in ihrem Verantwortungsbereich alle 
‚Aufgaben zum Schutz des sozialistischen Vaterlandes und der sozialistischen 
Staatengemeinschaft, zum Schutz der sozialistischen Ordnung sowie des fried- 
lichen Lebens der Bürger zuverlässig erfüllt werden und die sozialistische Ge- 
setzlichkeit gewahrt wird. 





sm 
Mitgestaltung des aktiven Wehrdienstes 


Die Angehörigen der Nationalen Volksarmee sind zur Erfüllung Ihrer Auf- 
gaben berechtigt und verpflichtet, den Wehrdienst initiativreich mitzugestalten. 
Das erfolgt vor allem durch die exakte und schöpferische Erfüllung der Befehle 
der Vorgesetzten. Außerdem geschieht das durch die Teilnahme an der Tätig- 
keit der gesellschaftlichen Organisationen, am sozialistischen Wettbewerb und 
an der Tätigkeit-der Neuerer sowie durch die Verwirklichung des Rechtes auf, 
Eingaben und Beschwerden. ; 

52 
‚Anerkennung von Leistungen 


Die Anerkennung hoher Leistungen der Angehörigen der Nationalen Volks- 


‚arme erfolgt durch Belobigungen bzw. andere militärische Auszeichnungen oder 
‚durch die Verleihung staatlicher Auszeichnungen. 


926 
Verantwortlichkeit 


Die schuldhafte Verletzung der in den Rechtsvorschriften, Dienstvorschritten, 
Befehlen oder anderen militärischen Bestimmungen festgelegten Pflichten bzw. 
‚Rechte der Angehörigen der Nationalen Volksarmee begründet disziplinarische, 
materielle oder strafrechtliche Verantwortlichkeit. Die einzelnen Arten der Ver- 
'antwortlichkeit schließen sich’ gegenseitig nicht aus. 


‚Anmerkung: Siche die Wiedergutmachungsverordnung (WGVO) (Reg.-Nr. 14. 





2 


3. Wehrdienstgesetz 


s27 
Versorgung, Betreuung und Urlaub 


(1) Die Angehörigen der Nationalen Volksarmee haben Anspruch auf mate- 
rielle und finanzielle Versorgung sowie auf medizinische und kulturelle Be- 
treuung. 


Anmerkung: Siehe die Besoldungsverordnung und die 1. Durchführungsbe- 
stimmung dazu (Reg.-Nr.12. und 12.1.) 


(2) Den Urlaub der Angehörigen der Nationalen Volksarmee regelt der Mi- 
nister für Nationale Verteidigung in militärischen Bestimmungen. 

(#) Die finanzielle Versorgung und soziale Betreuung der Unterhaltsberech- 
tigten der Angehörigen der Nationalen Volksarmee wird gewährleistet, 


‚Anmerkung: Siehe die Unterhaltsverordnung und die 1. und 2, Durchfüh- 
tungsbestimmung dazu (Reg.-Nr. 13.,13.1. und 13.2) 
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Besonderheiten der Unterstellung 


(1) Angehörige der Nationalen Volksarmee können 'auf der Grundlage von 
Rechtsvorschriften oder auf Weisung des Nationalen Verteidigungsrates der 
Deutschen Demokratischen Republik Angehörigen anderer staatlicher Organe 
oder der Betriebe zeitweilig unterstellt werden. Das gleiche gilt, wenn die zu- 
ständigen Minister bzw. anderen Leiter zentraler Staatsorgane das vereinbaren. 

(2) Bei einer veränderten Unterstellung haben die Angehörigen der Natio- 
‚nalen Volksarmee die Aufgaben der staatlichen Organe oder Betriebe zu erfül- 
len, denen sie unterstellt sind. Das bestehende Dienstverhältnis ändert sich, 
dadurch nicht. 

(#) Die Regelungen der Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn auf 
Grund völkerrechtlicher Verträge eine Unterstellung von Angehörigen der Na- 
tionalen Volksarmee unter verbündete Armeen oder internationale Organisa- 
tionen erfolgt, 

(4) Die Regelungen der Absätzel bis 3 gelten nicht, wenn völkerrechtliche 
Verträge etwas anderes vorsehen. 





Grundwehrdienst 
[27 


(1) Die Dauer des Grundwehrdienstes beträgt 18 Monate. Die betreffenden 
Angehörigen der Nationalen Volksarmee leisten den aktiven Wehrdienst im 
Dienstverhältnis Soldat im Grundwehrdienst. 

(2) Die Wehrpflichtigen können vom vollendeten 18. Lebensjahr bis zum 
31. Dezember des Jahres, in dem sie das 26. Lebensjahr vollenden, zum Grund- 
'wehrdienst einberufen werden. 

®) Wehrpflichtige, die sich der Ableistung des Grundwehrdienstes entzogen 
oder sich nicht nach $8 Abs.1 zur Musterung bzw. beim Wehrkreiskommando 
‚gemeldet haben oder der Mitteilungspflicht nach $14 Abs.5 nicht nachgekom- 
men sind, können bis zum 31. Dezember des Jahres, in dem sie das 35. Lebens- 
‚jahr vollenden, zum Grundwehrdienst einberufen werden. Das gleiche gilt für 
die Wehrpllichtigen, die Straftaten begangen haben und nicht in dem im Abs. 2 
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Wehrdienstgesetz 3, 


festgelegten Zeitraum zum Grundwehrdienst einberufen oder aus solchen 
"Gründen vorzeitig aus dem Grundwehrdienst entlassen wurden. Die Tilgung 
von Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit im Strafregister hat 
darauf keinen Einfluß. 
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(4) Der Grundwehrdienst endet in der Regel mit Ablaul von 18 Monaten. 

(®) Eine vorzeitige Entlassung von Angehörigen der Nationalen Volksarmee 
aus dem Grundwehrdienst kann wegen Untauglichkeit für den Wehrdienst oder 
zeitweiliger Zurückstellung vom Wehrdienst erfolgen. 

(8) Eine vorzeitige Entlassung kann auch dann erfolgen, wenn Angehörige 
der Nationalen Volksarmee Straftaten begangen haben und zu Strafe mit Frei- 
heitsentzug verurteilt wurden, sofern durch dieses Verhalten und die Verurtei- 
Nung der Zweck des Grundwehrdienstes nicht erreicht werden kann. In anderen 
Fällen bleiben sie Angehörige der Nationalen Volksarmee. 

(4) Der Nationale Verteidigungsrat der Deutschen Demokratischen Republik 
kann weitere Festlegungen über die vorzeitige Entlassung aus dem Grundwehr- 
dienst treifen. 

(6) Nach einer vorzeitigen Entlassung kann die erneute Einberufung zum 
Grundwehrdienst erfolgen, wenn die Gründe der vorzeitigen Entlassung weg- 
gefallen sind. Der Grundwehrdienst ist für die Dauer von 18 Monaten zu leisten, 
wenn die vorangegangene Dienstzeit weniger als 3 Monate dauerte. In den an- 
deren Fällen erfolgt eine Anrechnung der geleisteten Dienstzeit. Die Festlegun- 
gen des $ 31 Abs. 5 bleiben davon unberührt. 

(0) Wurde gegen einen Angehörigen der Nationalen Volksarmee während 
seines Grundwehrdienstes eine Disziplinarstrafe mit Freiheitsbeschrlinkung 
verhängt oder hat er eine unerlaubte Entfernung begangen, so ist er verpflich- 
tet, die entsprechende Zeit länger Grundwehrdienst zu leisten. Ausnahmen kön- 
nen in der Dienstlaufbahnordnung für die Angehörigen der Nationalen Volks- 
armee festgelegt werden. 


Anmerkung: Vgl. $28 Abs.2 der Dienstlaufbahnordnung - NVA — (Rep.- 
Nr. 7), 


(M Wurde ein Angehöriger der Nationalen Volksarmee zu einer Strafe mit 
Freiheitsentzug verurteilt und nicht nach Abs.3 vorzeitig entlassen, so verlän- 
'gert eich sein Grundwehrdienst um die Dauer des Vollzuges der Strafe bzw. 
um den Teil der Zeit des Vollzuges der Strafe, der zur vollständigen Ableistung 
des Grundwehrdienstes notwendig ist. 
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Wehrdienst auf Zeit und in militärischen Berufen 


(1) Der aktive Wehrdienst auf Zeit bzw. in militärischen Berufen wird frei- 
willig auf der Grundlage einer Verpflichtung des betreffenden Wehrpflichtigen 
und der Bestätigung durch den Einberufungsbefehl bzw. den Befehl des Vor- 
gesetzten geleistet. 

(2) Der aktive Wehrdienst auf Zeit wird in den Dienstverhältnissen 
a) Soldat auf Zeit, 

b) Unteroffizier auf Zeit oder 
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3. Wehrdiensigesetz 


©) Offizier auf Zeit = 
geleistet. 

(8) Der aktive Wehrdienst in militärischen Berufen wird in den Dienstver- 
hältnissen 
a) Berufsunteroffizier, 

b) Fähnrich oder 
©) Berufsoffizier 
geleistet. 

(4) Der Beginn und das Ende der Dienstverhältnisse nach den Absätzen 2 
und 3, der Dienstverlauf sowie der Übergang von einem Dienstverhältnis in 
ein anderes werden in der Dienstlaufbahnordnung für die Angehörigen der 
Nationalen Volksarmee festgelegt. Soweit die Bedingungen dieser Dienstver- 
hältnisse das zulassen, gelten die Regelungen des $30 entsprechend, 

(6) Angehörige der Nationalen Volksarmee, die im Verlaufe ihrer speziellen 
‚Ausbildung bzw. vor ihrer Ernennung zum Unteroffizier, Fähnrich oder Offizier 
aut Grund der Entwicklung ihres Verhaltens oder fehlender Bereitschaft für 
den aktiven Wehrdienst auf Zeit oder in militärischen Berufen von ihrer Ver- 
pflichtung entbunden werden, haben grundsätzlich den Grundwehrdienst ohne 
Berücksichtigung Ihrer bisherigen Dienstzeit zu leisten. Einzelheiten regelt der 
Minister für Nationale Verteidigung. 
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Fach- und Hochschulen 


Die Lehreinrichtungen der Nationalen Volksarmee sind 

a) Fachschulen — zur Aus- oder Weiterbildung der Angehörigen der Nationalen 
Volksarmee im Dienstverhältnis Fähnrich — und 

b) Hochschulen — zur Aus- oder Weiterbildung der Angehörigen der Nationalen 
Volksarmee im Dienstverhältnis Berufsoffizier. 





IV. Abschnitt 
Der Reservistenwehrdienst 
Vorbemerkung: Siehe $ 29 der Dienstlaufbahnordnung - NVA — (Rep 
[Eu 


Zweck und Arten des Reservistenwehrdienstes 


(1) Der Reservisienwehrdienst wird zur Gewährleistung einer ständig hohen. 
Kampfkraft sowie Gefechts- und Mobilmachungsbereitschaft der Nationalen 
'Volksarmee durchgeführt. 

(2) Die Arten des Reservistenwehrdienstes sind 
a) Reservistenausbildung, 

b) Reservistenqualifizierung und 
©) Reservistenübung. 

(® Während des Reservistenwehrdienstes sind die Wehrpflichtigen Angehö- 
rige der Nationalen Volksarmee. Für sie gelten die Festlegungen über den akti- 
ven Wehrdienst unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Reservisten- 
wehrdienstes. 
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Reservistenausbildung = 


‚Wehrptlichtige, die noch keinen Wehrdienst oder weniger als 4 Wochen akti- 
ven Wehrdienst bzw. Reservisienwehrdienst geleistet haben, können zum 
Zwecke der Vermittlung der erforderlichen militärischen Kenntnisse bis zu 
3 Monaten oder zur Ausbildung zum Offizier bis zu 6 Monaten zur Reservisten- 
ausbildung einberufen werden. Diese zeitliche Beschränkung gilt nicht, wenn 
der Reservistenwehrdienst freiwillig geleistet wird 
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Reservistenqualifizierung 


(0) Die Reservistenqualifizierung dient der Festigung und der Vervollkomm- 
nung des militärischen Wissens und Könnens der Wehrpflichtigen. 

(2) Die Dauer der Reservistenqualifizierung kann bis zu 3 Monaten im Jahr 
betragen. Die Gesamtdauer der Reservistenqualifizierung darf bei denjenigen 
Wehrptlichtigen, die mehr als 1 Jahr aktiven Wehrdienst geleistet haben, 24 Mo- 
‚nate nicht überschreiten. Die Wehrpflichtigen, die 1 Jahr bzw. weniger als 
1 Jahr oder keinen aktiven Wehrdienst geleistet haben, können zu Reservisten- 
qualifizierungen mit einer Gesamtdauer von 30 Monaten einberufen werden. 
Diese zeitlichen Beschränkungen gelten nicht, wenn der Reservistenwehrdienst 
freiwillig geleistet wird 

(8) Die Reservistenqualifizierung kann sich unmittelbar an die Reservisten- 
ausbildung anschließen. 


530 
Reservistenübung 


(4) Zur Überprüfung ihrer Einsatzbereitschaft und Kampffähigkeit können 
die Wehrpflichtigen jederzeit kurzfristig zur Reservistenübung einberufen wer- 
den. Die Einberufung zur und der Ablauf der Reservistenübung eind so vorzu- 
nehmen, daß dies weitestgehend den Bedingungen der Mobilmachung und des 
Verteidigungszustandes entspricht. Dabei gelten die Festlegungen Lür die‘Mobil- 
machung und den Verteidigungszustand entsprechend. 

(2) Die Zeit einer Reservistenübung, die 8 Tage übersteigt, wird auf die Ge- 
samtdauer der Einberufung zu Reservistenqualifizierungen angerechnet. 

(8) Für die Reservistenübung ist eine zeitweilige Zurückstellung vom Wehr- 
dienst nicht zulässig. 





Y. Abschnitt, 
Die Förderung nach dem Wehrdienst 
und die Reserve der Nationalen Volksarmee 


937 
‚Förderung nach dem Wehrdienst 


Vorbemerkung: Val. die Förderungsverordnung und die 1. Durchführungsbe- 
stimmung dazu (Reg.-Nr. 15. und 15.1) 


(0), Die staatlichen Organe und Betriebe haben die Wehrpflichtigen nach dem 
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3. Wehrdienstgesetz 


Wehrdienst würdig zu empfangen, ihre Eingliederung in den Arbeitsprozeß zu 
sichern und sie der Dauer ihres Wehrdienstes sowie ihren Leistungen während 
des Wehrdienstes entsprechend beruflich zu fördern. 

(2) Die staatlichen Organe und Betriebe haben Maßnahmen zu treffen, daß 
die Wehrpflichtigen nach dem Wehrdienst ihre Pflichten nach diesem Gesetz 
und anderen Rechtsvorschriften erfüllen können. 


h FE 
Reserve der Nationalen Volksarmee 


Vorbemerkung: Val. die Reservistenordnung und die 1.Durchführungsbe- 
stimmung dazu (Reg.-Nr. 11. und 11.1) 


(1) Die Wehrpflichtigen bilden in der Zeit, in der sie keinen aktiven Wehr- 
dienst oder Reservistenwehrdienst bzw. keinen solchen Dienst leisten, der der 
‚Ableistung des Wehrdienstes entspricht, als Reservisten die Reserve der Natlo- 
nalen Volksarmee. Eine besondere Reserve der Grenziruppen der Deutschen 
Demokratischen Republik oder der Organe nach $2 Abs.3 besteht nicht, 

(2) Die Reservisten sind 
a) ungediente Reservisten, wenn sie noch keinen Wehrdienst oder weniger als 

4 Wochen aktiven Wehrdienst bzw. Reservistenwehrdienst geleistet haben, 

und 
b) gediente Reservisten, wenn sie 4 Wochen aktiven Wehrdienst bzw. Reservi- 

stenwehrdienst oder einen längeren Wehrdienst geleistet haben. 

(9) Die Reservisten sind über die sonstigen Festlegungen dieses Gesetzes hin- 
aus verpflichtet, 

a) die Ehre und Würde eines Reservisten zu wahren, 

b) sich militärpolitisch und militärisch zu informieren sowie sportlich, insbeson- 
dere wehrsportlich, zu betätigen, 

©) die staatlichen und militärischen Geheimnisse, die ihnen zur Kenntnis ge- 
langten, zu wahren, 

4) Auflagen, die der möglichen Einberufung dienen, zu erfüllen, 

©) die ihnen übergebenen Uniformen und Ausrüstungsgegenstände in einem 
einsatzbereiten Zustand zu erhalten, 

N die Uniform zu tragen, wenn das vom Minister für Nationale Verteidigung 
festgelegt wurde, und 

®) die sozialistische Wehrerziehung, insbesondere die Vorbereitung der Jugend 
auf den Wehrdienst, und die Sicherung des Nachwuchses für militärische 

Berufe zu unterstützen. 

(#) Reservisten, die ihren Pflichten nach Abs. 3 zuwiderhandeln, können diszi-, 
plinarisch nach militärischen Bestimmungen zur Verantwortung gezogen wer- 
den. Andere Arten der Verantwortlichkeif schließen die Disziplinarmaßnahmen 
nicht aus. 














VI. Abschnitt 
Wehrdienst in besonderen Situationen 


E£J 
Aussetzung der Entlassung aus dem Wehrdienst 


Die Entlassungen aus dem Wehrdienst können auf Beschluß des Nationalen. 
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Wehrdienstgesetz 3. 


Verteidigungsrates der Deutschen Demokratischen Republik zur Bekämpfung 
von Katastrophen bzw. bei gespannter internationaler Lage ausgesetzt werden. 


Wehrdienst während der Mobilmachung 
und im Verteidigungszustand 


Vorbemerkung: Siehe $30 der Dienstlaufbahnordnung — NVA — (Reg.-Nr. 7) 
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(\) Nach der Bekanntmachung der Mobilmachung oder der Verkündung des. 
Verteidigungszustandes haben sich alle Wehrpflichtigen für den Wehrdienst be- 
reitzuhalten. Sie können jederzeit einberufen werden. 

(2) Die Wehrpflichtigen können von den Wehrkreiskommandos beauflagt 
werden, ihren Wohnsitz nicht zu wechseln bzw. den Ort ihres Wohnsitzes nicht 
zu verlassen. 

(9) Für den Wehrdienst der weiblichen Bürger gelten die Festlegungen über 
den Wehrdienst der männlichen Wehrpflichtigen entsprechend. 

(4) Die Wehrpflichtigen können einberufen werden, ohne gemustert zu sein. 

(6) Musterungskommissionen werden nicht mehr gebildet. Ihre Rechte sowie 
die der Beschwerdekommissionen gehen auf die Wehrkreiskommandos. bzw. 
Wehrbezirkskommandos über. 

(6) Die Entscheidungen über die zeitweilige Zurückstellung vom Wehrdienst 
sind aufgehoben. Die weitere zeitweilige Zurückstellung vom Wehrdienst legt 
der Minister für Nationale Verteidigung fest. 

(M) Die Wehrpflichtigen, die sich im Ausland aufhalten, haben sich unver- 
züglich in den zuständigen Botschaften der Deutschen Demokratischen Republik 
zu melden, 
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(1) Während der Mobilmachung oder im Verteidigungszustand leisten alle 
‚Angehörigen der Nationalen Volksarmee Wehrdienst im allgemeinen Dienstver- 
hältnis des aktiven Wehrdienstes. Unabhängig davon bestehen weiterhin die 
Dienstverhältniese des aktiven Wehrdienstes auf Zeit und in militärischen Be- 
rufen. Die erforderlichen Festlegungen trifft der Nationale Verteidigungsrat der 
Deutschen Demokratischen Republik. 

(2) Die Entlassungen aus dem Wehrdienst erfolgen bei Beendigung der 
Wehrpflicht bzw. nach besonderen Festlegungen des Nationalen Verteidi 
rates der Deutschen Demokratischen Republik. 





VII. Abschnitt 


Ordnungsstrafbestimmungen, 
Strafbestimmungen und Zuführung 


sa 
Ordnungsstrafbestimmungen 


(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1. der Aufforderung zur Erfassung, Musterung, Einberufungsüberprüfung oder 
Feststellung der Diensttauglichkeit nicht oder nicht pünktlich Folge Jeistet, 


3. Wehrdienstgesetz 


2. sich nicht unverzüglich nach Vollendung des 19. Lebensjahres bei dem fü: 
‚seinen Wohnsitz zuständigen Wehrkreiskommando meldet, wenn er ‘bis zı 
diesem Zeitpunkt keine Aufforderung zur Musterung oder sonst keine Kennt 
nis über die Musterung erhalten hat, 

3. der Auflage, sich fachärztlicher Behandlung zu unterziehen, nicht unverzüg- 
lich nachkommt, 

4. den Wehrdienstausweis oder den Einberufungsbefehl 

5. seinen Wehrdienstausweis oder Einberufungsbefehl 
wahrt, 

6. seiner Mitteilungs- bzw. Meldepflicht gegenüber dem zuständigen Wehrkreis- 
'kommando oder der Anordnung des Wehrkreiskommandos zum persönlichen 
Erscheinen nicht oder nicht unverzüglich nachkommt, 

7. eine Auflage zur Vorbereitung auf den Wehrdienst bzw. eine solche, die der 
möglichen Einberufung dient, nicht oder nicht vollständig erfüllt, 

8. unrichtige oder unvollständige Angaben macht oder andere Handlungen be- 
geht, um dadurch seine Einberufung zu verzögern, bzw. an solchen Hand- 
lungen mitwirkt oder 

9. Uniformen, Teile von Uniformen oder Ausrüstungsgegenstände der Natio- 
‚nalen Volksarmee, der Grenztruppen der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik oder der Organe nach $2 Abs.3 unberechtigt sich oder einem anderen 
verschafft oder sie ohne Erlaubnis benutzt, 

kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 bis 500 M belegt werden. 

(@) Wer vorsätzlich eine im Abs.1 bezeichnete Handlung begeht, kann mit 
einer Ordnungsstrafe bis 1.000 M belegt werden, 

1. wenn die gesellschaftlichen Interessen grob mißachtet wurden oder 

2. wenn eine solche Ordnungswidrigkeit wiederholt innerhalb von 2 Jahren 
begangen und mit Ordnungsstrafe geahndet wurde. 

(8) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens obliegt den Stellvertre- 
tern der Vorsitzenden für Inneres der Räte der Kreise oder Stadtbezirke, den 
Leitern der zuständigen Dienststellen der Deutschen Volkspolizei bzw. den Lei- 
tern der Wehrkreiskommandos. 

(4 Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens und den Ausspruch 
von Ordnungsstrafmaßnahmen gilt das Gesetz vom 12. Januar 1969 zur Bekämp- 
fung von Ordnungswidrigkeiten - OWG — (GBl.I Nr.3 8.101). 

(6) Die entschädigungslose Einziehung der im Abs.1 Ziff.9 genannten Uni- 
formen, Teile von Uniformen oder Ausrüstungsgegenstände kann 
1. neben dem Ausspruch einer Ordnungsstrafmaßnahme oder 
2. selbständig durch die Deutsche Volkspolizei 
erfolgen. 





icht annimmt, 
it sorgfältig aufbe- 








5. 
Strafbestimmungen 


(4) Wer vorsätzlich 

1. dem Einberufungsbefehl zur Ableistung des Wehrdienstes nicht oder nicht 
pünktlich Folge leistet, 

2. den Einberufungsbefehl nicht annimmt und dadurch den Wehrdienst nicht 
oder nicht pünktlich antritt oder 

3. sich dem Dienstantritt zur Ableistung des Wehrdienstes entzieht oder andere 
Handlungen begeht, um seine Einberufung zu verhindern, oder an solchen 
Handlungen mitwirkt, 


Wehrdiensigesete 3. 


wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Verurteilung auf Bewäh- 
rung oder mit Geldstrafe bestraft. 

@) Wer die Tat während der Mobilmachung oder im Verteidigungszustand 
begeht, wird mit Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr bestraft. 


54 
Zuführung 


Bei unbegründetem’ Fernbleiben von der Erfassung, Musterung, Einberu- 
fungsüberprüfung, Feststellung der Diensttauglichkeit oder Einberufung bzw. 
bei Nichtbefolgung der Anordnung zum persönlichen Erscheinen im Wehrkreis- 
'kommando kann die Zuführung durch die Deutsche Volkspolizei erfolgen, 


VIII. Abschnitt 
Schlußbestimmungen 


sa 
Folgebestimmungen 


(4) Grundsätzliche Festlegungen zur Durchführung dieses Gesetzes treffen 
der Nationale Verteidigungsrat der Deutschen Demokratischen Republik oder 
der Ministerrat. 

(2) Aut der Grundlage dieses Gesetzes, der Anordnungen bzw. Beschlüsse 
des Nationalen Verteidigungsrates der Deutschen Demokratischen Republik 
oder der Verordnungen bzw. Beschlüsse des Ministerrates regelt der Minister 
für Nationale Verteidigung in Rechtsvorschriften oder militärischen Bestim- 
mungen alle notwendigen Maßnahmen, die mit dem Wehrdienst zusammen. 
hängen. Das Arbeitsrecht findet keine Anwendung. 

(®) Der Minister für Nationale Verteidigung kann in militärischen Bestim- 
mungen zur Festigung der militärischen Disziplin Maßnahmen festlegen, die mit 
Freiheitsbeschränkung für Angehörige der Nationalen Volksarmee, Kürzung 
der finanziellen Versorgung oder Einziehung von Sachen verbunden sind. Vor 
dem Erlaß solcher militärischer Bestimmungen ist vom Nationalen Verteidi- 
'yungsrat der Deutschen Demokratischen Republik die Zustimmung zur Durch- 
führung der vorgesehenen Maßnahmen einzuholen. 

(9) Soweit die erforderlichen Festlegungen den Dienst betreffen, der der 
‚Ableistung des Wehrdienstes entspricht, erlassen die zuständigen Minister die 
innerdienstlichen Regelungen. 


5. 
Übergangsregelungen 


) Die zur Durchführung des Wehrpflichtgetetzes vom 24. Januar 1962 
(GBI Nr.1 $.2) in der Fassung des Anpassungsgesetzes vom 11. Juni 1968. 
(GBI.I Nr.11 $.242) erlassenen Rechtsvorschriften sowie die unter Bezug auf 
dieses Gesetz herausgegebenen Einberufungsbefehle behalten bis zum Erlaß 
anderer Rechtsvorschriften bzw. bis zur Erteilung anderer Einberufungsbefehle 
ihre Gültigkeit. Die bisherigen Formulare der Einberufungsbefehle bzw. die 
‚sonstigen Formulare, die Bezug auf das Wehrpflichtgesetz nehmen, können 
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weiterhin verwendet werden, soweit die damit zu veranlassenden Maßnahmen. 
nicht diesem Gesetz widersprechen. 

(2) Der Dienst, der in bereits erlassenen Rechtsvorschriften als Wehrersatz- 
dienst bezeichnet wird, ist Dienst nach $2 Abs.3 dieses Gesetzes. 


sa 
Inkrafttreten 


(0) Dieses Gesetz tritt am 1. Mai 1982 in Kraft. 
(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 

a) das Gesetz vom 24. Januar 1962 über die allgemeine Wehrpflicht (Wehr- 
Pflichtgesetz) (GBI. Nr. 18.2) und 

b) ZiEE.29 der Anlage zum Gesetz vom 11. Juni 1968 zur Anpassung von Straf- 
bestimmungen und Ordnungsstrafbestimmungen — Anpassungsgesetz — 
(GBI.I Nr. 118.292). 


Anlage 
zu $19 Abs.1 zu vorstehendem Gesetz 


FAHNENEID 


Ich schwöre: 
Der Deutschen Demokratischen Republik, meinem Vaterland, allzeit treu zu 
dienen und sie auf Befehl der Arbeiter-und-Bauern-Regierung gegen jeden 
Feind zu schützen. 


Ich schwöre: 
An der Seite der Sowjelarmee und der Armeen der mit uns verbündeten 
sozialistischen Länder als Soldat der Nationalen Volksarmee jederzeit bereit 
zu sein, den Sozialismus gegen alle Feinde zu verteidigen und mein Leben. 
zur Erringung des Sieges einzusetzen. 


Ach schwöre: 
Ein ehrlicher, tapferer, disziplinierter und wachsamer Soldat zu sein, den 
militärischen Vorgesetzten unbedingten Gehorsam zu leisten, die Befehle 
mit aller Entschlossenheit zu erfüllen und die militärischen und staatlichen 
Geheimnisse immer streng zu wahren. 


Ich schwöre: 
Die militärischen Kenntnisse gewissenhaft zu erwerben, die militärischen 
Vorschriften zu erfüllen und immer und überall die Ehre unserer Republik 
und ihrer Nationalen Volksarmee zu wahren. 


‚Sollte ich jemals diesen meinen feierlichen Fahneneid verletzen, so möge 
mich die harte Strafe der Gesetze unserer Republik und die Verachtung des 
werktätigen Volkes treffen. 
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4. 
Anordnung 
des Nationalen Verteidigungsrates 
der Deutschen Demokratischen Republik 
über die Musterung und Einberufung zum Wehrdienst 
— Einberufungsordnung — 


vom 25. März 1982 (GBl.I Nr. 12 5.230) 


Die Musterung und Einberufung der wehrpflichtigen Bürger der Deutschen 
Demokratischen Republik erfolgt zur Vorbereitung und Durchführung des 
Wehrdienstes im Interesse des sicheren Schutzes des Friedens und des sozlali- 
tischen Vaterlandes. Dazu wird auf der Grundlage des $45 Abs.1 des Wehr- 
lionstgesetzes vom 25. März 1982 (GBl.I Nr.12 S.221) angeordnet: 


1. Abschnitt, 
Allgemeine Bestimmungen 


sı 
Grundlegende Bestimmungen über die Musterung 


Die Musterung Ist ein gesellschaftliches Anliegen und ein Höhepunkt der 
Vorbereitung der» Wehrpflichtigen auf den Wehrdienst. Sie dient der Feststel- 
Iung der Diensttauglichkeit sowie der zu diesem Zeitpunkt bestehenden weite- 
ren erforderlichen Voraussetzungen der erfaßten wehrpflichtigen Bürger in 
Vorbereitung der Einberufung zum Wehrdienst. 


s2 
Grundlegende Bestimmungen über die Einberufung 


(1) Die Einberufung ist eine Maßnahme zur Wahrnehmung des verfassungs- 
mäßig festgelegten Rechtes und der Ehrenpflicht der Wehrpflichtigen, den Wehr- 
dienst zu leisten. Durch die Einberufung werden die Wehrpflichtigen auf der 
(Grundlage eines Einberufungsbefehls verpflichtet, sich zu einem bestimmten 
Zeitpunkt zum Antritt des Wehrdienstes zu melden. Mit dem im Einberufungs- 
befehl bestimmten Tag bzw. Zeitpunkt wird das Wehrdienstverhältnis der be- 
\retfenden Wehrpflichtigen begründet. 

(0) Der Einberufungsbefehl wird vom Leiter des Wehrkreiskommandos für 
die zur Einberufung bestimmten Wehrpflichtigen erlassen. 

(8) Die Leiter der Wehrkreiskommandos haben zu gewährleisten, daß alle 
für den Wehrdienst tauglichen und geeigneten Wehrpflichtigen den aktiven 
‚Wehrdienst, Reservistenwehrdienst bzw. einen Dienst entsprechend $2 Abs.3 
des Wehrdienstgesetzes leisten. 

(4) Vor der Einberufung ist in der Regel eine Einberufungsüberprüfung der 
Wehrpflichtigen durchzuführen. 
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MI. Abschnitt 
Vorbereitung und Durchführung der Musterung 


ss 
Bekanntmachung der Musterung 
(i) Die Bekanntmachung der Musterung erfolgt durch den Minister für Na- 
tionale Verteidigung. Sie ist in der Presse der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik und durch Aushang zu veröffentlichen, 
(®) Die Räte der Kreise, Städte, Stadtbezirke und Gemeinden sind verpflich- 
tet, den öffentlichen Aushang der Bekanntmachung zu veranlassen. Die erfor- 
derlichen Festlegungen hierzu treffen die Leiter der Wehrkreiskommandos. 


s 
Auttorderung zur Musterung 
(4 Die Leiter der Wehrkreiskommandos haben zu gewährleisten, daß die zu 
musternden Wehrpflichigen zur Musterung aufgefordert werden. 

. (2) Die Aufforderung ist den Wehrpflichtigen in der Regel schriftlich durch, 
die Deutsche Post zuzustellen. Bei Notwendigkeit sind die staatlichen Organe 
oder Betriebe verpflichtet, entsprechend den Forderungen der Leiter der Wehr- 
kreiskommandos die Zustellung oder Übermittlung der Aufforderung vorzu- 
nehmen. 


Anmerkung: Beiriebe im Sinne des $5 Abs,1 des Wehrdienstgesetzes sind 
Kombinate, wirtschaftsleltende Organe, Beiriebe, Einrichtungen, Genosien- 
‚schaften, gesellschaftliche Organisa und Vereinigungen. 


(®) Die Zustellung oder Übermittlung der Aufforderung hat grundsätzlich 
bis 14 Tage nach dem Zeitpunkt der öffentlichen Bekanntmachung der Muste- 
rung zu erfolgen. Diese Frist braucht nicht eingehalten werden, wenn es zur 
Gewährleistung der Musterung von Wehrpflichtigen notwendig, ist, 

(4) Die Wehrpflichtigen haben die zuständigen staatlichen Organe oder Be- 
iriebe bzw. deren Leiter unverzüglich von der Aufforderung in Kenntnis zu 
setzen. 

(6) Für die Wehrpflichtigen sind die mit der Aufforderung übermittelten. 
Festlegungen verbindlich. 

(©) Die schriftliche Aufforderung gilt für die Wehrpflichtigen als Fahraus- 
weis zwischen dem Ort des Wohnsitzes und dem Ort der Musterung. 
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Meldepflicht zur Musterung 

() Wehrpflichtige, die vom Zeitraum der Musterung ihres Geburtsjahrgan- 
ges Kenntnis erlangten, aber bis zu dem im $4 Abs. 3 genannten Termin keine 
‚Aufforderung zur Musterung erhalten haben, sind verpflichtet, sich unverzüg- 
lich bei dem für ihren Aufenthaltsort zuständigen Wehrkreiskommando zu 
melden, 

(2) Seeleute, die dem zur Musterung bestimmten Geburtsjahrgang angehören 
und sich auf Fahrt oder in einem auslärdischen Hafen befinden, haben sich 
nach ihrer Rückkehr unverzüglich bei dem für den Heimathafen ihres Schiffes 
zuständigen Wehrkreiskommando zu melden. 
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ss 
Musterung bestimmter Wehrpflichtiger 


(4) In die Musterung können Wehrpflichtige, die einem älteren als in der 
Bekanntmachung der Musterung bestimmten Geburtsjahrgang angehören, je- 
terzeit einbezogen werden. 

(2) Seeleute, die dem zur Musterung bestimmten Geburtsjahrgang angehö- 
ren, können zu einem anderen als in der Bekanntmachung festgesetzten Zeit- 
taum gemustert werden. Die Musterung kann vor Auslaufen bzw. nach Einlaufen 
des Schiffes, zu dessen Besatzung die Betreifenden gehören, erfolgen, Den 
Zeitraum der Musterung bestimmt der Chef des Wehrbezirkskommandos 
Rostock. 

(®) Für Binnenschilfer, die keinen Wohnsitz an Land haben, gilt Abs, 2 ent- 
üprechend. Den Zeitraum der Musterung dieser Wehrpflichtigen bestimmt der 
Chef des Wehrbezirkskommandos Berlin in Absprache mit den zuständigen 
‚staatlichen Organen oder Betrieben bzw. deren Leitern, die für die betreffen- 
den Wehrpflichtigen zuständig sind. 

(4) Wehrpflichtige des zur Musterung bestimmten Geburtsjahrganges, die 
während des gesamten in der Bekanntmachung festgesetzten Zeitraumes wegen 
des Vollzuges einer Strafe mit Freiheitsentzug nicht zur Musterung erscheinen 
können, sind nach dem Vollzug dieser Strafe zu mustern. i 

(6) Für Jugendliche, die sich für den aktiven Wehrdienst in militärischen 
Berufen bereit erklärt haben, sowie für Schüler an erweiterten Oberschulen 
und Lehrlinge in der Berufsausbildung mit Abitur, kann vor ihrer Musterung 
von den Leitern der Wehrkreiskommandos die Feststellung der Diensttauglich- 
keit veranlaßt werden. 


‚Aufgaben der staatlichen Organe \ 
und Betriebe zur Vorbereitung der Musterung 
[u 


(4) Die staatlichen Organe und Betriebe sind in Vorbereitung der Musterung 
zur Erfüllung folgender Aufgaben verpflichtet: 

) politisch-ideologische Vorbereitung der Wehrpflichtigen auf ihre Musterung, 
In Zusammenarbeit mit den zuständigen Wehrkreiskommandos sind dazu 
im Rahmen der sozialistischen Wehrerziehung spezielle wehrerzieherische 
Maßnahmen festzulegen und durchzuführen 

tlußnahme auf das termingerechte und pünktliche Erscheinen der Wehr- 

pflichtigen am angegebenen Ort der Musterung; 

termingerechte Übergabe von angeforderten Unterlagen an die Wehrkreis- 

kommandos bzw. die Wehrpflichtigen; 

Mitteilung des Namens, der Personenkennzahl, des Wohnsitzes, des Aufent- 

'haltsortes und der Dauer des Aufenthaltes von Wehrpflichtigen, die dem in. 

der Bekanntmachung bestimmten Geburtsjahrgang angehören und nicht zur 

Musterung erscheinen können, an die zuständigen Wehrkreiskommandos. 

Das betrifft Wehrpflichtige, die sich während des gesamten in der Bekannt- 

machung festgesetzten Zeitraumes der Musterung nicht am Ort ihres Wohn- 

tzes bzw. nicht an ihrem ständigen Arbeitsort befinden. Die o.g. Angaben 
sind den zuständigen Wehrkreiskommandos bis 2 Wochen vor Beginn des. 
Testgesetzten Zeitraumes der Musterung mitzuteilen. 

Die dazu von den Wehrkreiskommandos oder den Räten der Kreise bzw. Stadt- 
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bezirke erteilten Auflagen sind unabhängig vom Unterstellungsverhältnis zu 
erfüllen. 

(2) Die Organe des Jugendgesundheitsschutzes und des Betriebsgesundheits- 
wesens haben auf Anforderung der Wehrkreiskommandos die Gesundheitsun- 
terlagen von Wehrpflichtigen zum festgesetzten Termin zeitweilig zur Verfü- 
gung zu stellen. 


ss 


(0) Die Räte der Kreise, Städte bzw. Stadtbezirke haben für die Musterung 

entsprechend den von den Leitern der Wehrkreiskommandos gestellten Anfor- 

derungen und festgesetzten Terminen bereitzustellen bzw. zu gewährleisten: 

a) befählgte Kräfte zur Unterstützung der politischen Arbeit mit den Wehr- 
flichtigen während der Musterung; 

b) medizinische Fachkräfte (Fachärzte und mittlere medizinische Kräfte mit 
Erfahrungen in der Tauglichkeitsuntersuchung für den Wehrdienst) sowie 
technisches Personal; 

©) Berufung eines Facharztes als Kreismusterungsarzt mit der Aufgabe, die bei 
der Musterung einzusetzenden medizinischen Fachkräfte vorzubereiten und 
anzuleiten sowie den Leiter des Wehrkreiskommandos und den Kreisarzt in 
allen Fragen der Organisation und Durchführung medizinischer Untersu- 
hungen für den Wehrdienst sowie militärmedizinischer Begutachtungen 
‚auch im Zeitraum zwischen den Musterungen zu unterstützen; 

&) in Zusammenarbeit mit den Wehrkreiskommandos die Durchführung der 
erforderlichen Maßnahmen zur Röntgenuntersuchung der zu musternden 
Wehrpflichtigen und rechtzeitige Übergabe der Ergebnisse der Röntgenun- 
tersuchung vor Beginn der Musterung an die Wehrkreiskommandos; 

©) geeignete, möglichst zusammenhängende und ständige für die Durchführung 
der jährlichen Musterung zu nutzende Räume mit dem erforderlichen Inven- 
tar und der notwendigen medizinischen Ausstattung. Die Ausgestaltung der 
‚Räume hat in Zusammenarbeit mit den zuständigen Wehrkreiskommandos. 
zu erfolgen. 

(2) Die Regelungen des Abs. 1 Buchstaben € und d gelten nicht für die kreis- 
angehörigen Städte. 


ss 
Musterungskommission 


(1) Die Musterungskommissionen sind durch 
mandos zu bilden. 


(2) Eine Musterungskommission setzt sich zusammen aus: 





Leiter der Wehrkreiskom- 


a) dem Vorsitzenden: - der Leiter des Wehrkreiskommandos, 

b) den Mitgliedern: - ein vom Vorsitzenden des Rates beauftragter lei- 
tender Mitarbeiter des Rates des Kreises bzw. 
Stadtbezirkes, 


— ein Mitarbeiter der Kreisdienststelle des Ministe- 
riums für Staatssicherheit, 
drei Fachärzte (darunter ein leitender Arzt). 
_($) Werden bei den Wehrkreiskommandes mehr als eine Musterungskom- 
ion gebildet, so sind im weiteren die Stellvertreter des Leiters des Wehr- 
kreiskommandos als Vorsitzende einzusetzen. In solchen Fällen sind weitere 
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leitende Mitarbeiter des Rates des Kreises bzw. Stadtbezirkes als Mitglieder zu 
bestimmen. Als weitere Mitglieder sind Mitarbeiter der Kreisdienststelle oder 
Bezirksverwaltung des Ministeriums für Staatssicherheit und die entsprechende 
‚Anzahl von Fachärzien einzusetzen. 

(4) Die Vorsitzenden und die einzelnen Mitglieder der Musterungskommis- 
sionen sind für den gesamten Zeitraum der Tätigkeit der Musterungskommis- 
sionen einzusetzen. Ein personeller Wechsel ist während dieses Zeitraumes nur 
in Ausnahmefällen zulässig. 


sıo 
Durchführung der Musterung 


(1) Die Musterung ist von den Musterungskommissionen durchzuführen. Die 
Musterungskommissionen arbeiten auf der Grundlage des Wehrdienstgesetzes, 
dieser Anordnung, der militärischen Bestimmungen des Ministers für Nationale, 
Verteidigung und der Richtlinien des Ministers für Gesundheitswesen. Die Lei- 
ter der Wehrkreiskommandos und die Vorsitzenden der Musterungskommissio- 
nen sind berechtigt, den Mitgliedern der Musterungskommissionen zur ord- 
nungsgemäßen Durchführung der Musterung Weisungen zu erteilen, 

(@) Die Musterungskommissionen haben über die Tauglichkeit der Wehr- 
pflichtigen für den Wehrdienst folgende Entscheidung zu treffen: 

a) diensttauglich, 
b) zeitlich dienstuntauglich, 
©) dauernd dienstuntauglich. 

(8) Durch die Musterungskommissionen sind bei der Musterung von Wehr- 
pflichtigen, die bereit sind, den aktiven Wehrdienst in militärischen Berufen zu 
leisten, zur Feststellung der Diensttauglichkeit die Ergebnisse vorangegangener 
medizinischer Untersuchungen zu berücksichtigen. Eine medizinische Untersu- 
hung dieser Wehrpflichtigen bei der Musterung ist nur erforderlich, wenn seit 
der letzten medizinischen Untersuchung mehr als 1 Jahr vergangen ist oder 
Störungen der Gesundheit und Einschränkungen der Leistungsfühigkeit aufge- 
{reten sind. Entscheidungen über die Tauglichkeit, die die Nichteignung von 
Wehrptlichtigen für den vorgesehenen aktiven Wehrdienst in militärischen Be- 
rufen nach sich ziehen, sind erst nach einer Vorstellung vor der zuständigen 
Ärztekommission zu treifen. 

(4) Die Musterung ist für die einzelnen Wehrpflichtigen an 1 Tag abzuschlie- 
Ben, sofern keine Facharztuntersuchungen bzw. andere medizinische Untersu- 
hungen notwendig sind. 

(6) Erforderliche Facharztuntersuchungen bzw. andere medizinische Untersu- 
(chungen zur Feststellung der Diensttauglichkeit sind durch die leitenden Ärzte 
der Musterungskommissionen zu bestimmen. 

(©) Die Wehrptlichtigen haben die im Abs.5 festgelegten Untersuchungen in 
der vorgegebenen Frist durchführen zu lassen und sich zum festgesetzten Ter- 
min erneut bei der zuständigen Musterungskommission zu melden. 

(1) Wehrptlichtige, denen Auflagen erteilt werden, sich zur Herstellung oder 
Erhaltung der Diensttauglichkeit fachärztlich behandeln zu lassen, sind durch 
die leitenden Ärzte der Musterungekommissionen an die örtlichen Einrichtun- 
gen des Gesundheitswesens der Deutschen Demokratischen Republik (nachfol- 
gend Einrichtungen des Gesundheitswesens der DDR genannt) zu überweisen. 
Die Wehrpflichtigen haben den dazu erteilten Auflagen innerhalb von 5 Arbeits- 
tagen nach Ausstellung der Überweisung nachzukommen. 
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(&) Die Wehrpflichtigen sind verpflichtet, behebbare Störungen der Gesund- 
heit und Einschränkungen der Leistungsfähigkeit, die während der Musterung 
festgestellt werden oder nach der Musterung auftreten, bis zum Antritt des 
Wehrdienstes durch ärztliche Behandlung oder andere Maßnahmen beseitigen 
zu lassen bzw. zu beseitigen. 

(©) Die Einrichtungen des Gesundheitswesens der DDR haben 
) die von den leitenden Ärzten der Musterungskommissionen geforderten. 

Facharztbefunde bzw. anderen medizinischen Untersuchungsbefunde am Tag 

der Vorstellung der überwiesenen Wehrpflichtigen bzw. unmittelbar nach 

Abschluß der erforderlichen medizinischen Untersuchungen — in Ausnahme- 

fällen über den festgesetzten Zeitraum der Musterung hinaus — den Muste- 

rungskommissionen oder Wehrkreiskommandos zu übergeben, 

b) Wehrpflichtige, denen von den Musterungskommissionen Auflagen zur Her- 
stellung oder Erhaltung der Diensttauglichkeit erteilt wurden, vorrangig zu 
"behandeln. 

(1) Durch die staatlichen Organe und Betriebe sind die ärztlichen Forderun- 
‚gen zur Herstellung oder Erhaltung der Diensttauglichkeit von Wehrpflichtigen. 
zu erfüllen. 


su 
Zeitweilige Zurückstellung vom Wehrdienst 


(4) Der Entscheidung über eine zeitweilige Zurückstellung vom Wehrdienst 
sind vorrangig der Bedarf für die Einberufungen zum Wehrdienst und die ge- 
sellschaftliche Notwendigkeit zugrunde zu legen. Durch die zeitweilige Zurück- 
stellung vom Wehrdienst darf die Einberufung zum Grundwehrdienst nicht ver- 
hindert werden. 

(@) Werden Anträge zur zeitweiligen Zurückstellung vom Wehrdienst von 
staatlichen Organen oder Betrieben gestellt, sind diese Anträge für jeden Wehr- 
pflichtigen einzeln und mindestens 14 Tage vor Beginn der Musterung bei den 
Leitern der zuständigen Wehrkreiskommandos einzureichen. 

(6) Eine zeitweilige Zurückstellung vom Wehrdienst wegen eines beabsich- 
tigten Fach- oder Hochschulstudiums erfolgt nicht. 

(4) Anträge auf zeitweilige Zurückstellung vom Wehrdienst haben für die 
Einberufung keine aufschiebende Wirkung. 

(6) Die Leiter der Wehrkreiskommandos sind verpflichtet, den Antragstel- 
ern die Entscheidungen innerhalb von 4 Wochen nach Abschluß der Musterung 
mitzuteilen, 

(6) Wird den Wehrkreiskommandos bekannt, daß durch unrichtige oder un- 
vollständige Angaben eine zeitweilige Zurückstellung vom Wehrdienst erwirkt 
wurde, ist diese durch die Leiter der Wehrkreiskommandos unverzüglich auf- 
‚zuheben. Darüber hinaus ist zu prüfen, ob Voraussetzungen nach den $$ 42 Abs. 1 
Zitt.8 und 43 Abs.1 ZIff.3 des Wehrdienstgesetzes vorliegen. 


sız 
Wehrdienstausweis. 


Die Wehrpflichtigen sind verpflichtet, den bei der Musterung oder zu einem 
anderen Zeitpunkt erhaltenen Wehrdienstausweis 
a) zu jeder persönlichen Meldung beim Wehrkreiskommando vorzulegen, 
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b)'bei zeitweiliger Abwesenheit über 10 Tage vom Ort ihres Wohnsitzes bei 
sich zu tragen, außer bei Reisen in das Ausland, 

©) bei einem Auslandsaufenthalt nicht mitzunehmen, 

4) für die Zeit eines Auslandsaufenthaltes vor der Ausreise aus der Deutschen 
Demokratischen Republik (außer bei Reisen in das sozialistische Ausland bis, 
zu 30 Tagen) beim zuständigen Wehrkreiskommando zu hinterlegen und un- 
verzüglich nach Rückkehr in die Deutsche Demokratische Republik wieder 
abzuholen, 

|) während der Mobilmachung und im Verteidigungszustand ständig bei sich 
zu tragen. 


II. Abschnitt 
Vorbereitung und Durchführung 
der Einberufungsüberprüfung 


sı 
Bekanntmachung der Einberufungsüberprüfung 





| Die öffentliche Bekanntmachung der Einberufungsüberprüfung entscheidet 
der Minister für Nationale Verteidigung. In diesen Fällen gilt $3 entsprechend. 


su 


Autforderung zur Einberufungsüberprüfung 


() Die Leiter der Wehrkreiskommandos haben zu gewährleisten, daß die 
zur Einberufung vorgesehenen Wehrpflichtigen zur Einberufungsüberprüfung 
aufgefordert werden. 

(®) Die Aufforderung ist den Wehrpflichtigen grundsätzlich bis 14 Tage vor‘ 
Beginn der Einberufungsüberprüfung zuzustellen bzw. zu übermitteln. Diese 
Frist braucht nicht eingehalten werden, wenn es zur Gewährleistung der Ein- 
berufungsüberprüfung von Wehrpflichtigen notwendig ist. 

(® Im weiteren gelten die Regelungen des $4 Absätze 2, 4 bis 6 entspre- 
hend. 








sıs 
Aufgaben der staatlichen Organe und Betriebe 
zur Vorbereitung der Einberufungsüberprüfung 


i) Für die durch die staatlichen Organe und Betriebe in Vorbereitung der 
‚Einberufungsüberprüfung zu erfüllenden Aufgaben gelten die Regelungen des 
$7 entsprechend. 

*() Die Räte der Kreise, Städte bzw. Stadtbezirke haben für die Einberu- 
fungsüberprüfung entsprechend den von den Leitern der Wehrkreiskommandos 
gestellten Anforderungen und fesigesetzien Terminen medizinische Fachkräfte 
(Fachärzte und mittlere medizinische Kräfte mit Erfahrungen in der Tauglich- 
keitsuntersuchung für den Wehrdienst) zur Verfügung zu stellen. 

(8) Im weiteren gelten die Regelungen des $8 entsprechend, 
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sıs 
Einberufungskommission. 


(4) Die Einberufungskommissionen sind durch die Leiter der Wehrkreiskom- 
mandos zu bilden. 
(2) Eine Einberufungskommission setzt sich zusammen aus: 
a) dem Vorsitzenden: — der Leiter des Wehrkreiskommandos, 
b) den Mitgliedern:  - ein vom Vorsitzenden des Rates beauftragter lel- 
tender Mitarbeiter des Rates des Kreises bzw. 
Stadtbezirkes, 
- ein Mitarbeiter der Kreisdienststelle, des Ministe- 
riums für Staatssicherheit, 
ein bis zwei Fachärzte (darunter ein leitender Arzt). 
(® Im weiteren gelten die Regelungen des $9 Absätze 3 und 4 entsprechend. 





su 
Durchführung der Einberufungsüberprüfung 


(1) Die Einberufungsüberprüfung ist von den Einberufungskommissionen 
durchzuführen. Für die Arbeit der Einberufungskommissionen und das Recht 
der Leiter der Wehrkreiskommandos gegenüber den Mitgliedern der Einberu- 
fungskommissionen gelten die Regelungen des $10 Abs.1 entsprechend. 

(%) Die Einberufungskommissionen haben für die zur Einberufungsüberprü- 
fung aufgeforderten Wehrpflichtigen, soweit sie diensttauglich und für den 
Wehrdienst geeignet sind, den Zeitpunkt der Einberufung, die Teilstreitkräfte, 

die einzelnen Watfengattungen, Spezialtruppen bzw. Dienste der Nationalen. 

| Volksarmee zu bestimmen. Das gilt auch für Wehrpflichtige, deren Einberufung 
zu den Grenztruppen der Deutschen Demokratischen Republik oder den Orga- 
nen nach $2 Abs.3 des Wehrdienstgesetzes vorgesehen ist. 

() Der Entscheidung der Einberufungskommission ist die Diensttauglichkeit 
und sonstige Eignung der Wehrpflichtigen für den Wehrdienst zugrunde zu 
legen. Bei der Entscheidung ist im weiteren zu berücksichtigen, daß die Einbe- 
rufung zum Wehrdienst grundsätzlich vor der Aufnahme eines Fach- oder 
Hochschulstudiums zu erfolgen hat. Das gilt nicht, wenn das Studium vor Be- 
ginn des 18. Lebensjahres aufgenommen wird. 

(4) Die Einberufungskommissionen sind berechtigt, bei Wehrpflichtigen, die, 
im Ergebnis der Musterung als zeitlich dienstuntauglich begutachtet wurden, die 
Diensttauglichkeit festzustellen, wenn die Störungen der Gesundheit und Ein- 
schränkungen der Leistungsfähigkeit nicht mehr vorliegen und die festgelegte 
Dauer der zeitlichen Dienstuntauglichkeit abgelaufen ist. Diese Änderung der 
Entscheidung über die Tauglichkeit ist nach Durchführung der medizinischen 
Untersuchung, die durch mindestens 2 Fachärzte zu erfolgen hat, zu treffen. 

(6) Die Einberufungskommissionen sind berechtigt, bei Wehrpflichtigen, die 
als diensttauglich begutachtet wurden, die zeitliche Dienstuntauglichkeit festzu- 
stellen, wenn die Einberufung der betreffenden Wehrpflichtigen auf Grund 
eingetretener ärztlich nachweisbarer Störungen der Gesundheit und Einschrän- 
kungen der Leistungsfähigkeit nicht erfolgen kann. Die zeitliche Dienstuntaug- 
lichkeit ist bis zur nächsten Musterung zu begrenzen. 

(6) Durch die Einberufungskommissionen sind bei der Einberufungsüberprü. 
fung von Wehrpflichtigen, die bereit sind, den aktiven Wehrdienst in militäri- 
schen Berufen zu leisten, zur Feststellung der Diensttauglichkeit die Ergebnisse 
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vorangegangener medizinischer Untersuchungen zu berücksichtigen. Eine er- 
‚neute medizinische Untersuchung ist nur erforderlich, wenn ‚seit der letzten 
medizinischen Untersuchung mehr als 1 Jahr vergangen ist oder Störungen der 
Gesundheit und Einschränkungen der Leistungsfähigkeit aufgetreten sind. Ent- 
scheidungen über die Tauglichkeit, die die Nichleignung von Wehrpflichtigen 
für den vorgesehenen aktiven Wehrdienst in militärischen Berufen nach sich 
ziehen, sind erst nach einer Vorstellung vor der zuständigen Ärztekommission 
zu treffen. 

(9) Für die Durchführung der Einberufungsüberprüfung gelten im weiteren. 
die Regelungen des $10 Absätze 4 bis 10 entsprechend. 





IV. Abschnitt 
Einberufung zum Wehrdienst 


sıs 
Einberufungsbefehl 


(1) Die Leiter der Wehrkreiskommandos haben zu gewährleisten, daß die 
zur Einberufung bestimmten Wehrpflichtigen einen Einberufungsbefehl er- 
halten. 

(2) Der Einberuungsbefehl ist den Wehrpflichtigen in der Regel durch die 
Deutsche Post zuzustellen. Bei Notwendigkeit sind die staatlichen Organe oder 
Betriebe verpflichtet, entsprechend den Forderungen der Leiter der Wehrkreis- 
’kommandos die Zustellung der Einberufungsbefehle vorzunehmen, 

(8) Die Zustellung der Einberufungsbefehle hat gegen Quittung und grund- 
sätzlich mindestens 14 Tage vor dem Einberufungstag zu erfolgen. Diese Frist 
kann kürzer sein, wenn 
a) die Wehrpflichtigen bereit sind, freiwillig aktiven Wehrdienst auf Zeit oder 

in militärischen Berufen zu leisten, 

b) die Wehrpflichtigen zu Reservistenübungen oder während der Mobilmachung 
bzw. im Verteidigungszustand einberufen werden, 

©) Wehrpflichtige auf Grund militärischer Bestimmungen kurzfristig einzuberu- 
fen sind, 

.®) Wehrpflichtige sich einer Einberufung zum Wehrdienst entzogen haben. 

(4) Der Einberufungsbefehl beinhaltet den Tag, den Zeitpunkt bzw. die Frist 
(Gestellungszeit) und den Ort (Gestellungs- bzw. Einberufungsort) der Einbe- 
rufung, die Art des zu leistenden Wehrdienstes sowie weitere Festlegungen. 

(6) Bei einem Auslandsaufenthalt ist der erhaltene Einberufungsbefehl nicht 
mitzunehmen. 

(6) Wehrptlichtige, die nach $12 Abs.4 des Wehrdienstgesetzes einen Einbe- 
rufungsbefehl erhalten, haben diesen, wenn sie zeitweilig über 10 Tage vom 
Ort ihres Wohnsitzes abwesend sind, ständig bei sich zu tragen. Für die Zeit 
eines Auslandsaufenthaltes ist der Einberufungsbelehl vor der Ausreise aus der 
Deutschen Demokratischen Republik (außer bei Reisen in das sozialistische 
‚Ausland bis zu 30 Tagen) beim zuständigen Wehrkreiskommando zu hinterlegen 
und unverzüglich nach Rückkehr in die Deutsche Demokratische Republik wie- 
der abzuholen. 

(M Wehrpflichtige, die nach $12 Abs. 4 des Wehrdienstgesetzes einen Einbe- 
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rufungsbefehl erhalten haben, sind verpflichtet, die im Einberufungsbefehl auf- 
geführten Dokumente und Gegenstände ständig zur Verfügung zu halten, 

(8) Der Einberufungsbefehl gilt für die Wehrptlichtigen als Fahrausweis vom 
Ort des Wohnsitzes zum Gestellungs- bzw. Einberufungsort. 





"810 
‚Abmeldung zum Wehrdienst, 


(4) Die Wehrptlichtigen sind verpflichtet, die vorgesehene Einberufung un- 
verzüglich den zuständigen staatlichen Organen oder Betrieben bzw. deren Lel- 
tern mitzuteilen. 

(@) Die Wehrptlichligen haben sich spätestens 3 Tage vor ihrer Einberufung. 
zum Wehrdienst bei der für ihren Wohnsitz zuständigen Meldestelle der Deut- 
schen Volkspolizei unter Vorlage des Einberufungsbefehls zum Wehrdienst ab- 
zumelden. Dazu haben die Wehrpflichtigen, die zum Grundwehrdienst oder 
zum aktiven Wehrdienst als Soldat oder Unteroffizier auf Zeit einberufen wer- 
den, ihren Personalausweis abzugeben. Die Wehrpflichtigen, die zum aktiven, 
Wehrdienst als Offizier auf Zeit oder in militärischen Berufen einberufen wer- 
den, haben ihren Personalausweis zum Gestellungs- bzw. Einberufungsort mit- 
zubringen und nach Aufforderung abzugeben. 

(3) Die Abmeldung nach Abs.2 Ist nicht erforderlich, wenn die Einberufung 
zum Reservistenwehrdienst oder während der Mobilmachung bzw. im Vertel- 
digungszustand erfolgt. In diesen Füllen haben die Wehrptlichtigen Ihren Per- 
sonalnusweis zum Gestellungs- bzw. Einberufungsort mitzubringen und nach 
Aufforderung abzugeben. Wird der Personalausweis nicht miigebracht, haben 
die betreffenden Wehrptlichtigen die für die Beschaffung entstehenden Kosten 
zu tragen. 





\ s” 
| Zeitpunkt der Zugehörigkeit 
| zur Nationalen Volksarmee 

|) Die zum Wehrdienst einberufenen Wehrpflichtigen sind grundsätzlich ab, 
00.0 Uhr des im Einberufungsbefehl festgesetzten Tages der Einberufung An- 
gehörige der Nationalen Volksarmee, Ist in dem Einberufungsbefehl nicht ein 
bestimmter Tag, sondern eine Frist für das Eintreffen am Gestellungs- bzw. 
Einberufungsort festgesetzt, so beginnt die Zugehörigkeit zur Nationalen Volks“ 
arme mit dem Erhalt des Einberufungsbefehles. 

(2) Wehrpflichlige, die einen Einberufungsbefehl nach $12 Abs.4 des Wehr- 
dienstgesetzes erhalten haben, sind ab dem Zeitpunkt der Bekanntmachung der 
Mobilmachung Angehörige der Nationalen Volksarmee, soweit nicht Abs.1 zu- 
rien 

(®) Die Regelungen der Absätze 1 und 2 gelten auch für Wehrpflichtige, 
deren Einberufung zu den Grenztruppen der Deutschen Demokratischen Repu- 
Dlik oder den Organen nach $2 Abs.3 des Wehrdiensigeseizes erfolgt, entspre- 
end. 

() Wehrpflichtige haben bei Einberufung zum Reservistenwehrdienst oder 
während der Mobilmachung bzw. im Verteidigungszustand den Wehrdienst in 
Uniform anzutreten, sofern ihnen dazu eine solche übergeben wurde. 











‚ s2ı 
Einstellung in den Dienst 
des Ministeriums für Staatssicherheit 


(4) Die Einstellung von Wehrpflichtigen in den Dienst des Ministeriums für 
Staatssicherheit ist eine Einberufung zum Wehrdienst im Sinne des $2. 

(2) Die Auswahl der Wehrpflichtigen für den Dienst des Ministeriums für 
Staatssicherheit und die Einstellung erfolgen durch die Dienststellen des Mini- 
steriums für Staatssicherheit in eigener Zuständigkeit. 

(8) Die Dienststellen des Ministeriums für Staatssicherheit übergeben dem 
zuständigen Wehrkreiskommando nicht später als am Tage der Einstellung 
schriftlich die Namen der eingestellten Wehrptlichtigen. 





‚Aufgaben der staatlichen Organe und Betriebe 
bei der Einberufung von Wehrpflichtigen zum Wehrdienst 
v2 


(1) Die Arbeitsrechts- oder Dienstverhältnisse der Wehrpflichtigen ruhen 
während Ihres Grundwehrdienstes bzw. während ihres aktiven Wehrdienstes. 
u Zeit. Das gleiche gilt für die Mitgliedschaft zu sozialistischen Genossen- 
schatten. 

| (8) Während des Grundwehrdienstes bzw. des aktiven Wehrdienstes auf Zeit 
dürfen den Wehrptlichtigen keine Überleitungsverträge oder Aufhebungsver- 
träge angeboten werden. Authebungsverträge dürfen nur auf Antrag von Wehr- 
pflichtigen abgeschlossen werden. Im übrigen besteht der besondere Kündi- 
‚gungsschutz nach den entsprechenden Rechtsvorschriften. Dieser Kündigungs- 
schutz erlischt, wenn sich die Wehrpflichtigen nicht innerhalb. von 5 Arbeits- 
tagen nach der Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst zur Arbeitsaufnahme 
melden. 

(®) Beginnen Wehrpflichtige den aktiven Wehrdienst in militärischen Beru- 
fen oder setzen diesen in den Dienstverhältnissen nach $31 Abs.3 des Wehr- 
dienstgesetzes fort, so sind die Arbeilsrechts- oder Dienstverhältnisse nach den 
entsprechenden Rechtsvorschriften zu lösen. Die Zugehörigkeit zu einer sozia- 
listischen Genossenschaft kahn auf der Grundlage der geltenden Statuten gelöst] 
werden. Anderenfalls ruht die Mitgliedschaft. 








ss 


(0) Die staatlichen Organe und Betriebe sind verpflichtet, die Wehrpflichti- 
gen (ür die Dauer des Reservistenwehrdienstes von der Arbeit freizustellen. 

(2) Aus der Ableistung des Reservistenwehrdienstes dürfen den Wehrpflich- 
igen keine Nachteile hinsichtlich der Arbeitsrechts- bzw. Dienstverhältnisse 
‚oder der Zugehörigkeit zu sozialistischen Genossenschaften entstehen. Im übri- 
gen gilt 822 Abs.2. 





‚Aufgaben zur unmittelbaren Vorbereitung auf die 
‚Einberufung sowie während des Wehrdienstes 
sm 


Die staatlichen Organe und Betriebe haben gegenüber den Wehrpflichtigen 
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ihres Zuständigkeitsbereiches nach der Musterung bis zur Einberufung Insbe- 

sondere folgende Aufgaben zu erfüllen: 

a) Förderung der Wehrbereitschaft und der Wehrfähigkeit der Wehrpflichtigen 
sowie Unterstützung von weiteren Maßnahmen zur zielgerichteten Vorbe- 
reitung auf den Wehrdienst, 

b) Sicherung der Berufsvorbereitung für den aktiven Wehrdienst in militäri- 
schen Berufen, 

©) Vertrautmachen der Wehrpflichtigen mit den Rechtsvorschriften über den) 
Wehrdienst, 

4) feierliche Verabschiedung zum Wehrdienst. 
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(0) Die staatlichen Organe und Betriebe haben gegenüber den aus ihrem) 
Zuständigkeitsbereich einberufenen Wehrpflichtigen, die den aktiven Wehr- 
dienst als Grundwehrdienst oder Dienst auf Zeit leisten, insbesondere folgende 
‚Aufgaben zu erfülleı | 
a) ständig eine enge Verbindung zu den einberufenen Wehrpflichtigen zu hal- 
ten und eie unter Berücksichtigung der Anforderungen und Möglichkeiten 
des aktiven Wehrdienstes auch zur Teilnahme an betrieblichen Höhepunkten 
einzuladen, 
b) Würdigung vorbildlicher Leistungen während des Wehrdienstes, 
©) Beteiligung an staatlichen oder betrieblichen Auszeichnungen der bisherigen! 

‚Arbeitskollektive, 
') Einbeziehung der Familienangehörigen (besonders der Ehefrauen und Kin- 

der) in das betriebliche, politische und kulturelle Geschehen und Gewährung, 

ertorderlicher Hilfe und Unterstützung, 
|) Aufnahme entsprechender Festlegungen zu den unter Buchstaben a bis d ge- 
| nannten Aufgaben in Betriebskollektivvertrüge, andere Vereinbarungen oder 
in schriftliche Weisungen der Leiter der staatlichen Organe oder Betriebe, 

(2) Die Zahlung von Jahresendprämie an Wehrpflichtige, die aktiven Wehr- 
(dienst nach Abs. 1 leisten, hat nach den entsprechenden Rechtsvorschriften an- 
teilmäßig zu erfolgen. Für die Zeit des Reservistenwehrdienstes besteht An- 
‚spruch auf Zahlung der vollen Jahresendprämie. 





Y. Abschnitt 
Mitteilungspflicht, Freistellung von der Arbeit, 
Kosten und Beschwerde 


s20 
Mitteilungspflicht über Veränderungen zur Person 
durch die Wehrpflichtigen 


(4) Die Wehrpflichtigen sind verpflichtet, Veränderungen zur Person unver- 
züglich dem für ihren Wohnsitz zuständigen Wehrkreiskommando mitzuteilen. 
(2) Die Mitteilungspflicht über Veränderungen zur Person ist von den Wehr-, 
pflichtigen durch persönliches Erscheinen in den zuständigen Wehrkreiskom- 
mandos bzw. durch schriftliche Mitteilung an die zustän 
|mandos zu erfüllen, 
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(&) Die Wehrpflichtigen haben durch ihr persönliches Erscheinen den zu- 
ständigen Wehrkrelskommandos zu melden: 

a) den Zeitpunkt und die Dauer einer vorgesehenen Abwesenheit vom Ort des. 

Wohnsitzes für länger als 30 Tage und den vorgesehenen Aufenthaltsort, 

b) den Zeitpunkt der beabsichtigten Aufnahme eines Fach- oder Hochschulstu- 
ums, 
©) den Zeitpunkt und die Dauer einer Reise in das Ausland (mit Ausnahme von 

Reisen in das sozlalistische Ausland bis zu 30 Tagen). 

(4) Die Wehrpflichtigen haben durch eine schriftliche Mitteilung oder durch 
ihr persönliches Erscheinen den zuständigen Wehrkreiskommandos zu melden: 
a) die Änderung des Namens, 

b) die Änderung der Arbeitsstelle, des Berufes oder der Ausbildung, 
) ärztlich festgestellte schwere Störungen der Gesundheit und Einschränkun- 
gen der Leistungsfähigkeit, 

(6) Der im Abs.4 Buchstaben b und c festgelegten Mitteilungspflicht unter- 
liegen Wehrpflichtige vom Zeitpunkt der Bekanntmachung der Musterung Ihres 
Geburtsjahrganges bis zum 31. Dezember des Jahres, In dem sie das 35. Lebens- 
‚jahr vollenden. 

(6) Die Leiter der Wehrkreiskommandos können Wehrpflichtigen über den 
im Abs. 5 genannten Zeitraum hinaus weiterhin Auflagen zur Mitteilungspflicht 
über Verlinderungen zur Person erteilen. 

() Für Wehrpflichtige, die als dauernd dienstuntauglich begutachtet wer- 
‚den, entfält für die Zeit der dauernden Dienstuntauglichkeit die Mitteilungs- 
pflicht über Veründerungen zur Person gegenüber den zuständigen Wehrkreis- 
kommandos. Die Mitteilungspflicht nach $13 Abs. des Wehrdienstgesetzes 
blelbt davon unberührt. 

(#) Für weibliche Bürger der Deutschen Demokratischen Republik, die nach 
512 Abs.4 des Wehrdienstgesetzes einen Einberufungsbefehl erhalten haben, 
gelten die Regelungen der Absätze 1 bis 6 entsprechend. 

(0) Im Verteidigungszustand entfällt die im Abs. 5 getroffene Einschränkung. 
Zuslitzlich zu den in den Absützen 3 und 4 getroffenen Regelungen sind Ände- 
rungen des Wohnsitzes dem zuständigen Wehrkreiskommando durch persön- 
liches Erscheinen oder durch eine schriftliche Mitteilung zu melden. 

(10) Während der Dauer des Wehrdienstes besteht keine Mitteilungspflicht 
über Veränderungen zur Person gegenüber dem Wehrkreiskommando. 





sa 
Mittellungspflicht der staatlichen Ort 


(4) Die staatlichen Organe und Betriebe, die von den Wehrkreiskommandos 
zur Mitteilungspflicht über Wehrpflichtige benannt werden, haben den zustän- 
digen Wehrkreiskommandos schriftlich mitzuteilen: 

a) Aufnahme, Änderung oder Beendigung von Arbeitsrechtsverhältnissen, 
'b) Änderung der Arbeitsstellen bzw. der Arbeitsorte. 

(2) Die im Abs.1 genannten Angaben sind den zuständigen Wehrkreiskom- 
mandos unverzüglich nach Eintreten einer Veränderung zu melden. . 

(®) Die von der Deutschen Volkspolizel an die Wehrkreiskommandos zu ge- 
’benden Mitteilungen vereinbaren das Ministerium für Nationale Verteidigung 
und das Ministerium des Innern. 

(4) Eine weitere Mittellungspflicht bestimmt der Minister für Nationale Ver- 
teidigung. 


ine und Betriebe 
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se. 
Freistellung von der Arbeit 


(4) Die Wehrpflichtigen sind von den staatlichen Organen und Betrieben für 

die notwendige Zeit von der Arbeit freizustellen: 

&) zur Erfassung, Musterung, Einberufungsüberprüfung, Feststellung der Dienst- 
tauglichkeit, Röntgenuntersuchung, Facharztuntersuchung oder anderen me- 
izinischen Untersuchungen, 

b) zum persönlichen Erscheinen im Wehrkreiskommando, wenn das angeordnet 
wurde, 

©) zur Erfüllung der Mitteilungspflicht über Veränderungen zur Person, soweit 
dazu das persönliche Erscheinen im Wehrkreiskommando erforderlich ist, 

4) zur Erfüllung der Auflagen, sich in Vorbereitung auf den Wehrdienst Wissen 
und Können anzueignen. 

(2) Die Wehrpflichtigen sind verpflichtet, sich die Zeit des Aufenthaltes zur 
Durchführung der im Abs.1 genannten Maßnahmen bestätigen zu lassen. Sie 
haben sich nach Abschluß der Maßnahmen unverzüglich bei ihrer Arbeitsstelle 
zurückzumelden, wenn diese Maßnahmen für die betreffenden Wehrpflichtigen 
während ihrer Arbeitszeit erfolgen und die Arbeitszeit noch nicht beendet ist. 

(®) Wurde das persönliche oder ein wiederholtes Erscheinen zu den im Abs. 
genannten Maßnahmen durch Verschulden der Wehrpflichtigen erforderlich, so 
ist das durch die Deutsche Volkspolizei, die Wehrkreiskommandos bzw. durch 
die Einrichtungen des Gesundheitswesens der DDR auf den Aufforderungen 
(Unterlagen) zu vermerken. 

(4) Die staatlichen Organe und Betriebe haben den Wehrptlichtigen für die 
Dauer der Freistellung von der Arbeit (Abs.1} auf der Grundlage der Bestüti- 
gungen (Abs.2) einen Ausgleich nach den entsprechenden Rechtsvorschriften 
zu zahlen. Sozialistische Genossenschaften zahlen diesen Ausgleich unter Be- 
fücksichtigung der im vergangenen Kalenderjahr geleisteten Arbeitseinheiten 
bzw. aus den Vergütungsfonds. Treffen die Voraussetzungen nach Abs. 3 zu, be- 
steht kein Anspruch auf Zahlung eines Ausgleiches. 











sa 
Kosten 


(1) Die Räte der Kreise bzw. Stadtbezirke 
3) tagen die mit der Musterung (883 Abs.2 und 8), Einberufungsüberprüfung 

(615 Abs. 2) und zur Feststellung der Diensttauglichkeit verbundenen Kosten, 
b) erstatten die Fahrkosten ab 1M aufwärts, die für die Wehrpflichtigen zur 

‚Durchführung der Röntgenuntersuchung, Facharztuntersuchung oder anderer 

medizinischer Untersuchungen im Zusammenhang mit den unter Buchst.a 

genannten Maßnahmen entstehen. Zu erstatten sind die Fahrkosten unter 

‚Vorlage der Fahrkarten für die Benutzung von Personenzügen 2. Klasse der 

Deutschen Reichsbahn bzw. von Kraftomnibussen im öffentlichen Linienver- 

kehr. Bei Benutzung eigener Beförderungsmittel durch die Wehrpflichtigen 

ist. der Tarif für die Fahrt mit Kraftomnibussen zugrunde zu legen. Die Be- 

'stimmungen des Reisekostenrechts finden keine Anwendung. 

(2) Den Wehrpflichtigen sind die Fahrkosten, die ihnen im Zusammenhang 
mit der Erfassung entstehen (soweit persönliches Erscheinen gefordert wird), 
durch die Deutsche Volkspolizei zu erstatten. Im Zusammenhang mit dem per- 
sönlichen Erscheinen zur Meldung von Veränderungen zur Person entstehende 





‚Einberufungsordnung 4. 


Fahrkosten sind durch die Wehrkreiskommandos zu erstatten. Das trifft auch 
dann zu, wenn das persönliche Erscheinen in den Wehrkreiskommandos zur 
Erfüllung anderer sich aus dem Wehrdienstgesetz und dieser Anordnung erge- 
enden Pflichten notwendig ist. Die Regelung des Abs.1 Buchst.b gilt ent- 
sprechend, , 

(®) Die Wehrpflichtigen haben für die Fahrten zur Erfüllung der sich aus 
dem Wehrdienstgesetz und dieser Anordnung ergebenden Pflichten grundsätz- 
lich den kürzesten Reiseweg zu benutzen. 

(4) Fahrkosten sind nicht zu erstatten, wenn durch eigenes Verschulden der 
Wehrpflichtigen ihr mehrmaliges Erscheinen zu den unter Abs. 1 Buchst. b und 
‚Abs. 2 genannten Maßnahmen notwendig wurde. 

(6) Wehrpflichtige, die durch die Deutsche Volkspolizei nach $44 des Wehr- 
dienstgesetzes zugeführt werden müssen, haben die entstandenen Kosten den 
Volkspolizei-Kreisämtern bzw. Volkspolizei-Inspektionen zu erstatten. 


5» 
Beschwerde 


|) Den bei den Wehrbezirkskommandos nach $15 Abs.2 des Wehrdienst- 
jesetzes zu bildenden Beschwerdekommissionen gehören als Mitglieder die 
"Stellvertreter der Vorsitzenden für Inneres der. Räte der Bezirke an. Bei ihrer 
Tätigkeit können die Beschwerdekommissionen nach den Festlegungen nach $9 
‚Abs. 3 des Wehrdienstgesetzes entsprechend verfahren. 
(@) Die Bearbeitung der Beschwerden erfolgt nach den für die Bearbeitung, 
der Eingaben der Bürger geltenden Rechtsvorschriften. 





VI. Abschnitt. 
Wehrdienst in besonderen Situationen. 


sa 
Musterung, Einberufungsüberprüfung und Einberufung 
während der Mobilmachung bzw. im Verteldigungszustand 


(\) Die Leiter der Wehrkreiskommandos können über die Art und Weise 
sowie über die Fristen der Aufforderung zur Musterung und Einberufungsüber- 
prüfung sowie der Zustellung des Einberufungsbefehls in Abhängigkeit von den 
Bedingungen der Mobilmachüng bzw. des Verteidigungszustandes selbständig 
entscheiden. Die staatlichen Organe und Betriebe sind verpflichtet, die von den 
Leitern der Wehrkreiskommandos dazu erteilten Auflagen innerhalb der festge- 
setzten Fristen zu erfüllen. 

(2) Bei Bekanntmachung der Mobilmachung sind die Wehrpflichtigen, die 
nach $12 Abs. 4 des Wehrdienstgesetzes einen Einberufungsbefehl erhalten ha- 
ben, verpflichtet, diesem sofort Folge zu leisten, ohne weitere Aufforderungen 
abzuwarten. 

(8) Wehrptlichtige, die sich zum Zeitpunkt der Bekanntmachung der Mobil- 
machung bzw. Verkündung des Verteidigungszustandes oder danach nicht am 
Ort ihres Wohnsitzes (Aufenthalt außerhalb des Kreises) aufhalten, haben sich 
unverzüglich bei dem für ihren Aufenthaltsort zuständigen Wehrkreiskom- 
mando durch persönliches Erscheinen zu melden, wenn dazu eine besondere 
Bekanntmachung erfolgt bzw. wenn sie dazu durch die Wehrkreiskommandos 
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aufgefordert werden. Die Leiter der Wehrkreiskommandos haben, sofern das, 
angeordnet wird, die erforderlichen Maßnahmen zu veranlassen und können 
dazu staatlichen Organen und Betrieben entsprechende Auflagen erteilen. In. 
diesen Fällen gilt Abs. 1 Satz 2 entsprechend. 

(4) Für Wehrpflichtige, die nach $12 Abs. 4 des Wehrdienstgesetzes einen 
Einberufungsbefehl erhalten haben, gelten für die persönliche Meldung nach 
‚Abs. 3 die auf dem Einberufungsbefehl getroffenen Festlegungen. 

(6) Die zur Vorbereitung und Durchführung der Einberufung während der 
Mobilmachung bzw. im Verteidigungszustand weiteren notwendigen Maßnah- 
‚men bestimmt der Minister für Nationale Verteidigung. 


VI. Abschnitt 
Schlußbestimmungen 


s” 
Folgebestimmungen 
Durchführungsbestimmungen oder militärische Bestimmungen bzw. inner- 
dienstliche Regelungen zu dieser Anordnung erlassen 
a) der Minister für Nationale Verteidigung, 
b) die zuständigen Minister bzw. Leiter der zentralen Staatsorgane im Einver- 
nehmen mit dem Minister für Nationale Verteidigung. 


5” 
Inkrafttreten 


(1) Diese Anordnung tritt am 1. Mai 1982 in Kraft. 
(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 

a) die Anordnung des Nationalen Verteidigungsrates der Deutschen Demokrati- 
schen Republik vom 30. Juli 1969 über die Erfassung, Musterung und Einbe- 
rufung von Wehrpflichtigen (Musterungsordnung) (GBL.I Nr. 7 8,41); 

b) die Erste Durchführungsbestimmung vom 30. Juli 1969 zur Musterungsord- 
nung (GBl. 11 Nr. 77 8.470); 

©) die Zweite Durchführungsbestimmung vom 31, Januar 1977 zur Musterungs- 
ordnung (GBI. 1 Nr. 48.21). 





5. 
Bekanntmachung 
über den Dienst, der der Ableistung 
des Wehrdienstes entspricht 


'vom 25. März 1982 (GBI. I Nr. 125.208) 
‚Auf Grund von Beschlüssen des Nationalen Verteidigungsrates der Deut- 


schen Demokratischen Republik entspricht der Dienst 
.&) im Ministerium für Staatssicherheit, 





Er 


militärische Dienstgrade 6. 


b) in den kasernierten Einheiten des Ministeriums des Innern, 

©) in der Zivilverteidigung (soweit die Dienstlaufbahnordnung — ZV gilt), 

) in den Baueinheiten im Bereich des Ministeriums für Nationale Verteidigung 
nach $2 Abs.3 des Wehrdienstgesetzes vom 25. März 1982 (GBl.I Nr.12 5.221) 
der Ableistung des Wehrdienstes. 


6. 
Beschluß 


des Staatsrates der Deutschen Demokratischen Republik 
über die militärischen Dienstgrade 


vom 25. März 1982 (GB. I Nr. 12 5.230) 


‚Auf der Grundlage der Artikel 7l Abs.2 und 73 Abs.1 der Verfassung der 
Deutschen Demokratischen Republik wird folgendes beschlossen: 
1. Die Angehörigen der Nationalen Volksarmee und der Grenztruppen der 
Deutschen Demokratischen Republik führen folgende militärischen Dienst- 








grade: 

Dienstgradgruppen Tandstreitkräfte, Volksmarine, 
Luftstreitkräfte/ Grenztruppen der DDR 
Luftverteidigung, (nur Grenzbrigade 
Grenztruppen der DDR Küste und Boots- 
(außer Grenzbrigade _einheiten der 
Küste und Boots- Grenzkommandos) 
‚einheiten der 
Grenzkommandos) 

a) Soldaten Soldat Matrose 
Gefreiter Obermatrose 
Stabsgefreiter Stabsmatrose, 


b) Unteroffiziersschüler 


©) Fähnrichschüler 


.&) Unterotfiziere 


SAL AURSEIRT 


Unteroffiziersschüler _Unteroffiziersschüler 
(Die Unteroffiziersschüler sind dem Dienstgrad 
nach den Gefreiten bzw. Obermatrosen gleichge- 
stellt) 


Fähnrichschüler Fähnrichschüler 
(Die Fähnrichschüler sind dem Dienstgrad nach 
gleichgestellt: 


— im 1. Jahr der Ausbildung den Unteroffizieren 
bzw. Maaten 

— im 2.Jahr der Ausbildung den Feldwebeln 
bzw. Meistern) 


Unteroffizier Mast 
Unterfeldwebel Obermaat 
Feldwebel Meister 
Oberfeldwebel Obermeister 
Stabsfeldwebel Stabsobermeister 


is 





militärische Dienstgrade 


Dienstgradgruppen Landstreitkräfte, Volksmarine, 
Luftstreitkräfte/ Grenztruppen der DDR 
Luftverteidigung, (nur Grenzbrigade 


Grenztruppen der DDR Küste und Boots- 
(außer Grenzbrigade einheiten der 





Küste und Boots- Grenzkommandos) 
einheiten der 
Grenzkommandos) 

&) Otfiziersschüler Offiziersschüler Offiziersschüler 
(Die Offiziersschüler sind dem Dienstgrad nach 
gleichgestellt: 


— während der Berufs- bzw. Hochschulreifeaus- 
bildung den Soldaten bzw. Matrosen 
— während der Ausbildung an den Offizlers- 


hochschulen 
im 1.Studienjahr den Feldwebeln bzw. Mei 
stern 
im 2.Studienjahr den Oberfeldwebeln bzw, 
Obermeistern 
im 3.Studienjahr den Stabsteldwebeln bzw. 
Stabsobermeistern 
im 4.Studienjahr den Fähnrichen) 
D Fähnriche Fähnrich Fähnrich 
Oberfähnrih * _ Oberfähnrich 
Stabstähnrich Stabsfähnrich 
Stabsoberfähnrich Stabsoberfähnrich, 
® Offiziere 
© = Leutnante Unterleutnant Unterleutnant 
Leutnant Leutnant 
Oberleutnant Oberleutnant 
= Hauptleute Hauptmann Kapitänleutnant 
— Stabsoffiziere Major Korveitenkapitän 
Oberstleutnant Fregattenkapitän 
Oberst Kapitän zur See 
= Generale Generalmajor Konteradmiral 
5 Generalleutnant Vizeadmiral 
Generaloberst Admiral 
‚Armeegeneral Flottenadmiral 


Der höchste militärische Dienstgrad in der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik ist Marschall der DDR. Die Ernennung zum Marschall der DDR erfolgt 
im Verteidigungszustand oder für außergewöhnliche militärische Leistungen 
auf Beschluß des Staatsrates der Deutschen Demokratischen Republik durch 
dessen Vorsitzenden. 

Dieser Beschluß tritt am 1.Mai 1982 in Kraft. Gleichzeitig treten der Be- 
‚schluß.des Staatsrates der Deutschen Demokratischen Republik vom 10. De- 
zember 1973 über den Dienst in den bewaffneten Organen und die milit 
rischen Dienstgrade (GBI.I Nr.57 S.555) und der Beschluß des Staatsrates 
der Deutschen Demokratischen Republik vom 23.Juli 1979 zur Änderung 
des Beschlusses des Staatsrates über den Dienst in den bewaffneten Orga- 
‚nen und die militärischen Dienstgrade (GBl.I Nr. 23 8.223) außer Kratt. 
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7. 
‚Anordnung, 
des Nationalen Verteidigungsrates 
der Deutschen Demokratischen Republik 
über den Verlauf des Wehrdienstes 
in der Nationalen Volksarmee 
— Dienstlaufbahnordnung — NVA — 





vom 25. März 1082 (GBl. I Nr. 12 5,297) 


Zur Regelung des Wehrdienstes in der Nationalen Volksarmee wird auf der 
Grundlage der $$18 Abs.2 und 45 Abs.1 des Wehrdienstgesetzes vom 25. März 
1992 (GBl.1 Nr. 128.221) angeordnet: 


1. Abschnitt 
‚Allgemeine Bestimmungen 


sa 
Dienstverhältnisse des aktiven Wehrdlenstes 


(1) Soldaten im Grundwehrdienst sind Angehörige der Nationalen Volks- 
armee, die zur Ablelstung des Wehrdienstes nach $20 des Wehrdienstgesetzes 
einberufen wurden. 

(2) Soldaten auf Zeit, Unteroffiziere auf Zeit und Offiziere auf Zeit sind An- 
gehörige der Nationalen Volksarmee, die freiwillig aktiven Wehrdienst leisten, 
dessen Dauer irh $16 bestimmt ist und deren Dienstverhältnis durch Befehl be- 
stätigt wurde, 

(8) Berufsunteroffiziere, Fähnriche und Berufsoffiziere sind Angehörige der 
Nationalen Volksarmee, die freiwillig aktiven Wehrdienst leisten, dessen Dauer 
im $25 bestimmt ist und deren Dienstverhiltnis durch Befehl bestätigt wurde, 

(4) Weibliche Bürger können aktiven Wehrdienst nach den Absätzen 2 oder 3 
leisten. Einzelheiten regelt der Minister für Nationale Verteidigung. 


“2 
Übergang von einem Dienstverhältnis 
in ein anderes Dienstverhältnis. 


(4) Der Übergang von einem Dienstverhältnis in ein anderes erfolgt grund- 
sätzlich auf Vorschlag eines Vorgesetzten auf der Grundlage einer entsprechen- 
‚den Verpflichtung des Angehörigen der Nationalen Volksarmee. Die Bestätigung 
des neuen Dienstverhältnisses erfolgt durch Befehl. Die im bisherigen Dienst- 
verhältnis geleistete Dienstzeit wird grundsätzlich auf die Dienstzeit im neuen 
Dienstverhältnis angerechnet. 

(2) Die Dienstverhältnisse des aktiven Wehrdienstes auf Zeit und in militä- 
rischen Berufen können in das Dienstverhältnis der Soldaten im Grundwehr- 
dienst ohne Verpflichtung nach Abs.1 umgewandelt werden, wenn die beiref- 
fenden Angehörigen der Nationalen Volksarmee bei Beginn des aktiven Wehr- 
dienstes zur Ablelstung des Grundwehrdienstes verpflichtet waren, die festgelegte 


FA 
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Dauer des Grundwehrdienstes noch nicht erreicht ist und mangelhafte Leistun- 
gen, Verstöße gegen die militärische Disziplin oder andere Gründe ihren Einsatz 
in die vorgesehenen oder derzeitig ausgeübten Diensistellungen nicht erlauben. 

(8) Die Umwandlung des Dienstverhältnisses in das eines Soldaten im Grund- 
wehrdienst erfolgt auch bei den Angehörigen der Nationalen Volksarmee, die 
auf Grund des $31 Abs.5 des Wehrdienstgesetzes Grundwehrdienst zu leisten 
"haben, 

(4) Bei der Umwandlung von Dienstverhältnissen des aktiven Wehrdienstes 
auf Zeit bzw. in militärischen Berufen setzen die betreffenden Angehörigen der 
Nationalen Volksarmee den aktiven Wehrdienst mit einem dem neuen Dienst- 
verhältnis sowie ihren Leistungen und ihrem sonstigen Verhalten entsprechen- 
den Dienstgrad fort, 









53 
[Ernennung und Beförderun; 


(1) Die Angehörigen der Nationalen Volksarmee werden zum ersten Dienst- 
grad innerhalb einer Dienstgradgruppe, zum ersten Generalsdienstgrad, zum 
Marschall der DDR oder in eine Diensistellung ernannt und innerhalb der 
Dienstgradgruppen bzw. als General befördert. 

(®) Die Voraussetzungen für die Ernennung in eine Dienststellung oder zu 
‚einem Dienstgrad bzw. für die Beförderung im Dienstgrad sind 
a) die politische, militärische und charakterliche Eignung und die dafür ertor- 

derlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Leistungen sowie 
b) die verfügbare Planstelle. ) 

(8) Die Ernennung kann in eine höhere, gleichgestellte oder niedrigere 
Dienststellung erfolgen. 

(4) Zur Beförderung über den laut Stellenplan festgelegten Dienstgrad hin- 
aus kann der Minister für Nationale Verteidigung Ausnahmen festlegen. 

(5) Die Zuständigkeit für die Ernennung und Beförderung regelt der Mini- 
ter für Nationale Verteidigung. 

(6) Generale werden vom Vorsitzenden des Nationalen Verteidigungerates 
der Deutschen Demokratischen Republik ernannt bzw. befördert 

(7).Die Ernennung zum Marschall der DDR erfolgt auf Beschluß des Staats- 
rates der Deutschen Demokratischen Republik durch dessen Vorsitzenden. 


sa 
Herabsetzung im Dienstgrad und in der Dienststellung 





Die Herabsetzung im Dienstgrad bzw. in der Dienststellung ist eine Diszi- 
plinanstrafe und erfolgt auf der Grundlage der Dienstvorschrift über Diszipl 
narbefugnisse und disziplinarische Verantwortlichkeit. Die Festlegungen der 
$$2 Absätze2 bis 4, 3 Abs.3 und 28 Abs. 5 bleiben davon unberührt. 





ss 
Dienstalter im aktiven Wehrdienst 
(0) Das Dienstalter im aktiven Wehrdienst entspricht in der Regel der Zeit 
des Dienstes in der Nationalen Volksarmee. 
(2) Auf das Dienstalter im aktiven Wehrdienst wird auch die Dienstzeit in 
a) den Grenztruppen der DDR, 


a 
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b) dem Ministerium für Staatssicherheit, 
©) der Deutschen Volkspolizel, 
4) der Zivilverteidigung, 
) der ehemaligen Kasernierten Volkspolizei, Deutschen Grenzpolizei bzw. Be- 
reitschaftspolizei 
angerechnet. 
(#) Der Minister für Nationale Verteidigung kann festlegen, daß noch andere 
"Tätigkeiten in ihrer Dauer auf das Dienstalter im aktiven Wehrdienst ange- 
rechnet werden. 


so 
Verleihung staatlicher Auszeichnungen, 
akademischer Grade und Titel 


(1) Die Verleihung staatlicher Auszeichnungen, akademischer Grade bzw. 
Titel an Angehörige der Nationalen Volksarmee erfolgt auf ‚der Grundlage der 
dafür erlassenen Rechtsvorschriften und militärischen Bestimmungen. 

(2) Das Führen akademischer Grade bzw. Titel sowie das Tragen staatlicher 
‚Auszeichnungen während des Wehrdienstes regelt der Minister für Nationale 
Verteidigung, N 

(8) Angehörige der Nationalen Volksarmee, denen ein akademischer Grad 
von einer Militärakademie oder sonstigen Hochschule eines anderen sozialisti- 
schen Staates verliehen wurde, bedürfen zur Führung dieses Grades oder des. 
dafür in der Deutschen Demokratischen Republik üblichen Grades der Zustim- 
mung des Ministers für Nationale Verteidigung. 

9 
‚Ausübung einer nebenberuflichen Tätigkeit 

Den Angehörigen der Nationalen Volksarmee ist die Ausübung einer neben- 
berutlichen Tätigkeit grundsätzlich nicht gestattet. Ausnahmen regelt der Mini- 
ster für Nationale Verteidigung. 


ss 
Beendigung des aktiven Wehrdienstes 


Der aktive Wehrdienst in der Nationalen Volksarmee wird durch die in den 
8811, 17, 26, 28 oder 30 aufgeführten Gründe beendet. 


II. Abschnitt 
Das Dienstverhältnis 
der Soldaten im Grundwehrdienst 


ss 
‚Ernennung zum ersten Soldatendienstgrad 


Soldaten im Grundwehrdienst sind durch den Einberufungsbefehl zum ersten. 
|Soldatendienstgrad ernannt. 


re 


Dienstlaufbahnordnung — 











sı0 
Beförderung x 
Die Soldaten im Grundwehrdienst können bis zum Dienstgrad Gefreiter/ 
Obermatrose befördert werden. 


su 
Entlassung 


(4) Die Beendigung des Grundwehrdienstes erfolgt mit der Entlassung aus 
dem aktiven Wehrdienst zu den vom Minister für Nationale Verteidigung fest- 
gelegten Terminen, 

(®) Die Entlassung aus dem Grundwehrdienst kann aus folgenden Gründen 
vorzeitig erfolgen: 

a) Übernahme wichtiger staatlicher oder gesellschaftlicher Aufgaben, 
b) außergewöhnlich schwierige persönliche Verhältnisse, 

©) zeitliche Dienstuntauglichkeit,  * 

.&) dauernde Dienstuntauglichkäit. 

(6) Der Minister für Nationale Verteidigung kann festlegen, daß in Einzel- 
fällen auf Antrag der Vorgesetzten die vorzeitige Entlassung aus dem Grund- 
'wehrdienst erfolgen kann, ohne daß die im Abs. 2 genannten Gründe vorliegen. 


I. Abschnitt 
Die Dienstverhältnisse 
des aktiven Wehrdienstes auf Zeit 


sı 
Verpflichtung 


Vor Eintritt in das Dienstverhältnis verpflichten sich Bürger, die noch keinen 
Wehrdienst leisten, oder Angehörige der Nationalen Volksarmee, freiwillig 
aktiven Wehrdienst als Soldat auf Zeit, Unteroffizier auf Zeit oder Offizier auf 
Zeit zu leisten. 


sıa 
Beginn der Dienstverhältnisse 


‚Das Dienstverhältnis als Soldat auf Zeit, Unterotfizier auf Zeit oder Offizier 
auf Zeit beginnt zu dem Zeitpunkt, der im Einberufungsbefehl bzw. Befehl des 
Vorgesetzten genannt ist. Es kann mit Beginn oder während des aktiven Wehr- 
dienstes bzw. nach Ableistung des Grundwehrdienstes begründet werden. 


sıa 
Ausbildung 
(1) Die Ausbildung der Soldaten auf Zeit erfolgt in Lehrgängen bzw. Dienst- 
stellungen. 
(2) Die Ausbildung von Angehörigen der Nationalen Volksarmee im Dienst- 
verhältnis Unteroffizier auf Zeit erfolgt 


Br 
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a) im Unteroffizierslehrgang an Lehr- oder Ausbildungseinrichtungen der Na- 
tionalen Volksarmee oder 
b) in der Dienststellung. 

(®) Die Ausbildung von Angehörigen der Nationalen Volksarmee im Dienst- 
verhältnis Offizier auf Zeit erfolgt an Lehreinrichtungen der Nationalen Volks- 
armee. 

(4) Während der Ausbildung zum Unteroffizier bzw. Offizier sind die Ange- 
'hörigen der Nationalen. Volksarmee Unteroffiziersschüler bzw. Offiziersschüler. 

(6) Nach erfolgreichem Abschluß der Ausbildung werden die Unterotfiziers- 
bzw. Offiziersschüler zu einem Unterotfiziers- bzw. Offiziersdienstgrad ernannt. 

(6) Angehörige der Nationalen Volksarmee oder andere Bürger mit beson- 
‚deren Fähigkeiten und Spezlalkenntnissen können ohne Ausbildung nach den 
‚Absätzen 2 oder 3 in das Dienstverhältnis Unteroffizier auf Zeit bzw. Offizier 
aut Zeit übernommen werden. 


sıs 
Beförderung 


(1) Die Soldaten auf Zeit können bis zum Dienstgrad Stabsgefreiter/Stabs- 
matrose befördert werden. 

(2) Die Unteroffiziere aut Zeit können bis zum Dienstgrad Feldwebel/Mei- 
ster befördert werden. 

(%) Die Offiziere auf Zeit können bis zum Dienstgrad Hauptmann/Kapitän- 
leutnant befördert werden. 


sıs 
Dauer der Dienstzeit 


Für Soldaten auf Zeit, Unteroffizier auf Zeit und Offiziere auf Zeit betrligt 
die Dienstzeit mindestens 3 Jahre. Ausnahmen regelt der Minister für Natio- 
nale Verteidigung. 


sız 
Entlassung 


(1) Die Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst erfolgt in der Regel nach 
Ablauf der festgelegten Dienstzeit. 

(2) Die Entlassung kann weiterhin erfolgen: 

) wegen Übernahme wichtiger staatlicher bzw. gesellschaftlicher Aufgaben, 
b) wegen außergewöhnlich schwieriger persönlicher Verhältnisse, 

©) wegen struktureller Veränderungen, 

&) wegen zeitlicher Dienstuntauglichkeit, 

©) wegen dauernder Dienstuntauglichkeit, 

) wegen mangelhafter Erfüllung der Dienstpflichten, 

1) aus disziplinarischen Gründen. 

(®) Angehörige der Nationalen Volksarmee, deren Dienstzeit noch nicht die 
festgelegte Dauer des Grundwehrdienstes erreicht hat, können nicht aus Grün- 
den des Abs,2 Buchstaben c, [ oder g aus dem aktiven Wehrdienst entlassen 
werden, soweit sie bei Beginn des aktiven Wehrdienstes zur Ableistung des 
Grundwehrdienstes verpflichtet waren. In diesen Fällen ist die festgelegte 


Pre 
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Dauer des Grundwehrdienstes zu leisten. Die Regelung des $28 Abs.1 Buchst.a 
bleibt davon unberührt. 

(4) Angehörige der Nationalen Volksarmee, die auf Grund ihrer abgegebenen 
Verpflichtung für die Dienstverhältnisse Soldat auf Zeit, Unteroffizier auf Zeit 
oder Offizier auf Zeit einberufen wurden und die Einhaltung dieser Verpflich- 
tung bis 4 Wochen nach der Einberufung ablehnen, können entlassen werden. 

(6) Die Entscheidung über die Entlassung der Soldaten auf Zeit, Unteroffi- 
ziere auf Zeit und Offiziere auf Zeit treffen der Minister für Nationale Vertei- 
digung oder die von ihm Beauftragten. 


IV, Abschnitt 
Die Dienstverhältnisse des aktiven Wehrdienstes 
in militärischen Berufen 


sıs 
Verpflichtung 


‚Vor Eintritt in das Dienstverhältnis verpflichten sich Bürger, die noch keinen. 
Wehrdienst leisten, oder Angehörige der Nationalen Volksarmee, freiwillig akti- 
ven Wehrdienst als Berufsunteroftizier, Fähnrich oder Berutsoffizier zu leisten. 


9. 
‚Beginn des Dienstverhältnisses 


Das Dienstverhältnis als Berufsunteroffizier, Fühnrich oder Berufsoffizier 
beginnt zu dem Zeitpunkt, der im Einberufungsbefehl bzw. Befehl des Vorge- 
setzten genannt ist. Es kann mit Beginn oder während des aktiven Wehrdien- 
stes begründet werden. 


920 
‚Ausbildung Im Dienstverhälinis Berufsunteroffizier 

(1) Die Ausbildung von Angehörigen der Nationalen Volksarmee im Dienst- 
verhältnis Berufsunteroffizier erfolgt in Etappen: 
a) im Unteroffiziersiehrgang an Lehr- oder Ausbildungseinrichtungen der Na- 

tionalen Volksarmee oder in der Dienststellung 

und 
b) im Berufsunteroffizierslehrgang oder an zivilen Bildungseinrichtungen. 

(2) Während der Ausbildung im Unteroffizierslehrgang oder in der Dienst- 
stellung sind die Angehörigen der Nationalen Volksarmee Unteroffiziersschüler. 

(&) Nach erfolgreichem Abschluß der Ausbildung im Unteroffizierslehrgang 
oder in der Dienststellung werden die Unteroffiziersschüler zu einem Unter- 
offizieredienstgrad ernannt. 

(4) Mit dem erfolgreichen Abschluß der Ausbildung im Berufsunteroffiziers- 
lehrgang erhalten die Berufsunteroffiziere eine staatlich anerkannte Meister- 
qualifikation. 


s2u 
‚Ausbildung Im Dienstverhälfnis Fähnrich 


(1) Fähnriche werden zu Fachschulkadern ausgebildet. 
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(2) Die Ausbildung von Angehörigen der Nationalen Volksarmee im Dienst- 

verhältnis Fähnrich erfolgt: 

a) an Fachschulen der Nationalen Volksarmee oder 

b) an Fachschulen außerhalb der Nationalen Volksarmee mit zusätzlicher mili- 
tärischer Ausbildung. 

®) Die Ausbildung zum Fähnrich kann weiterhin über die Ausbildung zum 
Unteroffizier mit nachfolgendem Dienst in Unteroffiziers- bzw. Fähnrichdienst- 
stellungen und anschließendem Besuch eines Fähnrichlehrganges erfolgen. In 
diesem Falle beginnt das Dienstverhältnis eines Fähnrichs mit der Ernennung 
zum ersten Fähnrichdienstgrad. Den Erwerb des Fachschulabschlusses. regelt 
der Minister für Nationale Verteidigung. 

(4) Während der Ausbildung zum Fähnrich entsprechend Abs.2 sind die 
‚Angehörigen der Nationalen Volksarmee Fähnrichschüler. 

(6) Während der Ausbildung zum Fähnrich entsprechend Abs.3 tragen die 
‚Angehörigen der Nationalen Volksarmee den Dienstgrad Unteroffiziersschüler 
bzw. einen Unteroffiziersdienstgrad, 

(©) Nach erfolgreichem Abschluß der Ausbildung werden die Fähnrichschüler 
bzw. Unteroffiziere zu einem Fähnrichdienstgrad ernannt. 

(m Mit dem erfolgreichen Abschluß der Fachschulausbildung erhalten die 
Fähnriche eine zivile Berufsbezeichnung. 


322 
Ausbildung im Dienstverhältnis Berufsoffizier 


(1) Berufsoffiziere werden zu Hochschulkadern ausgebildet. 

(2) Die Ausbildung von Angehörigen der Nationalen Volksarmee im Dienst- 
verhältnis Berufsoffizier kann erfolgen: 
a) an militärischen Hochschulen oder Hochschuleinrichtungen oder 
b) an zivilen Hochschulen mit zusätzlicher militärischer Ausbildung. 

(#) Während der Ausbildung zum Offizier sind die Angehörigen der Natio- 
nalen Volksarmee Oftiziersschüler. 

(4) Nach erfolgreichem Abschluß der Ausbildung werden die Offiziersschüler 
zu einem Oftiziersdienstgrad ernannt. 

(6) Mit dem erfolgreichen Abschluß der Hochschulausbildung erhalten die 
Berufsoffiziere eine zivile Berufsbezeichnung. 


32 
Übernahme in ein Dienstverhälfnis ohne Ausbildung 
‚Ohne Ausbildung nach den $820 bis 22 können in das Dienstverhältnis Be- 
rufsunteroffizier, Fähnrich bzw. Berufsoffizier übernommen werden: 
a) Soldaten, Unteroffiziere bzw. Fähnriche, die besondere Fähigkeiten und Spe- 
zialkenntnisse besitzen, 
b) Bürger mit besonderen Fähigkeiten und Spezialkenntnissen sowie hervorra- 
‚genden Leistungen und Verdiensten. 


sa 
Weiterbildung 


Die Berufsunteroffiziere, Fähnriche und Berufsoffiziere haben sich in der 
Weiterbildung ständig höhere politische, militärische, spezialfachliche und wis- 
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‚senschaftlich-technische Kenntnisse sowie praktische Fähigkeiten für die Au 
übung ihrer jeweiligen oder einer anderen Diensistellung anzueignen. Das erfolgt 
in der praktischen Dienstdurchführung, durch den Besuch von militärischen Lehr- 
einrichtungen, im Selbststudium bzw. im Fern- oder Direktstudium an zivilen 
Hoch- bzw. Fachschulen. 


ss 
Dauer der Dienstzeit. 


1) Die Dauer der Dienstzeit in militärischen Berufen wird In ihrer unteren. 
Grenze durch das Erreichen einer Dienstzeit von 

10 Jahren für Berufsunteroffiziere, 

15 Jahren für Fähnriche bzw. 

25 Jahren für Berufsoffiziere 
und ihrer oberen Grenze durch die Altersgrenze im aktiven Wehrdienst bestimmt, 

(2) Die Altersgrenze im aktiven Wehrdienst ist in der Regel für Berufsunter- 
offiziere, Fähnriche und Berufsoffiziere das vollendete 65. Lebensjahr, bei weib- 
lichen Angehörigen der Nationalen Volksarmee das vollendete 80. Lebensjahr. 
Bei Kämpfern gegen den Faschismus oder Verfolgten des Faschismus ist die 
‚Altersgrenze jeweils 5 Jahre niedriger. 

(#) Ausnahmen von den Regelungen der Absätze1 und 2 legt der Minister 
für Nationale Verteidigung fest. 


526 
Entlassun 





(1) Die Entlassung der Berufsunteroffiziere, Fähnriche bzw. Berufsoffiziere 
erfolgt in der Regel wegen Erfüllung der Dienstzeit innerhalb des im 825 fest 
‚gelegten Zeitraumes. 

(2) Die Entlassung kann weiterhin erfolgen: 

a) wegen Übernahme wichtiger staatlicher bzw. gesellschaftlicher Aufgaben, 
b) wegen außergewöhnlich schwieriger persönlicher Verhältnisse, 

©) wegen struktureller Veränderungen, 

.) wegen zeitlicher Dienstuntauglichkeit, 

©) wegen dauernder Dienstuntauglichkeit, 

f) wegen ungenügender Voraussetzungen für den militärischen Beruf, 

) wegen mangelhafter Erfüllung der Dienstpflichten, 

'h) aus disziplinarischen Gründen. 

(®) Angehörige der Nationalen Volksarmee, deren Wehrdienst noch nicht die 
festgelegte Dauer’ des Grundwehrdienstes erreicht hat, können nicht aus Grün- 
den des Abs.2 Buchstaben c, f, 8 oder h aus dem aktiven Wehrdienst entlassen 
werden, soweit sie bei Beginn des aktiven Wehrdienstes zur Ableistung des. 
Grundwehrdienstes verpflichtet waren. In diesen Fällen ist die festgelegte Dauer 
des Grundwehrdienstes zu leisten. Die Regelung des $28 Abs.1 Buchst.a bleibt 
davon unberührt. 

(4) Angehörige der Nationalen Volksarmee, die auf Grund ihrer abgegebenen 
Verpflichtung für das Dienstverhältnis Berufsunteroffizier, Fähnrich bzw. Be- 
rufsoffizier einberufen wurden und die Einhaltung dieser Verpflichtung bi 
4Wochen nach der Einberufung ablehnen, können entlassen werden. 

(5) Die Entlassung von Unteroffiziers-, Fähnrich- und Offiziersschülern aus, 
dem aktiven Wehrdienst erfolgt mit einem ihren Leistungen und ihrem sonstigen 
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Verhalten entsprechenden Dienstgrad. Bei Entlassungen vor Ablauf des ersten 
Ausbildungshalbjahres erfolgt die Entlassung mit einem Soldatendienstgrad, 

(6) Die Entscheidung über die Entlassung von Angehörigen der Nationalen. 
Volksarmee in militärischen Berufen treifen der Minister für Nationale Vertei- 
digung oder die von ihm Beauftragten. 

(9) Über die Entlassung der Generale entscheidet der Vorsitzende des Natio- 
nalen Verteidigungsrates der Deutschen Demokratischen Republik. 

(#) Die Entlassung eines Marschalls der DDR erfolgt auf Beschluß des Staats- 
rates der Deutschen Demokratischen Republik durch dessen Vorsitzenden. 





V. Abschnitt 
‚Sonderregelungen 


ga 
‚Regelung für die Ernennung und Beförderung 


Der Minister für Nationale Verteidigung kann für Soldaten im Grundwehr- 
dienst sowie für Soldaten auf Zeit, Unterotfiziere aut Zeit und Offiziere aut 
Zeit höhere erreichbare Dienstgrade [estlegen, als es sich aus den entsprechenden 
Bestimmungen dieser Dienstlaufbahnordnung ergibt, ohne daß sich dadurch das. 
Dienstverhältnis und die darauf anzuwendenden sonstigen Bestimmungen 
ändern. Die Voraussetzung dafür ist, daß diese Angehörigen der Nationalen 
Volksarmee solche Spezialkenntnisse oder andere besondere Eigenschaften und 
Fühigkelten besitzen, die sie befühigen, ohne Verlängerung des aktiven Wehr- 
dienstes eine Diensistellung einzunehmen, die diesem höheren erreichbaren 
Dienstgrad entspricht, 





92 
Regelungen zur Dienstzeit 


(1) Angehörige der Nationalen Volksarmee, die während ihres aktiven Wehr- 
dienstes strafrechtlich zur Verantwortung gezogen werden, bleiben in der Regel 
Angehörige der Nationalen Volksarmee. Bei einer Verurteilung von Soldaten 
im Grundwehrdienst oder von Soldaten auf Zeit, Unteroffizieren aut Zeit bzw. 
Oftizieren auf Zeit zu Strafen mit Freiheltsentzug verlängert sich die Dienstzeit 
um die Dauer des Vollzuges der Strafe bzw. um den Teil der Zeit des Vollzuges 
der Strafe, der zur Erfüllung des Grundwehrdienstes bzw. der eingegangenen. 
Verpflichtung notwendig ist. Der Minister für Nationale Verteidigung kann 
regeln, daß 
a) Angehörige der Nationalen Volksarmee unabhängig von den in den $811 
Abs.2, 17 Abs.3 und 26 Abs.3 getroffenen Festlegungen aus dem aktiven 
Wehrdienst entlassen werden, sofern durch ihr Verhalten und die Verurtei- 
lung zu Strafen mit Freiheitsentzug der Zweck des aktiven Wehrdienstes nicht 
erreicht werden kann, 

Soldaten auf Zeit, Unteroffiziere auf Zeit und Offiziere auf Zeit bei ausge- 
zeichneter Dienstdurchführung nach dem Vollzug der Strafen mit Freiheits- 
entzug mit Ablauf der Dienstzeit entsprechend ihrer Verpflichtung entlassen. 
werden. 

(@) Die Dauer des Grundwehrdienstes verlängert sich auch bei Soldaten im 
Grundwehrdienst, gegen die Disziplinarstrafen mit Freiheitsbeschränkung ver- 


b) 
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hängt worden sind bzw. die unerlaubte Entfernungen begangen haben, um die 
Dauer des Vollzuges der Disziplinarstrafen bzw. der unerlaubten Entfernungen. 
Bei vorbildlichen Leistungen und beispielhaftem Verhalten bzw. wenn der Zweck 
des Grundwehrdienstes erreicht ist, kann die Entlassung zu den festgelegten 
Entlassungsterminen erfolgen. 


s2 
Regelungen für den Reservistenwehrdienst 


(4) Wehrpflichtige sind mit dem Tage der Einberufung zum Reservistenwehr- 
dienst Angehörige der Nationalen Volksarmee. 

(2) Während des Reservistenwehrdienstes können die Angehörigen der Natio- 
nalen Volksarmee unabhängig von den Regelungen über die Dienstverhältnisse 
des aktiven Wehrdienstes entsprechend den militärischen Erfordernissen ernannt 
bzw. befördert werden. 

(3) Der Reservistenwehrdienst wird bei Disziplinarstrafen mit Freiheits- 
beschränkung oder Verurteilung zu Strafen mit Freiheitsentzug nicht verlängert, 

(4) Für Angehörige der Nationalen Volksarmee Im Reservistenwehrdienst gel- 
ten die Bestimmungen dieser Anordnung, soweit das dem Reservistenwehrdienst 
entspricht. 


5.0 
Regelungen für die Mobilmachung und den Verteldigungszustand 


(1) Während der Mobilmachung oder im Verteldigungszustand können die 
‚Angehörigen der Nationalen Volksarmee ernannt bzw. befördert werden, ohne 
daß Dienstverhältnisse des aktiven Wehrdienstes auf Zeit oder in militärischen. 
Berufen bestehen, 

(2) Die Angehörigen der Nationalen Volksarmee können während der Mobil- 
machung oder im Verteldigungszustand nur aus dem aktiven Wehrdienst ent- 
Nussen werden, wenn sie nicht mehr wehrpflichtig sind bzw, auf besonderen 
Befehl des Ministers für Nationale Verteidigung. Vorzeitige Entlassungen aus 
dem aktiven Wehrdienst können aus folgenden ‚Gründen erfolgen: 

a) dauernde Dienstuntauglichkeit, wenn eine Verwendung im aktiven Wehr- 
dienst nicht möglich ist, 

b) Übernahme für die Landesverteidigung wichtiger staatlicher oder gesell- 
schaftlicher Aufgaben, 

©) außergewöhnlich schwierige persönliche Verhältnisse. 

(#) Der Minister für Nationale Verteidigung kann weitere Regelungen über 
den aktiven Wehrdienst in der Nationalen Volksarmee während der Mobil- 
machung bzw. im Verteidigungszustand erlassen. 








VI. Abschnitt 
Schlußbestimmungen 


sa 
Durchführungsbestimmungen 
Durchführungsbestimmungen bzw. militärische Bestimmungen erläßt der MI-, 
nister für Nationale Verteidigung, 


oo 
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5.2 
Inkrafttreten 


(1) Diese Anordnung tritt am 1. Mai 1982 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Anordnung des Nationalen Verteidigungsrates der 
Deutschen Demokratischen Republik vom 10. Dezember 1973 über den aktiven 
Wehrdienst in der Nationalen Volksarmee (Dienstlaufbahnordnung — NVA) 
(GBI.T Nr.57 8.558) in der Fassung der Anordnung des Nationalen Verteidi- 
|gungsrates der Deutschen Demokratischen Republik vom 23. Juli 1979 über die 
Änderung der Dienstlaufbahnordnung — NVA (GBl. I Nr. 23 8.223) außer Kraft. 


8. 
Anordnung 
des Nationalen Verteidigungsrates 
der Deutscher Demokratischen Republik 
über den Verlauf des Wehrdienstes 
in den Grenztruppen 
der Deutschen Demokratischen Republik 
— Dienstlaufbahnordnung — GT — 








vom 25. März 1982 (GBI. 1 Nr. 125.241) 





Zur Regelung des Wehrdienstes in den Grenztruppen der Deutschen Demo- 
kratischen Republik wird auf der Grundlage der 5518 Abs.2 und 45 Abs.1 des 
Wehrdienstgesetzes vom 25. März 1982 (GBl.1 Nr.12 8.221) angeordnet: 


Die Dienstlaufbahnordnung - NVA vom 25. März 1982 (GBl.1 Nr.12 5.237) 
gt für die Angehörigen der Grenztruppen der Deutschen Demokratischen Re- 
publik entsprechend. Einzelheiten regelt der Minister für Nationale Verteidigung, 


s 


Die Angehörigen der Grenztruppen der Deutschen Demokratischen Republik 
leisten den Fahneneid (Anlage). 





ss 


(1) Diese Anordnung tritt am 1. Mai 1982 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Anordnung des Nationalen Verteidigungsrates der, 
Deutschen Demokratischen Republik vom 10. Dezember 1973 über‘ den aktiven 
‚Wehrdienst in den Grenztruppen der Deutschen Demokratischen Republik (GBl. I 
‚Nr. 57 5.561) außer Kraft. 
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Anlage 
zu $2 vorstehender Anordnung 


x FAHNENEID 


Ich schwöre: 
Der Deutschen Demokratischen Republik, meinem Vaterland, allzeit freu zu 
dienen und sie auf Befehl der Arbeiter-und-Bauern-Regierung gegen jeden 
Feind zu schützen. 


Ich schwöre: 
An der Seite der Nationalen Volksarmee und der anderen Schutz- und Sicher- 
heitsorgane der Deutschen Demokratischen Republik sowie fest verbunden 
mit den Armeen und den Grenziruppen der Sowjetunion und der anderen, 
'verbündeten sozialistischen Länder als Soldat der Grenztruppen der Deut-, 
schen Demokratischen Republik jederzeit bereit zu sein, standhaft und mutig, 
auch unter Einsatz des Lebens, die Grenzen meines sozialistischen Vater“ 
Tandes gegen alle Feinde zuverlässig zu schützen. 


Ich schwöre: 
Ein ehrlicher, tapferer, disziplinierter und wachsamer Soldat zu sein, den 
militärischen Vorgesetzten unbedingten Gehorsam zu leisten, die Befehle 
mit aller Entschlossenheit zu erfüllen und die militärischen und staatlichen 
Geheimnisse immer streng zu wahren. 





Ich schwöre: 
Die militärischen Kenntnisse gewissenhaft zu erwerben, die militärischen 
Vorschriften zu erfüllen und immer und überall die Ehre unserer Republik 
und Ihrer Grenztruppen zu wahren. 





‚Sollte ich jemals diesen meinen feierlichen Fahneneid verletzen, so möge mich, 
die harte Strafe der Gesetze unserer Republik und die Verachtung des werk- 
tigen Volkes treffen. 


9. 
‚Anordnung 
des Nationalen Verteidigungsrates | 
der Deutschen Demokratischen Republik 
über den Verlauf des Dienstes 
in den Kasernierten Einheiten des Ministeriums des Innern 
— Dienstlaufbahnordnung — Kasernierte Einheiten 
des Ministeriums des Innern — 


‘vom 23. April 1982 (GBl. I Nr. 19 5.380) 





Zur Regelung des Dienstes in den Kasernierten- Einheiten des Ministeriums 
des Innern wird auf der Grundlage der $$2 Abs.3 und 45 Abs. des Gesetzes] 
‘vom 25. März 1982 über den Wehrdienst in der Deutschen Demokratischen Re. 
publik — Wehrdienstgesetz — (GBl.1 Nr. 125.221) angeordnet: 


®@ 


IMenstinufbalunrdmung — I asernierte Eiuheltzu des May Sg: 


1. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 


sı 
Regelung des Dienstes in den Kasernierten Einheiten 
des Ministeriums des Innern 


(4) Der Dienst in den Kasernierten Einheiten des Ministeriums des Innern 
entspricht gemäß $2 Abs.3 des Wehrdienstgesetzes der Ableistung des Wehr- 
dienstes. 

(2) Kasernierte Einheiten des Ministeriums des Innern im Sinne dieser An- 
ordnung sind die Volkspolizei-Bereitschaften, die Kompanien der Transport- 
polizei, die Offiziershochschule und die Unterführerschule des Ministeriums des 
Innern — Bereitschaften — und andere entsprechende Einheiten bzw. Einrich- 
tungen des Ministeriums des Innern (im nachfolgenden Kasernierte Einheiten 
genannt), in denen Dienst gemäß dieser Dienstlaufbahnordnung geleistet wird. 

(#) Der Dienst in den Kasernierten Einheiten wird vom Minister des Innern 
und Chef der Deutschen Volkspolizei durch Befehle, Direktiven, Dienstvor- 
schriften und andere Weisungen geregelt. 





s2 
Beginn des Dienstes In den Kasernlerten Einheiten 


Der Dienst in den Kasernierten Einheiten beginnt mit dem Termin, der Im 
Einberufungsbefehl oder‘im. Befehl über den Beginn des Dienstes, in den Ka- 
sernierten Einheiten festgesetzt ist. 


ss 
Vereldigung 


Die Angehörigen der Kasernierten Einheiten leisten den Fahneneid (Anlage). 


s 
Grundsätze für die Ausgestaltung der Rechte 
und Pflichten der Angehörigen der Kasernierten Einheiten 


(1) Die Angehörigen der Kasernierten Einheiten besitzen die Grundrechte und 
Grungpflichten der Bürger nach der Verfassung der Deutschen Demokratischen 
Republik. 

(0) Die besonderen Rechte und Pflichten während des Dienstes in den K: 
sernierten Einheiten ergeben sich aus den Erfordernissen des zuverlässigen 
‚Schutzes der Arbeiter-und-Bauern-Macht der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik und werden auf der Grundlage des Wehrdienstgesetzes in Rechtsvorschrif- 
ten sowie in Befehlen, Direktiven, Dienstvorschriften und anderen Weisungen 
‚des Ministers des Innern und Chefs der Deutschen Volkspolizei festgelegt. 











ss 
Unterscheidung der Angehörigen der Kasernierten Einheiten 


Die Angehörigen der Kasernierten Einheiten unterscheiden sich nach 
a) dem Dienstverhältnis in 
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— Wachtmeister der Kasernierten Einheiten 
— Unterführer auf Zeit 
— Berufsunterführer 
— Berufsoffiziere 

b) den Pienstgradgruppen in 
= Wachtmeister 
— Unterführerschüler 

Unterführer 

Oftiziersschüler 

— Offiziere 

©) der Dienststellung in 
= Vorgesetzte 
— Unterstellte. 


ss 
Dienstverhältnisse 


(1) Wachtmeister der Kasernierten Einheiten (m nachfolgenden Wachtmei- 
ster genannt) sind wehrpflichtige Bürger der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik, die Dienst, der dem Grundwehrdienst entspricht, in den Kasernierten Ein- 
heiten leisten. 

(2) Unterführer auf Zeit sind Angehörige der Kasernierten Einheiten, die 
freiwillig Dienst leisten, dessen Dauer im $22 bestimmt ist und deren Dienst- 
verhältnis durch Befehl bestätigt wurde. 

#) Berufsunterführer und Berufsoffiziere sind Angehörige der Kasernierten 
Einheiten, die freiwillig Dienst leisten, dessen Dauer im $30 bestimmt ist und 
deren Dienstverhältnis durch Befehl bestätigt wurde. 

(4) Weibliche Bürger können Dienst in den Kasernierten Einheiten nach den 
‚Absätzen 2 oder 3 leisten. Einzelheiten regelt der Minister des Innern und Chef 
der Deutschen Volkspolizei. 


s” 
Übergang von einem Dienstverhältnis. 
in ein anderes Dienstverhältnis. 


(1) Der Übergang von einem Dienstverhältnis in ein anderes Dienstverhältnis 
erfolgt grundsätzlich auf Vorschlag eines Vorgesetzten auf der Grundlage einer 
entsprechenden Verpflichtung des Angehörigen der Kasernierten Einheit. Die 
Bestätigung des neuen Dienstverhältnisses erfolgt durch Befehl. Die im bisheri- 
gen Dienstverhältnis geleistete Dienstzeit wird grundsätzlich auf die Dienstzeit 
im neuen Dienstverhältnis angerechnet. 

(2) Die Dienstverhältnisse der Unterführer auf Zeit und der Berufsunter- 
führer können in das Dienstverhältnis der Wachtmeister ohne Verpflichtung 
nach Abs. 1 umgewandelt werden, wenn die betreffenden Angehörigen der Ka- 
sernierten Einheiten bei Beginn des Dienstes zur Ableistung des Grundwehr- 
dienstes verpflichtet waren, die festgelegte Dauer des Grundwehrdienstes noch 
nicht erreicht ist und mangelhafte Leistungen, Verstöße gegen die Disziplin 
oder andere Gründe ihren Einsatz in den vorgesehenen oder derzeitig ausge- 
übten Dienststellungen nicht erlauben. 

(®) Angehörige der Kasernierten Einheiten, die im Verlaufe ihrer speziellen 
Ausbildung bzw. vor ihrer Ernennung zum Unterführer oder Offizier auf Grund 
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der Entwicklung ihres Verhaltens oder fehlender Bereitschaft für den Dienst 
in den Kasernierten Einheiten als Unterführer auf Zeit oder Berufsunterführer 
oder Berufsoffizier von ihrer Verpflichtung entbunden werden, haben grund- 
sätzlich den Dienst, der der Ableistung des Grundwehrdienstes entspricht, ohne 
Berücksichtigung ihrer bisherigen Dienstzeit zu leisten. Einzelheiten regelt der 
Minister des Innern und Chef der Deutschen Volkspolizel. 

(4) Bei der Umwandlung von Dienstverhältnissen nach den Absätzen 1 bis 3 
setzen die betreffenden Angehörigen der Kasernierten Einheiten den Dienst 
mit einem dem neuen Dienstverhältnis sowie ihren Leistungen und ihrem son- 
stigen Verhalten entsprechenden Dienstgrad fort. 








ss 
Dienstgradbezeichnungen 
Die Angehörigen der Kasernierten Einheiten führen folgende Dienstgrade 
Dienstgradgruppen Dienstgrad 
a) Wachtmeister Anwärter der VP 
Unterwachtmeister der VP 
b) Unterführerschüler Unterführerschüler der VP 


(Die Unterführerschüler sind dem Dienstgrad 

nach dem Unterwachtmeister der VP gleichg 

stellt) 

©) Unterführer Oberwachtmeister der VP 

Hauptwachtmeister der VP 

Meister der VP 

Obermeister der VP 

a) Oftiziersschüler Offiziersschüler der VP 

(Die Offiziersschüler sind dem Dienstgrad nach 

gleichgestellt: 

= während der Berufs- bzw. Hochschulrelfeaus- 
bildung 
den Anwärtern der VP 

— während der Ausbildung an den Offiziers- 
hochschulen 
im 1.Studienjahr den Oberwachtmeistern der 
vp 
im 2. Studienjahr den Hauptwachtmeistern der 
vp 
im 3. Studienjahr den Meistern der VP 








im 4.Studienjahr den Obermeistern der VP) 
©) Offiziere 

= Leutnante Unterleutnant der VP 
Leutnant der VP 
Oberleutnant der VP 

— Hauptleute Hauptmann der VP 

= Stabsoffiziere Major der VP 
Oberstleutnant der VP 
Oberst der VP 

= Generale Generalmajor 
‚Generalleutnant. 
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ss 
Ernennung und Beförderung 


(X) Die Angehörigen der Kasernierten Einheiten werden zum ersten Dienst- 
‚grad innerhalb einer Dienstgradgruppe, zum ersten Generalsdienstgrad oder In 
eine Dienststellung ernannt und innerhalb der Dienstgradgruppe bzw. als Ge- 
neral befördert, 

(2) Die Voraussetzungen für die Ernennung in eine Dienststellung oder zu 
‚einem Dienstgrad bzw. für die Beförderung sind 
a) die politischen, militärischen und polizeifachlichen Kenntnisse, Fertigkeiten 

und Fähigkeiten sowie die persönliche Eignung 
b) die verfügbare Planstelle. 

(®) Die Ernennung kann in eine höhere, gleiche oder niedrigere Dienststel- 
Nung erfolgen. 

(4) Zur Beförderung über den laut Stellenplan festgelegten Dienstgrad hin- 
aus kann der Minister des Innern und Chef der Deutschen Volkspolizei Aus- 
‚nahmen festlegen. 

(6) Die Zuständigkeit für die Ernennung und Beförderung regelt der Minister 
des Innern und Chef der Deutschen Volkspolizei. 

(6) Generale werden vom Vorsitzenden des Nationalen Verteidigungsrates 
der Deutschen Demokratischen Republik ernannt bzw. befördert. 





sıo 
Herabsetzung im Dienstgrad und in der Dienststellung 


Die Herabsetzung im Dienstgrad bzw. in der Dienststellung ist eine Diszipli- 
narstrafe und erfolgt auf der Grundlage der Disziplinarvorschrift. Die Festle- 
‚gungen der $57 Absätze 2 bis 4, 9 Abs.3 und 31 Abs. 5 bleiben davon unberührt, 


su 
Dienstalter in den Kasernierten Einheiten 


(U) Das Dienstalter in den Kasernierten Einheiten entspricht in der Regel der 
Zeit des Dienstes in den Kasernierten Einheiten nach dieser Dienstlaufbahn- 
ordnung. 

(2) Auf das Dienstalter in den Kasernierten Einheiten wird die Dienstzeit in 
a) der Deutschen Volkspolizei und den anderen Organen des Ministeriums des 

Innern, 

) der Nationalen Volksarmee, 

©) den Grenztruppen der DDR, 

.&) dem Ministerium für Staatssicherheit, \ 

©) der Zivilverteidigung, 

D) der ehemaligen Kasernierten Volkspolizei, Deutschen Grenzpolizei und Be- 
reitschaftspolizei sowie dem ehemaligen Luftschutz 

angerechnet. 

(&) Der Minister des Innern und Chef der Deutschen Volkspolizei kann fest- 
legen, daß noch andere Tätigkeiten in ihrer Dauer auf das Dienstalter in den 
Kasernierten Einheiten angerechnet werden. 
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sı hi 
Verleihung staatlicher Auszeichnungen, 
akademischer Grade und Titel 


(4) Die Verleihung staatlicher Auszeichnungen, akademischer Grade bzw. 
Titel an Angehörige der Kasernierten Einheiten erfolgt auf der Grundlage der 
dafür erlassenen Rechtsvorschriften, Befehle, Direktiven, Dienstvorschriften und 
anderen Weisungen. 

(@) Angehörige der Kasernierten Einheiten, denen ein akademischer Grad 
von einer Militärakademie oder sonstigen Hochschulen eines anderen sozialisti- 
schen Staates verliehen wurde, bedürfen zur Führung dieses Grades oder des 
dafür in der Deutschen Demokratischen Republik üblichen Grades der Zustim- 
mung des Ministers des Innern und Chefs der Deutschen Volkspollzei, 

(®) Das Führen akademischer Grade bzw, Titel sowie das Tragen staatlicher 
‚Auszeichnungen während des Dienstes in den Kasernierten Einheiten regelt der 
Minister des Innern und Chef der Deutschen Volkspollzel. 


su 
‚Ausübung einer nebenberuflichen Tätigkeit 


Den Angehörigen der Kasernierten Einheiten ist die Ausübung einer neben- 
beruflichen Tätigkeit grundsätzlich nicht gestattet, Ausnahmen regelt der Mini- 
ter des Innern und Chef der Deutschen Volkspolizel. 


sır 
Beendigung des Dienstes 


Der Dienst in den Kasernierten Einheiten wird durch die in den 5817, 23, 31, 
33 oder 35 aufgeführten Gründe beendet. 


1. Abschnitt 
Das Dienstverhältnis der Wachtmeister 
der Kasernierten Einheiten 
ss N 
Ernennung zum ersten Wachtmeisterdienstgrad. 


Die Wachtmeister sind durch den Einberufungsbefehl zum ersten Wachtmei- 
sterdienstgrad ernannt. 


sı0 
Beförderung 


Die Wachtmeister können bis zum Dienstgrad Unterwachtmeister der VP 
befördert werden. 


sa 
Entlassung 


(A) Die Beendigung des Dienstes der Wachtmeister erfolgt mit der Entlas- 


er 
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sung aus den Kasernierten Einheiten zu den vom Minister des Innern und Chet 
der Deutschen Volkspolizei festgelegten Terminen. 

(2) Die Entlassung aus den Kasernierten Einheiten kann aus folgenden. 
‚Gründen vorzeitig erfolgen: 

a) Übernahme wichtiger staatlicher oder gesellschaftlicher Aufgaben, 
b) außergewöhnlich schwierige persönliche Verhältnisse, 

©) zeitliche Dienstuntauglichkeit, 

.@) dauernde Dienstuntauglichkeit. 

(#) Der Minister des Innern und Chef der Deutschen Volkspolizei kann fest- 
legen, daß in Einzelfällen auf Antrag der Vorgesetzten die vorzeitige Entlassung 
aus dem Dienst in den Kasernierten Einheiten erfolgen kann, ohne daß die im 
‚Abs. 2 genannten Gründe vorliegen. 


I. Abschnitt 
Das Dienstverhältnis der Unterführer auf Zeit 


51 
Verpflichtung 


‚Vor Eintritt in das Dienstverhältnis verpflichten sich Bürger, die noch keinen. 
Dienst in den Kasernierten Einheiten leisten, oder Wachtmeister, freiwillig 
Dienst als Unterführer auf Zeit zu leisten.  * 


51 
Beginn des Dienstverhältnisses. 


Das Dienstverhältnis Unterführer auf Zeit beginnt zu dem Zeitpunkt, der im 
‚Einberufungsbefehl bzw. Befehl des Vorgesetzten genannt ist. Es kann mit Be- 
‚ginn des Dienstes in den Kasernierten Einheiten oder während bzw. nach Ab- 
leistung des Dienstes als Wachtmeister begründet werden. 


2 
Ausbildung 


(1) Die Ausbildung von Angehörigen der Kasernierten Einheiten im Dienst 

verhältnis Unterführer auf Zeit erfolgt: 

a) im Unterführerlehrgang an Lehr- und Ausbildungseinrichtungen des Mini- 
steriums des Innern bzw. in einem entsprechenden Lehrgang der Nationalen, 
Volksarmee, 

) in der Dienststellung. 

(2) Während der Ausbildung zum Unterführer sind die Angehörigen der Ka- 
‚sernierten Einheiten Unterführerschüler. 

(®) Nach erfolgreichem Abschluß der Ausbildung werden die Unterführer-' 
schüler zu einem Unterführerdienstgrad ernannt. 

(4) Angehörige der Kasernierten Einheiten oder andere Bürger mit besonde- 
ren Fähigkeiten und Spezialkenntnissen können ohne Ausbildung nach Abs. 1 
in das Dienstverhältnis Unterführer auf Zeit übernommen und zu einem Unter- 
führerdienstgrad ernannt werden. 
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sa 
Beförderung 
Die Unterführer auf Zeit können bis zum Dienstgrad Hauptwachtmeister der 
VP befördert werden. 


se 
Dauer der Dienstzeit 





Für Unterführer auf Zeit beträgt die Dienstzeit mindestens 3 Jahre, Aus- 
nahmen regelt der Minister des Innern und Chef der Deutschen Volkspolizei, 


s2 
Entlassung 


(1) Die Entlassung aus dem Dienst in den Kasernierten Einheiten erfolgt in 
der Regel nach Ablauf der festgelegten Dienstzeit 

(2) Die Entlassung kann weiterhin erfolgen: 

a) wegen Übernahme wichtiger staatlicher bzw. gesellschaftlicher Aufgaben, 
b) wegen außergewöhnlich schwieriger persönlicher Verhältnisse, 

©) wegen struktureller Veränderungen, 

.d) wegen zeitlicher Dienstuntauglichkeit, 

©) wegen dauernder Dienstuntauglichkeit, 

1) wegen mangelhafter Erfüllung der Dienstpflichten, 

aus disziplinarlschen Gründen. 

(8) Angehörige der Kasernierten Einheiten, deren Dienstzeit noch nicht die 
festgelegte Dauer des Grundwehrdienstes erreicht hat, können nicht aus Grün- 
den des Abs.2 Buchstaben c, f oder g aus den Kasernierten Einheiten entlassen 
werden, soweit sie bei Beginn des Dienstes in den Kasernierten Einheiten noch 
zur Ableistung des Grundwehrdienstes verpflichtet waren. In diesen Fällen ist 
die festgelegte Dauer des Dienstes, der dem Grundwehrdienst entspricht, zu lei- 
sten. Die Regelung des $33 Abs.1 Buchst.a bleibt davon unberührt. 

(4) Angehörige der Kasernierten Einheiten, die auf Grund ihrer abgegebenen 
Verpflichtung für das Dienstverhältnis Unterführer auf Zeit einberufen werden 
und die Einhaltung dieser Verpflichtung bis 4 Wochen nach der Einberufung 
‚ablehnen, können entlassen werden. 

(6) Die Entscheidung über die Entlassung der Unterführer auf Zeit treffen 
der Minister des Innern und Chef der Deutschen Volkspolizei oder die von ihm 
Beauftragten. 





IV. Abschnitt 
Die Dienstverhältnisse der Berufsunterführer 
und Berufsoffiziere 


sa 
Verpflichtung 
‘Vor Eintritt in das Dienstverhältnis verpflichten sich Bürger, die noch keinen 


Dienst in den Kasernierten Einheiten leisten, oder Angehörige der Kasernierten 
Einheiten, freiwillig Dienst als Berufsunterführer bzw. Berufsotfizier zu leisten. 





9. Dienstlaufbahnordnung — Kasernierte Einheiten des Mdl ’ 


s 
Beginn des Dienstverhältnisses 


Das Dienstverhältnis als Berufsunterführer bzw. Berufsoffizier beginnt zı 
dem Zeitpunkt, der im Einberufungsbefehl bzw. Befehl des Vorgesetzten ge 
'nannt ist. Es kann mit Beginn oder während des Dienstes in den Kaserniertei 
Einheiten begründet werden. 


s25 
‚Ausbildung im Dienstverhältnis Berufsunterführer 


(1) Die Ausbildung von Angehörigen der Kasernierten 

verhältnis Berufsunterführer erfolgt in Etappen: 

a) im Unterführerlehrgang an Lehr- und Ausbildungseinrichtungen des Mini! 
steriums des Innern bzw. in einem entsprechenden Lehrgang der Nationalen 
Volksarmee oder in der Dienststellung und 

b) im Berufsunterführerlehrgang oder an zivilen Bildungseinrichtungen. 

(2) Während der Ausbildung im Unterführerlehrgang oder in der Dienststel: 
lung sind die Angehörigen der Kasernierten Einheiten Unterführerschüler. 

(9) Nach erfolgreichem Abschluß der Ausbildung im Unterführerlehrgang 
‚oder in der Dienststellung werden die Unterführerschüler zu einem Unterführer: 
dienstgrad ernannt. 

(4) Mit dem erfolgreichen Abschluß der Ausbildung im Berufsunterführer- 
lehrgang, erhalten die Berufsunterführer eine staatlich anerkannte Meisterqua. 
ifikation, 





inheiten im Dienst 


s2 
‚Ausbildung im Dienstverhältnis Berufsofizier 


(1) Berufsoffiziere werden zu Hochschulkadern ausgebildet. 
(2) Die Ausbildung von Angehörigen der Kasernierten Einheiten im Dienst- 
verhältnis Berufsoffizier kann erfolgen: 
a) an der Offiziershochschule des Ministeriums des Innern — Bereitschaften —, 
b) an Offiziershochschulen der Nationalen Volksarmee, 
©) an zivilen Hochschulen mit anschließender Ausbildung an einer Lehrein- 
richtung der bewaffneten Organe. 
(&) Während der Ausbildung zum Offizier sind die Angehörigen der Kaser- 
nierten Einheiten Offiziersschüler. 
(4) Nach erfolgreichem Abschluß der Ausbildung werden die Offiziersschüler 
zu einem Offizieisdienstgrad ernannt. 
(6) Nach dem erfolgreichen Abschluß der Hochschulausbildung erhalten die 
Berufsoffiziere eine zivile Berufsbezeichnung. 














s2s 
Übernahme in ein Dienstverhältnis ohne Ausbildung 


Ohne Ausbildung nach den $526 und 27 können in das Dienstverhältnis Be- 

rufsunterführer bzw. Berufsoffizier übernommen werden: 

a) Wachtmeister und Unterführer der Kasernierten Einheiten, die besondere 
Fähigkeiten und Spezialkenntnisse besitzen, 


a 
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b) Bürger mit besonderen Fähigkeiten und Spezialkenntnissen sowie hervorra- 
genden Leistungen und Verdiensten. 


820 
Weiterbildung. 


Die Berufsunterlührer und Berufsoffiziere haben sich in der Weiterbildung 
ständig höhere politische, militärische, polizeifachliche und. wissenschaftlich- 
technische Kenntnisse sowie praktische Fertigkeiten und Fähigkeiten für die 
‚Ausübung ihrer jeweiligen oder einer anderen Dienststellung anzueignen. Das 
erfolgt Inder praktischen Dienstdurchführung, durch den Besuch von Lehrein- 
richtungen des Ministeriums des Innern, der' Nationalen Volksarmee oder ande- 
rer sozlalistischer Staaten, im Selbststudium bzw. in Ausnahmefällen im Fern- 
studium oder im Direktstudium an zivilen Hoch- bzw. Fachschulen. 





5” 
Dauer der Dienstzeit 


(1) Die Dauer der Dienstzeit wird in ihrer unteren Grenze durch das Errei- 
hen einer Dienstzeit von 

10 Jahren für Berufsunterführer bzw. 

25 Jahren für Berufsoffiziere 
und in ihrer oberen Grenze durch die Altersgrenze Im Dienstverhältnis der Ka- 
‚sernierten Einheiten bestimmt. 

(2) Die Altersgrenze im Dienstverhältnis der Kasernierten Einheiten ist in 
der Regel {ür Berufsunterführer und Berufsoffiziere das vollendete 65. Lebens- 
‚Jahr, bei weiblichen Angehörigen der Kasernierten Einheiten das vollendete 
%. Lebensjahr. Bei Kämpfern gegen den Faschismus oder Verfolgten des Fa- 
schismus ist die Altersgrenze jeweils 3 Jahre niedriger. 

(#) Ausnahmen von den Regelungen der Absätze 1 und 2 legt der Minister 
des Innern und Chef der Deutschen Volkapolizel fest, 


sa 
Entlassung 


(1) Die Entlassung der Berufsunterführer und Berufsoffiziere erfolgt in der 
Regel wegen Erfüllung der Dienstzeit innerhalb des im $30 festgelegten Zeit- 
raumes. 

(2) Die Entlassung kann weiterhin erfolgen: 

a) wegen Übernahme wichtiger staatlicher bzw. gesellschaftlicher Aufgaben, 

b) wegen außergewöhnlich schwieriger persönlicher Verhältnisse, 

©) wegen struktureller Veränderungen, 

4) wegen zeitlicher Dienstuntauglichkeit, 

©) wegen dauernder Dienstuntauglichkeit, 

D) wegen ungenügender Voraussetzungen für den Dienst als Berufsunterführer 
bzw. Berufsoffizier, 

8) wegen mangelhatter Erfüllung der Dienstpflichten, 

'h) aus disziplinarischen Gründen. 

(®) Angehörige der Kasernierten Einheiten, deren Dienstzeit noch nicht die 
festgelegte Dauer des Grundwehrdienstes erreicht hat, können nicht aus Grün- 
den des Absatzes 2 Buchstaben c, f, g oder h aus dem Dienst in den Kasernierten 


er 
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Einheiten entlassen werden, soweit sie bei Beginn des Dienstes in den Kaser- 
nierten Einheiten noch zur Ableistung des Grundwehrdienstes verpflichtet wa- 
ren. In diesen Fällen ist die festgelegte Dauer des Dienstes, der dem Grund- 
wehrdienst entspricht, zu leisten. Die Regelung des $33 Abs.1 Buchst.a bleibt 
davon unberührt. 

(4) Angehörige der Kasernierten Einheiten, die auf Grund ihrer abgegebenen. 
Verpflichtung für die Dienstverhältnisse Berufsunterlührer bzw. Berufsoffizier 
einberufen wurden und die Einhaltung dieser Verpflichtung bis 4 Wochen nach 
der Einberufung ablehnen, können entlassen werden. 

(6) Die Entlassung von Unterführerschülern und Offiziersschülern aus dem. 
Dienst in den Kasernierten Einheiten erfolgt mit einem ihren Leistungen und 
ihrem sonstigen Verhalten entsprechenden Dienstgrad. Bei Entlassung vor Ab- 
lauf des 1. Ausbildungshalbjahres erfolgt die Entlassung mit einem Wachtmei 
sterdienstgrad. 

(6) Die Entscheidung über die Entlassung von Berulsunterführern und Be- 
rufsoffizieren treifen der Minister des Innern und Chef der Deutschen Volks- 
polizei oder die von ihm Beauftragten. 

(9) Über die Entlassung der Generale entscheidet der Vorsitzende des Natio-, 
nalen Verteidigungsrates der Deutschen Demokratischen Republik, 





V. Abschnitt 
Sonderregelungen 


5” 
Regelungen für die Ernennung und Beförderung 


Der Minister des Innern und Chef der Deutschen Volkspolizei kann für 
Wachtmeister und für Unterführer auf Zeit höhere erreichbare Dienstgrade 
festlegen, als es sich aus den entsprechenden Bestimmungen dieser Dienstlauf- 
bahnordnung ergibt, ohne daß sich dadurch das Dienstverhältnis und die darauf 
anzuwendenden sonstigen Bestimmungen ändern. Voraussetzung dafür ist, daß 
diese Angehörigen der Kasernierten Einheiten solche Spezialkenninisse oder 
andere besondere Eigenschaften und Fähigkeiten besitzen, die sie befähigen, 
ohne Verlängerung der für ihr Dienstverhältnis vorgesehenen Dienstzeit eine 
Diensistellung einzunehmen, die diesem höheren erreichbaren Dienstgrad ent- 
spricht. 


[23 
Regelungen zur Dienstzeit 


(1) Angehörige der Kasernierten Einheiten, die während der Zeit ihres Dien- 
istes strafrechtlich zur Verantwortung gezogen werden, bleiben in der Regel 
Angehörige der Kasernierten Einheiten. Bei einer Verurteilung von Wachtmei 
stern oder Unterführern auf Zeit zu Strafen mit Freiheitsentzug verlängert sich 
die Dienstzeit um die Dauer des Vollzuges der Strafe bzw. um den Teil der Zei 
des Vollzuges der Strafe, der zur Erfüllung des Dienstes, der dem Grundwehr- 
dienst entspricht bzw. der eingegangenen Verpflichtungen notwendig ist. Der 
Minister des Innern und Chef der Deutschen Volkspolizei kann regeln, daß 
a) Angehörige der Kasernierten Einheiten unabhängig von in den 6817 Abs. 2, 
23 Abs.3 und 31 Abs. 3 getroffenen Festlegungen aus dem Dienst in den Ki 
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sernierten Einheiten entlassen werden, sofern durch ihr Verhalten und ihre 
Verurteilung zu Strafen mit Freiheitsentzug der Zweck des Dienstes in den 
Kasernierten Einheiten nicht erreicht werden kann, 

) Unterführer auf Zeit bei ausgezeichneter Dienstdurchführung nach dem Voll- 
zug der Strafe mit Freiheitsentzug mit Ablauf der Dienstzeit entsprechend 
ihrer Verpflichtung entlassen werden. 

(0) Die Dauer des Dienstes verlängert sich auch bei Wachtmeistern, gegen 
die Disziplinarstrafen mit Freiheitsbeschränkung verhängt worden sind bzw 
die unerlaubte Entfernungen begangen haben, um die Dauer des Vollzuges der 
Disziplinarstrafen bzw. der unerlaubten Entfernungen. Bei vorbildlichen Lei- 
stungen und beispielhaftem Verhalten bzw. wenn der Zweck des Dienstes al 
Wachtmeister erreicht ist, kann die Entlassung zu den festgelegten Entlassungs- 
terminen erfolgen. 


ss 
Regelungen für den Dienst, der der Ableistung 
des Reservistenwehräienstes entspricht 


(1) Wehrpflichtige, die zum Dienst, der der Ableistung des Reservistenwehr- 
dienstes entspricht, in die Kasernierten Einheiten einberufen werden, sind mit 
dem Tage der Einberufung Angehörige der Kasernierten Einheiten. 

(2) Während des Dienstes entsprechend Abs.1 können die Angehörigen der 
Kasernierten Einheiten unabhängig von den Regelungen über die Dienstverhält- 
nisse der Kasernierten Einheiten entsprechend den Erfordernissen ernannt bzw. 
befördert werden, 

(8) Für Angehörige der Kasernierten Einheiten, die nach Abs.1 Dienst lei- 
sten, wird die Dienstzeit bei Disziplinarstrafen mit Freiheitsbeschrünkung oder 
Verurteilung zu Strafen mit Freiheitsentzug nicht verlängert. 

(4) Für Angehörige der Kasernierten Einheiten, die Dienst nach Abs. 1 lel- 
sten, gelten die Bestimmungen dieser Anordnung unter Berücksichtigung der 
Besonderheiten dieses Dienstes. 


33 
Regelung für die Mobilmachung 
und den Verteidigungszustand 


(4) Während der Mobilmachung oder im Verteidigungszustand können die 
Angehörigen der Kasernierten Einheiten ernannt bzw. befördert werden, ohne 
daß Dienstverhältnisse Unterführer auf Zeit, Berufsunterführer bzw. Berufs- 
offizier bestehen. 

(2) Die Angehörigen der Kasernierten Einheiten können während der Mobil- 

‚chung oder im Verteidigungszustand nur aus dem Dienst in den Kasernierten 

Einheiten entlassen werden, wenn sie nicht mehr wehrpflichtig sind bzw. auf 

besonderen Befehl des Ministers des Innern und Chefs der Deutschen Volks- 

polizei. Vorzeitige Entlassungen aus dem Dienst in den Kasernierten Einheiten 

können aus folgenden Gründen erfolgen: 

a) dauernde Dienstuntauglichkeit, wenn eine Verwendung im Dienst der Ka- 
sernierten Einheiten nicht möglich ist, 

b) Übernahme für die Landesverteidigung wichtiger staatlicher oder gesell- 
schaftlicher Aufgaben, 

c) außergewöhnlich schwierige persönliche Verhältnisse. 
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(&) Der Minister des Innern und Chef der Deutschen Volkspolizei kann wei- 
tere Regelungen über den Dienst in den Kasernierten Einheiten während der 
'Mobilmachung bzw. im Verteidigungszustand erlassen. 


VI. Abschnitt 
Schlußbestimmungen 


$36 
Durchführungsbestimmungen 


Durchführungsbestimmungen und andere Bestimmungen erläßt der Minister 
des Innern und Chef der Deutschen Volkspolizei. 


N s” 
Inkrafttreten 


(X) Diese Anordnung tritt am 1. Mai 1982 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Anordnung des Natiortalen Verteidigungsrates der 
Deutschen Demokratischen Republik vom 18.Oktober 1974 über den Wehr- 
ersatzdienst in den Volkspolizei-Bereitschaften, Kompanien der Transportpoli- 
zel, der Offiziershochschule und Unterführerschule des Ministeriums des Innern 
— Bereitschaften — außer Kraft. 


Anlage 
zu 83 vorstehender Anordnung 


FAHNENEID 

Ich schwöre 
Der Deutschen Demokratischen Republik, meinem Vaterland, allzeit treu zu 
dienen und sie auf Befehl der Arbeiter-und-Bauern-Regierung gegen jeden 
Feind zu schützen. 





Ich schwöre: 
‚An der Seite der Nationalen Volksarmee und der anderen Schutz- und 
heitsorgane der Deutschen Demokratischen Republik sowie fest verbunden 
mit den Armeen und Sicherheitsorganen der Sowjetunion und der anderen 
verbündeten sozialistischen Länder jederzeit bereit zu sein, den Sozialismus 
gegen alle Feinde zu verteidigen und mein Leben zur Erringung des Sieges 
einzusetzen. 


Ich schwöre: 
Ein ehrlicher, tapferer, disziplinierter und wachsamer Volkspolizist zu sein, 
den Vorgesetzten unbedingten Gehorsam zu leisten, die Befehle mit aller 
Entschlossenheit zu erfüllen und die militärischen und staatlichen Geheim- 
nisse immer streng zu wahren. 








Ich schwöre: 
Die Kenntnisse zur Erfüllung meiner Aufgaben gewissenhaft zu erwerben, 
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die Dienstvorschriften zu erfüllen und immer und überall die Ehre unserer 
Republik und ihrer bewaffneten Orgäne zu wahren. 
Sollte ich jemals diesen meinen feierlichen Fahneneid verletzen, so möge 
mich die harte Strafe der Gesetze unserer Republik und die Verachtung des 
werktätigen Volkes treffen. 


10. 
Anordnung 
des Nationalen Verteidigungsrates 
der Deutschen Demokratischen Republik 
über den Verlauf des Dienstes 
in der Zivilverteidigung 
— Dienstlaufbahnordnung — ZV — 


vom 25. März 1982 (GBI. I Nr. 125.241) 


Zur Regelung des Dienstes in der‘Zivilverteidigung wird auf der Grundlage 
des $15 des Verteidigungsgesetzes vom 13. Oktober 1978 (GBl. I Nr. 3.8.37) und 
der $52 Abs. 3 und 45 Abs. 1 des Wehrdienstgesetzes vom 25. März 1982 (GBl.I 
Nr. 12, 221) angeordnet: 





B 1. Abschnitt 
‚Allgemeine Bestimmungen 


sı 
Regelung des Dienstes in der Zivilverteidigung 


(1) Der Dienst in der Zivilverteidigung der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik entspricht der Ableistung des Wehrdienstes nach $2 Abs. 3 des Wehrdienst- 
esetzes. 

(2) Der Dienst in der Zivilverteidigung wird vom Minister für Nationale Ver- 
teidigung durch Befehle, Dienstvorschriften und sonstige Bestimmungen geregelt, 





s2 
Vereidigung 


Die Angehörigen der Zivilverteidigung leisten den Diensteid (Anlage). 
ss 
Unterscheidung der Angehörigen der Zivilverteidigung 


Die Angehörigen der Zivilverteidigung unterscheiden sich nach 
a). dem Dienstverhältnis in 

Soldaten der Zivilverteidigung 

Unteroffiziere auf Zeit 


78. 
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Berufsunteroffiziere 
Berufsoffiziere 

b) dem Dienstgrad in 
Soldaten 
Unteroffiziersschüler 
Unteroffiziere 
Oftiziersschüler 
Oltiziere 

©) der Dienststellung in 
Vorgesetzte 
Unterstellte. 


5 
Dienstverhältnisse 


(1) Soldaten der Zivilverteidigung sind wehrpflichtige Bürger der Deutschen 
Demokratischen Republik, die anstelle des Grundwehrdienstes Dienst in der 
Zivilverteidigung leisten. 

(2) Unteroffiziere auf Zeit sind Angehörige der Zivilverteidigung, die frei- 
willig Dienst in der Zivilverteidigung leisten, dessen Dauer im $ 20 bestimmt Ist 
und deren Dienstverhältnis durch Befehl bestätigt wurde. 

(&) Berufsunteroffiziere und Berufsoffiziere sind Angehörige der Zivilvertei- 
digung, die freiwillig Dienst in der Zivilverteidigung leisten, dessen Dauer im 
$28 bestimmt ist und deren Dienstverhältnis durch Befehl bestätigt wurde. 

(4) Weibliche Bürger können Dienst In der Zivilverteidigung nach den Ab- 
slitzen 2 oder 3 leisten. Einzelheiten regelt der Minister für Nationale Verteidi- 
gung. 


55 
Übergang von einem Dienstverhältnis in ein anderes Dienstverhältnis 


(1) Der Übergang von einem Dienstverhältnis in ein anderes erfolgt grund- 
sätzlich auf Vorschlag eines Vorgesetzten auf der Grundlage einer entsprechen- 
den Verpflichtung des Angehörigen der Zivilverteidigung. Die Bestätigung des 
neuen Dienstverhältnisses erfolgt durch Befehl. Die im bisherigen Dienstver- 
hältnis geleistete Dienstzeit wird grundsützlich auf die Dienstzeit im neuen 
Dienstverhältnis angerechnet. 

(2) Die Dienstverhältnisse der Unteroffiziere auf Zeit und der Berufsunter- 
offiziere können in das Dienstverhältnis der Soldaten der Zivilverteidigung ohne 
Verpflichtung nach Abs. 1 umgewandelt werden, wenn die betreffenden Ange- 
hörigen der Zivilverteidigung bei Beginn des Dienstes zur Ableistung des Grund- 
wehrdienstes verpflichtet waren, die festgelegte Dauer des Grundwehrdienstes 
‚noch nicht erreicht ist und mangelhafte Leistungen, Verstöße gegen die Disziplin 
‚oder andere Gründe ihren Einsatz in den vorgesehenen oder derzeitig ausge- 
übten Dienststellungen nicht erlauben. 

(8) Die Umwandlung des Dienstverhältnisses in das eines Soldaten der Zivil-' 
verteidigung erfolgt auch bei den Angehörigen der Zivilverteidigung, die auf 
Grund des $31 Abs. 5 des Wehrdienstgesetzes Dienst zu leisten haben. 

(4) Bei der Umwandlung von Dienstverhältnissen nach den Absätzen 1 bis 3 
setzen die betreffenden Angehörigen der Zivilverteidigung den Dienst mit einem 
dem neuen Dienstverhältnis sowie ihren Leistungen und ihrem sonstigen Ver- 
halten entsprechenden Dienstgrad fort. 
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ss 
Dienstgradbezeichnungen 
Die Angehörigen der Zivilverteidigung führen folgende Dienstgrade: 

Dienstgradgruppen Dienstgrad 

a) Soldaten Soldat der ZV. 
Gefreiter der ZV 

b) Unteroffiziersschüler Unteroffiziersschüler der ZV 
sie sind dem Dienstgrad nach den Gefreiten 
gleichgestellt) 

©) Unteroffiziere Unteroffizier der ZV 


Unterfeldwebel der ZV 
Feldwebel der ZV 
Oberfeldwebel der ZV 
Stabsteldwebel der ZV 
d) Oftiziersschüler Offiziersschüler der ZV 
sie sind dem Dienstgrad nach gleichgestellt 
im 1. Studienjahr den Feldwebeln 
im 2. Studienjahr den Oberfeldwebeln. 
im 3. Studienjahr den Stabsfeldwebeln) 
©) Oftiziere 
— Leutnante Unterleutnant der ZV 
Leutnant der ZV 
Oberleutnant der ZV. 
— Hauptleute ‚Hauptmann der ZV 
— Stabsofiziere Major der ZV 
Oberstleutnant der ZY 
Oberst der ZV 
— Generale Generalmajor 
Generalleutnant 
Generaloberst. 


57 
Ernennung und Beförderung 


(4) Die Angehörigen der Zivilverteidigung werden zum ersten Dienstgrad 
innerhalb einer Dienstgradgruppe, zum ersten Generalsdienstgrad oder in eine 
Dienststellung ernannt und innerhalb der Dienstgradgruppen bzw. als General 
befördert. 

(2) Die Voraussetzungen für die Ernennung in eine Dienststellung oder zu 
einem Dienstgrad bzw. für die Beförderung sind 
a) die politische, spezialfachliche und charakterliche Eignung und die dafür 

erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Leistungen sowie 
b) die verfügbare Planstelle. 

(&) Die Ernennung kann in eine höhere, gleiche oder niedrigere Dienststellung 
erfolgen. 

(#) Zur Beförderung über den laut Stellenplan festgelegten Dienstgrad hinaus 
kann der Minister für Nationale Verteidigung Ausnahmen festlegen. 
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(6) Die Zuständigkeit für die Ernennung und Beförderung regelt der Minister 
für Nationale Verteidigung. 

(6) Generale werden vom Vorsitzenden des Nationalen Verteidigungsrates der 
Deutschen Demokratischen Republik ernannt bzw. befördert. 


ss 
Herabsetzung im Dienstgrad und in der Dienststellung 


Die Herabsetzung im Dienstgrad bzw. in der Dienststellung ist eine Diszipli- 
'narstrafe und erfolgt auf der Grundlage der Dienstvorschrift über Disziplinar- 
befugnisse und disziplinarische Verantwortlichkeit. Die Festlegungen der 98 
‚Absätze 2 bis 4, 7 Abs. 3 und 29 Abs, 5 bleiben davon unberührt. 


se 
Dienstalter in der Zivilverteidigung 


(1) Das Dienstalter in der Zivilverteidigung entspricht in der Regel der Zeit 
des Dienstes in der Zivilverteidigung nach dieser Dienstlaufbahnordnung. 
(2) Auf das Dienstalter in der Zivilverteidigung wird auch die Dienstzeit in 
a) der Nationalen Volksarmee, 
b) den Grenztruppen der DDR, 
©) dem Ministerium für Staatssicherheit, 
4) der Deutschen Volkspolizei und den anderen Organen des Ministeriums dei 
Innern, 
©) der ehemaligen Kasernierten Volkspolizei, Deutschen Grenzpolizei und Be- 
reitschaftspolizei sowie dem chemaligen Luftschutz. 
angerechnet. 
($) Der Minister für Nationale Verteidigung kann festlegen, daß‘ auch die 
Tätigkeit in einem Arbeitsrechtsverhältnis für die Zivilverteidigung auf das 
Dienstalter angerechnet wird. 








sıo 
Verleihung staatlicher Auszeichnungen, akademischer Grade und Titel 


(1) Die Verleihung staatlicher Auszeichnungen, akademischer Grade bzw. 
Titel an Angehörige der Zivilverteidigung erfolgt auf der Grundlage der dafür 
geltenden Rechtsvorschriften und Bestimmungen. 

(2) Das Führen akademischer Grade bzw. Titel sowie das Tragen staatlicher 
‚Auszeichnungen während des Dienstes in der Zivilverteidigung regelt der Mi 
nister für Nationale Verteidigung. 

(®) Angehörige der Zivilverteidigung, denen ein akademischer Grad von einer‘ 
Hochschule eines anderen sozialistischen Staates verliehen wurde, bedürfen zur 

ührung dieses Grades oder des dafür in der Deutschen Demokratischen Republik. 
iblichen Grades der Zustimmung des Ministers für Nationale Verteidigung. 








su 
‚Ausübung einer nebenberuflichen Tätigkeit 


Den Angehörigen der Zivilverteidigung ist die Ausübung einer nebenberuf- 
lichen Tätigkeit grundsätzlich nicht gestattet. Ausnahmen regelt der Minister‘ 
für Nationale Verteidigung. 
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sı 
Beendigung des Dienstes 


Der Dienst in der Zivilverteidigung wird durch die in den $$15, 21, 29, 31 
oder 33 aufgeführten Gründe beendet. 





I. Abschnitt 
Das Dienstverhältnis der Soldaten der Zivilverteidigung 


“ sıa 
Ernennung zum ersten Soldatendienstgrad 


Die Soldaten sind durch den Einberufungsbefehl zum ersten Soldatendienst- 
grad ernannt. 


su 
Beförderung 


Die Soldaten können bis zum Dienstgrad Gefreiter der ZV befördert werden. 


sıs 
Entlassung 


(1) Die Beendigung des Dienstes der Soldaten der Zivilverteidigung erfolgt 
mit der Entlassung aus der Zivilverteidigung zu den vom Minister für Nationale 
Verteidigung festgelegten Terminen. 

(2) Die Entlassung aus der Zivilverteidigung kann aus folgenden Gründen 
vorzeitig erfolgen: 
a) Übernahme wichtiger staatlicher oder gesellschaftlicher Aufgaben, 
b) außergewöhnlich schwierige persönliche Verhältnisse, 
©) zeitliche Dienstuntauglichkeit, 
4) dauernde Dienstuntauglichkeit. 

(® Der Minister für Nationale Verteidigung kann festlegen, daß in Einzelfäl- 
ten auf Antrag der Vorgesetzten die vorzeitige Entlassung aus der Zivilverteidi- 
‚gung erfolgen kann, ohne daß die im Abs.2 genannten Gründe vorliegen. 


I. Abschnitt, 
Das Dienstverhältnis der Unteroffiziere auf Zeit 





sı6 
Verpflichtung 
‚Vor Eintritt in das Dienstverhältnis verpflichten sich Bürger, die noch keinen 
Dienst in der Zivilverteidigung leisten, oder Soldaten der Zivilverteidigung, frei- 





willig Dienst als Unteroffizier auf Zeit zu leisten. 


sız 
Beginn des Dienstverhältnisses 


Das Dienstverhältnis als Unteroffizier auf Zeit beginnt zu dem Zeitpunkt, 
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der im Einberufungsbefehl bzw. Befehl des Vorgesetzten genannt ist. Es kann 
mit Beginn des Dienstes in der Zivilverteidigung oder während bzw. nach Ab- 
leistung des Dienstes als Soldat der Zivilverteidigung begründet werden. 


sıs 
Ausbildung 


(1) Die Ausbildung von Angehörigen der Zivilverteidigung im Dienstverhält- 

nis Unteroffizier auf Zeit kann erfolgen: 

a) an Lehreinrichtungen der Zivilverteidigung, 

b) an Lehreinrichtungen der Nationalen Volksarmee, verbunden mit einer spe- 
ialfachlichen Ausbildung auf dem Gebiet der Zivilverteidigung, 

©) in der Dienststellung. 

(@) Während der Ausbildung zum Unteroffizier sind die Angehörigen den 
Zivilverteidigung Unteroffiziersschüler. 

(8) Nach erfolgreichem Abschluß der Ausbildung werden die Unteroffiziers- 
schüler zu einem Unteroffiziersdienstgrad ernannt. 

(4) Angehörige der Zivilverteidigung oder andere Bürger mit besonderen 
Fähigkeiten und Spezialkenntnissen können ohne Ausbildung nach Abs. 1 in das, 
Dienstverhältnis Unteroffizier auf Zeit übernommen und zu einem Unteroffi- 
ziersdienstgrad ernannt werden. 





sa 
Beförderung 


Die Unteroffiziere auf Zeit können bis zum Dienstgrad Feldwebel der ZV 
befördert werden. 


s2 
Dauer der Dienstzeit 





Für Unteroffiziere auf Zeit beträgt die Dienstzeit mindestens 3 Jahre. Aus-, 
‚nahmen regelt der Minister für Nationale Verteidigung. 


szu 
Entlassung 


(1) Die Entlassung aus dem Dienst in der Zivilverteidigung erfolgt in der 
‚Regel nach Ablauf der festgelegten Dienstzeit. 

(2) Die Entlassung kann weiterhin erfolgen; 
a) wegen- Übernahme wichtiger staatlicher bzw. gesellschaftlicher Aufgaben, | 
b) wegen außergewöhnlich schwieriger persönlicher Verhältnisse, 

(©) wegen struktureller Veränderungen, 

.&) wegen zeitlicher Dienstuntauglichkeit, 
©) wegen dauernder Dienstuntauglichkei 
f) wegen mangelhafter Erfüllung der Dienstpflichten, 

8) aus disziplinarischen Gründen. 

(&) Angehörige der Zivilverteidigung, deren Dienstzeit noch nicht die fest« 
gelegte Dauer des Grundwehrdienstes erreicht hat, können nicht aus Gründen 
des Abs.2 Buchstaben c, f oder g aus der Zivilverteidigung entlassen werden, 
soweit sie bei Beginn des Dienstes in der Zivilverteidigung noch zur Ableistung, 
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des Grundwehrdienstes verpflichtet waren. In diesen Fällen ist die festgelegte 
Dauer des Grundwehrdienstes zu leisten. Die Regelung des $31 Abs.1 Buchst. a 
bleibt davon unberührt. 

(4) Angehörige der Zivilverteidigung, die auf Grund ihrer abgegebenen Ver- 
pflichtung für das Dienstverhältnis Unteroffizier auf Zeit einberufen wurden 
und die Einhaltung dieser Verpflichtung bis 4 Wochen nach der Einberufung 
ablehnen, können entlassen werden. 

(6) Die Entscheidung über die Entlassung der Unteroffiziere auf Zeit treffen 
der Minister für Nationale Verteidigung oder die von ihm Beauftragten. 











IV. Abschnitt 
Die Dienstverhältnisse der Berufsunteroffiziere und Berufsoffiziere 


sn 
Verpflichtung 


‚Vor Eintritt in das Dienstverhältnis verpflichten sich Bürger, die noch keinen 
Dienst in der Zivilverteidigung leisten, oder Angehörige der Zivilverteidigung, 
freiwillig Dienst als Berufsunteroffizier bzw. Berufsoffizier zu leisten. 





52 
Beginn des Dienstverhältnisses. 


Das Dienstverhältnis als ‚Berufsunteroffizier bzw. Berufsoftizier beginnt zu 
dem Zeitpunkt, der im Einberufungsbefchl bzw. Befehl des Vorgesetzten ge- 
nannt ist, Es kann mit Beginn oder während des Dienstes In der Zivilverteidi- 
sung begründet werden. 


sm 
‚Ausbildung im Dienstverhältnis Berufsunteroffizier 


4) Die Ausbildung von Angehörigen der Zivilverteidigung im Dienstverhält- 
nis Berufsunteroffizier kann erfolgen. 
") an Lehreinrichtungen der Zivilverteidigung, 
b) an Lehreinrichtungen der Nationalen Volksarmee, verbunden mit einer spe- 
zialfachlichen Ausbildung auf dem Gebiet der Zivilverteidigung, 
©) in der Dienststellung oder 
d) an zivilen Bildungseinrichtungen, verbunden mit einer spezialfachlichen Aus- 
bildung auf dem Gebiet der Zivilverteidigung. 
(@) Während der Ausbildung zum Unteroffizier sind die Angehörigen der 
Zivilverteidigung Unteroffiziersschüler. 
&) Nach erfolgreichem Abschluß der Ausbildung werden die Unteroftiziers- 
schüler zu einem Unteroffiziersdienstgrad ernannt, 


825 
Ausbildung im Dienstverhälfnis Berutsoffizier 


/ (U) Berufsoffiziere werden zu Hochschulkadern ausgebildet. 
(@) Die Ausbildung von Angehörigen der Zivilverteidigung im Dienstver- 
hältnis Berufsoffizier kann erfolgen: 
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a) am Institut der Zivilverteidigung der Deutschen Demokratischen Republik, 

b) an Offiziershochsehulen der Nationalen Volksarmee mit zusätzlicher spezial- 
fachlicher Ausbildung auf dem Gebiet der Zivilverteidigung, 

(©) an zivilen Hochschulen mit zusätzlicher spezialfachlicher Ausbildung auf dei 
Gebiet der Zivilverteidigung. 
(8) Während der Ausbildung zum Offizier sind die Angehörigen der Zivilver- 

teidigung Olfiziersschüler. ) 
(4) Nach erfolgreichem Abschluß der Ausbildung werden die Offiziersschül 

zu einem Offiziersdienstgrad ernannt. 
(6) Mit dem erfolgreichen Abschluß der Hochschulausbildung erhalten die 

Berufsoffiziere eine zivile Berufsbezeichnung. 








326 N 
Übernahme In ein Dienstverhältnis ohne Ausbildung 


Ohne Ausbildung nach den 6524 und 25 können in das Dienstverhltnis Des 

rufsunteroffizier bzw. Berufsoffizier übernommen werden: 

a) Soldaten und Unteroffiziere der Zivilverteidigung, die besondere Fühigkeitei 
und Spezialkenntnisse besitzen, 

b) Bürger mit besonderen Fähigkeiten und Spezialkenntnissen sowie ber 
tragenden Leistungen und Verdiensten. 








sn 
Weiterbildung 


Die Berufsunterolfiziere und Berufsoffiziere haben sich in der Weiterbildun: 
ständig höhere politische, spezialfachliche und wissenschaftlich-technische Kennt- 
nisse sowie praktische Fühigkeiten für die Ausübung ihrer jeweiligen oder einek 
ünderen Dienststellung anzueignen. Das erfolgt in der praktischen Dienstdurdh= 
führung, durch den Besuch von Lehreinrichtungen der Zivilverleidigung, det 
Nationalen Volksarmee oder anderer sozialistischer Stanten, im Selbststudium] 
bzw. im Fern- oder Direktstudium an zivilen Hoch- bzw. Fachschulen. 








N 
\ 
ss 
Dauer der Dienstzeit i 

() Die Due der Denstet wid In Ihrer unteren Grenze duch das Bereich 
einer Dienstzeit von 

10 Jahren für Berufsunteroffiziere bzw. 

25 Jahren für Berufsoffiziere 
und in ihrer oberen Grenze durch die Altersgrenze im Dienstverhältnis der] 
‚Zivilverteidigung bestimmt. 

(2) Die Altersgrenze im Dienst in der Zivilverteidigung ist in der Regel f 
'Berufsunteroffiziere und Berufsoffiziere das vollendete 65. Lebensjahr, bei weib:| 
lichen Angehörigen der Zivilverteidigung das vollendete 60. Lebensjahr. Bel 
‚Kämpfern gegen den Faschismus oder Verfolgten des Faschismus ist die Alters: 
grenze jeweils 5 Jahre niedriger. 

(9 Ausnahmen von den Regelungen der Absätze1 und 2 legt der Minister 
für Nationale Verteidigung fest. 
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5 Entlassung 


(4) Die Entlassung der Berufsunteroftiziere und Berufsoffiziere erfolgt in der 
Regel wegen Erfüllung der Dienstzeit innerhalb des im $28 festgelegten Zeit- 
raumes, 

(@) Die Entlassung kann weiterhin erfolgen: 

1) wegen Übernahme wichtiger staatlicher bzw. gesellschaftlicher Aufgaben, 

b) wegen außergewöhnlich schwieriger persönlicher Verhältnisse, 

©) wegen struktureller Veränderungen, 

4) wegen zeitlicher Dienstuntauglichkeit, 

©) wegen dauernder Dienstuntauglichkeit, 

D wegen ungenügender Voraussetzungen für den Dienst als Berufsunterotfizier 
bzw. Berufsoffizier, 

1) wegen mangelhalter Erfüllung der Dienstpflichten, 

h) aus disziplinarischen Gründen. 

(® Angehörige der Zivilverteidigung, deren Dienstzeit noch nicht die fest- 
yelegte Dauer des Grundwehrdienstes erreicht hat, können nicht aus Gründen 
des Abs.2 Buchstaben c, f, 8 oder h aus dem Dienst in der Zivilverteidigung 
entlassen werden, soweit sie bei Beginn des Dienstes in der Zivilverteidigung 
noch zur Ableistung des Grundwehrdienstes verpflichtet waren. In diesen Fäl- 
Ien ist die. festgelegte Dauer des Grundwehrdienstes zu leisten. Die Regelung 
des 531 Abs,1 Buchst. a bleibt davon unberührt. 

(4) Angehörige der Zivilverteidigung, die auf Grund ihrer abgegebenen Ver- 
pflichtung für die Dienstverhältnisse Berufsunteroffizier bzw. Berufsottizier ein- 
berufen wurden und die Einhaltung dieser Verpflichtung bis 4 Wochen nach der 
Einberufung ablehnen, können entlassen werden. 

(6) Die Entlassung von Unteroffiziersschülern und Offiziersschülern aus dem 
Dienst in der Zivilverteldigung erfolgt mit einem ihren Leistungen und ihrem 
sonstigen Verhalten entsprechenden Dienstgrad. Bei Entlassungen vor Ablaut 
des ersten Ausbildungshalbjahres erfolgt die Entlassung mit einem Soldaten- 
dienstgrad, 

(0) Die Entscheidung über die Entlassung von Berufsunteroffizieren und Be- 
rufsoffizieren treffen der Minister für Nationale Verteidigung oder die von ihm 
Beauftragten. 

(M) Über die Entlassung der Generale entscheidet der Vorsitzende des Natio- 
nalen Verteidigungsrates der Deutschen Demokratischen Republik. 





V. Abschnitt 
‚Sonderregelungen 


5:0 
Regelung für die Ernennung und Beförderung 


Der Minister für Nationale Verteidigung kann für Soldaten der Zivilverteidi- 
yung und für Unteroffiziere auf Zeit höhere erreichbare Dienstgrade festlegen, 
5 es sich aus den entsprechenden Bestimmungen dieser Dienstlaufbahnordnung, 
ergibt, ohne daß sich dadurch das Dienstverhältnis und die darauf anzuwenden- 
den sonstigen Bestimmungen ändern. Die Voraussetzung dafür ist, daß diese 
‚Angehörigen der Zivilverteidigung solche Spezialkenntnisse oder andere beson- 
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dere Eigenschaften und Fähigkeiten besitzen, die sie befähigen, ohne Verlänge- 
rung der für ihr Dienstverhältnis vorgesehenen Dienstzeit eine Dienststellung 
einzunehmen, die diesem höheren erreichbaren Dienstgrad entspricht. 


sa 
Regelungen zur Dienstzeit 


(4) Angehörige der Zivilverteidigung, die während der Zeit ihres Dienstes) 
strafrechtlich zur Verantwortung gezogen wurden, bleiben in der Regel Ange- 
hörige der Zivilverteidigung. Bei einer Verurteilung von Soldaten der Zivilver- 
teidigung oder von Unteroffizieren auf Zeit zu Strafen mit Freiheitsentzug ver- 
längert sich die Dienstzeit um die Dauer des Vollzuges der Strafe bzw. um den) 
Teil der Zeit des Vollzuges der Strafe, der zur Erfüllung des Grundwehrdienstes, 
bzw. der eingegangenen Verpflichtungen notwendig ist. Der Minister für we 
nale Verteidigung kann regeln, daß 
1) Angehörige der Zivilverieldigung unabhängig von In den $$ 19 Abs. 3, 21 Abs.d) 

und 29. Abs.3 getroffenen Festlegungen aus dem Dienst in der Zivilverteidi- 

‚gung entlassen werden, sofern durch ihr Verhalten und ihre Verurteilung zu) 

Strafen mit Freiheitsentzug der Zweck des Dienstes in der Zivilverteidigung, 

nicht erreicht werden kann, 

b) Unteroffiziere auf Zeit bei ausgezeichneter Dienstdurchführung nach dem! 
Vollzug der Strafen mit Freiheitsentzug mit Ablauf der Dienstzeit entspre 
hend Ihrer Verpflichtung enlssen werden. 
(2) Die Dauer des Dienstes verlängert sich auch bei Soldaten der Zivilvertel-, 

digung, gegen die Disziplinarstrafen mit Freiheitsbeschränkung verhängt worden. 
sind bzw. die unerlaubte Entfernungen begangen haben, um die Dauer des Voll- 
zuges der Disziplinarstrafen bzw. der unerlaubten Entfernungen. Bei vorbild- 
lichen Leistungen und beispielhaftem Verhalten bzw. wenn der Zweck des Dien- 
stes als Soldat der Zivilverteidigung erreicht ist, kann die Entlassung zu den 
festgelegten Entlassungsterminen erfolgen. 











Regelungen für den Dienst, der der Ableistung 
des Reservistenwehrdienstes entspricht 


(&) Wehrpflichtige, die anstelle der Ableistung von Reservistenwehrdienst/ 
zum Dienst in der Zivilverteidigung einberufen werden, sind mit dem Tage der) 
Einberufung Angeh( 

(2) Während des Dienstes entsprechend Abs. 1 können die Angehörigen der 
Zivilverteidigung unabhängig von den Regelungen über die Dienstverhältnisse 
der Zivilverteidigung entsprechend den Erfordernissen ernannt bzw. befördert 
werden. 

(#) Für Angehörige der Zivilverteidigung, die nach Abs. 1 Dienst leisten, wir 
die Dienstzeit bei Disziplinarstrafen mit Freiheitsbeschränkung oder Verurtei 
lung zu Strafen mit Freiheitsentzug nicht verlängert. ’ 

(4) Für Angehörige der Zivilverteidigung, die Dienst nach Abs. 1 leisten, gel: 
ten die Bestimmungen dieser Anordnung, soweit das diesem Dienst entspricht. 





| 
s2 | 





















333 
Regelungen für die Mobilmachung und den Verteidigungszustand 


4) Während der Mobilmachung oder im Verteidigungszustand können die 
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‚Angehörigen der Zivilverteidigung ernannt bzw. befördert werden, ohne daß 
Dienstverhältnisse Unteroffizier auf Zeit, Berufsunteroffizier bzw. Berufsoffizier 
bestehen. 

(@) Die Angehörigen der Zivilverteidigung können während der Mobil- 
machung oder im Verteidigungszustand nur aus dem Dienst in der Zivilverteidi- 
‚gung entlassen werden, wenn sie nicht mehr wehrpflichtig sind bzw. auf beson- 
deren Befehl des Ministers für Nationale Verteidigung. Vorzeitige Entlassungen 
aus dem Dienst in der Zivilverteidigung können aus folgenden Gründen erfolgen! 
a) dauernde Dienstuntauglichkeit, wenn eine Verwendung im Dienst der Zi 

verteidigung nicht möglich ist, 

b) Übernahme für die Landesverteidigung wichtiger staatlicher oder gesellschatt- 
licher Aufgaben, 
©) außergewöhnlich schwierige persönliche Verhältnisse. 

(#) Der Minister für Nationale Verteidigung kann weitere Regelungen über 
den Dienst in der Zivilverteidigung während der Mobilmachung bzw. im Ver- 
teidigungszustand erlassen. 











VI. Abschnitt 
Schlußbestimmungen 


ss 
Dienstpflicht 


Die sich aus den Festlegungen im 56 Abs.2 des Verteidigungsgesetzes erge- 
benden ‚weiteren Maßnahmen hinsichtlich der Einführung einer Dienstpflicht 
werden durch diese Anordnung nicht berührt. 


ss 
Durchführungsbestimmungen 


Dürchführungsbestimmungen und andere Bestimmungen erläßt der Minister 
{ür Nationale Verteidigung. 


ss 
Inkrafttreten 


(1) Diese Anordnung tritt am 1. Mai 1982 in Kraft. 

2) Gleichzeitig tritt die Anordnung des Nationalen Verteidigungsrates der 
Deutschen Demokratischen Republik vom 1. November 1977 über den Dienst in 
der Zivilverteidigung (Dienstlaufbahnordnung — ZV) (GBl.1 Nr. 34 5.365) außer 
Kraft. 


Anlage 
zu $2 vorstehender Anordnung 


DIENSTEID 
Ich schwöre: 
Der Deutschen Demokratischen Republik, meinem Vaterland, allzeit treu zu 
dienen und sie auf Befehl der Arbeiter-und-Bauern-Regierung gegen jeden 
Feind zu schützen. 


11. Reservistenordnung 





Ich schwöre: , 
‚An der Seite der Nationalen Volksarmee und der anderen Schutz- und Sicher- 
heitsorgane der Deutschen Demokratischen Republik sowie fest verbunden 
mit den Armeen und den Organen der Zivilverteidigung der Sowjetunion und. 
der anderen verbündeten sozialistischen Länder jederzeit bereit zu sein, den 
Sozialismus auch unter Einsatz meines Lebens zu schützen, 


Ich schwöre: 
Ein ehrlicher, tapferer, disziplinierter und wachsamer Angehöriger der Zivil- 
Verteidigung zu sein, den Vorgesetzten unbedingten Gehorsam zu leisten, die, 
Befehle und anderen Weisungen mit aller Entschlossenheit zu erfüllen und 
die dienstlichen und staatlichen Geheimnisse immer streng zu wahren, 

Ich schwöre: 
Die spezialfachlichen Kenntnisse gewissenhaft zu erwerben, die Dienstvor- 


schriften zu erfüllen und immer und überall die Ehre unserer Republik und) 
der Zivilverteidigung zu wahren. 





Sollte ich jemals diesen meinen feierlichen Diensteid verletzen, so möge mich, 
die harte Strafe der Gesetze unserer Republik und die Verachtung des werktäti- 
gen Volkes treffen. h 





1. 
‚Anordnung 
des Nationalen Verteidigungsrates 
der Deutschen Demokratischen Republik 
über die Zugehörigkeit der Wehrpflichtigen 
zur Reserve der Nationalen Volksarmee 
— Reservistenordnung — 


vom 25. März 1982 (GBI.T Nr. 12.8240) 


Die Wehrpflichtigen der Deutschen Demokratischen Republik, die zur Reserve, 
der Nationalen Volksarmee gehören, tragen eine große Verantwortung für den 
sicheren Schutz des Friedens und des sozialistischen Vaterlandes. Dazu wi 
auf der Grundlage des 945 Abs.1 des Wehrdienstgesetzes vom 25. März 1982 
(GBI.I Nr. 12 8.221) angeordnet: 





sı 
Grundlegende Bestimmungen 


(%) Die Wehrpflichtigen, die nach $30 des Wehrdienstgesetzes zur Reserve 
der Nationalen Volksarmee gehören, haben den gesellschaftlichen Auftrag, ihre) 
persönliche Kampfbereitschaft zu erhalten und die Maßnahmen zur Festigung, 
der Landesverteidigung und allseitigen Stärkung des sozialistischen Vaterlandes, 
sowie zum Schutz der sozialistischen Errungenschaften verantwortungsvoll und) 
aktiv zu unterstützen. 5 
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(2) In Erfüllung ihres gesellschaftlichen Auftrages sind die gedienten Reser- 
visten verpflichtet: 

) ihr militärpolitisches und militärisches Wissen und Können in den entspre- 
chenden Organisationsformen der gedienten Reservisten sowie durch die Teil- 
nahme am Wehrkampfsport oder anderen Wehrsportarten der Gesellschaft 
für Sport und Technik zu erhalten und zu festigen, 

b) die Vorbereitung der Jugend auf den Wehrdienst zu unterstützen und vor 
allem als Ausbilder, Übungsleiter oder Funktionär der Gesellschaft für Sport 
und Technik sowie bei der Gewinnung von Jugendlichen für den freiwilligen. 
aktiven Wehrdienst und bei der Berufsvorbereitung von Bewerbern für den 
militärischen Beruf tätig zu werden, 

(©) das im Wehrdienst erworbene militärpolitische und militärische Wissen und 
Können im Dienst in den Kampfgruppen der Arbeiterklasse, bei der Mit- 
arbeit jn der Zivilverteidigung oder als freiwillige Helfer der Grenztruppen 
der Deutschen Demokratischen Republik. bzw. der Deutschen Volkspolizei 
anzuwenden. 

(6) Die ungedienten Reservisten haben sich durch die Nutzung der Erfah- 
rungen der gedienten Reservisten, durch die aktive Teilnahme an der vormili- 
rischen Ausbildung und am Wehrsport der Gesellschaft für Sport und Technik 
howie durch die Mitarbeit in der Zivilverteidigung auf den Wehrdienst vorzu- 
bereiten. * 

(#) Die staatlichen Organe und Betriebe haben durch entsprechende Maß- 
‚nahmen die Reservisten bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen. I 
besondere betrifft das die Einbeziehung der Reservisten in die Lösung von Auf- 
waben der sozlalistischen Wehrerziehung und die Einflußnahme auf die Arbeit 
In den entsprechenden Organisationsformen der gedienten Reservisten, 








Anmerkung: Betriebe im Sinne des $5 Abs.1 des Weı 
1.3) sind Kombinate, wirtschafts c, Betriebe 
‚ellschaftliche Organisationen und Verei 


‚dienstgesetzes (Re 
Inrichtungen, Ge- 











s2 
Entlassung aus dem Wehrdienst 
und erneute Zugehörigkeit zur Reserve 


(1) Mit der Entlassung aus dem Wehrdienst gehören die Wehrpflichtigen er- 
ineut zur Reserve der Nationalen Volksarmee. Sie führen zu ihrem Dienstgrad, 
den sie bis zur Entlassung erreichten, den Zusatz „der Reserve“ (d.R.). 

(2) Werden Wehrpflichtige aus Organen, deren Dienst nach $2 Abs.3 des 
Wehrdienstgesetzes der Ableistung des Wehrdienstes entspricht, entlassen, ge- 
hören sie erneut zur Reserve der Nationalen Volksarmee. Die bis zur Entlassung 
erreichten Dienstgrade sind in Dienstgrade der Nationalen Volksarmee umzu- 
benennen, sofern sie diesen nicht entsprechen. Den Dienstgraden der Nationalen 
Volksarmee sind gleichgesetzt: 

i) Anwärter + Soldat, 
b) Unterwachtmeister * = Gefreiter, 





©) Wachtmeister Stabsgefreiter, 
(d) Oberwachtmeister Unteroffizier, 
0) Hauptwachtmeister = Feldwebel, 

f) Meister = Oberfeldwebel, 





iD Obermeister Stabsfeldwebel. 
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Die zuständigen Vorgesetzten in diesen Organen haben die militärischen Dienst- 
‚grade bei der Entlassung in die Wehrdokumentation einzutragen. 


ss 
Meldung nach der Entlassung aus dem Wehrdienst 


(4) Die aus dem aktiven Wehrdienst Entlassenen haben sich spätestens 4 Ar- 
beitstage nach der Entlassung ırem zuständigen Wehrkreiskommando zu 
melden. 

2) Wehrpflichtige, die aus dem Reservistenwehrdienst entlassen werden, 
haben sich nur dann beim zuständigen Wehrkreiskommando nach Abs. 1 zu mel-, 
den, wenn die Entlassung vorzeitig erfolgte. 

(8) Die Regelungen der Absätzel und 2 gelten entsprechend für die Entlas- 
sung aus einem Dienst, der nach $2 Abs.3 des Wehrdienstgesetzes der Ableistung, 
des Wehrdienstes entspricht. 





ss 
‚Tragen von Uniformen 


(1) Die gedienten Reservisten sind berechtigt, an Stantsfeiertagen und bei 
Teilnahme an feierlichen Maßnahmen der Nationalen Volksarmee, der Grenz“ 
truppen der Deutschen Demokratischen Republik oder der Organe, deren Dienst 
nach $2 Abs.3 des Wehrdienstgesetzes der Ableistung des Wehrdienstes ent- 
spricht, die Uniform zu tragen. 

(@):Gediente Reservisten können auch bei Ausübung von Aufgaben im Rah“ 
men des Wehrunterrichtes, als Beauftragte für Nachwuchssicherung und Leiten 
von FDJ-Bewerberkollektiven für militärische Berufe die Uniform tragen. 

(8) Gediente Reservisten, die als Zivilbeschäftigte der Nationalen Volks- 
jarmee, der Grenztruppen der Deutschen Demokratischen Republik oder der 
Zivilverteidigung tätig sind, können bei dienstlichen Erfordernissen zur Aus“ 
übung ihrer Tätigkeit zum Tragen der Uniform berechtigt werden. 

(4) Der Wehrdienstausweis ist beim Tragen der Uniform mitzuführen, 





s 
Übernahme in den aktiven Wehrdienst 
sowie Ernennungen und Beförderungen 


(1) Die Reservisten haben das Recht, einen Antrag auf Übernahme in den 
aktiven Wehrdienst oder in einen Dienst, der nach $2 Abs.3 des Wehrdienst: 
jesetzes der Ableistung des Wehrdienstes entspricht, zu stellen. 

(@) Die Reservisten können während ihrer Zugehörigkeit zur Reserve der 
Nationulen Volksarmee In Abhängigkeit von den militärischen Erfordernissen, 
zu einem Dienstgrad ernannt oder im Dienstgrad befördert werden. Die Rege- 
hung des $2 Abs. 1 Satz? gilt entsprechend. 

(® Näheres zu den Absätzen l und 2 bestimmt der Minister für Nationale 
Verteidigung, 
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organ ist für Reservisten, die Wehrdienst geleistet haben, eine Aussageerlaubnis. 
erforderlich, wenn zum Gegenstand der Aussage solche Tatsachen gemacht wer- 
‚den, die mit dem Wehrdienst im Zusammenhang stehen. 

(®) Zur Aussage vor einem Militärgericht, Militärstaatsanwalt oder einem 
militärischen Untersuchungsorgan ist grundsätzlich keine Aussageerlaubnis er- 
forderlich, 

(8) Die Aussageerlaubnis für Reservisten erteilt der Leiter des zuständigen 
Wehrkreiskommandos. 

(4) Reservisten, die den Dienst des Ministeriums (ür Staatssicherheit geleistet 
haben, bedürfen in jedem Falle einer Aussageerlaubnis, wenn zum Gegenstand 
der Aussage solche Tatsachen gemacht werden, die mit ihrem Dienst im Zusam- 
menhang stehen. Die Aussageerlaubnis Ist bei der für den Wohnsitz zuständigen 
Kreisdienststelle des Ministerlums für Staatssicherheit einzuholen. 

(6) Die Regelungen der Absätze 1 bis 4 gelten auch für weibliche Bürger, die 
freiwillig Wehrdienst geleistet haben. 


s 
Beendigung der Zugehörigkeit zur Reserve der Nationalen Volksarmee 


(4) Die Zugehörigkeit zur Reserve der Nationalen Volksarmee wird mit dem 
Erreichen des Höchstalters der Reserve beendet. Die Betreffenden befinden sich. 
danach außer Dienst und führen zu Ihrem Dienstgrad, den sie bis zu diesem 
Zeitpunkt erreichten, den Zusatz „außer Dienst“ (a. D.). 

(2) Die Regelungen der $$.4 und 6 gelten entsprechend. 


ss 
Folgebestimmungen 


Durchführungsbestimmungen oder militärische Bestimmungen bzw. inner- 
dienstliche Regelungen zu dieser Anordnung erlassen 
a) der Minister für Nationale Verteidigung, 
b) die zuständigen Minister bzw. Leiter der zentralen Staatsorgane im Einver- 
nehmen mit dem Minister für Nationale Verteidigung, 


ss 
Inkrafitreten. 


(4) Diese Anordnung tritt am 1. Mai 1982 In Kraft, 
(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 

") die Anordnung des Nationalen Verteidigungsrates der Deutschen Demokra- 
tischen Republik vom 30. Juli 1989 über den Wehrdienst der Reservisten (Re- 
servistenordnung) (GBl. I Nr. 7 8.45), 

b) die Erste Durchführungsbestimmung vom 30. Juli 1969 zur Reservistenord- 
nung (GBl. II Nr. 77 8.479), 

6) die Zweite Durch£ührungsbestimmung vom 30. Oktober 1975 zur Reservisten- 
ordnung (GBI. I Nr. 45 5.733). 
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11.1. 1.DB zur Reservistenordnung 


IL. 
‚Erste Durchführungsbestimmung 
zur Reservistenordnung 


vom 25. März 1982 (GBI. 1 Nr. 12 5.248) 


‚Auf der Grundlage des $8 der Reservistenordnung vom 25. März 1982 (GBl. X 
Nr. 12 8.246) wird im Einvernehmen mit den anderen Leitern der zuständigen 
zentralen Staatsorgane und den zentralen Leitungen gesellschaftlicher Organi- 
sationen bestimmt; 


sı 
Der gesellschaftliche Auftrag der gedienten Reservisten 
außerhalb des Reservistenwehrdienstes 


(4) Die Wehrpflichtigen, die gemäß $38 des Wehrdienstgesetzes als gediente 
Reservisten zur Reserve der Nationalen Volksarmee gehören, haben den gesell- 
schaftlichen Auftrag, ihre persönliche Kampfbereitschaft zu erhalten und die 
Maßnähmen zur Festigung der Landesverteidigung und allseitigen Stärkung des 
sozialistischen Vaterlandes sowie zum Schutz der sozialistischen Errungenschaf- 
ten verantwortungsvoll und aktiv zu unterstützen, 

(2) Der gesellschaftliche Auftrag der gedienten Reservisten wird durch Teil- 
nahme an militärpolitischen, militärischen, wehrsportlichen und sportlichen Maß 
nahmen zur Erhaltung ihrer persönlichen Kampfbereitschaft und durch sach- 
kundige Mitarbeit an der Lösung von Aufgaben der sozialistischen Wehrerzie- 
hung der Bürger, insbesondere der Jugend, verwirklicht (im folgenden Reser- 
vistenarbeit genannt). 

(&) Die Reservistenarbeit ist eine verantwortungsvolle Tätigkeit, die hohe 
gesellschaftliche Wertschlitzung und Anerkennung verdient. 





42 
Die Reservistenarbeit zur Verwirklichung des gesellschaftlichen Auftrages 


(1) Mit der Reservistenarbeit ist ein wirkungsvoller Beitrag zur weiteren Ent- 
wicklung der Verteidigungsbereitschaft und Verteidigungsfähigkeit der DDR als 
'Teilnehmerstaat des Warschauer Vertrages zu leisten. 

(2) In Verwirklichung des gesellschaftlichen Auftrages sind in der Reservisten- 
arbeit folgende Hauptaufgaben zu erfüllen: 

a) Die gedienten Reservisten, die nicht in anderen Bereichen der Landesvertei- 
digung wirken, haben als Träger von Kampfkraft und Gefechtsbereitschaft 
der NVA ihr militärpolitisches und militärische Grundwissen und -können 
zu erhalten und zu festigen. Sie haben bereit und fähig zu sein, zu jedem ge- 
sellschaftlich notwendigen Zeitpunkt Wehrdienst zu leisten, Das erfordert vor 
allem: 

— Teilnahme an militärpolitischen, militärischen, militärtechnischen und 
militärsportlichen Aktivitäten und Maßnahmen des Reservistenkollektivs, 
an Exkursionen zu Patentruppenteilen und -einheiten, zu Gedenkstätten 
des revolutionären Kampfes, zum Armeemuseum der DDR und Teilnahme 
an Veranstaltungen zu den Jahrestagen der NVA und der Grenztruppen 
der DDR sowie an weiteren militärpolitischen Höhepunkten; 
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— Massenbeteiligung am Wehrkampfsport oder anderen Wehrsportarten der 
SST; 

— Teilnahme an Kultur- und Sportmaßnahmen staatlicher Organe und ge- 
sellschaftlicher Organisationen, Wehrspartakiaden der GST u.a. wehı 
sportlichen Veranstaltungen; 

— Einflußnahme auf die Einbeziehung wehrsportlicher Elemente in die 
Sportarbeit von. Betrieben und Einrichtungen, Städten und Gemeinden. 

b) Im Interesse eines größtmögliche Vorlaufes für die Kampfkraft und Ge- 
fechtsbereitschaft der NVA haben die gedienten Reservisten bei der Formung 
des Wehrbewußtseins der Bürger der DDR mitzuwirken und besonders der 

Jugend zu helfen, sich gut auf den Wehrdienst vorzubereiten und bei der 

Gewinnung von Jugendlichen für den freiwilligen aktiven Wehrdienst auf 

Zeit sowie bei der Gewinnung und Berufsvorbereitung von Bewerbern für 

militärische Berufe wirksam zu werden. Das erfordert vor allem: 

— sachkundiges Mitwirken bei der wehrpolitischen Erziehungsarbeit in den 
Schul-, Lern- und Arbeitskollektiven sowie in den gesellschaftlichen Or- 
ganisationen zur Vermittlung eines realen Bildes über das Leben in der 
NVA und die Anforderungen des aktiven Wehrdienstes sowie zur Festi- 
gung klassenmäßig geprägter Standpunkte und Haltungen zum militäri- 
schen Dienst; 

= allseltige Förderung der vormilitärischen Ausbildung und des Wehrspor- 
tes der GST durch die Ausübung ehrenamtlicher Ausbilder- bzw. Übungs- 
lelterfunktionen In der GST; 

— Mitarbeit an der militärpolitischen Vorbereitung der Wehrpflichtigen des. 
‚jeweiligen Geburtsjahrganges auf die Musterung und der unmittelbaren 
‚Vorbereitung auf die Einberufung, 

— Unterstützung des Wehrunterrichis an den allgemeinbildenden polytech- 
nischen Oberschulen sowie wehrpolitischer und wehnsportlicher Aktivitli- 
ten und Maßnahmen anderer staatlicher Organe und gesellschaftlicher 
Organisationen; 

— Führung politischer Gespräche in den Schul-, Lern- und Arbeitskollekti- 
ven zur Gewinnung von geeigneten Jugendlichen für den freiwilligen 
aktiven Wehrdienst als Unteroffizier bzw. Soldat auf Zeit sowie für einen 
militärischen Beruf und Förderung der Berufsvorbereitung der Offiziers-, 
‚Fähnrich- und Berufsunteroffiziersbewerber; 

— Übernahme persönlicher Patenschaften für Bewerber für militärische Be- 
rufe zur Festigung ihrer Berufsentscheidung; 

— Tätigkeit als Beauftragter für militärische Nachwuchssicherung oder ale 
Leiter von FDJ-Bewerberkollektiven für militärische Berufe, 

















sa 
Die Verantwortung der Offiziere der Reserve 

(0) Die Offiziere der Reserve tragen eine besondere Verantwortung für die 

‚Stärkung der Landesverteidigung der DDR sowie für die Sicherung der Kampt- 

kraft und Gefechtsbereitschaft der NVA. Sie haben bereit und fähig zu sein, 

militärische Führungsfunktionen bzw. Spezialaufgaben in der NVA zu über- 

‚nehmen, wenn es die Verteidigung des sozialistischen Vaterlandes notwendig 
macht. Das erfordert vor allem: 

— in ihren Arbeitsbereichen so zu wirken, daß die sozialistische Landesvertei- 

digung und die sozialistische Wehrerziehung als untrennbarer Bestandteil In. 
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der Tätigkeit staatlicher Organe und gesellschaftlicher Organisationen reali- 
siert wird; 

— beispielgebend in der Reservistenarheit mitzuwirken und Aufgaben in den 
Reservistenkollektiven zu übernehmen; 

— an Veranstaltungen zur militärpolitischen und militärischen Qualifizierung 
der Reserveolliziere teilzunehmen; 

— Funktionen bei der Organisation und Durchführung des Wehrkampfsportes 
der GST bzw. anderer wehrsportlicher und sportlicher Aktivitäten zur Er- 
haltung der Kampfkraft der Reservisten zu übernehmen; 

— als Mitglieder der Sektion Militärpolitik der URANIA, Propagandist der 
wehrsportlichen Schulung in der vormilitärischen Ausbildung der GST. oder. 
vals Mitglied von staatlichen und gesellschaftlichen Gremien die militärpoli- 
tische, militärische und militärtechnische Propaganda unter der Bevölkerung 
zu fördert $) 

— in zentralen Leitungen und Reservistenbeiräten mitzuarbeiten. 
(@) Offiziere a.D. können an der Reservistenarbeit teilnehmen. 





s 
Die Organisation und Führung der Reservistenarbeit 


(i) Die Reservistenarbeit wird entsprechend dem Territorialprinzip in den) 
Betrieben, Einrichtungen und Gemeinden durch das zuständige Wehrkrelskom- 
mando organisiert und geführt. 

(2) Die grundlegende Organisationstorm für die gedienten Reservisten ist das, 
‚Reservistenkollektiv. Als Bestandteile des Reservistenkollektivs können Reser-, 
vistengruppen und ein Reserveoffiziersaktiv gebildet werden. Im Reservisten- 
kollektiv arbeiten die gedienten Reservisten unabhängig vom Dienstgrad d. R. und 
der Waffengattung mi 

(8) Reservistenkollektive werden gebildet 
a) in den Betrieben aller Eigentumsformen sowie in staatlichen Organen und 

gesellschaftlichen Einfichtungen; 

b) an Universitäten, Hoch- und Fachschulen; 
©) in Gemeinden als Ortsreservistenkollektiv 
im folgenden Betriebe, Einrichtungen und Gemeinden genannt). 

(4) Reservistenkollektive und -gruppen sind entsprechend den örtlichen Be- 
dingungen (nach Möglichkeit unter Berücksichtigung der Struktur der Partei- 
organisation der SED und der gesellschaftlichen Organisationen des, Betriebes, 
der Einrichtung und Gemeinde) zu bilden. In Stammbetrieben der Kombinate 
oder anderen Großbetrieben und Einrichtungen können mehrere Reservisten- 
kollektive gebildet werden. 

&) Für die Bildung von Reservistenkollektiven in den Betrieben, Einrich- 
tungen und Gemeinden des jeweiligen Wehrkreises ist der Leiter des Wehr- 
kreiskommandos in Zusammenarbeit mit den zuständigen Leitern verantwort- 
lich. 

(6) Für jedes Reservistenkollektiv ist eine Leitung in folgender Zusammen- 
setzung zu bild 
a) Leiter 
b) Stellvertreter für Agitation/Propaganda und Unterstützung der Wehrdienst- 

vorbereitung der Jugend 
©) Stellvertreter für Wehrkampfsport 
&) Stellvertreter für die Arbeit mit den Offizieren der Reserve 
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©) 2 bis 3 Mitglieder. 
Der Leiter des Reservistenkollektivs, in der Regel ein Offizier der Reserve, wird 
‘vom Leiter des zuständigen Wehrkreiskommandos nach Absprache mit dem zu- 
ständigen Leiter und der Parteileitung der SED eingesetzt. Der Stellvertreter 
des Leiters und die Mitglieder der Leitung sind durch den Leiter des Reservi 
‚stenkollektivs in Zusammenarbeit mit dem zuständigen Leiter und der Partei 
leitung der SED auszuwählen und einzusetzen. 

(1) Reservistengruppen können innerhalb der Reservistenkollektive z.B. 
Schichten, Abteilungen, Sektionen u.a. gebildet werden. Für die Bildung der 
Reservistengruppen ist der Leiter des Reservistenkollektivs verantwortlich. Die 
Leitung der Reservistengruppe besteht, je nach personeller Stärke der Reser- 
vistengruppe, aus dem Leiter und einem bzw. mehreren Stellvertretern. Die 
ing wird durch den Leiter des Reservistenkollektivs in Zusammenarbeit 
mit dem zuständigen Leiter und der Parteileitung der SED eingesetzt. 

(®) Im Reservistenkollektiv ist bei Vorhandensein einer entsprechenden An- 
zahl von Offizieren d.R. ein Reserveoffiziersaktiv zu bilden. Ein Reserveoffi- 
ziersaktiv kann sich aus Offizieren d. R. mehrerer Reservistenkollektive zusam- 
mensetzen. 

(®) In die Arbeit der Reservistenkollektive und -gruppen an den Universitä- 
ten, Hoch- und Fachschulen sowie anderen Bildungseinrichtungen sind die ge- 
dienten Reservisten der Lehrkräfte, Angestellten und Studenten einzubeziehen. 

(10) In Stammbetrieben der Kombinate oder in anderen Großbetrieben und 
Einrichtungen mit mehreren Reservistenkollektiven kann eine zentrale Leitung 
kebildet werden. Die zentrale Leitung setzt sich aus einem Vorsitzenden, ein bis 
zwei Stellvertretern und mehreren Mitgliedern zusammen. Mitglieder der zen- 
ralen Leitung können auch Leiter der Reservistenkollektive sein. Bei Vorhan- 
densein einer GST-Grundorganisation ist. ein Mitglied des Vorstandes in die 
zentrale Leitung aufzunehmen. Der Vorsitzende der zentralen Leitung und seine 
Stellvertreter werden auf Vorschlag des zuständigen Leiters und der Parteilei- 
tung der SED durch den Leiter des Wehrkreiskommandos eingesetzt. 

au Leiter des Wehrkreiskommandos ist ein Reservistenbeirat zu bil- 
den. Der Reservistenbeirat setzt sich aus einem Vorsitzenden, einem Stellvertre- 
ter des Vorsitzenden und drei bis fünf Mitgliedern zusammen. Der Reservisten- 
beirat ist in der Regel aus Offizieren d. R. und a. D. zu bilden, die im Territorium 
des Wehrkreiskommandos arbeiten und über große Erfahrungen in der Reser- 
vistenarbeit verfügen. In den Reservistenbeirat ist ein leitender Funktionär des 
Kreisvorstandes der GST aufzunehmen. Der Reservistenbeirat wird nach Ab- 
sprache mit den zuständigen Leitern und Parteileitungen der SED vom Leiter 
des Wehrkreiskommandos eingesetzt. 

(12) Die Tätigkeit in den Reservistenkollektiven und -gruppen sowie in deren 
Leitungen, einschließlich der zentralen Leitungen, ist ehrenamtlich. 

(13) In den Dienststellen der Nationalen Volksarmee, der Grenztruppen der 
DDR, der Zivilverteidigung und der Organe, in denen ein Dienst geleistet wird, 
der der Ableistung des Wehrdienstes entspricht, der Deutschen Volkspolizei s0- 
wie der Organe Feuerwehr und Strafvollzug des Ministeriums des Innern und 
der Zollverwaltung der DDR sind keine Reservistenkollektive zu bilden. 























ss 
Die Formen der Reservistenarbeit 


Formen der Reservistenarbeit sind: 
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1. Bildungs- und Informationsveranstaltungen wie militärpolitische Vorträge 
und Aussprachen, Rechtspropaganda zu Fragen der Landesverteidigung, Ex: 





kursionen, Truppenbesuche, Filmvorführungen und Diskussionen zu Filmen, 
des Armeefiimstudios, Treifen mit Soldaten in den Betrieben, Einrichtungen) 
und Gemeinden, Treffen mit Soldaten zum Jahrestag der NVA, Beratungen) 
und Aussprachen zu Problemen der Reservistenarbeit. Sie dienen der mili“ 
tärpolitischen Motivierung und Qualifizierung der gedienten Reservisten. FÜR, 
‚die Organisation und Durchführung solcher Maßnahmen ist der Leiter di 





2. Training und Wellkämpfe im Schieß- und Wehrkampfsport der GST zur 
Erhaltung militärischer und militärtechnischer Grundkenntnisse im Schießen 
und zur wehrsportlichen Ertüchtigung der gedienten Reservisten sowie zul 
Vorbereitung von Mannschaften der Reservistenkollektive auf die Teilnah) 
‚an Volkssport- und Betriebssportfesten, Pokalweitkämpfen und Wehrspar= 
takladen der GST. Sie sind von der Leitung des Reservistenkollektiva, def 
„gruppe bzw. der zentralen Leitung in enger Zusammenarbeit mit dem Vor“ 
stand der GST-Grundorganisation zu organisieren und durchzuführen; 

3. Reserveoffiziersinformation als eine spezifische Maßnahme zur militärpolitis 
schen Information und Weiterbildung der Offiziere der Reserve. Sie kanı 
vom Leiter des Reservistenkollektivs bzw. Vorsitzenden der zentralen Lei 
tung für den Betrieb und die Einrichtung oder vom Leiter des Wehrkteit 
kommandos für den Kreis einberufen werden. 'Zu Reserveoffiziersinformas 
tionen können Offiziere der NVA sowie der Schutz- und Sicherheltsorgane 
der DDR eingeladen werden. Sie kann nach Absprache mit dem jeweiligen 
‚Kommandeur in einem Truppenteil bzw. in einer Einheit tatttinden und 
mit Informationen über Fragen des Militürwesene und der Milltärtechnik, 
sowie mit.der Teilnahme an Übungen, Lehrvorführungen u.a. Ausbildungss 
maßnahmen verbunden sein; 

4. Appell des Reservistenkollektivn anläßlich des Jahrestages der NVA. Der 
‚Appell dokumentiert die Verbundenheit der gedienten Reservisten zur NVA 
und ihre Bereitschaft zum militärischen Schutz des Sozialismus. Br ist von 
der Leitung des. Reservistenkollektivs bzw. von der zentralen Leitung in 
Zusammenarbeit mit dem zuständigen Leiter, der Parteileitung der SED und 
den Leitungen der gesellschaftlichen Organisationen als eine Öffentlichkelts= 
wirksame Maßnahme im Betrieb, in der Einrichtung und Gemeinde zu 
gestalten; 

5. gesclise Veranstaltungen anläßlich von Statstietlagen, Jahrestage. dep 
NVA u.a. militärpolitischen Höhepunkten. Das gesellige Beisammensein von, 
gedienten Reservisten mit ihren Familien soll der Festigung der Reservisten: 
kollektive und -gruppen dienen und vor allem das Verständnis der Frauen, 
für die Reservistenarbeit ihrer Männer fördern. Für die Vorbereitung dei 
jeweiligen Veranstaltung ist die Leitung des. Reservistenkollektivs bzw. di 
Zentrale Leitung verantwortlich; ; 

6. Arbeitsberatung mit Leitern von Reservistenkollektiven und Vorsitzend 
von zentralen Leitungen sowie gedienten Reservisten, die eine aktive Re 
servistenarbeit leisten. Sie dient der militärpolitischen Information, dem Er- 
fahrungsaustausch, der Beratung von Aufgaben und Ergebnissen des Reseı 
istenwettbewerbs sowie der Würdigung von hervorragenden Leistungen. 
Ihre Einberufung erfolgt durch den Leiter des Wehrkreiskommandos; 

7. Militärbezirks- und Bezirkskonferenzen, auf denen Aufgaben, Erfahrungen 
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und Probleme der Führung der Reservistenarbeit im jeweiligen Territorium 
beraten werden. Sie werden je nach Notwendigkeit durchgeführt. Für die 
Einberufung und Einladung der Teilnehmer sind die Chels der Militärbe- 
zirke baw. die Chefs der Wehrbezirkskommandos verantwortlich; 

%. zentrale Reservistenkonferenz zu Grundfragen der Arbeit mit den gedien- 
ten Reservisten und ihrer Einsatzbereitschaft im Mobilmachungs- und Ver- 
teldigungszustand. Einzelheiten der Einberufung, Vorbereitung und Durch- 
führung der zentralen Reservistenkonferenz werden in militärischen Bestim- 
mungen gesondert geregelt. 

ss 
Ziel, Aufgaben und Formen der Zusammenarbeit 
der Reservisienkollektive 
mit den GST-Grundorganisationen 


(1) Die Zusammenarbeit'der Reservistenkollektive mit‘den GST-Grundorg: 

nisationen hat zum Ziel, einen wirkungsvollen Beitrag zur Erhaltung der per- 

‚sönlichen Kampfbereitschaft der gedienten Reservisten zu leisten und die 

GST-Grundorganisation in der vormilitärischen Ausbildung sowie Im Wehr- 

sport zu unterstützen. 

(2) Das Zusammenwirken von Reservistenkollektiven und GST-Grundorga- 
nisationen ist auf die Lösung folgender Aufgaben zu richten: 

a) Führung einer zielgerichteten politisch-ideologischen Überzeugungsarbeit zur 

Gewinnung von gedienten Reservisten für die Teilnahme am Wehrkampt- 

sport bzw. an anderen Wehrsportarten der GST; 

Gewährleistung einer regelmäßigen wehrsportlichen Betätigung für die ge 

dienten Reservisten auf der Grundlage eines einheitlichen Programms für 

die Wehrkrafterhaltung; 

0 Schaffung der erforderlichen personellen und materiellen Bedingungen für die 

Massenbeteiligung von gedienten Reservisten am Wehrkampfsport der GST; 

Entwicklung der Bereitschaft von gedienten Reservisten zur Übernahme 

von Ausbilderfunktionen in der vormilitärischen Ausbildung bzw. von 

Übungsleitertunktionen im Wehrsport der GST; 

0) Abstimmung wehrerzieherischer Aktivitäten und Maßnahmen zwischen den 
Reservistenkollektiven und GST-Grundorganisationen bzw. gemeinsame Or- 
‚ganisation und Durchführung traditioneller militärpolitischer und wehrsport- 
icher Veranstaltungen in den Betrieben, Einrichtungen und Gemeinden; 

I) Vorbereitung und Teilnahme von Mannschaften der Reservistenkollektive 
bzw. Reservistengruppen an Schieß- u. a. wehrsportlichen Wettkämpfen sowie 
jan Wehrspartakiaden der GST. 

(8) Im Interesse eines zielgerichteten und etfektiven Zusammenwirkens von 
Reservistenkollektiven und GST-Grundorganisationen zur Lösung der im Abs. 2 
yenannten Aufgaben sind vor allem folgende Formen und Methoden in der 
Zusammenarbeit anzuwenden: 

a) Mitarbeit eines Mitgliedes der Leitung des Reservistenkollektivs im Vor- 
stand der GST-Grundorganisation; 

b) Beratung und Abstimmung der Aktivitäten und Maßnahmen des Reservi- 
stenkollektivs im GST-Ausbildungsjahr mit dem Vorstand der GST-Grund- 
organisation durch den Vorsitzenden der zentralen Leitung bzw. den Leiter 
des Reservistenkollektivs; 

© Durchführung von gemeinsamen Beratungen der zentralen Leitung bzw. der 











os. 


11.1. 1.DB zur Reservistenordnung 



























Leitung des Reservistenkollektivs und des Vorstandes der GST-Grundorga- 
nisation (mindestens einmal jährlich) über die Ergebnisse und Erfahrungen, 
in der Zusammenarbeit und Festlegung gemeinsamer Maßnahmen zur weis 
teren Lösung der gestellten Aufgaben. 


57 
Sozlalistischer Wettbewerb der gedienten Reservisten 


(0) Der sozialistische Wettbewerb der gedienten Reservisten (nachfolgend 
Reservistenweitbewerb genannt) hat zum Ziel, in den Reservistenkollektive 
Schöpfertum, Initiativen und bewußtes Handeln der gedienten Reservisten zus) 
Stärkung der sozialistischen Landesverteidigung zu entwickeln, 

(2) Der Reservistenwettbewerb ist im Zusammenwirken mil den Partei- und) 
Staatsorganen sowie den gesellschaftlichen Organisationen vor allem darauf zu) 
konzentrieren, in den Betrieben, Einrichtungen und Gemeinden stabile Leistun« 
gen für die sozialistische Landesverteidigung, bei der Erhaltung der persönlicher 
Wehrbereitschalt, in der Vorbereitung der Jugend auf den Wehrdienst sowie bei 
der Gewinnung von Jugendlichen für den freiwilligen aktiven Wehrdienst als 
Unteroffizier bzw. Soldat auf Zeit und bei der langfristigen Sicherung des mill- 
tärischen Berufsnachwuchses zu erreichen. 

#) Die Basis für den Reservistenwettbewerb ist das Reservistenkollektiv. Der 
Reservistenwettbewerb wird auf der Grundlage der Wettbewerbsordnung der 
NVA, einer jährlichen zentralen Orientierung des Ministeriums für National 
Verteidigung, der Aufgabenstellung des Leiters des Wehrkreiskommandos und 
des Kampfprogramms des Reservistenkollektivs öffentlich und abrechenbar ge 
führt, 

(4) Der Leiter des Wehrkreiskommandos legt fest, vor welchem Gremium die, 
Reservistenkollektive ihr Kampfprogramm verteidigen. 

(5) Die Reservistenkollektive können den Kampf um den Titel „Bestes Reser- 
vistenkollektiv“ führen, 


ss 
‚Aufgaben und Rechte 
der Leitungen der Reservistenkollektive und -gruppen 
(0) Die Leitungen der Reservistenkollektive und -gruppen haben die Auf-) 
gabe 








gedienten Reservisten für die Erfüllung der in den $$2 und 3 gestellten 
‚Aufgaben zu mobilisieren und insbesondere mit den Offizieren, Fähnrichen 
und Unteroffizieren d,R., als dem aktiven Kern der Reservistenkollektive, zu 
arbeiten; 
b) die Reservistenarbeit zu planen und zu organisieren; 
(©) politische, wehrsportliche und sportliche Höhepunkte in der DDR, den Bezir- 
ken, Kreisen, Betrieben, Einrichtungen und Gemeinden für eine massenhalte 
Teilnahme an wehrpolitischen und wehrsportlichen Maßnahmen zu nutzen; 
bei der Durchführung von Maßnahmen zur Erhaltung der persönlichen, 
‚Kampfbereitschaft: der gedienten Reservisten und zur Unterstützung. d 
Wehrdienstvorbereitung der Jugend eng mit den Vorständen der Grundorga- 
nisationen der GST zusammenzuarbeiten;, 
©) das Kampfprogramm zur Teilnahme am Reservistenwettbewerb auszuarbel- 
ten, mit den gedienten Reservisten zu beraten und im Reservistenkollektiv 
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beschließen zu lassen, die gestellten Wettbewerbsaufgaben zu präzisieren und 
den Reservistenwettbewerb ständig und zielstrebig zu führen; 
eine wirkungsvolle Arbeit mit den Offizieren d.R.'zur Erfüllung der im $3 
getroffenen Festlegungen zu leisten und spezielle Maßnahmen zu ihrer mili- 
tärpolitischen Qualifizierung durchzuführen; 
in Zusammenarbeit mit den zuständigen Leitern öffentlichkeitswirksam die 
Reservistenarbeit zu popularisieren und zu würdigen; 
Einfluß zu nehmen auf die Realisierung der Förderungsverordnung im Be- 
{rieb, in der Einrichtung oder der Gemeinde, vor allem hinsichtlich der Fest- 
legungen zur beruflichen Förderung und Qualifizierung der gedienten Reser- 
visten 
Hilfs- und Unterstützungsmaßnahmen der Betriebe, Einrichtungen und Ge- 
meinden gegenüber Familien, deren Väter Reservisienwehrdienst leisten, zu 
fördern; 
Maßnahmen der Betriebsleiter zur Betreuung der Familien von aktiv dienen- 
‚den Wehrpflichtigen, Abschiedsveranstaltungen zur Einberufung sowie Maß- 
nahmen zur Abholung der Armeeangehörigen am Tage der Entlassung aus 
dem aktiven Wehrdienst, zur Begrüßung und Wiedereingliederung in den 
‚Arbeitsprozeß und zur Einbeziehung in die Reservistenarbeit zu unterstützen; 
Rechenschaft über die geleistete Reservistenarbeit vor dem Leiter des Wehr- 
kreiskommandos oder vor dem zuständigen Leiter, der Parteileitung der SED, 
der Gewerkschaftsleitung der Betriebe und Einrichtungen, dem Rat der Ge- 
meinde bzw. der Ortsparteileitung der SED abzulegen. 
(2) Die Leitungen der Reservistenkollektive und -gruppen haben das Recht: 
den gedienten Reservisten Reservistenaufträge zu erteilen und entsprechend 
$5 Veranstaltungen durchzuführen; 
mit staatlichen Leitern bzw. Leitungen oder Vorständen gesellschaftlicher 
Organisationen ihrer Betriebe, Einrichtungen und Gemeinden zur Lösung der 
in den $52 und 3 gestellten Aufgaben zusammenzuarbeiten und ihnen Vor- 
schläge zur öffentlichen Würdigung der Arbeit der gedienten Reservisten zu 
unterbreiter 
an Beratungen der Leiter zu gesellschaftlichen Problemen teilzunehmen, die 
eine Mitarbeit der gedienten Reservisten erfordern; 
im Rahmen der sozialistischen Partnerschaftsbezichungen ihrer Betriebe, Ein- 
richtungen und Gemeinden mit gedienten Reservisten der sozialistischen 
Bruderarmeen gemeinsame Maßnahmen durchzuführen und Erfahrungen aus- 
zutauschen; 
zur Lösung von Aufgaben der Reservistenarbeit in Zusammenarbeit mit dem 
zuständigen Wehrkreiskommando Verbindungen zu Dienststellen der NVA, 
der Grenztruppen der DDR, der Zivilverteidigung sowie der Sowjetarmee 
aufzunehmen. 
über die Reservistenarbeit zu publizieren; 
Vorschläge zur Auszeichnung und Prämiierung verdienter Reservisten dem 
Wehrkreiskommando oder dem zuständigen Leiter bzw. den Leitungen oder 
‚Vorständen gesellschaftlicher Organisationen der Betriebe, Einrichtungen und 
Gemeinden zu unterbreiten. 
einen Nachweis über die zur Arbeit im Reservistenkollektiv unbedingt erfor- 
derlichen Angaben zur Person der gedienten Reservisten in Verbindung mit 
dem Kaderorgan des Betriebes, der Einrichtung bzw. dem Bürgermeister der 
Gemeinde zu führen. Angaben über den geleisteten Wehrdienst sind nicht in 
‚Nachweise aufzunehmen. 
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Aufgaben und Rechte i 
der zentralen Leitungen von Reservistenkollektiven 


(X) Die zentralen Leitungen haben die Aufgabe: 

3) die zuständigen Leiter bei der Wahrnehmung ihrer Pflichten zur Förderun 
der Arbeit mit den gedienten Reservisten zu unterstützen; - 

b) den Reservistenwettbewerb der Reservistenkollektive zu organisieren und 





Reservistenkollektive im Betrieb oder in der Einrichtung zu koordinieren; | 
©) eine wirkungsvolle Arbeit mit den Offizieren d.R. zur Erfüllung der im $} 
getroffenen Festlegungen zu leisten und in Abstimmung mit den Leitungen 


tärpolitischen Qualifizierung durchzuführen. 
(@) Die zentralen Leitungen haben das Recht 

— Reservistenaufträge zu erteilen und entsprechend $ 5 Veranstaltungen dur 
zuführen; 

den zuständigen Leitern Empfehlungen zur Einbeziehung der gedienten Rey 
servisten In die Lösung von Aufgaben der sozialistischen Wehrerziehung IM 
jeweiligen Bereich sowie Vorschläge zur Popularisierung und Würdigung au 
gezeichneter Leistungen in der Reservistenarbeit zu unterbreiten. 


sıo 
Aufgaben und Rechte der Reservistenbeiräte 


() Die Reservistenbeiräte haben die Aufgabe: 

® den Leiter des Wehrkreiskommandos bei.der Bestimmung des Inhaltes 
Reservistenarbeit zu beraten und ihn bei der Organisation und Führung 
Reservistenarbeit im Territorium zu unterstützen; 

d) im Auftrage des Leiters des Wehrkreiskommandos Aufgaben zur Anleitu 
der Reservistenarbeit im Territorium zu lösen; 

© an der Erarbeitung von Aufgabenstellungen und Einschätzungen mitzuwirk 
sowie Erfahrungen auszutauschen und zu verallgemeinern; 

&) an der Vorbereitung und Durchführung von Arbeitsberatungen u. a. Maßnah 
men mit gedienten Reservisten mitzuarbeiten. 
(&) Die Reservistenbeiräte haben das Recht: 

') dem Leiter des Wehrkreiskommandos Vorschläge zur Organisation und Füh: 
rung der Reservistenarbeit zu unterbreiten; y 

b) die Reservistenkollektive bei der Ausarbeitung der Kampfprogramme für die 
"Teilnahme am Reservistenwettbewerb zu beraten; 2 

©) an Maßnahmen der Reservistenkollektive und -gruppen teilzunehmen un 
sich über die Ergebnisse und Erfahrungen der Reservisienarbeit zu infors 
mieren; 

@& dem Leiter des Wehrkreiskommandos Vorschläge zur Auszeichnung und Pr 
milerung von gedienten Reservisten, Reservistenkollektiven und -grup 
zu unterbreiten. 


su 
Pflichten der Chefs und Leiter der Wehrkommandos 


"Die Chefs und Leiter der Wehrkommandos haben: 


1.DB zur Reservistenordnung 11.1. 


iD die Reservistenarbeit zu führen, den Leitungen der Reservistenkollektive An- 
leitung und Hilfe, zu geben und sie zu qualifizieren; 

b) einen Reservistenbeirat beim Leiter des Wehrkreiskommandos zu bilden und 
mit ihm entsprechend den im $ 10 getroffenen Festlegungen zu arbeiten; 

$ zur Führung der Reservistenarbeit Reservistenaufträge an gediente Reser- 
visten und Reservistenkollektivleitungen zu erteilen sowie entsprechend $5 
Veranstaltungen durchzuführen; 

() Aufgaben zur Führung des Reservistenweitbewerbes zu stellen und diesen 
regelmäßig auszuwerten, 

die Vorsitzenden und Stellvertfeter von zentralen Leitungen und die Leiter 

von Reservistenkollektiven einzusetzen; 

D) die Popularisierung guter Leistungen und den ständigen Erfahrungsaustausch 
zwischen den Reservistenkollektiven zu gewährleisten; 

iD die Auszeichnung und Prämilerung von Reservisten und Reservistenkollek- 
tiven vorzunehmen bzw. Vorschläge zur Würdigung hervorragender Leistun- 
gen einzureichen oder den staatlichen Organen und gesellschaftlichen Organi- 
sationen zu unterbreiten; 

Ih die Verbindungen der Reservistenkollektive zu Dienststellen der NVA, der 
Grenzteuppen der DDR, der Zivilverteidigung sowie der Sowjetarmee zu 
koordinieren. 








sı2 
‚Aufgaben der Verblinde, Truppentelle und Einrichtungen der NVA 
und der Grenatruppen der DDR sowie der Organe, 
In denen ein Dienst geleistet wird, der der Ablelstung des Wehrdienstes entspricht 


(W) Die Verblinde, Truppenteile und Einrichtungen der NVA und der Grenz- 
\ruppen der DDR sowie die Organe, In denen ein Dienst geleistet wird, der der 
‚Ableistung des Wehrdienstes entspricht, haben die Reservistenarbeit zu fördern 
ind die Wehrkommandos sowie Leitungen der Reservistenkollektive bzw. die 
zentralen Leitungen bei der Erfüllung der in den $$ 2, 3, 5 und 7 genannten Aut- 
ben bzw. Veranstaltungen zu Unterstützen, 

(8) Die Stellvertreter des Ministers und Chefs der Teilstreitkräfte der NVA, 
(ler Stellvertreter des Ministers und Chef der Grenztruppen der DDR, die Chets 
der Militärbezitke, die Kommandeure der Verbände, Truppenteile und Einrich- 
\ungen sowie die Chefs und Leiter der Organe, in denen ein Dienst geleistet 
Wird, der der Ableistung des Wehrdienstes entspricht, haben: 

) die gründliche Vorbereitung der Angehörigen der NVA, der Grenztruppen 
der DDR und der Organe, in denen ein Dienst geleistet wird, der der Abl 
Stung des Wehrdienstes entspricht, auf die Entlassung aus dem aktiven Wehr- 
dienst zu sichern und zu gewährleisten, daß sie mit den Aufgaben der gedien- 
ten Reservisten vertraut gemacht werden, insbesondere hinsichtlich ihrer 
‚Aufgaben zur Erhaltung der persönlichen Kampfbereitschaft sowie während 
der Mobilmachung und im Verteidigungszustand; 

die Bereitschaft der künftigen Reservisten zur Mitarbeit in den Reservisten- 
kollektiven sowie als Ausbilder, Übungsleiter und Funktionär der GST zu 
entwickeln und zu Lördern; 
0) die Aushändigung des Reservistenabzeichens und der Erinnerungsgeschenke 
zu gewährleisten; 

die Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst feierlich zu gestalten und die 
Leistungen der künftigen Reservisten während des aktiven Wehrdienstes zu 
würdigen; 

















Pr 


11.1. 1. DB zur Reservistenordnung 


) zur zielgerichteten polischen und militärischen Vorbereitung der Entlassung 
‚aus dem aktiven Wehrdienst in den Truppenteilen und Einheiten Mafnahme- 
pläne zu erarbeiten; 

) die Verbundenheit der gedienten Reservisten zu ihren Truppenteilen und) 
Einheiten durch solche Maßnahmen wie Teilnahme an den „Treffen mit den 
Soldaten zum Jahrestag der NVA“ und am Jahrestag der Grenztruppen der 
DDR sowie durch Einbeziehung von Offizieren, Fähnrichen und Berufsunter- 
Offizieren d.R. bzw. a.D., die langjährig im Truppenteil bzw. der Einheit 
dienten, in die Vorbereitung und Durchführung von Truppenjubiläen u.a, 
"Traditionsveranstaltungen zu Lördern; 

® die In ihren Standoribereichen tätigen Offiziere d.R. und Offiziere a.D. tür 
(die Unterstützung der patriotischen und internationalistischen Erziehung der 
‚Angehörigen der NVA und der Grenztruppen der DDR zu gewinnen und ein- 
zusetzen; 

h) in den Standortbereichen an der Gestaltung der Reservistenarbeit durch Bes 
reitstellung von Referenten, Unterstützung von Reserveoffiziersinformatio- 
nen, Gewährleistung von Truppenbesuchen bzw. Teilnahme an Ubungs- und; 
Ausbildungsmaßnahmen, Bereitstellung von Schießständen, Ausbildungspläts 
zen und Anschauungsmaterialien für das Training und die Wettkämpfe im, 
Wehrkampfsport mitzuwirken; 

D in den Militürbezirken Reservistenkonferenzen entsprechend den Festlegun- 
‚gen des $5 Abs. 7 einzuberufen und durchzuführen, 




















ss 
‚Aufgaben der Leiter von Betrieben und Einrichtungen 
zur Förderung der Reservistenarbeit 


(4) Die Leiter der Betriebe und Einrichtungen sind verantwortlich für die) 
Einbezichung der gedienien Reservisten Ihres Bereiches In die Lösung von Aufs 
gaben der Landesverteidigung und der sozllislischen Wehrerzichung. Sie schaka 
a nee Teeialaine de op nr Tiekeane 
schafilellung und den Leitungen der anderen gesellschafichen Organisallonen 
sowie den Reservistenleitungen Voraussetzungen für eine wirkungsvolle Reser- 
Yistenarbeit 

(2) Die Leiter haben 
a) den Empfang der gedienten Reservisten im Betrich nach der Entlassung aus 

dem aktiven Wehrdienst au einem besonderen Ereignis Im Innerbotriebicheil 

Leben zu geslaen und die Im aktiven Wehrdienst vollbrachten Leistungen] 

um Schutz des Sönlallımus su würdigen; 

b) den Reservistenleilungen eine konkrele, abrechenbare wehrpolitische Auf 
benstellung zum Reservistenwettbewerb zu eben; 
"Aufnahme von Unterslützungsmußnahmen der Reservistenarbeit In al 
Leitungsäokumenie (Eetriebskollektivvertrng 1.n) zu veranlassen und # 
sichern, daß die Reservistenleitungen die erforderlichen personellen Angaben 

Zur Führung der Reservistenarbeit von den Personal- bau. Kaderabtellunget 

eich 
& die Durchführung des Wehrkampfsportes und anderer wehrsporlicher Aktl 

vitäten der gedienten Reservisten zu fördern; 
&) in Veranstaltungen, Kablnelien und Tradllionszimmern der Beitiebe und 

Einrientungen die wehrerzieherischen Leistungen der gedienten Reservis 

öffentlich zu würdigen; 



























o 
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1.DB zur Reservistenordnung 11.1. 


1) die Aufnahme von militärpolitischer Literatur in den Bestand der Betriebs- 

ibliotheken zu sichern; 

8) Maßnahmen zur Unterstützung von Familien, deren Väter Reservistenwehr- 
dienst leisten, zu veranlassen; 

h) periodisch eine Rechenschaftslegung der Reservistenleitungen über die Er- 
‚gebnisse der Reservistenarbeit zu fordern; 

i) Auszeichnungen, Prämilerung und Ehrungen verdienter Reservisten und Re- 
servistenkollektive in eigener Zuständigkeit vorzunehmen sowie an die über- 
‚geordnete Leitung bzw. den Rat des Kreises, das Wehrkreiskommando oder. 
an die Leitungen gesellschaftlicher Organisationen des Kreises Vorschläge zur 
Würdigung ausgezeichneter Einzel- und Kollektivleistungen einzureichen; 

) die Reservistenleitungen bei der Durchführung des Appells der gedienten 
Reservisten anläßlich des Jahrestages der NVA zu unterstützen sowie Lei- 
stungen und Verdienste in der Reservistenarbeit zu würdigen; 

k) Einfluß auf die ihnen nachgeordneten Leiter von Betrieben und Einrichtun- 
‚gen zur Lösung der in den $81 bis 9 und 13 genannten Aufgaben zu nehmen. 

(#) Den Räten der Gemeinden wird empfohlen, mit den in ihrem Verantwor- 
tungsbereich bestehenden Ortsreservistenkollektiven im Sinne dieser Durchfüh- 
rungsbestimmung zu verfahren, 











su 
Auszeichnung und Prämilerung 
von gedienten Reservisten und Reservistenkollektiven. 


(1) Hervorragende Leistungen in der Reservistenarbeit können mit Orden, 
Medaillen, Ehrenzeichen, Geld- und Sachprämien von staatlichen Organen, der 
NVA, gesellschaftlichen Organisationen, Betrieben, Einrichtungen und Gemein- 
den zu entsprechenden Anlässen gewürdigt werden. 

(2) Reservistenkollektive können um die Auszeichnung mit einem Ehren- 
namen kämpfen. Die Auszeichnung erfolgt nach den Grundsützen der dafür gel- 
tenden Rechtsvorschriften. 

(8) Die Würdigung außerordentlicher Verdienste von Reservisten, Reser- 
vistenkollektiven und -gruppen durch die NVA wird in der Regel zum Tag der 
Nationalen Volksarmee und zur Auswertung des Reservistenwettbewerbes vor- 
genommen. 


sıs 
Reservistenabzeichen 


Als äußeres Zeichen für den geleisteten Wehrdienst wird ein Reservisten- 
jabzeichen am Tage der Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst ausgehändigt. 
Die Ausgabe erfolgt: 

a) In Bronze für eine Dienstzeit bis zu 18 Monaten; 
b) in Silber für eine Dienstzeit über 18 Monate bis einschließlich 10 Jahren; 
©) in Gold für eine Dienstzeit über 10 Jahre. 





sıs 
Freistellung von der Arbeit 


Die gedienten Reservisten sind gemäß $182 Abs.2 Buchst.b des Arbeits- 
kesetzbuches der Deutschen Demokratischen Republik vom 16. Juni 1977 (GBl.T 


or 


12. BesoldungsVO 


Nr. 18 8.185) zur Teilnahme an militärpolitischen und militärischen Qualifizie- 
rungsmaßnahmen, Reserveoffiziersinformationen, Arbeitsberatungen und Reser- 
vistenkonferenzen entsprechend $5 für die erforderliche Zeit von der Arbeit 
freizustellen. Voraussetzung dafür ist, daß eine entsprechende Einladung des 
Wehrbezirks- bzw. Wehrkreiskommandos vorgelegt wird. Alle anderen Tätig- 
keiten und Maßnahmen der Reservistenkollektive erfolgen außerhalb der Ar- 
beitszeit. 


sız 
Versicherungsschutz. 


Für alle Tätigkeiten der gedienten Reservisten in der Reservistenarbeit ent- 
sprechend dieser Durchführungsbestimmung besteht Versicherungsschutz nach 
der Verordnung vom 11.April 1973 über die Erweiterung des Versicherungs- 
schutzes bei Unfällen in Ausübung gesellschaftlicher, kultureller oder sportlicher 
Tätigkeiten (GBI. I Nr.22 S.199) und der Anordnung vom:6. August 1973 über 
die Erweiterung des zusätzlichen Unfallversicherungsschutzes durch die Staat- 
liche Versicherung der DDR bei Unfällen in Ausübung gesellschaftlicher, kultu- 
reller oder sportlicher Tätigkeiten (GBI. I Nr. 38 S. 404). 


sı8 
Geheimhaltung 


Die gedienten Reservisten haben die staatlichen und militärischen Geh 
nisse, die sie während der Reservistenarbeit zur Kenntnis erhalten, zu wahren, 





51. 
Schlußbestimmung 


Diese Durchführungsbestimmung tritt am 1. Mai 1982 in Kraft. 


12, 
Verordnung 
über die finanzielle Versorgung 
während des Wehrdienstes 
— Besoldungsverordnung — 


vom 25. März 1982 (GBl. I Nr. 12 5.253) 


‚Auf der Grundlage des $45 Abs.1 des Wehrdienstgesetzes vom 25. März 1982 
(GBI.I Nr. 12 S.221) wird-zur Durchführung des $ 27 dieses Gesetzes verordnet; 








Besoldung während des Grundwehräienstes 
sı 


(1) Soldaten im Grundwehrdienst erhalten Wehrsold und Zuschläge. 
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BesoldungsVO 12. 


(&) Der Wehrsold und die Zuschläge sind lohnsteuerfrei und unterliegen nicht 
der Beitragspflicht zur Sozialversicherung. Sie unterliegen außerdern nicht der 
Pfändung; die Rechtsvorschriften über die materielle Verantwortlichkeit der 
‚Angehörigen der Nationalen Volksarmee und der Grenztruppen der Deutschen 
Demokratischen Republik bleiben davon unberührt, 





Anmerkung materiellen Verantwortlichkeit siehe die Wiedergut- 
machüngsverordnung (WGVO) (Reg-Nt. 1) 


s2 


Bei Dienstunfähigkeit infolge Krankheit oder Dienstbeschädigung wird der 
Wehrsold in voller Höhe, längstens bis zum Tag der Beendigung des Grundwehr- 
dienstes weitergezahlt, 


Finanzielle Versorgung während des aktiven Wehrdienstes aut Zeit 
und In militärlschen Berufen 
ss 


(4) Soldaten auf Zeit, Unteroffiziere auf Zeit, Offiziere auf Zeit, Berufsunter- 
ottiziere, Fähnriche und Berufsoffiziere erhalten als Besoldung Dienstbezüge, 
Zulagen und Zuschläg 
(2) Die Dienstbezüge umtassen: 
a)’ die Vergütungen der Soldaten während des aktiven Wehrdienstes auf Zeit, 
b) die Vergütungen der Unteroffiziersschüler, Fühnrichschüler und Offizieı 
schüler, 
©) die Vergütungen der Unteroffiziere, Fühnriche und Offiziere für die Dienst- 
grade und die Dienststellungen, 
a) die Vergütungen für das Dienstalter. 
®) Die Vergütungen für die Dienstgrade gemäß Abs. 2 Buchst, c unterliegen 
dem gesetzlichen Lohnsteuerabzug. Alle anderen Bestandteile der Besoldung 
sind lohnsteuertrei. 








s 


‚Soldaten auf Zeit, Unteroffiziere auf Zeit, Offiziere auf Zeit, Berufsunter- 
offiziere, Fähnriche und Berufsoffiziere unterliegen der Pflichtversicherung nach 
der Versorgungsordnung der Nationalen Volksarmee. Die Beitragszahlung sowie 
die Leistungsansprüche ergeben sich aus der Versorgungsordnung. 


ss 


Staatliches Kindergeld und Ehegattenzuschlag werden entsprechend den 
Rechtsvorschriften gezahlt. 





Anmerkung: Zur Zeit gelten die Verordnung vom 4.12.1975 über die Gewäh- 
rung eines staatlichen Kindergeldes sowie die besondere Unterstützung kinder- 
reicher Familien und alleinstehender Bürger mit 3 Kindern (GBI.1 1976 Nr.4 
5.52) in der Fassung der Verordnung vom 11.6.1981 über Ausbildungsbeihilfe 
für Schüler der erweiterten allgemeinbildenden polytechnischen Oberschulen 
sowie der Spezialschulen im Bereich der Volksbildung (GBI. I Nr. 17 5.232) und 
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der Verordnung vom 29.10.1981 über die Erhöhung des staatlichen Kindergeldes) 
für.das 3. und Jedes weitere Kind (GBL.I Nr.33 S.381) und die Verordnung vom 
1.5.1958 über die Zahlung”eines Ehegattenzuschlages (GBI. I Nr. 39 8.441), 








Finanzielle Versorgung während des Reservistenwehrdienstes 
ss 
Wehrpflichtige erhalten für die Dauer der Reservistenausbildung und der. 


‚Reservistenqualifizierung nach den $534 und 35 des Wehrdienstgesetzes Wehr- 
sold und Zuschläge sowie einen Ausgleich nach 57. 





s2 
(0) Auf der Grundlage der bestehenden Arbeitsrechtsverhältnisse wird durch) 
die staatlichen Organe sowie die Kombinate, wirtschaftsleitenden Organe, Be- 
{riebe, Einrichtungen, Genossenschaften, gesellschaftlichen Organisationen und 
Vereinigungen (nachfolgend Betriebe genannt) ein monatlicher Ausgleich in 
‚Höhe des Durchschnittslohnes gezahlt. Der Ausgleich ist lohnsteuerpflichtig und 
unterliegt der Beitragspflicht zur Sozialversicherung wie Lohn. Der errechnete 
'Nettolohn wird um 20%, jedoch mindestens um monatlich 80M gekürzt. 















Anmerkung: Zur Höhe des Durchschnittslohnes vgl. die [1.] Verordnung vom) 
2.1961 über die Berechnung des Durchschnittsverdienstes und über die Lohn“ 
zahlung (GBl. IE Nr.83 11) in der Fassung der 2, Verorda 
nung vom 27.7. 10 3 S.511; Ber. Nr.118 8.836), der Bekannte 
machung. vom 20.9 »1 5,346) und der Besoldungsverordnung, 
Die Berechnung der Lohnsteuer erfolgt entsprechend der Zusammensetzung, 





des Ausgleichsbetrages. 





(2) Die Festlegungen des Abs.1 gelten auch für die Mitglieder von sozia- 
listischen Genossenschaften. Die Berechnung erfolgt nach den für sie geltenden 
Bestimmungen. j 

(3) Studenten erhalten ihr Stipendium, das um monatlich 80 M gekürzt wird, 
weiter, 

(#) Wehrptlichige, die keine Zahlungen nach den Absätzen bis 3 erhalten, 
können für nachgewiesene Einkommensminderungen einen Ausgleich bei dem 
für ihren Wohnsitz zuständigen Rat des Kreises beantragen. Der Ausgleich ist 
50 zu bemessen, daß unter Berücksichtigung des gezahlten Wehrsoldes für die 
Zeit der Reservistenausbildung und der Reservistenqualifizierung der Unterhalt 
‚der Familienangehörigen der Wehrpflichtigen gesichert ist sowie notwendige und 
unnabwendbare Aufwendungen gedeckt sind. 

(6) Der Ausgleich nach den Absätzen 1, 2 und 4 sowie das gekürzte Stipendium. 
nach Abs.3 sind für die Dauer der Dienstunfähigkeit infolge Krankheit oder 
Dienstbeschädigung während der Reservistenausbildung und der Reservisten- 
aunlifizierung weiterzuzahlen. 











x ss 


Die Festlegungen des $7 gelten auch für Wehrpflichtige für die Dauer der) 
Reservistenübung nach $36 des Wehrdienstgesetzes. Der Ausgleich und das 
Stipendium werden jedoch nicht gekürzt. 


der . 


BesoldungsvO 12. 


ss 


Staatliches Kindergeld und Ehegattenzuschlag werden von den staatlichen 
Organen und Betrieben nach den Rechtsvorschriften gezahlt. 


sı 
Sonstige Bestimmungen 


(1) Für die Dauer einer Untersuchungshaft oder einer unerlaubten Entfernung 
besteht kein Anspruch auf Besoldung sowie auf andere Zahlungen nach dieser 
Verordnung. 

(2) Während des Vollzugs einer Strafe mit Freiheitsentzug wird 
tung nach besonderen Bestimmungen gezahlt. 





ine Vergü- 


Schlußbestimmungen 
su 


Die Festlegungen der $$ 1 und 2 sowie 6 bis 10 gelten auch für den Dienst In 
den Organen nach $2 Abs.3 des Wehrdienstgesetzes entsprechend. Die zustän- 
digen Minister erlassen dazu die innerdienstlichen Regelungen im Einvernehmen 
mit dem Minister für Nationale Verteidigung. 


(4) Der Minister für Nationale Verteidigung erläßt Durchführungsbestim- 
mungen oder trifft in militärischen Bestimmungen Festlegungen über 

a) die Besoldung im Rahmen des Lohnfonds, 

b) Entschädigungs- und Übergangszahlungen, 

©) die Bildung und Verwendung des Prämienfonds, 

d) die soziale Versorgung auf der Grundlage staatlicher Regelungen oder der 
Versorgungsordnung, 

©) die Besoldung.während der Mobilmachung und im Verteidigungszustand. 
(&) Der Minister der Finanzen erläßt im Einvernehmen mit dem Minister für 

Nationale Verteidigung zu den $$7 und 8 Durchführungsbestimmungen. 


„088 


Die Verordnung vom 21.Dezember 1961 über die Berechnung des Durch- 
schnittsverdienstes und über die Lohnzahlung (GBl.II Nr.83 S.551) wird wie 
folgt ergänzt: 
1. Im $2 Abs.2 wird als Buchst. d eingefügt: 

„d) Reservistenwehrdienst geleistet hat.“ 
2. Im $3 Abs.2 wird als Buchst. i eingefügt: 

„) der Ausgleich bei der Ableistung des Reservistenwehrdienstes.“ 





su 
Inkrafttreten 


(1) Diese Verordnung tritt am 1.M; 
(2) Gleichzeitig treten außer Kralt: 
ı) Verordnung vom 24. Januar 1982 über die Besoldung der Wehrptlichtigen 


1982 in Kraft. 
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12.1. DB zur BesoldungsVO 


für die Dauer des Dienstes in der Nationalen Volksarmee — Besoldungsver- 
oranung — (GBl. IT Nr. 7 5.49), 

b) Verordnung vom 27.Mai 1904 zur Änderung der Besoldungsverordnung, 
(GBI.IINT.008.550), 

') Zweite Verordnung vom 11.November 1985 zur Änderung der Besoldungs- 
'verordnung (GBl. II Nr. 122 8.821), 

.&) Dritte Verordnung vom 23. Januar 1975 zur Änderung der Besoldungsverord- 
‚nung (GBI. 1 Nr. 78.130), 

'e) Erste Durchführungsbestimmung vom 24. Mai 1962 zur Besoldungsverordnung, 
(GB. IL Nr. 40 8.359), 

f) Vierte Durchführungsbestimmung vom 28. Juni 1973 zur Besoldungsverord-, 
nung (GBI. 1 Nr. 38 5.349). 


121. 
Durchführungsbestimmung 
zur Besoldungsverordnung 


vom 25. März 1982 (GBl. I Nr. 12 $. 259) 


Aut Grund des $12 Abs.2 der Besoldungsverordnung vom 25. März 1982 
(GBI. Nr.12 8.299) wird im Einvernehmen mit dem Minister für Nationale 
Verteidigung zur Durchführung der $$7 und 8 der Verordnung folgendes be- 
stimmt; 


51 
Werktätige im Arbeitsrechtsverhältnis 


‚Ausgleichszahlungen gemäß $7Abs,1 und $8 der Besoldungsverordnung an 
Wehrptlichtige in einem Arbeitsrechtsverhältnis sind aus dem Lohnfonds oder, 
aus den für die Vergütung geplanten Mitteln vorzunehmen. 


s2 
Mitglieder der Genossenschaften der Landwirtschaft und Fischerei 


(4) Für Wehrptlichtige, die Mitglieder der Genossenschaft sind, Ist der gemäß 
87 Abs.2 der Besoldungsverordnung zu zahlende Ausgleich nach den in den 
letzten 12 Monaten vor der Einberufung geleisteten Arbeitseinheiten oder den 
erhaltenen Arbeitsvergütungen zu errechnen. Steuern der Mitglieder der Genos- 
senschaften der Fischerei, Beiträge zur Sozialpflichtversicherung sowie andere 
abzugsfähige Beträge sind einzubehalten. Vor der Auszahlung ist der Netto- 
betrag um 20%, jedoch mindestens um 80M je Einberufungsmonat zu kürzen. 

(2) An Mitglieder von Genossenschaften, deren wesentliche Einkünfte über- 
wiegend aus der individuellen Wirtschaft kommen bzw. deren Einkünfte nicht 
auf der Basis der geleisteten Anbeitseinheiten oder der erhaltenen Arbeitsvergü- 
tungen errechnet werden, ist für die Dauer des Reservistenwehrdienstes durch 
die Genossenschaft ein Ausgleich zu zahlen. Die Höhe des Ausgleiches ist unter 
Berücksichtigung des Wehrsoldes und der im Vorjahr erzielten durchschnitt“ 
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lichen Arbeitseinkünfte aus der genossenschaftlichen Arbeit festzulegen. Die 
Genossenschaft unterstützt das Mitglied durch geeignete Maßnahmen bei der 
‚Aufrechterhaltung der individuellen Wirtschaft während der Zeit des Reservi- 
stenwehrdienstes, Der Abs. 1 gilt in diesen Fällen nicht. 

(&) Den Genossenschaften wird empfohlen, auf der Grundlage ihrer Statuten 
Festlegungen über die Gewährung von Naturalien und über die Unterstützung 
bei der Weiterführung der persönlichen Hauswirtschaften für die Dauer des 
Reservistenwehrdienstes ihrer Mitglieder zu treffen. 

(4) Durch die Einberufung zum Reservistenwehrdienst darf keine Benach- 
teiligung der einberufenen Mitglieder bei der Jahresendauszahlung eintreten. 

(6) Die von den Genossenschaften zu leistenden Ausgleichszahlungen sind aus 
ihren eigenen Mitteln zu finanzieren und bei der Bildung der finanziellen Fonds 
zu berücksichtigen. Bei unbefristeter Delegierung in kooperative Einrichtungen 
oder in andere Betriebe erfolgt die Ausgleichszahlung grundsätzlich durch den 
Einsatzbetrieb. 











ss 
Mitglieder der Produktionsgenossenschaften des Handwerks. 


(U) Für Wehrpflichtige, die Mitglieder der Genossenschaft sind, ist der gemäß 
97 Abs.2 der Besoldunsverordnung zu zahlende Ausgleich nach den in den letz- 
ten 12.Monaten vor der Einberufung erhaltenen Arbeitsvergütungen zu errech- 
‚nen, Steuern und Beiträge zur Sozialpflichtversicherung sowie andere abzugs 
fähige Beträge sind einzubehalten. Vor der Auszahlung ist der Nettobetrag um 
20 9, jedoch mindestens um 80 M je Einberufungsmonat zu kürzen. 

(2) Durch die Einberufung zum Reservistenwehrdienst darf keine Benach- 
teiligung der einberufenen Mitglieder bei der jährlithen Gewinnverteilung ein- 
treten. 

(&) Die zu leistenden Ausgleichszahlungen sind von den Genossenschaften aus 
der vom zuständigen Staatsorgan bestätigten Vergütungssumme zu finanzieren. 





Private Handwerker, Gewerbetreibende sowie Selbständige 
und steuerbegünstigt freiberuflich Tätige 
5 


(1) Ausgleichszahlungen, die von den privaten Handwerkern, Gewerbetrei- 
benden sowie Selbständigen und steuerbegünstigt freiberuflich Tätigen (nach- 
folgend selbständig Tätige genannt) gemäß $7 Abs.1 und $8 der Besoldung, 
verordnung an Beschäftigte vorzunehmen sind, werden aus dem Staatshaushalt 
erstattet, 

2) Die Aufwendungen für Ausgleichszahlungen gemäß $7 Abs.1 und $8 
der Besoldungsverordnung sind bei der Ermittlung des steuerpflichtigen Einkom- 
mens als Kosten bzw. Betriebsausgaben abzugsfähig. Sie gehören bei privaten 
Handwerkern für die Berechnung der Lohnsummensteuer nicht zur steuerpflich- 
tigen Lohnsumme. 





4) Selbständig Tätige erhalten für die Dauer des Reservistenwehrdienstes, 
‚Ausgleichszahlungen gemäß $7 Abs.4 und &8 der Besoldungsverordnung, 
(&) Die Ausgleichszahlungen gemäß $7 Abs.4 der Besoldungsverordnung be- 
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tragen 80%, des monatlichen Nettodurchschnittsiohnes oder -gehaltes eines Werk- 
tätigen mit vergleichbarer Tätigkeit in einem volkseigenen Betrieb unter Be- 
rücksichtigung ‚der jeweiligen Steuerklasse (Lohnsteuer). Für steuerbegünstigt 
freiberuflich Tätige beträgt die Ausgleichszahlung monatlich 900 M brutto. 

(8) Die Ausgleichszahlungen gemäß $8 der Besoldungsverordnung betragen 
100%, des monatlichen Nettodurchschnittsiohnes oder -gehaltes gemäß Abs. 2. Für 
steuerbegünstigt freiberuflich Tätige beträgt die Ausgleichszahlung monatlich 
1.200 M brutto. 


ss 
Die Ausgleichszahlungen nach $5 Absätze2 und 3 dürfen das, durchschnitt- 


liche monatliche Nettoeinkommen bzw. Einkommen des vorausgegangenen Ka- 
Nenderjahres nicht überschreiten. 


s 
(1) Die Erstattungen und Ausgleichszahlungen sind von den selbständig Täti- 
gen bei der Abteilung Finanzen des zuständigen Rates des Kreises schriftlich zu 
beantragen, 
(8) Erstattungen und Ausgleichszahlungen können mit abzuührenden Steuern 
verrechnet oder auf Antrag durch den Rat des Kreises, Abteilung Finanzen, über- 
wiesen werden, 


$ 
Entscheldungsbefugnisse 


Die Abteilungen Finanzen der Räte der Kreise haben über Erstattungen und 
‚Ausgleichszahlungen gemäß den $$ 4 und 5 zu entscheiden. 


[2 
Inkratitreten 


Diese Durchführungsbestimmung tritt am 1. Mai 1982 in Kraft. 


13. 
Verordnung 
über die Gewährung von Unterhaltsbeträgen 
und anderen finanziellen Leistungen an Angehörige 
der zum Grundwehrdienst einberufenen Wehrpflichtigen 
— Unterhaltsverordnung — 


vom 2. März 1978 (GBL.T Nr. 12 8.149) 
Zur weiteren Verbesserung der Lebensbedingungen von Angehörigen der 
zum Grundwehrdienst einberufenen Wehrpflichtigen wird auf Grund des $7 
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des Gesetzes vom 24. Januar 1962 über die allgemeine Wehrpflicht (Wehrpflicht- 
gesetz) (GBI.I Nr. 1 8.2) folgendes verordnet: 





(1) Die Verordnung regelt die Gewährung finanzieller Leistungen an 

a) Angehörige der zum Grundwehrdienst einberufenen Wehrpflichtigen: 

— die Ehefrau, 

— die unterhaltsberechtigten Kinder, 

— die Eitern oder Großeltern, wenn der Wehrpflichtige bis zu seiner Ein- 
berufung in Erfüllung familienrechtlicher Unterhaltsptlicht zu deren 
Lebensunterhalt beigetragen hat; 

b) andere Bürger, denen zum Grundwehrdienst einberufene Wehrptlichtige 
durch gerichtliche Entscheidung oder gerichtliche Einigung unterhaltsver- 
ptlichtet sind; 

©) zum Grundwehrdienst einberufene Wehrpflichtige (nachfolgend Wehrpflich- 
tige genannt) selbst. 

(2) In Durchführungsbestimmungen wird geregelt, in welchen Fällen finan- 

zielle Leistungen an 

u) Staatsbürger der Deutschen Demokratischen Republik, die gegenüber einem 
Wehrpflichtigen der Armee eines anderen dem Warschauer Vertrag ange- 
hörenden Staates unterhaltsberechtigt sind, 

b) Unterhaltsberechtigte, die nicht Staatsbürger der Deutschen Demokratischen. 
Republik sind, 

gewährt werden. 


E s2 
Unterhaltsbeträge für Angehörige 


(4) Für die Angehörigen des Wehrpflichtigen werden folgende Unterhalts- 
beträge gewährt: 
1. für die Ehefrau 
a) - wenn dem Haushalt mindestens ein Kind angehört, das das 16. Lebens- 
‚jahr noch nicht vollendet hat, oder 
— wenn sie sich im Schwangerschafts- oder Wochenurlaub befindet oder 
— wenn sie eine Schule besucht bzw. an einer Hoch- oder Fachschule 
studiert (Direktstudium) und deshalb keine Berufstätigkeit ausüben 
kann oder 
— wenn sie sich in der Berufsausbildung befindet und Lehrlingsentgelt 
erhält oder 
— wenn sie invalide ist oder einen im Haushalt lebenden ständig pflege- 
bedürftigen Familienangehörigen betreuen muß 





monatlich 250 Mr, 
) wenn sie nachweisbar keine berufliche Tätigkeit ausüben kann und neben 
dem Unterhaltsbetrag gemäß dieser Verordnung kein weiteres eigenes 
Einkorlmen hat 
monatlich 300 M, 
©) wenn die Voraussetzungen für die Gewährung der unter Buchst. a oder b: 
festgelegten Unterhaltsbeträge nicht vorliegen 
monatlich 100M; 
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2. für jedes Kind 
monatlich 60M; 
3. für die Eltern oder Großeltern des Wehrpflichtigen in Höhe der durch ge- 
richtliche Entscheidung oder gerichtliche Einigung festgelegten Unterhalts- 
verpflichtung bzw. — wenn keine gerichtliche Entscheidung oder Einigung 
vorliegt — in Höhe des bis zur Einberufung tatsächlich geleisteten Unterhalts. 

Einzelheiten und Begrenzungen werden in Durchführungsbestimmungen ge- 

regelt, 

(8) Der Unterhaltsbetrag für die Ehefrau gemäß Abs. 1 Zift.1 Buchst. a oder e 
wird in voller Höhe gezahlt, wenn ihr eigenes Nettoeinkommen monatlich 350 M 
nicht übersteigt. Bei einem Nettoeinkommen der Ehefrau ‚von mehr als 350M 
werden 50%, des Teiles des Nettoeinkommens, der 350M übersteigt, auf den. 
Unterhaltsbetrag angerechnet. 


ss 
Unterhaltsbeträge für andere Unterhaltsberechtigte 


Unterhaltsbeträge für die im $1 Abs.1 Buchst. b genannten Unterhaltsbe- 
rechtigten werden in Höhe der durch gerichtliche Entscheidung oder gericht- 
liche Einigung festgelegten Unterhaltsverptlichtung gewährt. Sie dürfen jedoch 
die den Ehefrauen zu gewährenden Unterhaltsbeträge und sonstigen Leistungen 
nicht übersteigen. 





(4) Beihilfen für Wohnungsmiete erhalten 
a) Ehefrauen, die neben dem Unterhaltsbetrag Über kein weiteres Einkommen 

verfügen, 

b) alleinstehende Wehrptlichtige mit eigener Wohnung. 

(@) In Ausnahmefällen können auch Ehefrauen, die neben dem Unterhalts- 
betrag über weiteres Einkommen verfügen, unter Berücksichtigung der sozialen. 
Verhältnisse Mietbeihilfen erhalten. 

(® Wehrptlichtigen, die mit den Eltern oder Großeltern in einem gemein- 
samen Haushalt leben, kann eine angemessene Mietbeihilfe gewährt werden, 

(4) Die Gewährung von Mietbeihilfen für andere Mietverhältnisse wird in 
Durchführungsbestimmungen geregelt. 


ss 
Sonstige Beihilfen 
1) Wehrpflichtigen oder ihren unterhaltsberechtigten Angehörigen können) 
unter Berücksichtigung ihrer sozialen Verhältnisse Beihilfen für unabwendbare, 
‚Ausgaben gewährt werden, wenn sie nicht in der Lage sind, diese Ausgaben aus 
Unterhaltsbeträgen und sonstigem Einkommen oder aus Vermögen zu bestreiten. 
(2) Ehefrauen können auch bei vorübergehender Verminderung des Netto-, 
einkommens Beihilfen erhalten. 


ss 
Regelung von Zahlungsverpflichtungen 


(0) Wehrptlichtigen oder unterhaltsberechtigten Angehörigen können unter) 
uo 
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Berücksichtigung ihrer sozialen Verhältnisse Zahlungsverpflichtungen gegenüber 
staatlichen und genossenschaftlichen Kreditinstituten, volkseigenen Betrieben, 
staatlichen. Organen und Einrichtungen für die Dauer des Grundwehrdienstes. 
‚ganz oder teilweise gestundet werden. 

(2) Zur Erfüllung von während des Grundwehrdienstes fälligen Zahlungs- 
verpflichtungen des Wehrpflichtigen oder seiner unterhaltsberechtigten Ange- 
hörigen gegenüber Bürgern, sozialistischen Genossenschaften, Handwerks- und 
‚Gewerbebetrieben oder anderen als im Abs.1 genannten Gläubigern kann ein 
zinsloser Kredit gewährt werden, wenn mit dem Gläubiger keine Vereinbarung 
über eine Stundung bzw. andere Zahlungserleichterungen zu erzielen ist. 

(&) Sämtliche Unterhaltsverpflichtungen Wehrptlichtiger aus Urteilen, gericht- 
lichen Einigungen und anderen Vollstreckungstiteln erlöschen für die Zeit des 
Grundwehrdienstes, soweit sie die staatlichen Leistungen nach dieser Verordnung 
übersteigen. 












(&) Unterhaltsbeträge und Beihilfen sowle zinslose Kredite werden aut An- 
trag des Wehrpflichtigen oder des Unterhaltsberechtigten gewährt, Das gilt auch 
für die Stundung von Zahlungsverpflichtungen. 

(8) Anträge sind — soweit nicht in den Absätzen 3 und 4 etwas anderes be- 
stimmt ist — beim Rat der Gemeinde, der Stadt bzw. des Stadtbezirkes zu stellen, 
In dessen Bereich der Wehrptlichtige seinen ständigen Wohnsitz hat. 

(&) Zahlungserleichterungen für die Entrichtung von Versicherungsbeiträgen 
sind bei der zuständigen Kreisdirektion oder Kreisstelle der Staatlichen Ver- 
sicherung der Deutschen Demokratischen Republik zu beantragen. 

(4) Anträge aut Stundung oder Erlaß von Steuern sind an den für die Er- 
hebung der Steuern zuständigen Rat der Gemeinde, der Stadt bzw. des Stadt- 
bezickes oder des Kreises zu richten, 


s 
Entscheidung über Anträge 


(i) Die Entscheidung über die Gewährung von Unterhaltsbeträgen und Bei- 
hilfen sowie die Stundung von Zahlungsverpflichtungen (außer Versicherungs- 
beiträgen und Steuern) bzw. die Gewährung zinsloser Kredite trifft der für den 
zuständigen Wohnsitz des Wehrpflichtigen zuständige Rat des Kreises. Dieser 
kann die Entscheldungsbefugnis auf die Räte der Gemeinden, Städte bzw. Stadt- 
bezirke übertragen, 

(2) Die Entscheidung ist dem Antragsteller schriftlich zu erteilen und mit einer 
Rechtsmittelbelehrung zu verbinden. 

®) Die Zuständigkeit für die Entscheidung über Anträge auf Stundung von 
Versicherungsbeiträgen an die Staatliche Versicherung der Deutschen Demokra- 
tischen Republik und von Steuern wird in einer Durchführungsbestimmung ge- 
regelt. 


so 
Auszahlung von Unterhaltsbeträgen, Beihilfen und Krediten 
(&) Unterhaltsbeträge und Beihilfen werden durch die Räte der Gemeinden, 
Städte bzw. Stadtbezirke ausgezahlt. 


An 
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(2) Die Unterhaltsbeträge und Beihilfen sind steuerfrei und unterliegen nicht 
der Beitragspflicht zur Sozialversicherung. 

(6) Zinslose Kredite gemäß $6 Abs.2 werden durch die Sparkassen gezahlt, 
Diese regeln auch die Rückzahlung der ausgereichten Kredite. 





sıo N 
‚Beginn und Beendigung von Zahlungen 


(1) Die Unterhaltsbeträge werden ab dem 1. Tag des Monats gewährt, in dei 
der Grundwehrdienst beginnt, sofern der Wehrpflichtige bis zum 5. Tag des Mo- 
nats einberufen wird. Tritt der Wehrpflichtige seinen Grundwehrdienst nach) 
dem 5, Tag eines Monats an, werden für diesen Monat anteilmäßig Unterhalts- 
beträge vom Tage des Beginns des Grundwehrdienstes an gezahlt. 

(2) Bei Beendigung des Grundwehrdienstes werden die Unterhaltsbeträge fü 
den vollen Monat gezahlt, wenn der Wehrpflichtige nach dem 25. Tag des Monats) 
entlassen wird. Wird der Wehrpflichtige vorher entlassen, werden die Unter“ 
haltsbeträge anteilmäßig gewährt. 

@) Außer den gemäß Abs.2 für den Entlassungsmonat zu zahlenden Unter- 
haltsbeträgen werden zusätzlich für einen halben Monat Unterhaltsbeträge & 
zahlt, wenn der Wehrpflichtige mindestens 6 Monate Grundwehrdienst geleistel 
hat. Beim Ausschluß vom Wehrdienst besteht kein Anspruch auf diese zusätz“ 
liche Zahlung. 





‚Anmerkung: Der letzte Satz des Abs.3 ist durch das Wehrdienstgesetz (Rei 
Nr. 3) gegenstandslos geworden, 
su 
Beschwerde 


(1) Gegen Entscheidungen gemäß $8 Abs. 1 kann Beschwerde eingelegt wer- 
den. Die Beschwerde ist schriftlich oder mündlich unter Angabe der Gründe 
innerhalb einer Frist von 4 Wochen nach Zugang der Entscheidung bei dem 
Organ einzulegen, das die Entscheidung getroffen hat 

(2) Über die Beschwerde ist innerhalb einer Frist von 2 Wochen nach ihrem 
Eingang zu entscheiden. Wird der Beschwerde nicht oder nicht in vollem Umfang, 
stattgegeben, ist sie innerhalb dieser Frist dem Rat des Bezirkes bzw. — sofern. 
der Rat der Gemeinde, der Stadt bzw. des Stadtbezirkes über den Antrag ent 
schieden hatte — an den Rat des Kreises zur Entscheidung weiterzuleiten. Dieser‘ 
hat innerhalb weiterer 2 Wochen endgültig zu entscheiden. Bei der Überprüfuny 
der Beschwerde haben der Beschwerdeführer und das örtliche Organ, gegen] 
dessen Entscheidung die Beschwerde erhoben wurde, das Recht, gehört zu wer 
den, 

(8) Kann in Ausnahmefällen eine Entscheidung nicht innerhalb der Frist ge-, 
troffen werden, ist dem Beschwerdeführer rechtzeitig ein Zwischenbescheid un! 
‚Angabe der Gründe und des voraussichtlichen Abschlußtermins zu geben. 

(4) Entscheidungen über Beschwerden sind schriftlich zu begründen und dem 
‚Antragsteller auszuhändigen oder zuzusenden. 








sız 
Pflicht zur Mitteilung von Veränderungen 


(1) Der Wehrpflichtige bzw. die Unterhaltsberechtigten sind verpflichtet, alle 
Veränderungen, die sich auf die Zahlung oder die Höhe der Unterhaltsbeträge, 
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und Beihilfen auswirken, innerhalb von 7 Tagen nach Bekanntwerden dem Rat 
der Stadt, des Stadtbezirkes, der Gemeinde bzw. des Kreises schriftlich mitzu- 
teilen, D 

(@) Werden infolge einer unterlassenen Mitteilung ungerechtfertigt Zahlungen. 
geleistet, sind diese zurückzuerstatten. Gegen die erhobenen Forderungen auf 
Erstattung ist die Beschwerde zulässig. 


sıs 
Verjährungstrist 


(1) Die Verjährungsfrist für Ansprüche gemäß dieser Verordnung beträgt 
3 Jahre. Die Verjährungsfrist beginnt am 1.Tag des Monats, in dem der An- 
spruch geltend gemacht werden kann. 

(2) In Ausnahmefällen kann der gemäß $8 Abs.1 zuständige Rat des Kreises. 
bzw. der Gemeinde, der Stadt oder des Stadtbezirkes Ansprüche auch nach ein- 
getretener Verjährung erfüllen, wenn dafür schwerwiegende Gründe vorliegen 
und es im Interesse des Antragstellers dringend geboten erscheint. Im übrigen 
gelten die Bestimmungen des Zivilgesetzbuches. 


Anmerkung: Siehe die $$472 {f. des Zivilgesetzbuches vom 19.6.1975 (GBl.I 
Nr.27 5.405). 
su 
Sonstiges 


Wenn ein Wehrpflichtiger oder unterhaltsberechtigter Angehöriger sich in 
Untersuchungshaft befindet oder eine Freiheitsstrafe verbüßt, werden bei ge- 
igebenen Voraussetzungen Leistungen nach der Sozialfürsorgeverordnung bzw. 
nach anderen Rechtsvorschriften gewährt. 


sıs 
Schlußbestimmungen 


Durchführungsbestimmungen erläßt der Minister für Gesundheitswesen im 
Einvernehmen mit dem Minister für Nationale Verteidigung und den Leitern 
der anderen zuständigen zentralen staatlichen Organe. 


sıs 
Inkrafttreten 


(1) Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1978 in Kraft. 
2) Die Bestimmungen des $10 Absätze2 und 3 sind bereits auf Angehörige 
'von Wehrptlichtigen anzuwenden, die im April 1978 ihren Grundwehrdienst be- 
enden, 
® Gleichzeitig treten am 1. Mai 1978 außer Kraft: 

1. Verordnung vom 24. Januar 1962 über die materielle Sicherstellung von Ange- 
hörigen der zum Grundwehrdienst in der Nationalen Volksarmee einberufe- 
nen Wehrpflichtigen (Unterhaltsverordnung) (GBI. II Nr.7 5.32), 

2. Zweite Verordnung vom 25. März 1958 über die materielle Sicherstellung von 
Angehörigen der zum Grundwehrdienst in der Nationalen Volksarmee ein- 
berufenen Wehrpflichtigen (Unterhaltsverordnung) (GBI. IT Nr. 35 8.201), 

3. Dritte Verordnung vom 25. März 1971 über die materielle Sicherstellung von 
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‚Angehörigen der zum Grundwehrdienst in der Nationalen Volksarmee einbe- 
rufenen Wehrpflichtigen (Unterhaltsverordnung) (GBL.II Nr.38 8.305), 

4. Vierte Verordnung vom 10.Mai 1972 über die materielle Sicherstellung von 
‚Angehörigen der zum Grundwehrdienst in der Nationalen Volksarmee einbe- 
rufenen Wehrpflichtigen (Unterhaltsverordnung) (GBL.II Nr. 27 8.319), 

5. Fünfte Verordnung vom 11. November 1978 über die materielle Sicherstellung 
von Angehörigen der zum Grundwehrdienst in der Nationalen Volksarmee 
einberufenen Wehrpflichtigen (Unterhaltsverordnung) (GBLI Nr.42 S.493), 

6. Zweite Durchführungsbestimmung vom 25. März 1968 zur Verordnung über 
die materielle Sicherstellung von Angehörigen der zum Grundwehrdienst in 
der Nationalen Volksarmee einberufenen Wehrpflichigen (Unterhaltsverord- 
nung) (GBl. IT Nr. 35 S.202), 

7. Diikte Durchführungsbestimmung vom 12.Juli 1972 zur Verordnung über die 
materielle Sicherstellung von Angehörigen der zum Grundwehrdienst in der 
Nationalen Volksarmee einberufenen Wehrpflichtigen (Unterhaltsverordnung)) 
(GBI. II Nr. 46 5.529), 

8. Anweisung Nr. 1 vom 27. Juli 1971 zur Verordnung über die materielle Sicher! 
stellung von Angehörigen der zum Grundwehrdienst in der Nationalen Volks“ 
Armee einberufenen Wehrptlichtigen (Unterhaltsverordnung) (Verfügungen, 
und Mitteilungen des Ministeriums für Gesundheitswesen 1971 Nr. 15 8.84), 

9. 5. Richtlinie vom 11. Oktober 1972 zur Durchführung der Verordnung über die 
materielle Sicherstellung von Angehörigen der zum Grundwehrdienst in der 
Nationalen Volksarmee einberufenen Wehrpflichtigen (Unterhaltsverord-, 
nung) (Verfügungen und Mitteilungen des Ministeriums für Gesundheits: 
wesen 1972 Nr. 17 8.125). 














13.1. 
Erste Durchführungsbestimmung 
zur Unterhaltsverordnung 


vom 12. April 1978 (GBl. 1 Nr. 128.152) 


‚Auf Grund des $15 der Unterhaltsverordnung vom 2. März 1978 (GBl.1 Nr. 12 
8.149) wird im Einvernehmen mit dem Minister für Nationale Verteidigung und 
den Leitern der anderen zuständigen zentralen Staatsorgane folgendes bestimmt 





Zu $1 der Verordnung: 


sı 


Unterhaltsberechtigte Kinder der zum Grundwehrdienst einberufenen Wehr. 
pflichtigen (nachfolgend Wehrpflichtige genannt) im Sinne der Verordnung sind; 
a) leibliche Kinder, 

vom 








b) an Kindes Statt angenommene Kinder, 

©) Kinder der Ehefrau, deren Vater nicht der Wehrpflichtige ist, wenn s 
Wehrpflichtigen bis zu seiner Einberufung ganz oder überwiegend unterhalten. 

wurden, 
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) Kinder, die sich in Durchführung von Maßnahmen der Organe der Jugend- 
hilfe im Haushalt des Wehrpflichtigen befinden und von diesem bis zu seiner 
Einberufung ganz oder überwiegend unterhalten wurden. 


s2 
Finanzielle Leistungen entsprechend der Verordnung erhalten auch Unter- 
haltsberechtigte 
von wehrpflichtigen Staatsbürgern anderer dem Warschauer Vertrag ange- 
hörenden Staaten, die ihren Grundwehrdienst in der Armee ihres Stautes 
ableisten, sofern die Unterhaltsberechtigten die Staatsbürgerschaft der Deut- 
schen Demokratischen Republik besitzen und während des Grundwehr- 
dienstes des Wehrpflichtigen ihren Wohnsitz in der Deutschen Demokra- 
tischen Republik haben, 
von: wehrpflichtigen Staatsbürgern der Deutschen Demokratischen Republik, 
die ihren Grundwehrdienst in der Deutschen Demokratischen Republik ab- 
leisten, wenn die Unterhaltsberechtigten Staa-sbürger eines anderen dem 
Warschauer Vertrag angehörenden Staates sind und 
a) ihren Wohnsitz in der Deutschen Demokratischen Republik haben oder 
b) ihren Wohnsitz außerhalb der Deutschen Demokratischen Republik in 
einem dem Warschauer Vertrag angehörenden Staat haben, sofern nicht 
auf Grund von Rechtsvorschriften oder zwischenstaatlichen Vereinbarun- 
gen entsprechende finanzielle Leistungen durch den Staat gewährt wer- 
den, in dem die Unterhaltsberechtigten Ihren Wohnsitz haben. 





Zu $2 der Verordnung: 


ss 


(U) Der Unterhaltsbetrag für die Ehefrau gemäß $2 Abs.1 Zitf.1 Buchst. a 
erster Anstrich der Verordnung wird auch gewährt, wenn dem Haushalt min- 
destens ein Kind der Ehefrau angehört, dessen Vater nicht der Wehrpflichtige 
ist, oder sich mindestens ein Kind in Durchführung von Maßnahmen der Organe 
der Jugendhilfe im Haushalt befindet, unabhängig davon, ob der Wehrpflichtige 
bis zu seiner Einberufung überwiegend zum Unterhalt des Kindes beigetragen 
hat. 

(% Als dem Haushalt angehörend im Sinne des $2 Abs.1 Zif.1 Buchst. a 
erster Anstrich der Verordnung zählen auch die Kinder, die sich vorübergehend 
außerhalb des Haushaltes befinden 
zum Besuch einer Schule, N 
in einem Dauerheim, einer Einrichtung der Jugendhilfe, einem Krankenhaus, 
Sanatorium, Heim für pflegebedürttige Kinder und Jugendliche oder einer 
ähnlichen Einrichtung des Gesundheits- und Sozialwesens, 
wegen Krankheit der Mutter, 
um der Mutter eine berufliche Tätigkeit oder Qualifizierung zu ermöglichen, 
weil der Familie noch nicht ausreichend Wohnraum zur Verfügung steht. 

(®) Die Gewährung des Unterhaltsbetrages gemäß $2 Abs.1 Ziff.1 Buchst. b 


der Verordnung erfolgt, wenn keine berufliche Tätigkeit aufgenommen werden 
kann, weil nachweislich kein Platz für das Kind in einer Vorschuleinrichtung 
zur Verfügung steht, oder ähnliche Gründe vorliegen und kein Anspruch auf 
Mütterunterstützung oder andere soziale Leistungen gegeben ist. 
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(&) Die Unterhaltsbeträge für Kinder werden unabhängig von der Höhe des 
Einkommens der Mutter gewährt. Für Kinder der Ehefrau, deren Vater nicht, 
der Wehrpflichtige ist, und für Kinder, die sich in Durchführung von Maßnah- 
men der Organe der Jugendhilfe im Haushalt des Wehrptlichtigen befinden, gilt 
das nur unter den Voraussetzungen des $1 Buchstaben c und d. 





Die Invalidität der Ehefrau oder die Plegebedürftigkeit eines Familienange- 
hörigen gemäß $2 Abs.1 Zift.1 Buchst. a letzter Anstrich der Verordnung ist 
a) entweder durch Vorlage eines Bescheides über die Gewährung von Invaliden- 
rente oder Pflegegeld nachzuweisen oder 
b) auf Antrag der Ehefrau und auf Veranlassung des zuständigen örtlichen, 
‚Rates — Sozialwesen — durch ärztliche Begutachtung festzustellen. 
















ss 


(4) Als Einkommen im Sinne der Verordnung gelten 

a) Nettolohn oder -gehalt sowie Nettolchrlingsentgelt (die Berechnung erfolgt 
nach den Rechtsvorschritten über die Berechnung des Durchschnittsverdienates 
und über die Lohnzahlung), 





Anmerkung: Zur Zeit gelten die [1.] Verordnung vom 21.12.1001 über die 
Berechnung des Durchschnittsverdienstes und über die Lohnzahlung (GBI. IL 
Nr. 83 8.591; Ber. 1962 Nr.2 S.11) in der Fassung der 2, Verordnung vom 















27.7.1967 (GBLI Ne.13 8,511; Ber. Nr.119 8.030), der Bekanntmachung 
vom 26.9.1977 (GBI.I Nr.31 8.948) und der Besoldungsverordnung. vorm 
35.3.1002 (GBL1 Nr. 12 8.253) sowie die 1. Durchführungsbestimmung dazu 
vom 10.9.1962 (GBL.IT Nr. 71 8.033) in der Fassung der 3. Durchführungss 
bestimmung vom 28.9.1067 (GBL.II Nr.89 $.064), der 4. Durchführunsbes 
stimmung vom 11.12.1960 (GBI,II Nr. 181 8.1049) und der Bekanntmachung 








9.1977 (GBI. 1 Nr. 315.340) 


b) bei Mitgliedern von sozialistischen Produktionsgenossenschaften der Land- 
wirtschaft (LPG) einschließlich der in kooperätive Einrichtungen der Land 
wirtschaft und volkseigene Betriebe delegierten Mitglieder folgende Netto“ 
einkünfte: 

— Nettoeinkünfte, die entsprechend der geleisteten Arbeit in der Genossen.) 
schaft bzw. kooperativen Einrichtung von den Mitgliedern erzielt werden; 

— der 1.000 M übersteigende Betrag von Prämien für besondere Einzel- une 
Kollektivleistungen, die aus dem Prämienfonds gezahlt werden, 

— alle Beträge, ale als Urlaubsvergütung gezahlt werden, 
Einkünfte aus Bodenantellen, 

bei Mitgliedern von LPG Typ I und II außerdem 

— Nettoeinkünfte aus individuell genutztem Grünland und aus anderen Fut 
terflächen, die über 0,5 ha individuell genutzter landwirtschattlicher Nutz“) 
fläche hinausgehen, 

— Nettoeinkünlte aus individueller Wirtschaft, 

&) bei Mitgliedern einer Fischereiproduktionsgenossenschaft der See- ui 
Küstenfischer (FPG) 

— Nettoarbeitsvergütungen der Geldwert der Produkte (Eigenverbrauch), 
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— jährlich einmalige Bezüge aus dem Nettogewinn der FPG, 

(4) bei Mitgliedern anderer sozialistischer Produktionsgenossenschaften die Netto- 
vergütung für geleistete Arbeitseinheiten einschließlich der Jahresendabrech- 
nung, 

©) bei Mitgliedern der Kollegien der Rechtsanwälte die Nettovergütung für de- 
leistete Arbeit einschließlich der Jahresendabrechnung auf der Grundlage 
der Jahreseinküntte des vorangegangenen Kalenderjahres, 

) Nettoeinkünfte aus freiberuflicher Tätigkeit, 

9) Nettoeinkünfte aus handwerklichgr oder sonstiger selbständiger Tätigkeit, 

h) Nettoeinkünfte aus Vermietung, soweit sie monatlich 60M übersteigen (das 
gilt nicht, wenn nur ein oder 2 Zimmer der Wohnung vermietet werden), 

i) Renten und andere Geldleistungen der Sozialversicherung (mit Ausnahme der 
im Abs. 2 Buchst. a genannten Leistungen), 

d) Stipendien. 

(2) Nicht als Einkommen im Sinne der Verordnung gelten 
") der monatliche Zuschuß für Mütter im Lehrverhältnis, der Kinderzuschlag 

zur Rente, das Pflegegeld, Blindengeld und Sonderpflegegeld, 

b) das staatliche Kindergeld, die Unterhaltsbeihilfen für Oberschüler und Aus- 
bildungsbeihilfen für Lehrlinge sowie die finanzielle Unterstützung für Stu- 
dentinnen mit Kind. 

(®) Das Einkommen gemäß Abs.1 Ist nachzuweisen. Kann ein Nachweis nicht 
erbracht werden, haben die Antragsteller auf Verlangen eine Erklärung über 
die Einkommensverhältnisse abzugeben. Von freiberuflich, handwerklich oder 
sonstig selbständig Tätigen kann die Abgabe einer Bescheinigung des zustün- 
digen Rates des Kreises, Abteilung Finanzen, über die Höhe der abzuführenden 
Steuern gefordert werden. 





Bei vorübergehender Verringerung des Einkommens infolge Krankheit der 
anspruchsberechtigten Ehefrau oder durch Freistellung von der Arbeit wegen 
Betreuung eines erkrankten Kindes erfolgt keine Umrechnuäg der Unterhalts- 
beträge. Als Ausgleich für zuviel angerechnetes Einkommen werden Beihilfen 
gemäß $ 9 Abs.1 Buchst. b gewährt. 


s 


‚An unterhaltsberechtigte Eltern können beim Vorliegen der Voraussetzungen 
Unterhaltsbeträge bis zu einer Höhe gewährt werden, die zusammen mit Rente 
und sonstigem Einkommen gemeinsam monatlich 350M nicht übersteigt. Das 
gleiche gilt für unterhaltsberechtigte Großeltern. Besteht Unterhaltsverpflichtung 
des Wehrpflichtigen gegenüber Unterhaltsberechtigten (Mutter, Vater, GroD- 
mutter, Großvater), die alleinstehend sind bzw. nicht im gemeinsamen Haushalt 
mit anderen Unterhaltsberechtigten leben, können beim Vorliegen der Voraus- 
setzungen Unterhaltsbeträge bis zu einer Höhe gewährt werden, die zusammen 
mit Rente und sonstigem Einkommen 250 M je unterhaltsberechtigte Person nicht 
übersteigt, 


‚Anmerkung: Gemäß der 2. Durchführungsbestimmung zur Unterhaltsverord- 
nung (Reg.-Nr. 1.2) wurden die hier genannten Einkommensgrenzen aut 390 M 
und 280 M erhöht. 








A 
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Zu $4 der Verordnung: 





ss 


bie ewahkag ann Balken far a Wohnen erh an ER 
a ae ee nie Be ee 
in Höhe des zu entrichtenden Mietbetrages. In der Miete enthaltene Beträge 12 
De nn 

(®) Für alleinstehende Wehrptlichtige mit eigener Wohnung werden — sofern 
Ve ae Grarahealeni ie Wehnung dan anaenveg veroiee: WOR 
Bahn 1. ie Wernumermee nähe dan enden Mi af 
ee 

(8) Die ausnahmsweise Gewährung von Beihilfen für Wohnungsmiete an’ 
I ee 
12 an nekde win Ca Alte ma Verhalae zum ankamen vll Hal 
Ist. In diesem Fall kann ein Teilbetrag der Miete als Beihilfe gewährt werden. 

(4) Mieten für Räume und Einrichtungen, die der selbständigen Erwerbstätig-, 
keit dienen, werden übernommen, wenn während der Zeit des Grundwehr- 
dienstes des Wehrpflichtigen eine Nutzung dieser Räume und Einrichtungen) 
durch Angehörige des Wehrpflichtigen oder andere Personen nicht möglich Ist, 
Das gilt auch für die Kosten, die im Zusammenhang mit der Erhaltung der Ber 
Finnen Dia Anlagen 

(5) Beihilfen zur Aufrechterhaltung sonstiger Miet- oder Nutzungsverhälte 
nisse können individuell übernommen werden, wenn der Wehrpflichtige allein“ 
stehend ist oder die Ehefrau neben den Leistungen nach der Verordnung über 
ee 





Zu $5 der Verordnung: 





(4) Beihilfen können insbesondere gewährt werden. 
® für einen Teil der Kosten für Heizmaterial bzw. für einen Teil der vom 
Mietpreis abgesetzten Kosten für Heizung und Warmwasser, | 
b) als teilweiser Ausgleich für vorübergehende Minderung des Einkommens) 

der Ehefrau infolge von Krankheit, j 

(® Beihilfen zu den Kosten für Heizmaterial bzw. für die vom Mielpreis 
abgesetsten Kosten für Melzung und Warmwasser können gewihrt werden, 
wenn entweder die Ehefrau keine berufliche Tätigkeit ausüben kann und sie 
neben dem Unterhaltsbetrag über kein weiteres Einkommen verfügt oder diese 
Kosten im Verhältnis zum Einkommen relativ hoch sind. 

(@) Beihilfen gemäß Abs.1 Buchst.b werden gewährt, wenn das Kranken- 
‚geld bzw. die Unterstützung der Sozialversicherung bei Pflege erkrankter Kinder‘ 
‚weniger als 900,, des Nettodurchschnittslohnes beträgt. Die Höhe der Beihilten 
wird so bemessen, daß der Ausgleich zwischen dem festgelegten Unterhalls- 
betrag und dem Unterhaltsbetrag, der sich unter Zugrundelegung des tatsäch- 
lichen Einkommens für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit ergeben würde, gewähr- 
Heistet ist. 
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Den Ehefrauen, 

— die invalide sind oder 

— deren Haushalt ein unter 3 Jahre altes Kind oder 2 bzw. mehr Kinder, die 
das 8. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, angehören oder 

— die einen im Haushalt lebenden ständig pflegebedürftigen Familienangehö- 
rigen betreuen müssen, 

wird entsprechend der Rundfunkordnung vom 1. Januar 1977 (GBl.I Nr.3 8.14) 

‚auf Antrag Befreiung von der Gebühr für Hör- und Fernsehrundfunk gewährt, 

wenn sie Unterhaltsbeträge erhalten und die sonstigen Voraussetzungen für die 

Gebührenbefrelung gegeben sind. Die Anträge sind durch die Anspruchsberech- 

igten beim zuständigen Postamt zu stellen. 





Zu $.der Verordnung: 


su 


(1) Die Möglichkeit der Stundung von Zahlungsverpflichtungen oder der 
Gewährung zinsloser Kredite gemäß $6'Absätze 1 und 2 der Verordnung bezieht 
sich auf Zahlungsverpflichtungen, die vor der Einberufung zum Grundwehr- 
dienst entstanden sind, 

(2) Als Zahlungsverpflichtungen, die gestundet werden können, gelten 
uch die fälligen Rückzahlungsraten für Teilzahlungskredite, die beim Kauf 
von Konsumgütern in Anspruch genommen wurden. 





Zu $7.der Verordnung: 


sız 


(1) Wohnt der Anspruchsberechtigte in einer anderen Gemeinde oder Stadt 
der Deutschen Demokratischen Republik als dem Wohnsitz des Wehrptlichtigen, 
s0 ist der Antrag bei dem für den Anspruchsberechtigten zuständigen Rat der 
Gemeinde, der Stadt bzw. des Stadtbezirkes zu stellen. Die Entscheidung, die 
weitere Bearbeitung und die Gewährung der Unterhaltsbeträge, Beihilfen sowie 
die Regelung von Zahlungsverpflichtungen erfolgen in diesem Fall durch den 
örtlichen Rat, in dessen Territorium der Anspruchsberechtigte wohnt. Durch den 
für den Wohnsitz des Wehrpflichtigen zuständigen örtlichen Rat ist ihm dabei 
erforderliche Unterstützung zu geben. 

&) Der Antragsteller hat die Einberufung des Weurpflichtigen durch Vor- 
Inge des Einberufungsbefehls nachzuweisen. Kann der Einberufungsbefehl nicht 
vorgelegt werden, ist die Ableistung des Grundwehrdienstes durch Vorlage einer 
Bescheinigung der Dienststelle des Wehrpflichtigen nachzuweisen. 

(8) Bei Beantragung finanzieller Leistungen für die Eltern bzw. Großeltern 
des Wehrpflichtigen oder für Unterhaltsberechtigte gemäß $1 Abs.1 Buchst, b 
der Verordnung ist die Unterhaltsverpflichtung durch Vorlage einer Ausfertigung 
der gerichtlichen Entscheidung oder gerichtlichen Einigung nachzuweisen, Ist 
die Unterhaltsverpflichtung gegenüber Eltern oder Großeltern nicht durch ge- 
richtliche Entscheidung oder Einigung festgestellt, sind die Verwandschaft und 
die im letzten Jahr vor der Einberufung vorgenommenen Unterhaltszahlungen 
‚nachzuweisen. 
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Zu $8 der Verordnung: 


sıs 


(ü) Über Anträge auf Stundung oder andere gleichzustellende Zahlungserleich- 
terungen von Versicherungsbeiträgen entscheidet die zuständige Kreisdirektion. 
oder Kreisstelle der Staatlichen Versicherung der Deutschen Demokratischen. 
Republik. 

) Über Anträge auf Stundung oder den Erlaß von Steuern entscheidet der 
zuständige Rat der Gemeinde, der Stadt, des Stadtbezirkes bzw. des Kreises, 
‚Abteilung Finanzen. 

(8) Über Anträge auf Stundung von fälligen Genossenschaftsanteilen und’ 
Eigenleistungen der sozialistischen Wohnungsbaugenossenschaften entscheidet 
der Vorstand der jeweiligen Genossenschaft. 











Zu $9 der Verordnung: 


su 


(4) Die Zahlung der Unterhaltsbeträge und regelmäßigen Beihilfen erfolgt, 
bis zum 10. des Monats, für den die Zahlung bestimmt ist. Nachzahlungen für 
vergangene Monate sind Innerhalb eines Monats nach Bekanntwerden des An 
spruchs vorzunehmen. 

(2) Die Gewähfung von Unterhaltsbeträgen und regelmäßigen Beihilfen für 
einen Teil des Monats erfolgt nach Tagessützen in Höhe von je 1/30 des Monats- 
satzes. Für die Errechnung der Anzahl der zustehenden Tagessütze sind die 
jeweiligen Kalendertage eines Monats zugrunde zu legen. 


(1) Beim Aufenthalt Unterhaltsberechtigter in einer Einrichtung des Ge- 
sundheits- und Sozialwesens, einern Schulinternat oder einer Einrichtung der 
‚Jugendhilfe werden die Unterhaltsbeträge gemäß $2 der Verordnung sowie 
regelmäßig gewährte Mietbeihilfen weitergezahlt. 

(2) Kommt der Erziehungsberechtigte eines Kindes, das sich in einer der im 
‚Abs. genannten Einrichtungen befindet, seinen Verpflichtungen zur Entrich- 
tung des unter Berücksichtigung der sozialen Verhältnisse festgelegten Unter- 
haltskostenbeitrages nicht nach, kann der Unterhaltsbetrag für dieses Kind, 
einbehalten und für die Finanzierung der Betreuung des Kindes in der Einrich- 
tung verwendet werden. 














Zu $10 der Verordnung: 
sı. 
Die Bestimmungen des $10 Absätze und 2 der Verordnung sind auch auf 
die Zahlung von Mietbeihilfen und anderen regelmäßigen Beihilfen anzuwenden, 
wenn die Voraussetzungen für ihre Gewährung gegeben sind. 
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Zu $12 der Verordnung: 


sa 


(&) Unter die Mitteilungsptlicht fallen u. a. 
a) die Aufnahme einer beruflichen Tätigkeit, 

b) Veränderungen 

— der Lohn- oder Gehaltsgruppe oder der Dauer der Arbeitszeit (z.B. Um- 

wandlung einer Teilbeschäftigung in eine Vollbeschäftigung), 

— des Lohnes innerhalb der Von-Bis-Spanne bzw. bei Tarifen mit Steige- 

rungssätzen der Steigerungssatz, 

— des Lohnes durch beschlossene Lohnveränderungen, Einführung einer 

neuen Lohnform oder einer Lohnformveränderung, 

— der Steuerklasse bzw. Bewilligung von Steuerfreibeträgen, 
©) vorzeitige Beendigung des Grundwehrdienstes des Wehrpflichtigen. 

(2) Bei eintretenden Veränderungen, die eine Erhöhung der finanziellen Lei- 
stungen zur Folge haben, wird die Umrechnung der finanziellen Leistungen 
mit Wirkung vom Tag der Veränderung an vorgenommen, Eine sich ergebende 
Herabsetzung der Leistungen auf Grund eintretender Veränderungen wird mit 
Wirkung vom Ersten des folgenden Monats an vorgenommen. 

(8) Bis zum 15, Februar eines jeden Kalenderjahres ist durch Vorlage einer 
Bescheinigung die Höhe des Durchschnittseinkommens des vergangenen Kalen- 
derjahres bzw. die Höhe des Durchschnittsiohnes, der seit einer meldepflichtigen 
Verinderung gemäß Abs. 1 bis zum Jahresende erzielt wurde, nachzuweisen. 

(4) Ergibt sich aus dem Nachweis gemäß Abs.3 für das vergangene Jahr 
ein höheres oder niedrigeres Durchschnittseinkommen, als bei der Berechnung 
der Leistungen zugrunde gelegt wurde, so sind die Unterhaltsbeträge und son- 
stigen finanziellen Leistungen ab 1.Januar des laufenden Jahres neu festzu- 
setzen. Für das vergangene Jahr ist keine Rückforderung bzw. grundsätzlich 
keine Nachgewährung von finanziellen Leistungen vorzunehmen. Liegt das für 
das vergangene Jahr nachgewiesene Durchschnittseinkommen erheblich unter 
dem Durchschnittseinkommen, das der Festsetzung der finanziellen Leistungen 
zugrunde lag, kann eine Nachgewährung finanzieller Leistungen erfolgen. 





Zu $ 14 der Verordnung: 
sıs 


(4) Befiridet sich ein unterhaltsberechtigter Angehöriger in Untersuchungs- 
hatt oder verbüßt er eine Freiheitsstrafe, werden Unterhaltsbeträge für andere 
Unterhaltsberechtigte weitergewährt, die Gewährung von Mietbeihilten und 
änderen notwendigen Beihilfen erfolgt in den genannten Fällen entsprechend 
den Erfordernissen. Die Stundung von Zahlungsverpflichtungen bleibt unberührt. 

(2) Die Bestimmung des $14 der Verordnung gilt nicht bei Strafarrest des 
Wehrpflichtigen. In diesen Fällen werden Leistungen nach der Unterhaltsverord- 
nung weitergewährt. 


si. 
Diese Durch£ührungsbestimmung tritt am 1. Mai 1978 in Kraft. 
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13.2. 
Zweite Durchführungsbestimmung 
zur Unterhaltsverordnung 





‚vom 6. November 1979 (GBl. I Nr. 40 5. 389) ! 


{ 

‚Auf Grund des $15 der Unterhaltsverordnung vom 2. März 1978 (GBl. I Nr. 12 

8.149) wird im Einvernehmen mit dem Minister für Nationale Verteidigung 

und den Leitern der anderen zuständigen zentralen Staatsorgane folgendes be 
stimmt: 








sı | 


Die im $7 der Ersten Durchführungsbestimmung vom 12. April 1978 zur 
Unterhaltsverordnung (GPI.I Nr.12 3.132) festgelegten Einkommensgrenzen 
für die Gewährung von Unterhaltsbeträgen werden unter Berücksichtigung der 
Rentenerhöhungen gemäß der Dritten Rentenverordnung vom 11, Oktober. 1D1P 
(GBL.1 Nr. 35 8,390 wie folgt erhöht: | 

für unterhaltsberechtigte Eltern und Großeltern aut monatlich som 

für unterhaltsberechligte Mütter, Väter, Großmütter und Groß- 

väter, die alleinstehend sind bzw. nicht im gemeinsamen Haus- 

halt mit anderen Unterhaltsberechtigten leben, auf monatlich  , 200M 





Bisher nach der Unterhaltsverordnung gewährte Unterhaltsbeträge und an- 
dere finanzielle Leistungen werden dufch die Rentenerhöhung nicht vermin- 
dert, 





ss 
Diese Durchführungsbestimmung tritt am 1. Dezember 1979 in Kraft, 





14. ö 
Verordnung 
über die materielle Verantwortlichkeit 
der Angehörigen der bewaffneten Organe 
der Deutschen Demokratischen Republik 
— Wiedergutmachungsverordnung (WGVO) — 


vom 5. Oktober 1978 (GBl. I Nr. 358.382) 





Es ist die Pflicht der Angehörigen der bewaffneten Organe, das sozialistische 
Eigentum effektiv zu nutzen und vor Schäden zu bewahren. Dementsprechend. 
dient die materielle Verantwortlichkeit dem Schutz des sozialistischen Eigen- 
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tums, der Erziehung zur Einhaltung der sozialistischen Gesetzlichkeit und der 
Festigung von Disziplin und Ordnung, 
Dazu wird folgendes verordnet: 





sı 
Geltungsbereich 


i) Diese Verordnung gilt für die Angehörigen der bewaffneten Organe der 
Deutschen Demokratischen Republik. Sie gilt auch für die in einem Dienstver- 
hältnis stehenden Angehörigen der Zivilverteidigung sowie für die Angehörigen. 
der Zollverwaltung der Deutschen Demokratischen Republik. 

@) Diese Verordnung findet auch Anwendung Lür Schadenersatzansprüche 
‚gegen ehemalige Angehörige der bewaffneten Organe, soweit sie den Schaden 
während der Zeit ihres Dienstes in diesen Organen verursacht haben. 


52 
Schadenersatzpflicht 


Ein Angehöriger eines bewaffneten Organs ist zum Schadenersatz verpflich- 
tet, wenn er.dem sozialistischen Eigentum unter Verletzung seiner Dienstpflich- 
ten schuldhaft einen Schaden zugefügt oder die Wiedergutmachung durch den 
Schadenverursacher schuldhaft verhindert hat, 
ss 
Schaden 


Schaden im Sinne dieser Verordnung ist jede Minderung des sozialistischen. 
Eigentums. Hierzu gehören Insbesondere der Verlust oder die Vernichtung von 
Geld, anderen Zahlungsmitteln oder Sachen, notwendige Aufwendungen für die 
Beseitigung von Beschädigungen, entgangene Geldforderungen oder entstandene 
Zahlungsverptlichtungen. 


sa 
Dienstpflichten 


(4) Dienstpflichten im Sinne dieser Verordnung sind die sich Lür die Ange- 
hörigen der bewaffneten Organe aus den Rechtsvorschriften, militärischen oder 
innerdienstlichen Bestimmungen ergebenden oder in anderer Art und Weise 
übertragenen Pflichten. Dem sind Pflichten aus gesellschaftlicher Tätigkeit im 
‚Auftrage von Partei- oder Massenorganisationen Innerhalb der bewaffneten 
Organe gleichgestellt. 

(2) Der betreffende Angehörige des bewaffneten Organs muß in seine Pflich- 
ten eingewiesen oder es muß ihm möglich gewesen sein, sich mit diesen Pflich- 
ten vertraut zu machen. 


85 
Schuld 


(1) Fahrlässig handelt, wer aus mangelnder Sorgfalt, Leichtfertigkeit, Gleich- 
gültigkeit oder ähnlichen Gründen das sozjalistische Eigentum schädigt, obwohl 
er die Möglichkeit zur Verhütung des Schadens hatte. 
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(2) Vorsätzlich handelt, wer das sozialistische Eigentum bewußt-schädigt oder 
sich mit den Folgen seines Handelns bewußt abfindet. 


ss 
Leistung des Schadenersatzes 

(&) Der Schadenersatz ist grundsätzlich in Geld zu leisten. 

(@) Ausnahmen davon kann der zuständige Vorgesetzte ab Kommandeur 
des Truppenteils oder Gleichgestellte bzw. Leiter def Dienststelle aufwärts (nach- 
folgend Kommandeur genannt) gestatten, wenn ein Angehöriger eines bewatf- 
neten Organs allein oder mit freiwilliger Unterstützung eines Kollektivs in der 
Lage ist, den Schaden in der Freizeit und ohhe Verwendung materieller oder 
finanzieller Mittel der bewaffneten Organe ordnungsgemäß und fachgerecht 
zu beheben. 





9 
Höhe des Schadenersatzes, 

(0) Für einen fahrlässig verursachten Schaden ist ein Angehöriger eines be- 
watfneten Organs bis zur Höhe seiner monatlichen Bezüge materiell verant- 
wortlich, soweit nicht die Regelungen der 59 8 bis 12 zutreffen, 

2) Für einen vorsätzlich verursachten Schaden ist ein Angehöriger eines be- 
waffneten Organs in voller Höhe materiell verantwortlich. 

(#) Haben mehrere Angehörige bewaffneter Organe gemeinsam einen Scha-, 
den verursacht, Ist jeder nach Art und Umfang seiner Beteiligung sowie Art 
und Grad seines Verschuldens materiell verantwortlich, Soweit der Anteil des 
einzelnen am gemeinsan verursachten Schaden nicht feststellbar Ist, sind alle 
Beteiligten grundsätzlich im gleichen Verhältnis materiell verantwortlich. 

(4) Bei Zahlungsverpflichtungen der bewaffneten Organe, die durch das Ver-, 
halten einzelner ihrer Angehörigen gegenüber Dritten entstanden sind, Ist jeweils 
die Schuldart für die Schadenersatzptlicht maßgebend, die bei der Verursachung 
des Schadens gegenüber dem Dritten vorlag. 


Erweiterte materielle Verantwortlichkelt 
ss 

0) Für einen fahrlässig verursachten Schaden Ist ein Angehöriger eines be-, 
waffneten Organs bis zur Höhe des Dreifachen seiner monatlichen Bezüge 
materiell verantwortlich, wenn der Schaden herbeigeführt wurde durch 
a) den Verlust von Bekleidung, Ausrüstung, Bewaffnung, Werkzeugen oder 

anderen Gegenständen, die ihm zur alleinigen Benutzung gegen Quittung 

übergeben wurden, 
b) den Verlust von Geld, anderen Zahlungsmitteln oder Sachwerten, die er. 
ständig oder zeitweilig allein in Gewahrsam hat, 

@) Die materielle Verantwortlichkeit gemäß Abs.1 Buchst. b setzt voraus, 
daß der Angehörige eines bewaffneten Organs darüber nachweisbar belehrt 
wurde und ihm sichere Aufbewahrungsmöglichkeiten für die anvertrauten Werte 
zur Verfügung standen. 


ss 
‚Für einen fahrlässig verursachten Schaden, der durch unberechtigte Benutzung 
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von Waffen, Fahrzeugen oder sonstigen Geräten entstand, ist ein Angehöriger 
eines bewaffneten Organs in voller Höhe materiell verantwortlich. 


sıo 


Für einen fahrlässig verursachten Schaden ist ein Angehöriger eines bewaft- 
neten Organs in voller Höhe materiell verantwortlich, wenn der Schaden durch 
eine unter Alkoholeinfluß begangene Handlung herbeigeführt wurde und der 
‚Alkoholeinfluß die wesentliche Ursache für die Herbeiführung des Schadens 
war, 

su 


(1) Bei unerlaubtem Entfernen oder Fernbleiben von der Truppe, der Dienst- 
stelle oder einen anderen für ihn bestimmten Aufenthaltsort oder bei Fahnen- 
flucht ist ein Angehöriger eines bewaffneten Organs für die durch die Auf- 
enthaltsermittlung, Fahndung und Rückführung entstandenen notwendigen 
Kosten in vollem Umfang materiell verantwortlich. 

(2) Als Kosten nach Abs. 1 sind insbesondere zu berechnen: 

a) bei Benutzung von Kraftfahrzeugen der bewaffneten Organe oder priva- 
ten Kraftfahrzeugen — die Kosten entsprechend den dafür geltenden Be- 
Stimmungen der bewaffneten Organe, 

b) bei Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel — die Fahrkosten für den mit 
der Rückführung Beauftragten und für den zurückzuführenden Angehöri- 
‚gen eines bewaffneten Organs, 

©) bei erforderlichen Telefongesprächen über das öffentliche Fernsprechnetz 
‚oder bei erforderlichen Telegrammen — die Gebühren, 

4) Tagegelder, Übernachtungskosten und sonstige nachweispflichtige Ausga- 
ben der mit der Rückführung Beauftragten. 





sız 


‚Bei Beeinträchtigung oder Schädigung des eigenen Gesundheitszustandes in- 
folge Alkoholmißbrauchs ist ein Angehöriger eines bewaffneten Organs zum 
Ersatz der durch die erste ärztliche Hilfe, Beförderung mit Kraftfahrzeugen oder 
der anderweitig entstandenen Kosten nach den Grundsätzen der dafür geltenden 
‚Rechtsvorschriften und militärischen bzw. innerdienstlichen Bestimmungen ver- 
pflichtet. 


‚Anmerkung: Zur Zeit gelten die Verordnung vom 22.9.1962 über die Kosten 
für ärztliche Behandlung und Beförderung bei Alkoholmißbrauch (GBI. II Nr. 76 
5.684) und die 1, Durchführungsbestimmung hierzu vom 23.9.1962 (GBl. II Nr. 70 
5.684) in der Fassung der 2. Durchführungsbestimmung vom 23.3.1077 (GBl.T 
Nr.19 8.141). 








sıs 
Rückforderung von finanziellen Leistungen 


(&) Zuviel gezahlte finanzielle Leistungen, insbesondere Besoldung, Reise- 
kosten, Geldleistungen bei Dienstunfähigkeit, können zurückgefordert werden, 
wenn sie fehlerhaft errechnet oder unrichtig ausgeiahlt wurden oder wenn bei 
Vorauszahlungen die Voraussetzungen für den Anspruch nicht eingetreten sind. 
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(@) Zahlt der Angehörige eines bewaffneten Organs die finanziellen Leistui 
gen, die nach Abs. zurüdkgefordert werden, nicht unverzüglich freiwillig zurüdk, 
ist über die Rüickforderung innerhalb von 2 Monaten nach Auszahlung durch eine 
Verfügung über Wiedergutmachung zu entscheiden. 

(8) Hat der Angehörige eines bewaffneten Organs die Überzahlung der Linan- 
ziellen Leistungen schuldhaft verursacht oder-war diese so erheblich und dadurch, 
offensichtlich, daB er sie erkennen mußte, kann die Rückforderung innerhalb 
von 8 Jahren erfolgen. Die Frist beginnt am ersten Tag des Monats, der dem Tag 
tolgt, an dem die Forderung geltend gemacht werden kann. Wurde die Zahlung, 
durch eine Straftat verursacht, gelten die weitergehenden Fristen Lür die VerJäh- 
rung der Strafverfolgung. | 

(©) Nach Ablauf der in den Absützen 2 und 3 genannten Fristen erlischt der 
Rüc.forderungsanspruch. Die freiwillige Rückzahlung überzahlter, finanzieller 
Leistungen wird davon nicht berührt 





su 
Ermittlung der Höhe des Schadens 


(1) Für die Ermittlung der Höhe des Schadens sind zugrunde zu legen: 
a) bei Geld, anderen Zahlungsmitteln oder Wertmarken — der Nennwert, 
b) bei Beschlidigung von Sachen — die notwendigen Kosten für die Beielligung 
der Beschädigung, \ 
©) bei Verlust oder Vernichtung von Sachen — die Kosten für den Ersatz. 


2) Bei der Ermittlung der Kosten für den Ersatz Ist grundsätzlich von Ein“ 
zelhandelsverkaufspreisen gleicher oder vergleichbarer Erzeugnisse auszugehen, 
US URNIIE ala ELLEI de Dee unsre ala nes an Bu 
wendungen für die Bestellung, den Transport, die Lagerung und Zuführung ni 
gründe zu legen. 

(8) Für die Ermittlung der Kosten gelten die von den Ministerien der bewatt- 
‚neten Organe gemüß Abs. 2 errechneten Preise. 


ss 
Monatliche Bezüge 
(1) Bei der Festlegung der Höhe des Schadenersatzes gemäß $7 Abs.1 oder 
$8 Abs.1 ist von den Bezügen auszugehen, die dem betretfenden Angehörige 
eines bewaffneten Organs zum Zeitpunkt der Verursachung des Schadens mı 
natlich zustanden. 
(2) Als monatliche Bezüge im Sinne dieser Verordnung gelten: 
a) für Wehrpflichtige im Grundwehrdienst oder einem entsprechenden Weh 
ersatzdienst — der Wehrsold, 
b) für Wehrpflichtige, die Reservistenwehrdienst leisten — der Wehrsold und der) 
entsprechend den geltenden Rechtsvorschriften gezahlte Ausgleichsbetrag, 
©) für alle anderen Angehörigen der bewatfneten Organe — die Vergütung fi 
Dienstgrad, Dienststellung und Dienstalter. 
(8) Für ehemalige Angehörige der bewaffneten Organe gelten die Festlegun- 
gen des Abs. 2 entsprechend. 

















sis 
Meldung und Untersuchung des Schadens 


() Ein Angehöriger 


ines bewaffneten Organs hat einen von ihm verursach:] 
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ten. oder festgestellten Schaden unverzüglich seinem Vorgesetzten zu melden. 

(2) Der zuständige Kommandeur hat nach Bekanntwerden des Schadens zur. 
alseitigen Untersuchung des Schadenfalles unverzüglich folgendes zu veran- 
lasseı 
a) Feststellung des Umfanges und des zeitlichen Eintritts des Schadens, 

b) Ermittlung des Schadenverursachers — sofern er noch nicht bekannt ist, 

) Feststellung*der Dienstpflichtverletzung des Schadenverursachers, 

d) Prüfung der Schuldfrage, 

®) Feststellung der Ursachen und begünstigenden Umstände für die Herbei- 
führung des Schadens. 

(8) Der zuständige Kommandeur kann zur Untersuchung gemäß Abs.2 eine 
Schadenkommission einsetzen. Bei komplizierten Sachverhalten oder bei Schä- 
‚den über 1.000 M hat das in jedem Falle zu erfolgen, 

(4) Bei Schäden bis zu 100 M kann die Untersuchung gemäß Abs.2 von Vor- 
gesetzten ab Kompaniechef oder Gleichgestellten erfolgen. 

(9) Soweit Untersuchungen oder Ermittlungen durch den Militärstaaisanwalt, 
ein Untersuchungsorgan oder von anderen speziell dafür zuständigen Organen 
vorgenommen werden oder eine Beweisaufnahme durch ein Gericht erfolgt, sind. 
nur noch solche Untersuchungen zu veranlassen, die für die Entscheidung Über die 
Wiedergutmachung erforderlich sind. 





sız 
Entscheidung über die Schadenersatzpflicht 


(1) Über die Wiedergutmachung des Schadens durch einen Angehörigen eines. 
bewaffneten Organs entscheidet der zuständige Kommandeur auf der Grundlage 
des Untersuchungsergebnisses durch eine schriftliche Verfügung über Wied 
'putmachung, die innerhalb von 10 Tagen nach Abschluß der Untersuchung zu 
retten ist. 

(2) Eine solche Verfügung ist bei Schäden bis zu 100 M nicht erforderlich, 
wenn die Schuld des Angehörigen eines bewaffneten Organs zweifelsfrei fest- 
westellt wird und er sich gegenüber seinem Vorgesetzten ab Kompaniechet oder 

ichgestellten schriftlich zum Ersatz des Schadens verpflichtet. 

(8) Ist die Höhe des Schadens zum Zeitpunkt der Entscheidung nicht genau 
feststellbar, ist diese zur fristgemäßen Durchführung der Wiedergutmachung 
zunächst zu schätzen. Nach Feststellung der genauen Höhe des Schadens ist die 
Verfügung über die Wiedergutmachung unverzüglich entsprechend zu ändern. 
Der Schadenersatzpflichtige ist darüber zu informieren. Entstandene Difterenzen 
‚Sind unverzüglich zurückzuzahlen bzw. unter Beachtung des $ 22 einzuziehen. 














sıs 
Bekanntgabe der Verfügung 


(l) Die Verfügung über die Wiedergutmachung ist dem Schadenverursacher 
irundsätzlich innerhalb von 14 Tagen nach der Entscheidung bekanntzugeben, 
Dabei ist er über sein Recht der Beschwerde zu belehren. 

(2) Die Bekanntgabe der Verfügung hat der Schadenverursacher durch seine 
Unterschrift zu bestätigen. Wird diese Unterschrift abgelehnt, ist die Bekannt- 
kabe durch einen entsprechenden Vermerk kenntlich zu machen. 
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sıo 
Beschwerden 








(4) Beschwerden gegen die Verfügungen über die Wiedergutmachung sind 
‚nach den entsprechenden militärischen oder innerdienstlichen Bestimmun: 
einzulegen und zu bearbeiten. Die Beschwerde hat auf die Einziehung der Sche 
denersatzforderung keine aufschiebende Wirkung. 

(@) Wird im Ergebnis einer Beschwerde die Verfügung über Wiedergutme 
chung aufgehoben oder hinsichtlich der Höhe des Betrages des Schadenersatz 
abgeändert, sind die zuviel gezahlten Beträge unverzüglich zurückzuzahlen. 





? 20 
Rechte von Vorgesetzten 


Die Vorgesetzten der in dieser Verordnung genannten Kommandeure sind 
berechtigt, die Entscheidung über die Wiedergutmachung selbst zu treffen oder) 
die Entscheidung der unterstellten Kommandeure aufzuheben. * 


2 
Verjährung 


(4) Die materielle Verantwortlichkeit der Angehörigen der bewaffneten Or“ 
gane Ist ausgeschlossen, wenn sie nicht Innerhalb von 3 Monaten nach Bekannt 
werden des Schadens und des Schadenverursachers, spltestens jedoch Inner“ 
halb von 2 Jahren nach dem Eintritt des Schadens, geltend gemacht wird. DI 
Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, an dem der zuständige Kommandeur oder im) 
Falle des $16 Abs.4 der Vorgesetzie ab Kompaniechef oder Gleichgestellte von) 
dem Schaden und dem Schadenverursacher Kenntnis erhalten hat. Die Fris 
des $13 bleiben davon unberührt. Im Falle des $ 16 Abs. 5 beginnt die Frist vi 
3 Monaten mit dem Tage des Vorliegens der rechtskrüfigen Entscheidung dı 
Gerichts bzw. der Übergabe des Untersuchungsergebnisses durch den Militär- 
Staatsanwalt, das Untersuchungsorgan oder das sonst zuständige Organ an den) 
zuständigen Kommandeur. 

(@) Ist der Schaden durch eine Straftat, Verfehlung oder Ordnungswidrigkeit 
verursacht worden, gelten für die Verjährung des Schadenersatzanspruches di 
‚Rechtsvorschriften über die Verjährung der Verfolgung dieser Handlungen. 

(#) Die Frist, in der die Einziehung des durch Verfügung über Wiedergüt 
machung festgestellten Schadenersatzes möglich ist, beträgt 10 Jahre. 





s2 
Einziehung der Schadenersatzforderungen 


) Die Verfügung über die Wiedergutmachung wird mit dem Tage der Bes 
kanntgabe an den Schadenverursacher wirksam. 

(® Der Einzug der Schadenersatzforderungen ist von dem Trüppenteil bay 
(der Dienststelle durch Abzug von den Bezügen und dem weiteren pfändbarei 
Einkommen vorzunehmen. Dabei sind die Rechtsvorschriften über die Pfändu 
von Arbeitseinkommen einzuhalten. 

(©) Von Wehrpflichligen, die Grundwehrdienst, einen dementsprechenden 
Wehrersatzdienst oder Reservistenwehrdienst leisten; können monatlich bis zi 
25°%, des Wehrsoldes einbehalten werden 
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(4) Mit der Entlassung eines Schadenersatzpflichtigen aus dem Dienst in 
einem bewaffneten Organ geht die Schadenersatzforderung bzw. Restforderung 
an den für den Wohnsitz des Betreffenden zuständigen Rat des Kreises, Abtel- 
lung Finanzen, über. 


Verzicht auf Schadenersatzleistung 
+2 
Der Kommandeur kann bei fahrlässig verursachten Schäden auf die Schaden- 
ersatzleistung ganz oder teilweise verzichten, wenn 
a) der Schaden während der Ausbildung oder während der Lösung von Gefechts- 
aufgaben entstanden ist oder 
b) die Gesamtheit aller Umstände den Verzicht rechtfertigt (z.B. bei geringer 
Schuld). Dabei ist ein strenger Maßstab anzulegen. 


sa 


‚Auf eine Schadenersatzleistung kann teilweise verzichtet werden, wenn der 

überwiegende Teil der Schadenersatzsumme bezahlt wurde und der Angehörige 

des bewaffneten Organs durch vorbildliche Dienstdurchführung und Disziplin 

erwarten läßt, daß er künftig das sozialistische Eigentum achten wird. Im Aus- 

'nahmetall, insbesondere ‚bei Vorliegen außergewöhnlicher Leistungen, können 

die Minister der bewaffneten Organe oder die von ihnen Beauftragten eine davon 
ıbweichende Entscheidung treffen. 





ss 


(1) Der Verzicht gemäß den $523 und 24 und seine Gründe sind schriftlich 
festzulegen und dem betreffenden Angehörigen des bewaffneten Organs mitzu- 
teilen. 

(0) Der Rat des Kreises kann vom Recht gemäß $24 Satz 1 entsprechend Ge- 
brauch machen, soweit das beim Übergang der Forderung vom übergebenden 
Truppenteil bzw. von der Dienststelle nicht ausdrücklich ausgeschlossen wurde, 


Schlußbestimmungen 
92 


Durchführungssbestimmungen bzw. militärische oder innerdienstliche Be- 
Stimmungen zu dieser Verordnung erlassen der Minister für Nationale Verteidi- 
‚gung, der Minister für Staatssicherheit, der Minister des Innern und Chef der 
Deutschen Volkspolizei und der Minister für Außenhandel jeweils für ihren 
Zuständigkeitsbereich. 


s2ı 


(1) Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 1978 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung vom 19. Februar 1969 über die materielle 
Verantwortlichkeit der Angehörigen der bewaffneten Organe — Wiedergut- 
machungsverordnung (WGVO) — (GBl. II Nr. 255.159) außer Kraft. 
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15. 
Verordnung 
über die Förderung der Bürger 
nach dem aktiven Wehrdienst 
— Förderungsyerordnung — 


‘vom 25. März 1982 (GBl. I Nr. 12 8.258) 


Die Förderung der Bürger, die’durch die Ableistung des aktiven Wehrdienstes 
zum Schutz des Friedens und des sozialistischen Vaterlandes und seiner Errun- 
'genschaften eine ehrenvolle patriotische und internationalistische Klassenpflicht 
erfüllt haben, ist ein wichtiges Anliegen der sozialistischen Gesellschaft. Davon 
ausgehend wird auf der Grundlage des $49 Abs.1 des Wehrdienstgesetzes vom 
25. März 1092 (GBl.1 Nr.12 8.221) und in Durchsetzung des $37 dieses Gesetzes 
sowie des $5 des Arbeitsgesetzbuches der Deutschen Demokratischen Republik 
vom 16. Juni 1977 (GBI. I Nr. 18 8.185) folgendes verordnet: 





1. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 


sı 
Geltungsbereich 


(1) Die Bestimmungen dieser Verordnung gelten für Bürger, die aktiven 
Wehrdienst in der Nationalen Volksarmee oder den Grenztruppen der Deut- 
schen Demokratischen Republik geleistet haben. 

(2) Diese Verordnung gilt auch für Bürger, die Dienst geleistet haben, der der 
‚Ableistung des aktiven Wehrdienstes entspricht, 





Anmerkung: Vgl. die, Bekanntmachung über den Dienst, der der Ableistung, 
des Wehrdienstes entspricht (Reg.-Nr. 5.). 


(®) Die in dieser Verordnung dem Minlsterlum für Nationale Verteidigung 
übertragenen Befugniise können auch die Ministerien wahrnehmen, in denen 
Dienst geleistet wird, der der Ableitung des aktiven Wehrdlensten entspricht 

(&) Ansprüche der Bürger, die aktiven Wehrdienst geleistet haben, hinsicht 
lich der Gewährung und Berechnung von Renten werden in den entsprechend 
Rechtsvorschriften geregelt. b 


Grundsätze } 


s2 { 
(% Die Betriebe haben die Bürger nach ihrer Entlassung aus dem aktiven 
Wehrdienst in würdiger Form zu empfangen. 






Anmerkung: Zum Begriff Betriebe siehe $17 des Arbeitsgesetzbuches, 
DDR vom 16.6.1977 (GBI. 1 Nr. 188. 185). 


2) Die Betriebe haben Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß die aus dei 


130 


‚FörderungsVO 15. 


aktiven Wehrdienst entlassenen Bürger Hilfe und Unterstützung bei der Fort- 
setzung bzw. Aufnahme und Ausübung ihrer Tätigkeit erhalten und in das gesell- 
schaftliche und geistig-kulturelle Leben des Betriebes einbezogen werden, 

(®) Die aus dem aktiven Wehrdienst entlassenen Bürger, deren Ausbildung 
in den bewaffneten Organen in den wesentlichen Merkmalen des beruflichen 
Wissens und Könnens mit staatlichen Abschlüssen der Facharbeiter-, Meister- 
oder Fachschulausbildung übereinstimmt, können kurzfristig die entsprechenden 
staatlichen Prüfungen ablegen. Sie sind von den Betrieben auf diese Prüfungen 
vorzubereiten. 

(4) Die Universitäten, Hoch- und Fachschulen haben Bürger, die im Herbst 
eines jeden Jahres aus dem aktiven Wehrdienst entlassen werden und noch im 
gleichen Jahr ein Studium aufnehmen, durch entsprechende Bildungsmaßnahmen 
mit dem Ziel zu unterstützen, daß sie den versäumten Unterrichtsstoff nach- 
holen können. Das gleiche gilt für Qualifizierungsmaßnahmen durch die Be- 
triebe und anderen Einrichtungen in der Erwachsenenbildung entsprechend. 








ss 


Den Bürgern darf in den Betrieben bei der Fortsetzung bzw. Aufnahme Ihrer 
Tätigkeit nach der Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst kein Nachteil in 
beruflicher und materieller Hinsicht sowie in bezug auf moralische Anerkennung 
'kegenüber anderen Werktätigen mit gleicher oder vergleichbarer Tätigkeit ent- 
stehen. 


IL. Abschnitt 
‚Ansprüche der Bürger, die aktiven Wehrdienst 
A als Grundwehrdienst geleistet haben 


s 
Berufliche Förderung 


Die aus dem Grundwehrdienst entlassenen Bürger sind durch die Betriebe 
entsprechend ihren Leistungen während des aktiven Wehrdienstes in ihrer Aus- 
und Weiterbildung zu fördern. 


‚ 85 
3 Anrechnung der Dienstzeit 


(1) Den aus dem Grundwehrdienst entlassenen Bürgern ist die geleistete 
Dienstzeit auf die Betriebszugehörigkeit oder auf die Dauer der Tätigkeit in 
‚einen bestimmten Beruf, einer Funktion oder ähnlichem anzurechnen. Das gilt 
für das Arbeitsrechtsverhältnis oder die Tätigkeit, das bzw. die unmittelbar nach 
der Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst fortgesetzt bzw. aufgenommen wird, 
Die Anrechnung der Dauer der Dienstzeit zieht alle materiellen und moralischen 
Vergünstigungen nach sich, die an die Dauer der Betriebszugehörigkeit, der 
‚Berufsausübung oder det Funktion usw. gebunden sind. Werden dabei Vergün- 
stigungen gewährt, wie Steigerungssätze oder anderes, die sich nicht nur aus der 
Dauer der Betriebszugehörigkeit usw. ergeben, gelten die betreffenden Voraus- 
etzungen durch die Ableistung des aktiven Wehrdienstes als erfüllt. Das gilt für 


Er 
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Dienstverhältnisse oder die Zugehörigkeit zu sozialistischen Genossenschaften. 
entsprechend. 

(2) Nehmen Bürger, die Grundwehrdienst geleistet haben, nach ihrem aktiven 
Wehrdienst im gleichen Kalenderjahr ein Studium auf, ist die Dauer des Grund- 
wehrdienstes auf das erste Arbeitsrechtsverhältnis anzurechnen, das nach Been- 
digung des Studiums begründet wird. Das gilt für Dienstverhältnisse oder die 
Zugehörigkeit’zu sozialistischen Genossenschaften entsprechend. i 


se | 
Einstellung bei vorübergehender Arbeitsunfähigkeit 


Die Betriebe haben mit den aus dem Grundwehrdienst entlassenen Bür-' 
gern, die vor ihrer Einberufung in keinem Arbeitsrechtsverhältnis standen, nich 
Mitglied einer sozialistischen Genossenschaft waren oder die das Arbeitsrechts-) 
verhältnis bzw. die Zugehörigkeit zu einer sozialistischen Genossenschaft wäh- 
rend der Zeit des aktiven Wehrdienstes aufgelöst haben, auch dann ein Arbeits«) 
rechtsverhältnis zu begründen, wenn vorübergehende ärztlich bescheinigte Ara) 
beitsunfähigkeit besteht. 













HIT. Abschnitt 
‚Ansprüche der Bürger, die aktiven Wehrdienst 
auf Zeit geleistet haben 


9 
Berufliche Förderung 


(1) Die Betriebe haben die Bürger, die aktiven Wehrdienst auf Zeit geleistet, 
haben, unter Würdigung ihrer längeren Dienstzeit und ihrer Leistungen während 
des aktiven Wehrdienstes in ihrer beruflichen Entwicklung besonders zu fördern 
und bei vorhandenen Voraussetzungen bevorzugt für ein Studium zu gewinnen, 
vorzubereiten und zu delegieren. 

(2) Die Leiter der Betriebe sind dafür verantwortlich, daß mit Bürgern, di 
aktiven Wehrdienst auf Zeit geleistet haben, ihre gesellschaftliche und berufliche 
Entwicklung beraten wird und dazu entsprechende Maßnahmen zur Realisl 
rung der Festlegungen im Abs.1 und der $$2 Absätze2 bis 4, 8 Abs.1 um 
10 Abs. 5, insbesondere durch Qualifizierungs- bzw. Förderungsverträge, festgei 
legt werden. 





Ei 
Einarbeitungszeit, Lohn- und Urlaubsansprüche 


(1) Werden leistungsabhängige Lohnformen auf der Grundlage von Arbeit 
normen oder anderen Kennzahlen der Arbeitsleistung angewandt, ist Bürgei 
die aktiven Wehrdienst auf Zeit geleistet haben, Durchschnittsiohn bis zu 6 Moni 
ten zu zahlen, sofern sie in dieser Zeit die Arbeitsnormen oder anderen Kenns 
zahlen der Arbeitsleistung nicht erfüllen. Als Durchschnittsiohn gilt für sie der 
Durchschnittslohn von Werktätigen des Betriebes, die eine ihrer Arbeitsaufgat 
vergleichbare Tätigkeit ausführen. 

(®). Für Bürger, die 1978 aktiven Wehrdienst auf Zeit geleistet haben und 11 
oder später aus diesem entlassen wurden, ist bei Aufnahme ihrer Tätigkeit di 
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Dauer des Erholungsurlaubes so zu berechnen, als hätten sie 1978 im Betrieb 
gearbeitet. Dazu ist die bis einschließlich 1978 geleistete sowie besonders anzu- 
rechnende Dienstzeit zugrunde zu legen. In gleicher Weise ist bei einem Wechsel 
des Betriebes innerhalb der im $9 genannten Frist zu verfahren, wenn im neuen 
Betrieb bis 1978 Treueurlaub bzw. leistungsabhängiger Zusatzurlaub gewährt 
wurde. Das gilt auch für Bürger, die vor 1979 aus dem aktiven Wehrdienst auf 
Zeit entlassen wurden. 





ss 
Anrechnung der Dienstzeit 


(1) Bürgern, die aktiven Wehrdienst auf Zeit geleistet haben, ist die geleistete 
Dienstzeit auf die Betriebszugehörigkeit oder auf die Dauer der Tätigkeit in 
einem bestimmten Beruf, einer Funktion oder ähnlichem anzurechnen. Das gilt 
für die Arbeitsrechtsverhältnisse oder Tätigkeiten, die innerhalb von 2 Jahren 
nach der Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst fortgesetzt bzw. aufgenommen 
werden. Die Anrechnung der Dauer der Dienstzeit zieht alle materiellen und 
moralischen Vergünstigungen nach sich, die an die Dauer der Betriebszugehö- 
‚igkeit, der Berufsausübung oder der Funktion usw. gebunden sind. Werden dabei 
Vergünstigungen gewährt, wie Steigerungssätze oder anderes, die sich nicht nur 
aus der Dauer der Betriebszugehörigkeit usw. ergeben, gelten die betreffenden 
Voraussetzungen durch die Ableistung des aktiven Wehrdienstes als erfüllt. Das 
gilt für Dienstverhältnisse oder die Zugehörigkeit zu sozialistischen Genossen- 
schaften entsprechend. 

(0) Ertolgte bereits während des aktiven Wehrdienstes die Anerkennung und 
Würdigung der geleisteten Dienstzeit, besteht kein nochmaliger Anspruch auf eine 
entsprechende Ehrung durch den Betrieb. 

(8) Nehmen Bürger, die aktiven Wehrdienst auf Zeit geleistet haben, inner- 
hatb von 2 Jahren nach der Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst ein Studium 
auf, gilt Abs. 1 für die Zeit nach dem Studium entsprechend. 

(4) Wurde Bürgern, die aktiven Wehrdienst auf Zeit geleistet haben, eine be- 
sonders anzurechnende Dienstzeit bescheinigt, ist diese Zeit in voller Höhe zu 
berücksichtigen. 

(6) Für Bürger, die mindestens 5 Jahre als Unteroffizier oder Offizier auf Zeit. 
aktiven Wehrdienst geleistet haben, erfolgt die Anrechnung der geleisteten 
Dienstzeit nach $ 18. 





soo 
Eingliederung in den Arbeitsprozeß 


(1) Die Soldaten und Unteroffiziere auf Zeit, die aus dem aktiven Wehrdienst, 
entlassen werden und die vor ihrer Einberufung in keinem Arbeitsrechtsver- 
hältnis standen, nicht Mitglied einer sozialistischen Genossenschaft waren oder 
die das Arbeitsrechtsverhältnis bzw. die Zugehörigkeit zu einer sozialistischen 
Genossenschaft während der Zeit des aktiven Wehrdienstes aufgelöst haben, sind 
durch die Räte der Kreise bzw. Stadtbezirke, Ämter für Arbeit, bei der Auswahl 
eines geeigneten Arbeitsplatzes zu beraten und zu unterstützen. 

(2) Für Offiziere auf Zeit finden für die Eingliederung in den Arbeitsprozeß 
die Festlegungen des $14 Absätze1 und 2 entsprechende Anwendung. 

®) Die Beratung und die Unterstützung bei der Auswahl eines Arbeits- 
platzes hat für Bürger, die aktiven Wehrdienst auf Zeit leisten bzw. geleistet 
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haben, unter Würdigung ihrer längeren aktiven Dienstzeit, unter Berticksichtig 
gung ihrer Erfahrungen, Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten sowie 


zu erfolgen. 

(6) Mit Bürgern, die aktiven Wehrdienst auf Zeit leisten bzw. geleistet haben 
ist durch die Betriebe bevorzugt ein Arbeitsrechtsverhältnis zu begründen. 

(6) Bei der Begründung eines Arbeitsrechtsverhältnisses ist von den Mindesf 
forderungen für die vorgesehene Tätigkeit auszugehen. Die Betriebe sind ver 
Pflichtet, Maßnahmen einzuleiten, damit sich die Bürger, die aktiven Wehrdienst 
auf Zeit geleistet haben, in kürzester Frist die erforderlichen Kenntnisse, Fähigs 
keiten und Fertigkeiten für die Ausübung der Tätigkeit aneignen können. 

(0) Den in den Absätzen I und 2 genannten Soldaten, Unterotfizieren ode 
Oltizieren auf Zeit ist vor ihrer Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst die Mög: 
lichkeit zu geben, ein Arbeitsrechtsverhältnis zu begründen oder die notwendis 
gen Maßnahmen zur Aufnahme in eine sozialistische Genossenschaft einzuleiten) 

(M) Die Betriebe haben mit den in den Absätzen und 2 Genannten audl 
‚dann ein Arbeitsrechtsverhältnis zu begründen, wenn vorübergehende ärztlich 
bescheinigte Arbeitsunfähigkeit besteht. Das gleiche gilt, wenn weibliche Bürgek 
eine Freistellung nach $246 des Arbeitsgesetzbuches in Ansprjch nehmen, | 





su 
Vorrangige Zulassung zum Studium und Stipendien 


(i) Die Universitäten, Hoch- und Fachschulen haben zu gewährleisten, di 
Bürger, die aktiven Wehrdienst auf Zeit leisten bzw. geleistet haben und nı 
der Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst ein Studium aufnehmen wollen, 
der Erstbewerbung bevorzugt zum Studium zugelassen werden, sofern sie d 
erforderlichen Voraussetzungen besitzen. 

(2) Studenten, die aktiven Wehrdienst auf Zeit geleistet haben und die 
a) mindestens 3 Jahre gedient haben oder 
b) wegen Übernahme wichtiger staatlicher bzw. gesellschaftlicher Aufgaben ode 

wegen struktureller Veränderungen, zeitlicher oder dauernder Dienstuntaus 

lichkeit bzw. wegen außergewöhnlich schwieriger persönlicher Verhilinissg 


0M, 


Anmerkung: 
von Stipendien an Direktstudenten der Univ 
der DDR — Stipendienverordnung — (GBl. I Nr. 178. 


8) Studenten, die aktiven Wehrdienst auf Zeit geleistet haben, erhalten zum 

erhöhten Grundstipendium ! 

a) nach einer mindestens jährigen Dienstzeit 100 M monatlich 

b) nach einer mindestens Sjährigen Dienstzeit 200 M monatlich. 
(4) Die Gewährung des erhöhten Grundstipendiums an Studenten, die fü 

Kinder erziehungsberechligt sind bzw. die an Hoch- und Fachschulen in Berlii 

Hauptstadt der DDR, studieren, sowie des Leistungsstipendiums nach der 





134 7 


h; 'FörderungsVO 15. 


pendienverordnung bleibt von den Festlegungen der Absitze2 und 3 unbe- 
rührt. 

(6) Die Festlegungen der Absätze2 und 3 gelten in der Regel nur für das erste 
Direktstudium, das nach der Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst aufgenom- 
men wird. Über Ausnahmen entscheidet das Ministerium für Hoch- und Fach- 
schulwesen im Einvernehmen mit dem Ministerium für Nationale Verteidigung. 

(©) Wurden Bürger, die.aktiven Wehrdienst auf Zeit: geleistet haben, wegen 
mangelhafter Erfüllung der Dienstpflichten aus dem aktiven Wehrdienst ent- 
lassen, so finden die Festlegungen der Absätze 2 und 3 grundsätzlich keine An- 
wendung, Über Ausnahmen entscheiden die Vorgesetzten ab Kommandeur des 
‚Truppenteils bzw. Gleichgestellte aufwärts. 


sı 
Zuweisung von Wohnraum 


Bürgern, die mindestens 4 Jahre aktiven Wehrdienst auf Zeit geleistet haben, 
ist in den Orten, in denen sie unmittelbar nach ihrer Entlassung aus dem aktl 
ven Wehrdienst bzw. nach Absolvierung des Direktstudiums ihre Tätigkeit auf- 
nehmen, bevorzugt geeigneter und ausreichender Wohnraum durch die örtlichen 
‚Räte bzw. Betriebe, denen Aufgaben der Wohnraumlenkung übertragen wurden, 
zuzuweisen, Das gleiche gilt, wenn sie aus Anlaß ihrer Einberufung oder wäh- 
rend des aktiven Wehrdienstes ihren Wohnsitz aufgelöst haben und an ihren 
früheren Wohnort zurückkehren. 








sı3 
Ausnahmeregelungen 


(4) Die Festlegungen des Abschnittes III gelten nicht, wenn Bürger, die aktiven 
Wehrdienst auf Zeit geleistet haben, aus disziplinarischen Gründen aus diesem 
entlassen wurden. Für sie gelten die Festlegungen des Abschnittes II, Das gleiche 
gilt, wenn sienach der Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst zu einem Solda- 
tendienstgrad bzw. ehemalige Soldaten auf Zeit zum Dienstgrad Soldat herab- 
abgesetzt werden. 

(@) Wird während des aktiven Wehrdienstes das Dienstverhältnis von Solda- 
ten, Unteroffizieren oder Offizieren auf Zeit in das Dienstverhältnis der Soldaten 
im Grundwehrdienst umgewandelt, gelten die Festlegungen des Abschnittes IT, 


IV. Abschnitt, 
‚Ansprüche der Bürger, die aktiven Wehrdienst 
in militärischen Berufen geleistet haben“ 


Eingliederung in den Arbeitsprozeß 
51 


(1) Die Räte der Bezirke bzw. der Magistrat von Berlin, Hauptstadt der DDR, 
'Ämter für Arbeit und Löhne, sind für die Eingliederung der Berufsunteroffiziere, 
‚Fähnriche und: Berufsoffiziere in den Arbeitsprozeß verantwortlich. Sie haben 
io). alle anderen damit im Zusammenhang stehenden Fragen, insbesondere auch 

die Wohnraumversorgung, mit den zuständigen Mitgliedern der Räte bzw. des 

Magistrats und den Betrieben zu koordinieren, 





en 
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1b) das Recht, Betrieben Auflagen zur Einstellung von Berufsunteroffizieren, 

/Fähnrichen oder Berufsoffizieren in Funktionen mit hoher Verantwortung 

zu erteilen. Die Betriebe sind verpflichtet, entsprechend den Auflagen den’ 

Betreffenden Arbeitsverträge anzubieten. 

(& Zur kontinuierlichen Vorbereitung und Durchführung der Eingliederung in 
den Arbeitsprozeß sind die erforderlichen Personalunterlagen vom Ministerium 
für Nationale Verteidigung rechtzeitig an die Räte der Bezirke bzw. an den 
Magistrat von Berlin, Hauptstadt der DDR, Ämter für Arbeit und Löhne, z 
übergeben. 

(&) Das Ministerium für Nationale Verteidigung kann Maßnahmen zur Ein- 
gliederung von Berufsoffizieren in den Arbeitsprozeß unabhängig von den Fest“ 
Hegungen nach Abs.1 einleiten und unmitteibar mit Betrieben die notwendigen, 
Vereinbarungen treffen. 











su 

(U Bei der Beratung über Einsatzmöglichkeiten, der Auswahl eines geeigneten] 
Arbeitsplatzes und der weiteren beruflichen Förderung und Entwicklung ist 
davon auszugehen, daß die Bürger, die aktiven Wehrdienst in militärischen Be 
rufen leisten bzw. geleistet haben, durch ihre langjährige Dienstzeit eine ver 
antwortungsvolle gesellschaftlich notwendige Tätigkeit für die Deutsche Demos 
kratische Republik ausgeübt und eine hohe internationalistische Klassenptlicht 
erfüllt haben. Weiterhin ist zu berücksichtigen, daß sie während des aktiven 
‚Wehrdienstes eine fundierte politische und umfangreiche fachliche Erziehung und 
Bildung erhielten, sich gute organisatorische Fähigkeiten angeeignet und großl 
Erfahrungen bei der Führung von Kollektiven erworben haben. Als bewährte, 
und erprobte Kader sind sie nach der Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst 
entsprechend ihren Erfahrungen, Kenntnissen, Fähigkeiten und Fertigkeiten 
sowie den gesellschaftlichen Möglichkeiten in staatliche oder gesellschaftliche, 
Funktionen mit entsprechender Verantwortung einzugliedern. 

(2) Mit Bürgern, die aktiven Wehrdienst in militärischen Berufen leisten baw. 
geleistet haben, ist durch die Betriebe bevorzugt ein Arbeitsrechtsverhältnis zu 
begründen. 

(8) Die Berufsunteroffiziere, Fähnriche oder Berufsoffiziere haben das Recht, 
vor ihrer Entlassung im letzten Jahr des aktiven Wehrdienstes mit den vorge“ 
sehenen Betrieben vorbereitende Gespräche zur Eingliederung in den Arbeits“ 
Prozeß sowie Konsultationen zur Einweisung in die zukünftigen Tätigkeiten zu 
führen und ein Arbeitsrechtsverhältnis zu begründen. 

(4) Die Betriebe sind verpflichtet, nach Vorliegen der Personalunterlagen und 
erfolgten Einstellungsgesprächen die Arbeitsverträge mit den aus dem aktive 
Wehrdienst zur Entlassung Kommenden unverzüglich, jedoch spätestens 3 Monat 
vor den Entlassungsterminen, abzuschließen. 

(6) Die Betriebe haben mit den Berufsunteroffizieren, Fähnrichen oder Be- 
rufsoffizieren, die aus dem aktiven Wehrdienst entlassen werden, auch dann ein) 
‚Arbeitsrechtsverhältnis zu begründen, wenn vorübergehende ärztlich bescheini 
‚Arbeitsunfähigkeit besteht. Das gleiche gilt, wenn weibliche Bürger eine Frei 
stellung nach $ 246 des Arbeitsgesetzbuches in Anspruch nehmen. 























sıs 
‚Berufliche Förderung 


(4) Die Bürger, aie axtıyen Wehrdienst in militärischen Berufen geleistet 
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haben, sind in Würdigung ihrer langjährigen Dienstzeit bei der Aufnahme und 
‚Ausübung ihrer Tätigkeit sowie in ihrer Aus- und Weiterbildung besonders zu 
fördern und zu entwickeln. Sie sind von den Betrieben vorrangig auf die Aus- 
übung von leitenden Funktionen vorzubereiten und bei vorhandenen Voraus- 
setzungen bevorzugt für ein Studium zu gewinnen, vorzubereiten und zu dele- 
gieren. E 

(8) Bei der Begründung eines Arbeitsrechtsverhältnisses ist von den Mindest- 
forderungen für die vorgesehene Tätigkeit auszugehen. Die Betriebe sind ver- 
pflichtet, Maßnahmen einzuleiten, damit sich die Bürger, die aktiven Wehrdienst 
in militärischen Berufen geleistet haben, in kürzester Frist die erforderlichen 
Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten für die Ausübung der Tätigkeit an- 
eignen können. 

(#) Die Leiter der Betriebe sind dafür verantwortlich, daß mit den Bürgern, die 
aktiven Wehrdienst in militärischen Berufen geleistet haben, ihre gesellschaftliche 
und berufliche Entwicklung beraten wird und dazu entsprechende Maßnahmen 
zur Realisierung der Festlegungen in den Absätzen 1 und 2 und der 52 Ab- 
sätze2 bis 4 und 17 Abs.1, insbesondere durch Qualifizierungs- bzw. Förde- 
Tungsverträge, festgelegt werden. Abgeschlossene Verträge sind regelmäßig auf 
ihre Erfüllung und Zweckmäßigkeit zu kontrollieren und bei Notwendigkeit in 
gegenseitiger Übereinstimmung zu ergänzen. Dabei ist zu prüfen, wie die Aus- 
bzw. Weiterbildung verbessert werden kann. 


sun 
Einarbeitungszeit, Lohn- und Urlaubsansprüche 


(4) Werden leistungsabhängige Lohnformen auf der Grundlage von Arbeits- 
'normen oder anderen Kennzahlen der Arbeitsleistung angewandt, ist Bürgern, 
die aktiven Wehrdienst in militärischen Berufen geleistet haben, Durchschnitts- 
Ichn bis zu 6 Monaten zu zahlen, sofern sie in dieser Zeil die Arbeitsnormen 
‚oder anderen Kennzahlen der Arbeitsleistung nicht erfüllen. Als Durchschnitts- 
Iohn gilt für sie der Durchschnittsiohn von Werktätigen des Betriebes, die eine 
ihrer Arbeitsaufgabe vergleichbare Tätigkeit ausführen. 

(@) Nehmen Bürger, die mindestens 25 Jahre aktiven Wehrdienst in militä- 
rischen Berufen geleistet haben, Tätigkeiten mit Lohn- oder Gehaltsgruppen auf, 
in denen Von-Bis-Spannen angewendet werden, hat die Lohn- oder Gehalts- 
festiegung nach dem durchschnittlichen Lohn- oder Gehaltsniveau der anderen 
Werktätigen mit gleicher oder vergleichbarer Arbeitsaufgabe und Lohn- oder 
Gehaltsgruppe zu erfolgen. Das gilt auch für Bürger, die nach 15 Dienstjahren 
wegen zeitlicher oder dauernder Dienstuntauglichkeit aus dem aktiven Wehr“ 
dienst entlassen wurden. 

(® Für Bürger, die 1978 aktiven Wehrdienst in militärischen Berufen gelel- 
stet haben und 1979 oder später aus diesem entlassen wurden oder werden, Ist 
bei Aufnahme ihrer Tätigkeit die Dauer des Erholungsurlaubes so zu berechnen, 
als hätten sie 1978 im Betrieb gearbeitet. Dazu ist die bis einschließlich 1978 ge- 
leistete sowie besonders anzurechnende Dienstzeit zugrunde zu legen. In gleicher, 
‚Weise ist bei einem Wechsel des Betriebes zu verfahren, wenn im neuen Betrieb 
bis 1978 Treueurlaub bzw. leistungsabhängiger Zusatzurlaub gewährt wurde, Das 
güt auch für Bürger, die vor 1979 aus dem aktiven Wehrdienst in militärischen. 
Berufen entlassen wurden. 
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sıs h 
Anrechnung der Dienstzeit ' 


(W) Bürgern, die aktiven Wehrdienst in militärischen Berufen geleistet haben, 
ist die geleistete Dienstzeit auf die Betriebszugehörigkeit bzw. auf die Dauer dı 
Tätigkeit in einem bestimmten Beruf, einer Funktion oder ähnlichem in jedem 
Arbeitsrechtsverhältnis anzurechnen. Die Anrechnung der Dauer der Dienstzeit 
zieht alle materiellen und moralischen Vergünstigungen nach sich, die an di 
Dauer der Betriebszugehörigkeit, der Berufsausübung oder der Funktion usw. 
gebunden sind. Werden dabei Vergünstigungen gewährt, wie Steigerungssätze, 
oder anderes, die sich nicht nur aus der Dauer der Betriebszugehörigkeit usw. 
ergeben, gelten die betreffenden Voraussetzungen durch die Ableistung des akti-, 
ven Wehrdienstes als erfüllt. Das gilt für Dienstverhältnisse oder die Zugehörig+ 
keit zu sozialistischen Genossenschaften entsprechend. 

(@) Erfolgte bereits während des aktiven Wehrdienstes die Anerkennung und 
Würdigung der geleisteten Dienstzeit, besteht kein nochmaliger Anspruch auf eine) 
entsprechende Ehrung durch den Betrieb. 

(9) Wurde Bürgern, die aktiven Wehrdienst in militärischen Berufen geleistet 
‚haben, eine besonders anzurechnende Dienstzeit bescheinigt, ist diese Zeit in) 
voller Höhe zu berücksichtigen. 

(6) Die Festlegungen der Absätze 1 und 3 sind auch dann anzuwenden, wenn 
die Dauer des geleisteten aktiven Wehrdienstes die Zeit des Bestehens des Ber 
triebes überschreitet, 


Vorrangige Zulassung zum Studlum und Süpendium 
so 


(4) Die Universitäten, Hoch- und Fachschulen haben zu sichern, daß Bürger, 
die aktiven Wehrdienst in militärischen Berufen leisten bzw. geleistet haben, 
und nach der Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst ein Studium aufnehmen! 
wollen, bei der Erstbewerbung bevorzugt zum Studium zugelassen werden, 
sofern sie die erforderlichen Voraussetzungen besitzen. 

(2) Die Bewerbungsunterlagen von Berufsunteroffizieren, Fähnrichen und Be- 
rufsoffizieren, die unmittelbar nach der Entlassung aus demaktiven Wehrdienst ein! 
Direktstudium an Universitäten, Hoch- oder Fachschulen aufnehmen wollen, sind, 
vom Ministerium für Nationale Verteidigung an das Ministerium für Hoch“ und/ 
Fachschulwesen oder andere zentrale Staatsorgane, denen Hoch- oder Fachschu- 
ten unterstehen, zu übergeben. Diese sind verpflichtet, die Aufnahme des Stu 
diums noch im Jahr der Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst zu sichern. 

(&) Das Ministerium für Nationale Verteidigung kann mit dem Ministerium) 
für Hoch- und Fachschulwesen oder anderen zentralen Staatsorganen, dee 
Hoch- oder, Fachschulen unterstehen, für Berufsunteroffiziere, Fähnriche und 
Berufsoffiziere bei Notwendigkeit besondere Studienmöglichkeiten im Rahmen. 
der Volkswirtschaftsplanung zur Vorbereitung auf deren zivilberufliche Tätigkeit, 
vereinbaren. [ 








(o(mntasian. ae Akaven wreicmaet un Altana: Dir ur 
haben, erhalten während des Direktstudiums ein gesondertes Stipendium, jedoch 
‚kein Stipendium nach $ 11 Absätze 2 und 3. Das gilt in der Regel nur für das erste 
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Direktstudium nach dem aktiven Wehrdienst. Über Ausnahmen entsche 
Ministerium für Hoch- und Fachschulwesen im Einvernehmen mit dem Mi 
sterlum für Nationale Verteidigung. 

(2) Das gesonderte Stipendium nach Abs.1 beträgt 800/, der durchschnittlichen 
monatlichen Nettovergütung (Vergütung für Dienstgrad, Dienststellung und 
Dienstalter, Zulagen) im letzten Dienstjähr vor Aufnahme des Studiums, jedoch, 
höchstens 1.000 M und mindestens 600 M monatlich. 

(&) Für Studenten, die aktiven Wehrdienst in militärischen Berufen geleistet 
und aus gesundheitlichen Gründen nicht unmittelbar nach dem aktiven Wehr- 
dienst das Studium aufgenommen haben, erfolgt die Berechnung des Stipendiums 
nach Abs.2 auf der Grundlage der monatlichen Nettovergütungen im letzten 
Dienstjahr des aktiven Wehrdienstes, 

(9 Studenten, die aktiven Wehrdienst in militärischen Berufen geleistet 
und nicht unmittelbar nach dem aktiven Wehrdienst das Studium aufgenommen 
haben und nicht unter Abs. 3 fallen, erhalten Stipendium in Höhe von 80%), ihres, 
durchschnittlichen monatlichen Nettoeinkommens aus dem Arbeitsrechtsverhält- 
nis_ des letzten Kalenderjahres vor Aufnahme des Studiums, jedoch höchstens 
1.000 M und mindestens 000 M monatlich. 

(9) Für Studenten, die 10 Jahre und mehr aktiven Wehrdienst in militärischen 
Berufen geleistet haben, beträgt das gesonderte Stipendium mindestens 700 M 
monatlich. 

(©) In Sonderfällen kann das Ministerium für Hoch- und Fachschulwesen auf, 
Vorschlag des Ministeriums fü Nationale Verteidigung ein höheres Stipendium 
gewähren als nach den Absätzen 2 bis 5 möglich ist." 

(Die Gewährung des erhöhten Grundstipendiums an Studenten, die für 
Kinder erziehungsberechtigt sind bzw. die an Hoch- und Fachschulen In Berlin, 
Hauptstadt der DDR, studieren, sowie des Leistungsstipendiums nach der Sti- 
pendienverordnung bleibt von den Festlegungen der Abs. 2 bis 6 unberührt. 

(®) Bei Aufnahme eines Forschungsstudiums, bzw. einer planmlißigen Aspi- 
rantur Ist das Stipendium näch den Abslitzen 2 bis 6 bis zum Abschluß der Aus- 
bildung zu zahlen, wenn.nach den Bestimmungen über das Forschungsstudium 
bzw. über die wissenschaftliche Aspitantur kein höheres Stipendium einschlied- 
ich Zuschläge zu gewähren ist, 




















s2 


(1) Der Anspruch nach $20 Abs. entsteht nach einer Dienstzeit von 2 Jahren. 
Dabei ist die Zeit der Berufs- bzw. Hochschulreifeausbildung oder zur Erlangung 
der Sonderreife der Oftiziersschüler nicht zu berücksichtigen. Müssen Fühnriche 
bzw. Offiziersschüler die Ausbildung zum Fähnrich bzw. Offizier oder Berufs- 
unteroffiziere den aktiven Wehrdienst wegen zeitlicher oder dauernder Dienst- 
untauglichkeit oder wegen außergewöhnlich schwieriger persönlicher Verhältnisse 
beenden, bevor sie eine Dienstzeit von 2 Jahren erreicht haben, sind die Fest- 
tegungen des $11 Abs. 2 anzuwenden. 

(2) Wurden Bürger, die aktiven Wehrdienst in militärischen Berufen geleistet 
haben, wegen mangelhafter Erfüllung der Dienstpflichten mit einer Dienstzeit 
von weniger als 5 Jahren aus dem aktiven Wehrdienst entlassen, gilt für sie 
grundsätzlich $11 Abs.2. Über Ausnahmen entscheiden die Vorgesetzten ab 
Kommandeur des Verbandes bzw. Gleichgestellte aufwärts. 

(&) Für Unteroffiziers-, Fähnrich- oder Oftiziersschüler, die auf Grund ihres. 
eigenen Antrages von ihrer Verpflichtung entbunden wurden, finden die Fest- 
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Negungen zur bevorzugten Zulassung zum Direktstudium und zur Gewährung von) 
‚Stipendien nach den $$ 11 Absätze 1 bis 3, 19 Absätze 1 und 2 und 20 Abs.1 keine) 
Anwendung. Im Falle, daß sie anschließend aktiven Wehrdienst auf Zeit oder“ 

in militärischen Berufen geleistet haben, sind ihnen die Ansprüche entsprechen 

dem dann geleisteten Dienstverhältnis zu gewähren. 








s= 1 
Zuweisung von Wohnraum und Aufnahme 
als Wohnungssuchende y 


(i) Bürgern, die mindestens 4 Jahre aktiven Wehrdienst in militärische 
Berufen geleistet haben, ist in den Orten, in denen sie unmittelbar nach ihrer 
Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst bzw. nach Absolvierung eines Studiums, 
ihre Tütigkeit aufnehmen, bevorzugt geeigneier und ausreichender Wohnraum 
durch die örtlichen Räte bzw. Betriebe, denen Aufgaben der Wohnraumlenkung 
übertragen wurden, zuzuweisen. Das gleiche gilt, wenn sie an ihren früheren 
Wohnort zurückkehren bzw. mit einem Anspruch auf Invaliden-, Dienstbeschä- 
digungsvoll- oder Altersrente aus dem aktiven Wehrdienst entlassen wurden. 

(2) Die Räte der Bezirke bzw. der Magistrat von Berlin, Hauptstadt der DDR, 
'haben Maßnahmen festzulegen, damit den Bürgern, die mindestens 10 Jahre aktiC 
ven Wehrdienst in militärischen Berufen geleistet haben, die Zuweisung von an 
‚gemessenem Wohnraum innerhalb von 18 Monaten nach der Entlassung aus dem 
aktiven Wehrdienst gesichert wird. 

(@) Für Hinterbliebene von Bürgern, die aktiven Wehrdienst in militärischen 
Berufen geleistet haben, sind die Absätze 1 und 2 sinngemäß anzuwenden, wenn 
der Todesfall wihrend des aktiven Wehrdienstes eingetreten ist. 

(4) Die Räte der Bezirke baw. der Magistrat von Berlin, Hauptstadt der DDR, 
sind verantwortlich, daß bei Vorliegen der vom Ministerium für Nationale Ver- 
teidigung übersandten Personalunterlagen zur Eingliederung in den Arbeits“ 
prozeß die Berufsunteroffiziere, Fähnriche oder Berufsoffiziere als Wohnungs- 
suchende in den Städten oder Gemeinden aufgenommen werden, in denen sie 
nach der Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst tätig sein wollen. Das gleiche, 
gilt, wenn sie nach ihrer Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst ein Direkt- 
Studium aufgenommen und während des Studiums einen Arbeitsvertrag abge- 
schlossen haben. 











s2 
‚Ansprüche der Ehegatten von Bürgern, die aktiven 
Wehrdienst in militärischen Berufen geleistet haben 


(0) Die Räte der Kreise, Städte, Stadtbezirke bzw. Gemeinden haben Ehe- 
‚gatten von Bürgern, die aktiven Wehrdienst in militärischen Berufen leisten 
bzw. geleistet haben, im Zusammenhang mit der Entlassung des Ehegatten aus 
dem aktiven Wehrdienst und dem Umzug an einen anderen Wohnort, bei der 
‚Aufnahme eines ihrer Qualifikation entsprechenden Arbeitsrechtsverhältnisses 
vorrangig zu unterstützen und entsprechende Krippen-, Kindergarten- und Hort- 
plätze in staatlichen Einrichtungen am neuen Wohnort zur Verfügung zu stellen. 

@&) Ehegatten von Bürgern, die aktiven Wehrdienst in militärischen Berufen 
geleistet haben, ist im ersten Arbeitsrechtsverhältnis, das infolge der im Abs. 1 
angeführten Gründe begründet wird, die Zeit des vorangegangenen Arbeits- 
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rechtsverhältnisses hinsichtlich der Gewährung von Leistungen oder anderen 
Vergünstigungen, die in Abhängigkeit von der Dauer der Betriebszugehörigkeit 
‚oder Zugehörigkeit’ zum Bereich erfolgen, mit anzurechnen, wenn im vorange- 
gangenen und im neuen Arbeitsrechtsverhältnis Leistungen oder andere Vergüin- 
stigungen gleicher Art gewährt werden. Die Zahlung der Jahresendprämie hat 
anteilmäßig durch den vorangegangenen und den nachfolgenden Beirieb zu er- 
folgen, 





sa 
Ausnahmeregelungen 

(ü) Die Festlegungen des Abschnittes IV gelten nicht, wenn Bürger, die akti- 
ven Wehrdienst in militärischen Berufen geleistet haben, aus disziplinarischen 
Gründen mit Herabsetzung zu einem Soldatendienstgrad aus dem aktiven Wehr- 
dienst entlassen wurden bzw. wenn während des aktiven Wehrdienstes Ihr 
Dienstverhältnis in das Dienstverhältnis der Soldaten im Grundwehrdienst um- 
gewandelt wurde. Das gleiche gilt, wenn sie nach der Entlassung aus dem aktiven 
Wehrdienst zu einem Soldatendienstgrad herabgesetzt werden. Für sie gelten die 
Festlegungen des Abschnittes II. 

(2) Die Festlegungen des Abschnittes IV gelten nicht, wenn Bürger, die aktiven 
Wehrdienst als Fühnrich oder Berufsoffizier geleistet haben, aus disziplinarischen. 
Gründen mit Herabsetzung zu einem Unteroffiziersdienstgrad (Fähnriche) bzw, 
mit Herabsetzung zu einem Unteroffiziers- oder Fähnrichdienstgrad (Berufs- 
offiziere) aus dem aktiven Wehrdienst entlassen wurden. Das gleiche gilt, wenn 
sie nach der Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst zu einem solchen Dienst- 
grad herabgesetzt werden. Für sie gelten die Festlegungen des Abschnittes IN. 
Das gleiche trifft zu, wenn das Dienstverhältnis Berufsunteroffizier, Fähnrich 
oder Berufsoffizier umgewandelt wird und der aktive Wehrdienst als Soldat, 
Unteroffizier oder Offizier auf Zeit fortgesetzt wird. 

(®) Für Bürger, die aktiven Wehrdienst in militärischen Berufen geleistet 
haben und aus disziplinarischen Gründen aus diesem entlassen wurden, finden 
die Festlegungen zur bevorzugten Zulassung zum Studium und zur Gewährung 
von Stipendien nach den $$ 11 Absätze 1 bis 3, 19 Absätze1 und 2 und 20 Abs.1 
keine Anwendung. Das gilt auch, wenn sie nach der Entlassung aus dem aktiven. 
Wehrdienst im Dienstgrad herabgesetzt werden. 

(4) Sind die in den Absätzen 1 und 2 Genannten unmittelbar nach der Ent- 
Iassung aus dem aktiven Wehrdienst in den Arbeitsprozeß einzugliedern, gilt für 
sie grundsätzlich die Festlegung des $14 Abs.1 Satz 1. Bei der Umwandlung der 
Dienstverhältnisse gelten bei anschließendem aktiven Wehrdienst auf Zeit die 
Festlegungen des Abschnittes III oder bei anschließendem Grundwehrdienst die 
Festlegungen des $ 10 Abs.1 entsprechend. 








V. Abschnitt 
‚Anerkennung der im aktiven Wehrdienst erworbenen 
Qualifikationen und Berufsbezeichnungen 


() Die im aktiven Wehrdienst erworbenen Berechtigungen, Qualifikations- 
oder Befähigungsnachweise entsprechen vergleichbaren Dokumenten, die von den 
Betrieben ausgestellt werden. 
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(@) Die von den militärischen Lehreinrichtungen verliehenen Berufsbezeich- 
nungen sind zivilen Berufsbezeichnungen entsprechend gleichgestellt, soweit die 
zivilen Berufsbezeichnungen nicht bereits verliehen wurden. Die jeweiligen 
Gleichstellungen und zusätzlichen Forderungen werden in den Durchführungs- 
bestimmungen geregelt. 

(&) Bürger mit dem Abschluß einer militärischen Fach- bzw. Hochschule, die 
nach dieser Verordnung in den Arbeitsprozeß eingegliedert werden bzw. wurden, 
erfüllen alle Anforderungen, die nach dem Stellenplan, den Eingruppierungs- 
unterlagen oder anderem einen Hoch- bzw. Fachschulabschluß gleich welcher Art 
verlangen. Speziell geforderte Qualifikationen sind jedoch nachzuholen, ande- 
renfalls kommen damit im Zusammenhang stehende Vergünstigungen in Wegfall. 








VI. Abschnitt 
Schlußbestimmungen 


520 
Übergangsregelungen 


(4) Ansprüche, die sich aus den Bestimmungen dieser Verordnung ergeben 
und günstigere berufliche Förderungen, materielle Leistungen oder moralis 
‚Anerkennungen nach sich ziehen als die, die nach der Förderungsverordnung 
vom 13. Februar 1975 (GBI.1 Nr.13 S.221) gewährt wurden, entstehen erst ab 
Inkrafttreten dieser Verordnung. 

(2) Stipendienleistungen, die bisher auf der Grundlage der $$9 oder 19 Ab- 
sütze 3 und 4 der Förderungsverordnung vom 13, Februar 1975 gewährt wurden, 
sind an die Betreffenden bis zur Beendigung des Studiums weiterzuzahlen. Das 
güt nicht, wenn die Ausnahmeregelungen der $$13 Abs.1 Satz3 oder 24 Abs.3 
‚Satz 2 dieser Verordnung zutreffen. 





sa 
Durchführungsbestimmungen 


Durchführungsbestimmungen erlassen: 

a) der Minister für Nationale Verteidigung im Einvernehmen mit den Leitern 
der zuständigen zentralen Staatsorgane, 

b) die Leiter anderer zentraler Staatsorgane im Einvernehmen 
für Nationale Verteidigung. 


‚dem Minister 





52 
Inkrafttreten 


(ü) Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1982 in Kraft. 
(2) Gleichzeitig treten außer Kraf 

a) Verordnung vom 13. Februar 1975 über die Förderung der aus dem aktiven 
Wehrdienst entlassenen Angehörigen der Nationalen Volksarmee — Förde- 
Tungsverordnung — (GBI.I Nr. 13 8.221), 

b) Erste Durchführungsbestimmung vom 13. Februar 1975 zur Förderungsverord- 
nung (GBl.1 Nr. 13 8:28). 





145 


1.DB zur FörderungsVO 15.1. 


151. 
Erste Durchführungsbestimmung 
zur Förderungsverordnung 


vom 25. März 1982 (GBL I Nr. 125.261) 


‚Auf Grund des $27 der Förderungsverordnung vom 25. März 1982 (GBl.I 
Nr. 128.256) wird im Einvernehmen mit den Leitern der zuständigen zentralen 
Staatsorgane folgendes bestimmt: 


sı h 
Diese Durchführungsbestimmung gilt für Bürger, die aktiven Wehrdienst in 
der Nationalen Volksarmee oder den Grenztruppen der DDR geleistet haben, Sie 
gilt auch für Bürger, die Dienst in einem Organ geleistet haben, der der Ablei- 
stung des Wehrdienstes entspricht. 





‚Anmerkung: Vgl. die Bekanntmachung über den Dienst, der der Ableistung 
des Wehrdienstes entspricht (Reg.-Nr. 5). 


(0) Die Vorgesetzten haben mindestens 6 Monate vor den Entlassungstermi- 
nen die Personalunterlagen (Personalbogen, Lebenslauf, Zeugnisabschriften, Be- 
urteilung) von den in den $8 10 Abs. und 24 Abs. 4 Satz 2 der Förderungsverord- 
nung Genannten über die zuständigen Wehrkreiskommandos an die Räte der 
Kreise bzw. Stadtbezirke, Amter für Arbeit, zu übersenden. 

@) Erfolgt nach Übergabe der Personalunterlagen nach Abs.1 die Weiter- 
verpflichtung, sind die Amter für Arbeit unverzüglich über die Wehrkreiskom- 
mandos zu informieren und die übersandten Unterlagen zurückzufordern. 

®) Wird ein Bürger nach der Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst im 
Dienstgrad herabgesetzt, hat der zuständige Leiter des Wehrkreiskommandos 
umgehend den Betrieb, mit dem der Bürger ein Arbeitsrechtsverhältnis begrün- 
det hat, bzw. die Bildungseinrichtung, an der er ein Direktstudium absolviert, 
davon in Kenntnis zu setzen. 


ss 


(4) Zur effektiven Vorbereitung und Durchführung der Eingliederung in den 
Arbeitsprozeß nach $14 Abs.1 der Förderungsverordnung sind durch die Mit- 
glieder der Räte der Bezirke bzw. den Stadtrat des Magistrats von Berlin, Haupt- 
stadt der DDR, für Arbeit und Löhne, Arbeitsgruppen aus Vertretern von Be- 
trieben zu bilden. Zur Mitarbeit in diesen Arbeitsgruppen ist ein verantwortlicher 
Oftizier des zuständigen Wehrbezirkskommandos hinzuzuziehen. 

(@) Mit den aus dem aktiven Wehrdienst zur Entlassung kommenden Offi- 
zieren auf Zeit, Berufsunteroffizieren, Fähnrichen und Berufsoffizieren sind 
durch die Arbeitsgruppen Beratungen durchzuführen. Die Mitglieder der Räte 
der Bezirke bzw. der Stadtrat des Magistrats von Berlin, Hauptstadt der DDR, 
für Arbeit und Löhne, haben auf der Grundlage der ihnen übergebenen Personal- 


AA 
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unterlagen die Offiziere auf Zeit, Berufsunteroffiziere, Fähnriche und Berufs 
offiziere in eigener Zuständigkeit zu den Beratungen einzuladen. Die VoL 
setzten sichern die Teilnahme an den Beratungen. Den Betrieben sind von di 
‚Ämtern für Arbeit und Löhne vor den Beratungen die Personalunterlagen dei 
zur Entlassung kommenden Offiziere auf Zeit, Berufsunteroffiziere, Fähnri 
und Berufsoffiziere zur Einsichtnahme und Festlegung der Einsatzvorschli 
vorzulegen. 








s. 


Mit Bürgern, die aktiven Wehrdienst in der Volksmarine leisten und die si 
auf der Grundlage der Anlagen 2 und 4 zum Ablegen von Zusatzprüfungen fi 
die Erlangung von Befählgungszeugnissen der zivilen Schiffahrt im Externen. 
verfahren beworben haben und zugelassen wurden, sind von den Betrieben, di 
mit dem Betreffenden ein Arbeitsrechtsverhältnis begründet haben, vom Zeit 
punkt der Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst bis zur Erlangung der Beft 
higungszeugnisse Qualifizierungsverträge abzuschließen. Materielle Nachteil 


ss 


(1) Den Offizieren auf Zeit, Berufsunteroffizieren, Fühnrichen oder Berufs 
oftizieren sind Tätigkeiten wie folgt nachzuweisen: 
a) für Berufsunteroffiziere oder Offiziere auf 
Zeit (mit einer Dienstzeit von mehr als 


2 Jahren) mindestens 750M brutto, 
d) für Fähnriche oder Berufsoffiziere bis 

Dienstgrad Oberleutnant mindestens 850M brutt 
©) für Berufsoftiziere mit dem Dienstgrad 

Hauptmann bzw. Major mindestens 950M brutto, 
&) für Berufsoffiziere ab Dienstgrad Oberst- ' 

leutnant mindestens 1000 M brutto, 


(® Die Festlegungen des Abs.1 treffen nicht zu, wenn Berufsunteroftiziere, 
'Fähnriche oder Berufsoffiziere aus disziplinarischen Gründen mit Herabsetzung) 
zu einem Soldatendienstgrad aus dem aktiven Wehrdienst entlassen werden, 
Werden Berufsoffiziere aus disziplinarischen Gründen mit Herabsetzung zu 
einem Unteroffiziers- bzw. Fähnrichdienstgrad aus dem aktiven Wehrdienst 
entlassen, sind Abs.1 Buchstaben. bzw. b anzuwenden. Für Fähnriche, die aus 
disziplinarischen Gründen mit Herabsetzung zu einem Unteroffiziersdienstgrad 
‚aus dem aktiven Wehrdienst entlassen werden, gelten die Festlegungen des’ 
Abs. Buchst.a. ; 

(&) Werden Offiziere auf Zeit aus disziplinarischen Gründen aus dem aktiven] 
Wehrdienst entlassen, trifft Abs. 1 nicht zu. 








Bei der Aufnahme eines Dienstverhältnisses in- einem anderen Schutz- un 
Sicherheitsorgan sind die Offiziere auf Zeit, Berufsuneroffiziere, Fühnriche oder 
Berufsoffiziere in der Regel mit Ihrem Dienstgrad zu übernehmen. Ausnahmen 
legen die zuständigen Minister im Einvernehmen mit dem Minister für Nationale 
Verteidigung fest. 








! 
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(0) Mit Studenten, die aktiven Wehrdienst in militärischen Berufen gelei- 
stet haben, ist unabhängig von den zeitlichen Festlegungen in anderen Rechts- 
vorschriften wie folgt ein Arbeitsrechtsverhältnis zu begründen: 

3) bei Fachschulstudium bis zur Beendigung des 1. Studienjahres, 

b) bei Hochschulstudium bis zur Beendigung des 2.Studienjahres. 

Verantwortlich für die Begründung der Arbeitsrechtsverhältnisse sind die Be- 
riebe auf der Grundlage der Kaderentwicklungspläne für den Einsatz der 
Hoch“ und Fachschulabsolventen. 

(2) Mit Studenten, die aktiven Wehrdienst in militärischen Berufen geleistet, 
und nach ihrer Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst auf der Grundlage der 
8919 Abs.1 und 20 Abs.1 der Förderungsverordnung ein Direktstudium aufge- 
‚nommen haben, ist ein Arbeitsrechtsverhältnis nach den Festlegungen der 5815 
bis. 18 der Förderungsverordnung und unter weitestgehender Berücksichtigung 
des, während des Direktstudiums gewährten gesonderten Stipendiums zu be- 
gründen. 

(8) Mit Studenten, die aktiven Wehrdienst auf Zeit geleistet und nach ihrer 
Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst auf der Grundlage des $11 Abs.1 der 
Förderungsverordnung ein Direktstudium aufgenommen haben, ist ein Arbeits- 
frechtsverhältnis unter Beachtung der Festlegungen der $87 bis 10 der Förde- 
rungsverordnung zu begründen. 


ss 
‚Bürger mit dem Abschluß einer militärischen Fachschule sind berechtigt, fol- 
gende Berufsbezeichnungen zu führen: 
a) mit dem militärischen Fachschul- 
zeugnis einer operativen Fach- 
richtung 
— Kommandeursrichtungen 


Ingenieurökonom, 


— Rückwärtige Dienste — Ökonom, 
b) Techniker, die das militärische 
Fachschulzeugnis nach dem 31. De- 
'zember 1958 erworben haben — Ingenieur in der jeweiligen Fach- 
richtung, 
©) mit dem militärischen Fachschul- 
zeugnis eines Seeotfiziers — Ingenieurökonom. 


Bürger, die als Berufsoffizier aktiven Wehrdienst geleistet und an einer Offi- 
ziershochschule die Qualifikation eines Hochschulingenieurs, Hochschulingenieur- 
Ökonomen oder: Hochschulökonomen erhalten haben, können auf der Grund- 
Inge der geltenden Rechtsvorschriften den akademischen Grad Diplom eines 
‚Wissenschaftszweiges extern erwerben. 


‚Anmerkung: Siehe hierzu z.B. die Anordnung vom 20.1.1975 über die Zu- 
lassung und das Verfahren zum externen Erwerb des Hoch- und Fachschul- 
abschlusses — Externenordnung — (GBLI Nr. 108.192). 
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sıo 


Die während des aktiven Wehrdienstes an militärischen Lehreinrichtungen 
erworbenen Berufsbezeichnungen sind zivilen Berufsbezeichnungen entsprechen 
‚den Anlagen 1 bis 4 gleichgestellt. 





su 


(0) Bürger, die während des aktiven Wehrdienstes die Berufsbezeichnung‘ 
„Fachlehrer" bzw. „Oberstufenlehrer für pelytechnischen Unterricht“ erworr 
‚ben haben und beabsichtigen, eine Tätigkeit als Lehrer aufzunehmen, haben 
nach‘der Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst die Lehrbefählgung. für die 
Erteilung des Fachunterrichts durch ein Zusatzstudlum bzw. auf exiernem Weg, 
nach Anlage 1 1. Nr. 22 bzw, 23 zu erwerben. 

(&) Das Ministerium für Volksbildung legt fest, an welchen pädagogischen 
Hochschulen die Lehrbefähigung nach Abs.1 erworben werden kann. 

($) Über die Anerkennung von Prüfungen aus dem Studium an militärische 
Lehreinrichtungen sowie den Beginn und die Dauer des Zusatzstudiums bzw 
über den externen Erwerb der Lehrbelähigung entscheidet der Direktor für 
Studienangelegenheiten in Absiimmung mit dem Direktor der zuständigen Sek. 
tion der jeweiligen pädagogischen Hochschule. Entsprechende Festlegungen sind. 
in einem Sonderstudienplan zu treffen. i 

ne 
tum nacı der Förderungsverordnung gewährt. : 











(1) Studenten, die aktiven Wehrdienst in militärischen Berufen geleistet unc 
eine Militirakademie, die Militärpelische Hocbschule „Wilhelm Pledc*, eine 
Oftiziershochschule, Offiziersschule oder milltärische Fachschule absolviert ha 
ben, sind von den Lehrveranstaltungen und Prüfungen des marsistisch-leninitl 
schen Grundlagenstudiums beireit, mit Ausnahme der geselschaftswissenschafte 
Iichen Studienrichtungen an Hodwschulen der DDR, die eine erweiterte Ausbil 
dung in den Grundlagen des Marxlemus-Leniniemus durchführen. 

(2) Studenten, die aktiven Wehrdienst in militärischen. Berufen geleis 
haben, sind, aofarn ale nicht here durch Abe.1 erfaßt werden, während sind 
Fachnihulsthdiums oder anderer Formen der Qualifizierung von den Eehrvera 
staitungen und Prüfungen des marzistisc-leninistischen Grundiagenstudiuml 
(außer an Fachschulen, die eine erweiterte Ausbildung in den Grundlagen 
Marxismus-Leninismus durchführen) bzw. von den Lehrveranstallungen. um 
Prüfungen im Fach Staatsbürgerkunde befreit, wenn sie mindestens 10 Jahl 
erfolgreich an der gesellschaftswiisenschaftlichen Ausblldung und an der gesell 
schaftswissenschaftlichen Weiterbildung bzw. de? politischen Schulung teilgenomi 
men haben (Anlage). Das gleiche gilt, wenn das Zeugnis einer Bezirkspartei- 
Schule der SED erworben wurde. 

(©) In den Hoch- bzw. Fachschulzeugnissen is für den in den Absitzen 1 und! 
‚genannten Personenkreis im Fach Marxismus-Leninismus der Vermerk „befreit 
Sinzutragen. Die Befrelung nach Abs.2 gilt nur. sofern das Studium bzw. 
Qualifizierung innerhalb von 5 Jahren nach der Entlassung aus dem aktive 
Wehrdienst aufgenommen wird. 
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Bürger, die aktiven Wehrdienst geleistet haben, sind von den Lehrveranstal- 

tungen und Prüfungen im Fach Marxismus-Leninismus bzw. Staatsbürgerkunde 

befreit 

a) bei der Qualifizierung zum Facharbeiter oder Erlangung des Abschlusses der 
zehnklassigen allgemeinbildenden polytechnischen Oberschule, wenn sie den 
‚erforderlichen Abschluß des Programms der gesellschaftswissenschaftlichen. 
‚Ausbildung während eines Unteroffizierslehrganges oder/und die Teilnahme 
an der politischen Schulung der Unteroffiziere nachweisen, oder 

b) für das Abitur, wenn sie den erforderlichen Abschluß des Programms der 
‚geselischaftswissenschaftlichen Ausbildung während eines Berufsunteroffi- 
ziers- ‚oder Fähnrichlehrganges und die Teilnahme an der gesellschaftswissen- 
schaftlichen Weiterbildung nachweisen (Anlage 6). 

Im Zeugnis ist statt der Zensur ein A einzusetzen. Als Fußnote Ist Im Zeugnis 

unter „Bedeutung der Zensuren“ zu ergänzen „A = Anerkennung“. Das gilt nur, 

;ofern die Qualifizierung innerhalb von 5 Jahren nach der Entlassung aus dern 

aktiven Wehrdienst aufgenommen wird, 
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(1) Bürger, die $ Jahre im medizinischen Dienst als Unteroffiziere aktiven 
Wehrdienst geleistet haben, können an einer medizinischen Fachschule den 
medizinischen Fachschulabschluß in der Fachrichtung Krankenpflege auf An- 
trag extern erwerben. 

(2) Die Anmeldung für den externen Erwerb des medizinischen Fachschul- 
abschlusses In der Fachrichtung Krankenpflege muß bis spätestens 1 Jahr nach 
der Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst an einer medizinischen Fachschule 
erfolgt sein. 

(8) Für Bürger, die aktiven Wehrdienst als Fühnrich des medizinischen Dienstes. 
‚geleistet und die während der Zeit des aktiven Wehrdienstes keinen Fachschul- 
abschluß erworben haben, gelten die Festlegungen der Absütze 1 und 2 entspre- 
hend, 
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(4) Die Qualifikation als Facharbeiter „Berufskraftfahrer" können Bürger, die 

aktiven Wehrdienst geleistet haben, nach der Entlassung aus dem aktiven Wehr- 

dienst in einer verkürzten Ausbildung erwerben, wenn sie 

a) die Fahrerlaubnis Klasse 5 besitzen, 

b) erfolgreich am Lehrgang zur Heranbildung zum Militärkraftfahrer teilgenom- 
men haben, 

(©) mindestens 12 Monate als Militärkraftfahrer oder Angehöriger des Kfz-Dien- 
stes eingesetzt waren, 

.d) an mindestens 800%, der im Ausbildungsprogramm festgelegten kfz-techni- 
schen Ausbildung teilgenommen haben und 

© zum Zeitpunkt der Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst im Besitz einer 

Klassifizierung des Kfz-Dienstes sind. 

(2) Die Ausbildungsergebnisse sind mit je einer Zensur für die theoretische 
und die praktische Ausbildung zu bewerten. Den Zensuren sind die erreichten 
Ergebnisse bei der Klassifizierungsprüfung zugrunde zu legen. Der Nachweis 
erfolgt durch eine Bescheinigung‘ der Entlassungsdienststelle (Anlage 7). 
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(#) Die von der Entlassungsdienststelle nach Abs. 2 ausgestellte Bescheinigung 
ist Voraussetzung für die Einstellung als Berufskraftfahrer. Die Bescheinigung 
verliert 1 Jahr nach ihrer Ausstellung ihre Gültigkeit, sofern innerhalb dieses, 
Zeitraumes kein Arbeitsrechtsverhältnis als Berufskraftfahrer aufgenommen 
Wird und keine Anmeldung für die Ausbildung zum Berufskraftfahrer an einer 
Einrichtung in der Erwachsenenbildung erfolgte. 

(4) An den Einrichtungen in der Erwachsenenbildung sind den im Abs.1 Ge- 
‚nannten Kenntnisse in den Fächern 
a) Marxismus-Leninismus, soweit nicht $ 13 zutrifft, 

b) Technologie des Kraftverkehrs bzw. der Stadtreinigung, 

©) Betriebsökonomik/Sozialistisches Recht, 

4) Werkstoffkunde und 

©) Fachzeichnen 

zu vermitteln, Liegt ein Abschluß in einem unter den Buchstaben b-e genannten 
Fach durch vorherigen Abschluß eines anderen Ausbildungsberufes vor, Ist der 
Betretfende von diesem Fach zu befreien. 

(6) Die während der verkürzten Facharbeiterausbildung erreichten Einzel- 
zensuren und die auf der Bescheinigung nach Anlage”? enthaltenen Zensuren 
sind in das Facharbeiterzeugnis einzutragen, 

(0) Die Festlegung der Gesamtzensur erfolgt auf der Grundlage der Prü- 
fungsordnung mit der Einschränkung, daß anstelle von 2 Zensuren der berufs- 
praktischen Ausbildung eine Zensur gewertet wird. 





so ö 


(t) Die Qualifikation als „Facharbeiter für Filmwiedergabetechnik“ können 
Bürger, die aktiven Wehrdienst geleistet haben, nach der Entlassung aus dem 
aktiven Wehrdienst in einer verkürzten Ausbildung erwerben, wenn sie den 
Befähigungsnachweis als Filmvorführer A besitzen, als Filmvorführer eingesetzt. 
waren, regelmäßig an der Spezialausbildung teilgenommen haben und im Be- 
sitz des Klassifizierungsabzeichens für Wiedergabetechnik sind. 

(2) Die Ausbildungsergebnisse sind mit je einer Zensur für die theoretische 
und die praktische Ausbildung zu bewerten. Den Zensuren sind die erreichten 
Ergebnisse bei der Klassifizierungsprüfung zugrunde zu legen. Der Nachweis 
erfolgt durch eine Bescheinigung der Entlassungsdienststelle (Anlage 8). 

(8) Die von der Entlassungsdienststelle nach Abs. 2 ausgestellte Bescheinigung 
ist Voraussetzung für die Begründung eines Arbeitsrechtsverhältnisses als Film- 
vorführer im Bereich des Ministeriums für Kultur. Die Bescheinigung verliert 
1 Jahr nach ihrer Ausstellung ihre Gültigkeit, sofern innerhalb dieses Zeitraumes 
kein Arbeitsrechtsverhältnis als Filmvorführer aufgenommen wird und keine, 
‚Anmeldung für die Ausbildung zum Filmvorführer an einer Einrichtung in der’ 
‚Erwachsenenbildung erfolgte. 

(4) Den Bürgern, die die Bedingungen des Abs.1 erfüllen, sind Kenntnisse 
der Fächer 
a) Betriebsökonomik, 

b) Grundlagen der Elektrotechnik und 
©) Fachzeichnen 
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zu vermitteln, sofern nicht ein entsprechender Abschluß in einem bereits erlern- 
ten Ausbildungsberuf vorliegt. 

(6) Die während der verkürzten Facharbeiterausbildung erreichten Einzel- 
zensuren und die auf der Bescheinigung nach Anlage 8 enthaltenen Zensuren 
sind in das Facharbeiterzeugnis einzutragen. 

(6) Die Festlegung der Gesamtzensur erfolgt auf der Grundlage der Prüfungs- 
ordnung mit der Einschränkung, daß anstelle von 2 Zensuren der berufsprakti- 
schen Ausbildung eine Zensur gewertet wird, 


sam 
(1) Den Bürgern, die aktiven Wehrdienst in der Volksmarine geleistet haben, 

wird auf dem Gebiet der Seefahrt anerkannt: 

a) die Seefahrtszeit und die erworbene Qualifikation, 

b) die Dienstzeit als Soldat oder Unteroffizier auf Zeit in Verwendungen der see- 
männischen bzw. Maschinenlaufbahnen bei nachgewiesener 1ömonatiger prak- 
tischer Seefahrtszeit als Berechtigung zum Einsatz als Matrose bzw. Maschi- 
nenwärter der Seeschiffahrt. Zum Einsatz als Vollmatrose bzw. Maschinen- 
assistent sind.eine Gmonatige Seefahrtszeit in der Seeschiffahrt als Matrose 
bzw. Maschinenwärter und die Zusatzqualifikation nach den entsprechenden 
Bestimmungen des Seefahrtsamtes der DDR erforderlich, 

©) die Dienstzeit als Soldat oder Unteroffizier auf Zeit In nachrichten- bzw, funk- 
technischen Verwendungen als vollwertige Berufsausbildung in den entspre- 
‚henden Ausbildungsberufen, 

d) die Dienstzeit als Unteroffizier auf Zeit, Berufsunteroffizier oder Fühnrich 
in den seemännischen oder den Maschinenlaufbahnen als Voraussetzung zum 
‚Erwerb, entsprechender Befähigungszeugnisse für den nautischen oder tech- 
nischen Dienst auf Fahrzeugen in der Seeschiffahrt (nachfolgend Befühl- 
gungszeugnisse genannt), 

©) das Zeugnis der Offiziersschule bzw. der Offiziershochschule der Volksmarine 
für den Erwerb der Befühlgungszeugnisse. 


Anmerkung: Siehe die Anordnung vom 25.11.1974 über die Besetzung der 
Fahrzeuge in der Seefahrt und dien Sicherheitsdienst an Bord — Seeschiffsbes 
zungsordnung (SSBO) — (GBl. Sdr, Nr. 707). 

(2) Die in Weiterführung einer Navigationsausbildung in der Volksmarine er- 
worbenen Typenberechtigungen für Motorbarkassen werden vom Seefahrtsamt 
der DDR als Berechtigungsnachweise anerkannt. Sie werden auf Antrag in die 
entsprechenden Berechtigungsscheine umgetauscht. 

@) Für den Erwerb der Befähigungszeugnisse sind die in den Anlagen 2 und 4 
festgelegten zusätzlichen Forderungen zu erfüllen. 

(9) Soweit die zusätzlichen Forderungen, die zum Erwerb von Befähl- 
gungszeugnissen nach den Anlagen 2 und 4 führen, während des aktiven Wehr- 
dienstes erfüllt wurden, sind darüber die entsprechenden Bescheinigungen aut 
Antrag des Bewerbers bis zur Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst durch die 
Kommandeure der Verbände bzw. Gleichgestellte oder nach der Entlassung aus 
dem aktiven Wehrdienst durch die Leiter der Wehrkreiskommandos auszustellen. 
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(4) Für Bürger, die aktiven Wehrdienst als Berufsunteroffizier, Fähnrich oder 
Berufsoffizier in der Volksmarine geleistet haben und die beabsichtigen, auf der 
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Grundlage der in der Volksmarine erlangten Qualifikation ein Befähigungs- 
zeugnis zu erwerben, sind an den vom Seefahrtsamt der DDR zugelassenen Ein- 
richtungen in der Erwachsenenbildung bzw. der Ingenieurhochschule für See- 
fahrt Warnemünde/Wustrow Möglichkeiten zu gewähren, die In den Anlagen 2 
und 4 genannten Zusatzprüfungen abzulegen. Das Ist In verschiedenen Studien- 
Tormen möglich. Dabel ist unabhängig von der Studienform nach Abs.5 zu ver- 
fahren. 

(@) Der Bedarf an Studienplätzen für ein Direktstudium ist vom Ministerium. 
für Nationale Verteidigung beim zuständigen Ministerium 1 Jahr vor Studien- 
beginn jeweils bis’zum 1. Juni anzumelden, Für die Dauer des Direktstudiums 
sind Stipendien nach der Förderungsverordnung zu gewähren, 

(#) Anträge von Berufsunteroffizieren, Fähnrichen oder Berufsoffizieren, die, 
nach der Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst die Zusatzprüfungen ablegen 
wollen, sind über die Kommandeure der Verbände bzw. Gleichgestellte an das 
Kommando der Volksmarine zu richten (für das Direktstudium bis 15. April des 
Vorjahres des Studienbeginns; für Externenverfahren bis 15. April des Jahres des 
Beginns). Bis zum Ablegen der Zusatzprüfungen erhalten sie nach ihrer Entlas- 
sung aus dem aktiven Wehrdienst auf Antrag vom Seefahrtsamt der DDR ein 
‚entsprechendes Befühigungszeugnis als Assistenzoftizier. 

(4) Bürger, die aktiven Wehrdienst in militärischen Berufen in der Volks- 
marine geleistet haben, richten Ihre Antrüge auf Ablegung von Zusatzprüfungen 
an die vom Seefahrtsamt der DDR zugelassenen Einrichtungen in der Erwachse- 
‚nenbildung bzw, an die Ingenieurhochschule für Seefahrt Warnemünde/Wustrow. 
Den Anträgen sind die erforderlichen Unterlagen für Studienbewerber beizu- 
fügen. 

(6) Der Inhalt der Zusatzprüfungen nach den Anlagen 2 und 4 sowie Verfah- 
rensfragen sind zwischen dem Kommando der Volksmarine und der Ingenleur- 
hochschule für Seefahrt Warnemünde/Wustrow oder dem Seofahrtsamt der DDR 
zu vereinbaren. Anfragen über den Inhalt der Zusatzprüfungen sind an das 
‚Kommando der Volksmarine zu richten. 

(6) Sonderregelungen können unter Anrechnung der erworbenen Qualifika- 
tion sowie der nachgewiesenen praktischen Seefahrtszeit durch das Seefahrt 
‚amt der DDR auf der Grundlage der geltenden Seeschiffsbesetzungsordnung ge- 
troffen werden. 


so 


(&) Von ‚Bürgern, die aktiven Wehrdienst in der Volksmarine leisten bzw. ge- 
leistet haben, sind Befähigungszeugnisse schriftlich zu beantragen. 

(@) Die im Abs. 1 genannten Anträge sind während des aktiven Wehrdienstes 
an die Kommandeure der Verbände bzw. Gleichgestellte zu richten, von denen sie 
direkt an das Seefahrtsamt der DDR weitergeleitet werden. 

(®) Nach der Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst sind die Anträge über 
das zuständige Wehrkreiskommando an das Seefahrtsamt der DDR zu richteı 
Dem Antrag ist eine Stellungnahme des Leiters des Wehrkreiskommandos bei 
zufügen. 

(4) Die Erlangung höherer Befähigungszeugnisse ist auf der Grundlage der 
geltenden Seeschiffsbesetzungsordnung möglich. 





s2o 
(1) Bürgern, die aktiven Wehrdienst geleistet und ein Direktstudium aufge- 
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‚nommen haben, ist die Zeit dieses Studiums auf die Dauer der Betriebszugehörig- 
keit im ersten Arbeitsrechtsverhältnis nach dem Studium anzurechnen, wenn 
a) in dem betreffenden Betrieb die Zeit des Direktstudiums allgemein auf die 
Dauer der Betriebszugehörigkeit angerechnet wird und 
b) der aktive Wehrdienst und das Direktstudium in einem zeitlichen Zusam- 
menhang stehen, der die Fristen nach den $$ 5 Abs.2 bzw. 9 Abs.3 der Förde- 
'rungsverordnung nicht übersteigt. > 
Das gilt auch dann, wenn in der Zeit des aktiven Wehrdienstes und des Direkt- 
studlums kein Arbeitsrechtsverhältnis mit dem Betrieb bestand. Weitergehende 
Regelungen werden hierdurch nicht berührt. 
(2) Abs. 1 gilt auch für Bürger, die aktiven Wehrdienst in militärischen Beru- 
fen geleistet haben, sofern das Studium innerhalb von 2 Jahren nach der Ent- 
lassung aus dem aktiven Wehrdienst aufgenommen wurde. 


Die Fristen für die Anrechnung der Zeit des’aktiven Wehrdienstes auf die 
Dauer der Betriebszugehörigkeit nach $9 Absätze 1 und 3 der Förderungsverord- 
nung beginnen bei weiblichen Bürgern, die im Zusammenhang mit der Entbin- 
dung eines Kindes aus dem aktiven Wehrdienst entlassen wurden, ab Voll- 
endung des 1. Lebensjahres des Kindes ‚bzw. ab Bereitstellung eines Krippen- 
platzes, spätestens ab Vollendung des 3. Lebensjahres des Kindes, zu wirken. 


v2 
Diese Durchführungsbestimmung tritt am 1. Mai 1982 in Kratt. 
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‚Anlage 2 


zu den $$10 und 17 bis 19 
'vorstehender Erster Durchführungsbestimmung 


Erwerb von Befählgungszeugnissen (Offiziere der Volksmarine) 








ME Abemudais.  Zumacieroramungen BEER, 
are Tabea gain eo U AR BAAR ER 
a 
arten 
für das jeweilige 
Bann 
2. Schlfämaschnenfialer Fahricigmibgs50 Ci, 03, Cat 


* Für die Befähigungszeugnisse A 4, A 6, B4, B6, C2, C4, C sind die For- 
‚derungen der SSBO zu erfüllen. 


Anlage 3 
zu 810 vorstehender 
Erster Durchführungsbestimmung + 











Gleichstellung 
der an. Unteroffiziersschulen erworbenen Berufsbezeichnungen 
Ltd. Ausbildungsziel Gleichgesteilt, 
Nr. _ (Berufsunteroffiziersiehrgang) im zivilen Bereich mit, 
1. Schirrmeister () Meister 
für Kiz-Instandhaltung 
2. Schirrmeister (Pi) Meister 
für Kfz-Instandhaltung 
3. Instandsetzungsgruppenführer Meister 
für Ktz-Instandhaltung 
4. Instandsetzungszugführer Meister 
R für Kfz-Instandhaltung 
5. Wartungs- und Instandsetzungsgruppen- Meister 
führer für Ktz-Instandhaltung 
6. Funkmechanikermeister Meister 
für Nachrichtentechnik. 
7. Richtfunkmechanikermeister Meister 
i für Nachrichtentechnik 
8. Fernmeldemechanikermeister Meister 
für Nachrichtentechnik, 
9. Aggregatmechanikermeister. Meister 


für Instandhaltung von. 
Elektrogeräten und -anlagen 
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Lfd. Ausbildungsziel Gleichgestellt 
Nr. (Berufsunteroffizierslehrgang) im zivilen Bereich mit 
10. Schirrmeister (Ch) Meister 
‚für chemische Produktion 
11. Leiter der radiologisch-chemischen Labore Meister 
für chemische Produktion 
12. Gruppenführer für Instandsetzung Meister 
von Kernstrahlungsmeß- für Elektronik 
und chemischen Aufklärungsgeräten \ 
(Werkstattleiter) 
13. Waffenmeister Meister für Maschinen- 
und Anlageninstandhaltung, 
14. Geschützmeister Meister für Maschinen- 
und Anlageninstandhaltung 
15, Flakgeschützmeister Meister für Maschinen- 
und Anlageninstandhaltung 
16. Optikmeister Meister für Feinwerktechnik 
17. PALR-Obermechaniker Meister (ür Elektronik 
18. Feuerwerker Meister für Anlagenbau 
19. Obermechaniker für Kommandogeräte Meister Lür Elektronik 
20. Funkmeßobermechaniker‘ Meister für Elektronik 
21. Panzerwart Meister 
für Kfz-Instandhaltung 
22. Panzeroptikmeister Meister für Feinwerktechnik 
23. Panzerelektromeister Meister für Fahrzeugelektrik 
24. Mechaniker für Panzerspezialausrüstung Meister für BMSR-Technik 
25. Panzergeschützmeister, Meister für Maschinen- 
bzw. Panzerwaffenmeister und Anlageninstandhaltung 
26. Werkstattleiter Meister für Elektronik 
für radiologische und chemische Geräte 
und Ausrüstung 
27. Meister für Militärpolygraphie Meister für Drucktechnik 
28. Mechanikermeister für Aufnahme-, Meister für Elektronik 
'Sende- und Wiedergabetechnik 
29. Gruppenführer Meister für Schweißtechnik. 
für Spezialarbeiten Schweißen 
30. Bergegruppenführer Meister für Maschinen- und 
tür Krantechnik/Hydraulikk ‚Anlageninstandhaltung 
31.  Flugzeugwart/Obermechaniker Meister 
‚Triebwerk/Zelle für Flugzeuginstandhaltung 
32. Obermechaniker Funk/Funkmeßausrüstung Meister für Elektronik 
33. Obermechaniker Elektrospezialausrüstung Meister für Elektrotechnik 
33. Obermechaniker Elektrospezialausrüstung Meister für Elektronik 
34. Obermechaniker Flugzeugbewaffnung Meister für BMSR-Technik 
35. Obermechaniker Flugzeugraketen- Meister für BMSR-Technik 
bewaffnung, 
36. Gruppenführer Bau-Pioniergruppe Meister für Tiefbau 
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Anlage 4 
zu den $810 und 17 bis 19 vorstehender 
Erster Durchführungsbestimmung 


‚Erwerb von Berechtigungsnachweisen 
(Fähnriche und Unteroffiziere der Volksmarine) 








Ma panel _ Zuckcheforderungen BECHE, 
1. 'Fähnriche der Fahrzeit gemäß SSBO und A1,B1,A3,B3* 
aeardunen Ana ne 
Aeanengen tur aus emeige 
Befähigungszeugnis 
2. Fähariceder so ELCH 
ssenenlauftahn 
3. Unteroffiziere der Fahrzeit gemäß SSBO und A1,BI* 
aa ne Lauttann Ana a 
(Navigation) prüfungen für das jeweilige 
De 
4. Unereidereder ” Tammmkeemagen Cie 
Maschinenlaufbahn 
5. Boots-/Barkassenführer Navigationsausbildung. Berechtigungs- 
Se 


und Fahrzeit gemäß SSBO 


* Für den Erwerb der Befähigungszeugnisse A 2, A4, B2, B4, C2, CA sind die 
‚Forderungen der SSBO zu erfüllen. 





Anlage 
zu $12 vorstehender Erster Durchführungsbestimmung 
Muster der Bescheinigung 
Dienststelle, 
Postfach .... 
O.U, den . 
Dem 





(Name) (Vorname) (Geb.-Datum) 
wird bescheinigt, daß er vor der Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst min- 
destens 10 Jahre erfolgreich an der gesellschaftswissenschaftlichen Ausbildung 
und an der gesellschaftswissenschaftlichen Weiterbildung bzw. der politischen 
Schulung teilgenommen hat. 


Dienstsiegel 





"Unterschrift, Dienstgrad, 
a7 


15.1. 1.DB zur FörderungsVO kt 


Anlage 6 
zu $13 vorstehender Erster Durchführungsbestimmung 


Muster der Bescheinigung 


Dienststelle 
Postfach .... 
O.U,den. 





Dem 





Name) (Vorname) (Geb.-Datum) 
wird bescheinigt, daß er während des aktiven Wehrdienstes 
a) das Programm der gesellschaftswissenschaftlichen Ausbildung während eines 
Unteroffizlerslehrganges absolviert oder/und® bis zu seiner Entlassung aus, 
dem aktiven Wehrdienst an der politischen Schulung teilgenommen hat. 
b) das Programm der gesellschaftswissenschaftlichen Ausbildung während eines 
Berufsunteroffiziers- oder Fähnrichlehrganges absolviert und bis zu seiner, 
Entlassung aus dem aktiven Wehrdienst an der gesellschaftswissenschaftlichen. 
Weiterbildung teilgenommen hat.* 
Dienstsiegel a 
Unterschrift, Dienstgrad, 





* Nichtzutreffendes ist zu streichen. 


Anlage 7 
zu $ 15 vorstehender Erster Durchführungsbestimmung 


Muster der Bescheinigung 


Dienststelle . 
Postfach 
©.U, den . 






Dem 





Name) (Vorname) (Geb-Datum) 


Wird bescheinigt, daß er die Bedingungen des $15 Abs.1 der Ersten Durchfüh, 
rungsbestimmung vom 25. März 1982 zur Förderungsverordnung (GBl.I Nr. 12) 
S.281) erfüllt. 
Es wurden folgende Ausbildungsergebnisse erreicht: 

a) theoretische Ausbildung: 
b) praktische Ausbildung: 











E 


(Zensur in Worten) 
Eine Teilnahme an der Ausbildung im Fach Marxismus-Leninismus ist auf der) 


se 1 


1. DB,zur FörderungsVO 15.1. 


Grundlage des $13 der genannten Durchführungsbestimmung nicht erforder- 
lich/erforderlich.* 

Diese Bescheinigung hat Gültigkeit bis zum . .. und ist bei Auf- 
nahme des Arbeitsrechtsverhältnisses der Abteilung Kader bzw. dem Personal- 
büro zu übergeben, 





Dienstsiegel 





"Unterschrift, Dienstgrad 


* Nichtzutreffendes ist zu streichen. 


Anlage 8 
zu $16 vorstehender Erster Durchführungsbestimmung 


Muster der Bescheinigung 








Dienststelle sunanenseneinen: 
Postfach +... HASEWUN 
OU denen. 
Bescheinigung. 
DV HRL UNE KERN EL HHNLL NAAR Alk Achten Aalen 
Name) (Vorname) (Geb.-Datum) 


wird bescheinigt, daß er die Bedingungen des $16 Abs.1 der Ersten Durchfüh- 
rungsbestimmung vom 25. Mürz 1092 zur Förderungsverordnung (GBl.I Nr.12 
5.201) erfüllt, 

Es wurden folgende Ausbildungsergebnisse erreicht: 
a) theoretische Ausbildung: —, 

b) praktische Ausbildung: 








(Zensur in Worten) 
Diese Bescheinigung hat Gültigkeit bis zum . ... und ist bei Auf- 
nahme des Arbeitsrechtsverhältnisses der Ableilung Kader bzw. dem Personal- 
büro zu übergeben. 





Dienstsiegel 





"Unterschrift, Dienstgrad 
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Die halbfetten Zahlen — wiedergegeben im Kopf jeder Seite — bezeichnen 


die Nummern der gesetzlichen Bestimmungen entsprech, 


nis dieser Au 





be. Die folgenden mageren Zahlen verweisen a 


end dem Inhaltsverzeich- 
die jeweiligen 





Paragraphen und die in Klammern stehenden Zahlen auf deren Absütze, 


Abmeldung zum Wehrdienst 4. 19 

akademische Grade und Titel 

Führen von — 7. 6.9. 12 10. 10 

Verleihung von — 7. 6.9. 12 10. 10 

‚Altersgrenze 

—im, aktiven Wehrdienst 7. 25 (2) 

—im Dienst der Kasernierten Ein- 
heiten des MdI 9. 30 (2) 

—im Dienst der ZV 10. 28 @2) 

‚Anerkennung 

—der im aktiven Wehrdienst erwor- 
benen Qualifikationen und Berufs- 
bezeichnungen 15. 25 

—der Seefahrtszeit und der erwor- 
benen Qualifikation bei Bürgern, 
die aktiven Wehrdienst in der 
Volksmarine geleistet haben 15.1. 
12 

— von Leistungen 3.25 

—von Prüfungen an mili 
Lehreinrichtungen 18.1. 11 

Angehörige der Kasernierten Ein- 
heiten des Mal, Grundsätze für 
die Ausgestaltung der Rechte und 
Pflichten der — 9.4 

‚Angehörige der NVA 

grundlegende Aufgaben der — 3.22 

Grundsätze für die Ausgestaltung 
der Rechte und Pflichten der — 
3.2 





ischen 
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Angehörige der Wehrpflichtigen, Un- 
terhaltsbeträge für — 13. 2 

Anrechnung der Dienstzeit auf die 
Betriebszugehörigkeit 18. 5 9 18) 

‚Anrechnung der Zeit des Dircktstu- 
dlums nach aklivem Wehrdienst 
auf die Dauer der Betriebszugehö- 
rigkeit 18.1.20 

‚Ansprüche der Bürger, die aktiven 
Wehrdienst als. Grundwehrdienst 
geleistet haben 15. 4-8 

Anträge 

auf Beihilfen 13. 7 (1, 2) 18.1. 12 

auf finanzielle Leistungen für die 
Eltern bzw. Großeltern 13.1. 12) 
® 

-auf Stundung oder Erlaß von) 
Steuern 18. 7 () 131. 12 (, 2) 

-auf Stundung von Zahlungsver- 
pflichtungen 13. 7 (1, 2) 131. 12 

—auf Unterhaltsbeträge 19. 7 (1, 2) 
131.12 

-auf Zahlungserleichterungen für 
Versicherungsbeiträge 13. 7 (@) 
131.12.) 

auf zinslose Kredite 13. (1, 2) 

Entscheidung über — auf Unterhalts- 
beträge, Beihilfen, zinslose Kre- 
dite, Stundung von Zahlungsver- 
pflichtungen 18. 8 18.1. 13 





Arbeit, Freistellung von der — 4. 
3111.16 

Arbeitsprozeß, Eingliederung von 
Bürgern, die aktiven Wehrdienst 
geleistet haben, in den — 15. 10 
1415.1.35 

Arbeltsrechts- oder Dienstverhält- 
nisse der Wehrpflichtigen 4. 22 
2 

Arbeltsrechtsverhältnis 

Begründung eines — bei vorüberge- 
'hender Arbeitsunfähigkeit 15. 6 
10m 

Begründung eines — mit Bürgern, 
die aktiven Wehrdienst auf Zeit 
‚oder in militärischen Berufen ge- 
leistet haben 15. 10 (4-7) 15 @-, 
E) 

Begründung eines — mit Studenten, 
die aktiven Wehrdienst auf Zeit 
oder in militärischen Berufen ge- 
leistet haben 15.1.7 

Lösung des— 4.22 0) 

‚Ruhen des — während der Zeit des 
Grundwehrdienstes bzw. des akti- 
ven Wehrdienstes auf Zeit 4. 22 
[ 

‚Arbeitsunfählgkeit, Begründung 
eines  Arbeitsrechtsverhältnisses 
bei vorübergehender — 15. 6 10 
(d) 

Arbeitsverträge 

Abschluß von — mit Bürgern, die 
aktiven Wehrdienst in militäri 
schen Berufen geleistet haben 15. 
15.49) 

‚Abschluß von — mit Studenten, die 
aktiven Wehrdienst geleistet ha- 
ben 154.7 

Arten des aktiven Wehrdienstes 3. 
18 

‚Aufforderung zur Einberufungsüber- 
prüfung 4.14 

‚Aufgaben der Leiter von Betrieben 
und Einrichtungen zur Förderung 
der Reservistenarbeit 11.1. 13 

Aufgaben der staatlichen Organe 
und Betriebe 

der Einberufung von Wehr- 

pflichtigen zum Wehrdienst 4. 22 

3 





REN 
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zur unmittelbaren Vorbereitung 
auf die Einberufung sowie wäh- 
rend des Wehrdienstes 4. 24 25 

—zur Unterstützung der Reservisten 
mı@ 

—zur Vorbereitung auf den Wehr- 
dienst 3.5 (1,4-6) 

zur Vorbereitung der Einberu- 
Tungsüberprüfung 4. 18 

—zur Vorbereitung der Musterung 
47 

Aufgaben und Rechte 

—der Leitungen der Reservistenkol- 
lektive und -gruppen 11.1. 8 

—der Reservistenbeiräte 11.1. 10 

—der zentralen Leitungen ‘von Re- 
servistenkollektiven 11.1, 9 


Auflagen an Wehrpflichtige zur 
fachärztlichen Behandlung 4. 10 
9 

Ausbildung 


—der Angehörigen der Kasernierten 
Einheiten des Mal 9. 20 26 27 
—der Angehörigen der ZV 10, 18.24 
3 

—im Dienstverhältnis Berufsoffizier 
1.2 

im Dienstverhältnis Berufsunter- 
offizier 7.20 

im Dienstverhältnis Fähnrich 7. 
a 

—im Wehrdienst auf’ Zeit 7. 14 
Ausgleichszahlungen 

—für die Dauer des Reservisten- 
wehrdienstes 12.78 

—für Mitglieder der Genossenschat 
ten der Landwirtschaft und Fi- 
scherei 121.2 

—für Mitglieder der Produktions- 
‚genossenschaften des Handwerks 
121.3 

— für private Handwerker, Gewerbe- 
treibende sowie Selbständige und 
steuerbegünstigt freiberuflich Tä- 
üge 12.1.4-7 

Aussageerlaubnis zur Aussage vor 
Gericht, dem Staatsanwalt oder 
einem Untersuchungsorgan 11. 6 
Aussetzung der Entlassung aus dem 
Wehrdienst 3.39 
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Ausübung einer nebenberuflichen 
Tätigkeit 7. 7 9. 13 10. 11 

Aus- und Weiterbildung der aus 
‚dem aktiven Wehrdienst entlasse- 
nen Bürger 15.4716 

Auszahlung von Unterhaltsbeträgen, 
Beihilfen und Krediten 13. 9 13.1. 
1415 

Auszeichnungen 

Tragen staatlicher - 7. 6 9. 12 10. 
10 

Verleihung staatlicher —, akademi- 
scher Grade und Titel 7. 6.9. 12 
20. 10 

Auszeichnung und Prämiierung von 
gedienten Reservisten und Reser- 
vistenkollektiven 11.4. 14 





Beendigung 

—der Zahlung von Unterhaltsbeträ- 
‚gen und regelmäßigen Beihilfen 
18. 10 13.1. 16 

—des aktiven Wehrdienstes in der 
NVA 7.8. 11 17 26 28 30 

—des Dienstes in den Kasernierten 
Einheiten des Mal 9. 14 17 23 31 
3335 

Befühlgungszeugnisse, Erwerb von 
— und Berechtigungsnachweisen. 
15.1. 4 17-19 Anl.2, 4 

Beförderung, Ernennung und — 

—der Angehörigen der Kasernierten 
Einheiten des MdIi 9. 9 34 (1) 35 
{N} 

—der Angehörigen der NVA 7. 3 
10.152730.) 

—der Angehörigen der ZV 10. 7 14 
1930 

—der Generale 7.3.0) 

—der Soldaten im Grundwehrdienst 
7.102 

—der Soldaten, Unteroffiziere und 
Offiziere auf Zeit 7. 15 27 

Betreiung 

—der Bürger, die aktiven Wehr- 
dienst geleistet haben, von be- 
stimmten Lehrveranstaltungen und 
Prüfungen bei der Qualifizierung 
151.18 

—der Studenten, die aktiven Wehr- 
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jenst in militärischen Berufen 
geleistet haben, von bestimmten. 
Lehrveranstaltungen und Prüfun- 
gen 15.112 

—von der Gebühr für Hör- und) 
Fernschrundfunk für Ehefrauen, 
131.10 | 

Beginn der Zahlung von Unterhalts-) 
beirägen und regelmäßigen Bei- 
hilfen 13. 10.134. 16 

Beihllten 

Anträge auf - 19. 7 121. 12 

Auszahlung von Unterhaltsbeträ- 
gen, — und Krediten 13. 9.13. 14 
15 

Beginn und Beendigung der Zah.) 
lung von Unterhaltsbeträgen und 
regelmäßigen — 13. 10. 131. 16 

—bei vorübergehender Verminde- 
rung des Einkommens der Ehefrau 
13.5.) 13.1.6 

—für unabwendbare Ausgaben 14, 
50 181.00) 

— für Wohnungsmiete 13. 4 18.1. 8 

Entscheidung Über Anträge aut —' 
13.8 { 

sonstige - 13.513.1.9 

Bekanntgabe der Verfügung über‘ 
die Wiedergutmachung eines Scht 
dens 1.18 

Bekanntmachung 

-der Einberufungsüberprüfung 4, 
13 

— der Musterung 4.3 [ 

Berechtigungsnachweise, Erwerb von 
Befähigungszeugnissen und — 15.1, 
4172-19 Anl.2,4 

Berechtigung zur Führung zivilen) 
Berufsbezeichnungen nach Ab- 
schluß militärischer Fachschule 
151.8 

berufliche Förderung der aus dem) 
aktiven Wehrdienst entlassenen 
Bürger 15.4716 

Berufsbezeichnungen 

Berechtigung zur Führung 
151.8 

Gleichstellung erworbener — an mi- 
itärischen Lehreinrichtungen mit 
zivilen Berufsbezeichnungen 15.1, 
10 Anl.1,3 
































ler 





Berufskrafifahrer, Erwerb der Qua- 


lifikation als — 15.1. 15 

Berufsotfiziere 

Ausbildung im Dienstverhältnis — 
7.2210. 

Dauer der Dienstzeit der - 7.1 (@) 
25 1)10.28 1) 

Weiterbildung der — 7. 24 10. 27 


Berufsunterführer und Berufsoffi- 
slere der Kasernierten Einheiten 
des Mal 

Ausbildung 
9.2027 

Dauer der Dienstzeit der — 

Weiterbildung der — 9. 20 

Berufsunteroffiziere 

Ausbildung im Dienstverhältnis — 
7.20 10.24 

Dauer der Dienstzeit der — 7. 25 
a) 10.28 () 

Weiterbildung der — 

Beschwerde 

—gegen die Ablehnung eines Antra- 
ges auf zeitweilige Zurückstellung 
vom Wehrdienst 3. 15 (1) 

=gegen die Einberufung zum Wehr- 
dienst 3.15.(1) 

—gegen Entscheidungen über die 
Gewährung von Unterhaltsbeträ- 
gen mul 

—gegen Entscheidungen Über die 

Tauglichkeit. 3.15 (1) 

gegen Forderungen auf Erstattung 

ungerechtfertigt geleisteter Zuh- 

lungen 13. 12 (2) 

—gegen Verfügungen über die Wie- 
dergutmachung eines Schadens 14. 
it 

—nach der Einberufung zum Wehr- 
dienst 3.15.) 

Frist zur Einlegung der — 

Beschwerdekommission 

Bildung der — beim Wehrbezirks- 
‚kommando ‚3.15 (2) 

Tätigkeit der — 4.30 

Besoldung 

—bei Dienstunfählgkeit 12. 2 

—der Studenten für die Dauer des 
Reservistenwehrdienstes 12. 7 (8) 
8 

— während des aktiven Wehrdienstes. 





im Dienstverhältnis — 


9.220 


7.24 10.27 
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aut Zeit und in mihtärishen Be- 
era 

= Yahdena” ars Grungwehriennien 
jan 

and ab Runen meanatnaten. 
nes 

Bra es Ansprucne nur = wur: 
ee 
Ara 
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a ru auf een 
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KEN Austen une rantleien 
Organe und Reirebe | 

NN 
Hana ei Brenn taat antenne 
dienst und bei der Einneulune, 
areas 

Aeueinene ven 
a 

Püichten der - gegenüber den aus 
ee el 
Fa 





der Arbeit durch 


Dauer der Dienstzeit 

der Berufsunterführer und Be- 
rufsoffiziere der Kasernierten Ein-, 
heiten des Mal 9. 22 30 

—der Soldaten, Unteroffiziere und 
Offiziere auf Zeit 7. 16 

-für Berufsunteroffiziere und Be- 
rufsoffiziere der ZV 10. 28 

militärischen. Berufen 7. 25 

Dauer des Grundwehrdienstes 3. 20 





[% 
Dienstalter 

Anrechnung von Dienstzeiten auf 
das- 7.52 


-im aktiven Wehrdienst 7. 5 

—in den Kasernierten Einheiten des 
Mal 9.11 

—in der Zivilverteidigung 10. 9 

Vergütung für das — 12. 3 (2) 

Dienstbezüge 

Zahlung von -, 
schlägen 12. 3 

Zusammensetzung der - 12. 3. (2) 

Dienst, der der Ableistung des 


Zulagen und Zu- 
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Wehrdienstes entspricht 2. 3 () 
3.20) 46.95. 

Diensteid der Angehörigen der ZV 
3.19 (2,3) 10.2 Anl. 

Dienstgradabzeichen und Uniformen, 
Gestaltung der — 3.20 @) 

Dienstgrade 

der Angehörigen der Kasernierten 
Einheiten des Mal 9. 8 

—der Angehörigen der NVA und 
der Grenztruppen der DDR 6. 

—der Angehörigen der ZV 10. 6 

—der Fähnriche 6. 1 

—der Fähnrichschüler 6. Ic 

—der Generale und Admirale 6. 18 

—der Offiziere 6.18 

—der Offiziersschüler 6. 1e 

—der Soldaten 6. 1a 

—der Unteroffiziere 6. 1d 

—der Unteroffiziersschüler 6. 1b 

Festlegung der militärischen — 3. 
20 

Herabsetzung im — 7. 4 9. 10 10. 8 

Umbenennung von — 11. 2 (2) 

Vergütungen für die - 12. 3 (@) 

Dienst in den Kasernierten Einhei- 
ten des MdL, Regelung des — 9.1 

Dienst In der Zivilverteidigung, Re- 
gelung des— 10.1 

Dienstlaufbahn 

—der Grenztruppen der DDR & 

—der Kasernierten Einheiten des 
mar 9. 

—der Nationalen Volksarmee 3. 18 
a. 

—der ZV 10. 

Dienstpflichten im Sinne der Wie- 
dergutmachungsverordnung 14. 4 

Dienststellung 

—der Angehörigen der Kasernierten 
Einheiten des MdI 9. 5c 

Ernennung in eine — 7. 3 10. 7 

Herabsetzung in der - 7.410. 8 

Vergütung für die - 12.3 @c) 

Voraussetzungen für die Ernennung 
in eine — 7.3.9 10.72 

Diensttauglichkeit, Feststellung der — 
sn 

Dienstverhältnis, 

Beginn des — der Soldaten, Unter- 


PT 


offiziere und Offiziere auf Zeit 7, 
1310. 17 

Beginn des — des aktiven Wehrdien- 
stes in militärischen Berufen 7. 10, 
10.23 

—der Angehörigen der Kasernierten 
Einheiten des Mdl 9. 5a 6 

—der Angehörigen der ZV 10. 4 
13-29 ' 

—der Berufsunterführer und Berufs- 
offiziere der Kasernierien Einhei- 
ten des Mal 9. 24-31 3 

—der Soldaten im Grundwehrdienst 
7.9-11 

—der Unterführer auf Zeit der Ka- 
sernierten Einheiten des MdI 9, 
18-23 ; 

—der Wachtmeister der Kasernier- 
ten Einheiten des MdI 9. 15-17 

—des aktiven Wehrdienstes auf Zeit 
2.12-17 

Lösung des — bei Beginn des aktiven 
Wehrdienstes in militärischen Be 
rufen 4.22.) 

Ruhen des — während des Grund- 
wehrdienstes bzw. des aktiven, 
Wehrdienstes auf Zeit 4. 22 (I) 

Übergang von einem — in ein ande- 
res 3.31 (9 7.20.7105 

Übernahme in ein — ohne Ausbil 
dung 7. 23.9. 28 10. 18 (4) 26 

Dienstzeit. 

Anrechnung der — auf die Betriebs- 
zugehörigkeit 15. 5 9 18 

Dauer der — der Berufsunterführer, 
und Berufsoffiziere der Kasernier- 
ten Einheiten des MdI 9. 22 30 

Dauer der — der Berufsunteroffi- 

re, Fähnriche und Berufsoffi 

re 7.2510.28 

Dauer der — für Soldaten im Grund- 
wehrdienst 3. 29 

Dauer der — für Soldaten, Unterof- 
fiziere und Offiziere auf Zeit 7, 
16.10. 20. 

Regelungen zur — 7. 28.9, 33 

Verlängerung der - 32.20.67 % 
289.23 910.31 

Disziplin, militärische 3, 22 (9) 45 
® 



























Deutsche Volkspolizei 3. 6 (1) 42 &, 
944.20) 


Ehefrau 

Befreiung von der Gebühr für Hör- 
und Fernsehrundfunk für die — 
13.1. 10 

Invalidität der — 13. 2 () 

Unterhaltsbeträge für die — 13. 2 
BD 

Ehegatten, Ansprüche der — von 
Bürgern, die aktiven Wehrdienst 
in militärischen Berufen. geleistet 
haben 18, 28 

Ehegattenzuschlag, Zahlung von — 
12.50 

Bigenlelstungen, Entscheidungen, 
über Anträge auf Stundung von — 
der sozialistischen Wohnungsbau- 
genossenschaften 18.1, 13 @) 

Einarbeitungszeit, Lohn- und Ur- 
laubsansprüche der Bürger, die 
aktiven Wehrdienst geleistet haben 
15.817 

Einberufung 

Alter für die - zum Wehrdienst 3. 
320 

‚Aufgaben der staatlichen Organe 
und Betriebe bei der — von Wehr- 
pflichtigen zum Wehrdienst 4, 22 
225 

Auswahl der Wehrpflichtigen für 
die- 3.120) 

Beschwerde gegen die - zum Wehr- 
dienst 3.150) 

—während der Mobilmachung und 
im Verteidigungszustand 3. 12 (9) 

= zum freiwilligen Wehrdienst 3, 12 
w 

—zum Grundwehrdienst vor dem 
Studium 3.12 (2) 

Entscheidung über die — 3.12 (1) 

grundlegende Bestimmungen über 
die- 4.2 

Mitteilungspflicht bei Verhinderung 
zur — 3.126) 

Mitteilungsptlicht über die - 4. 2 

‚Termin der — 3.12 

Zuständigkeit für die — 
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Einberufungsbefehl 

Begründung des Wehrdienstverhält- 
nisses durch den — 3. 12 () 

Einberufung mittels — 8. 12 (1) 

=zum Dienst in den Kasernierten 
Einheiten des Mäl 9:2 

Erlaß des— 4.2.02) 

Hinterlegung des — bei Auslands- 
aufenthalt 4.18 (0) 

Gültigkeit des - 3.12 9) 

Meldung bei Verlust des — 3.12 (4) 

sorgfältige Aufbewahrung des — 3. 
12.0 

Strafbestimmungen bei Nichtan- 
nahme bzw. Nichtbefolgen des — 
3.48 

Umgang mit dem - 4. 18 6-7) 

Zustellung des — 4. 18 (2, 3) 

Einberufungskommission 

Bildung von - 4.10 (1) 

Rechte und Pflichten der — 4. 17 

Zusammensetzung der = 4. 10 @) 

Einberufungsüberprüfung 

Aufforderung zur = 4. 14 

Aufgaben der staatlichen Organe 
und Betriebe zur Vorbereitung 
der 4.15 

Bekanntmachung der = 4. 18 

Durchführung der — 3. 11 4. 17 

Vorbereitung und Durchführung der 
- 41-17 

Eingliederung aus dem aktiven 
Wehrdienst auf Zeit bzw. In mill- 
rischen Berufen entlassener Bür- 
ger in den Arbeitsprozeß 15. 10 
14154. 3 

Einkommen 

Berücksichtigung des — der Ehefrau 
bei der Höhe der Unterhaltsbe- 
träge 18.2 1,2) 181. 0, 0 

-im Sinne der Unterhaltsverord- 
nung 18.1.5132. 1 

Nachweis der Höhe des Durch- 
schnittseinkommens 13.1. 17 @) 

vorübergehende Verringerung des — 
der Ehefrau 13.1. 6 

Einstellung aus dem Grundwehr- 
dienst entlassener Bürger bei vor- 
übergehender _Arbeitsunfähigkeit 
15.6 
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Einstellung in den Dienst des Mini- 
‚sterlums für Staatssicherheit 4. 21 

Eitern 

Anträge auf finanzielle Leistungen 
für - 131.126) 

Unterhaltsbeträge für - 13. 2 (1) 3 
131.7 

Entlassung 

‚Aussetzung der — aus dem Wehr- 
dienst 3.39 7.30 

—aus dem aktiven Wehrdienst 3. 41 
(@) 7. 11 1726.28 30 (2) 11.2 

—aus den Kasernierten Einheiten 
des Mal 9. 14 17 23 31 33 35 

—aus der ZV 10.12 15 21 29 31 33 

Entscheidung 

Über Anträge auf Stundung und 
Erlaß von Steuern 13.1. 13 (2) 

Über Anträge auf Stundung von 
fälligen _Genossenschaftsanteilen 
und Eigenleistungen 13.1. 13 @) 

über Anträge auf Stundung von 
Versicherungsbeiträgen 13. 8 13.1. 
0 

über Anträge auf Stundung von 
Zahlungsverpflichtungen 1: 

—über Anträge auf Unterhaltsbe- 
träge und Beihilfen 13. 8 

—über Beschwerden gegen Entschei- 
dungen über Unterhaltsbeträge 
und andere finanzielle Leistungen 
2. 

-über die Gewährung zinsloser 
Kredite 13.8 

Entscheldungsbefugnisse der Abtei- 
lungen Finanzen der Räte der 
Kreise über die Erstattung von 
Kosten und über Ausgleichszah- 
lungen 121.8 

Erfassung 

—der Wehrpflichtigen durch die 
Deutsche Volkspolizei 3. 6 (1) 

— weiblicher Bürger in Vorbereitung 
auf die Mobilmachung und den 
Verteidigungszustand 3. 6 @) 

Zeitpunkt der — der Wehrptlichtigen 
3.08 

Erholungsurlaub, Berechnung des — 
für Bürger, die aktiven Wehr- 
dienst geleistet haben 15. 8 (2) 17 
0) 





166 





Erlöschen von Unterhaltsverpflich- 
tungen 13.6.8) 

Ernennung und Beförderung 

—der Angehörigen der Kaserniertei 
Einheiten des MdI 9. 9 15 16 20 
2202032343 q) 

—der Angehörigen der NVA 7. 
10 152730. 0) 

der Angehörigen der ZV 10. 7 13 
14193033 () 

Regelung für die — 7. 27 9, 32 10, 
&) 














Voraussetzungen für die - 7. 3 () 
2910.70) 

‚Erwerb 

—der Qualifikation als Facharbeiter 
„Berufskraftfahrer“ in verkürzten 
Ausbildung 15.1. 15 

—der Qualifikation als „Facharbei- 
ter für Filmwiedergabelechnik“ in 
verkürzter Ausbildung 15,1. 18 

—des akademischen Grades Diplom 
eines Wissenschaftszweiges nach, 
Qualifikation an einer Oftizlers- 
hochschule 18.1. 

—des medizinischen Fachschulab- 
schlusses in der Fachrichtung 
Krankenpflege nach Sjähriger Tä- 
tigkeit als Unteroffizier im medi-, 
zinischen Dienst 15.1. 14 

—von Befähigungszeugnissen (Offi- 
ziere der Volksmarine) bzw. Be- 
rechtigungsnachweisen (Fähnriche 
und Unteroffiziere der Volksma- 
Fine) auf dem Gebiet der Seefahrt 
15.1. 17-19 Anl.2 4 

—von Lehrbefähigungen im Bil- 
dungswesen 15.1. 11 





Fach- und Hochschulen 

Ausbildung der Fähnriche und Be- 
rufsoffiziere an — 7. 21 22 

—der NVA 3.32 

Fahneneid 

—der Angehörigen der Kasernierten 
Einheiten des MdI_9. 3 Anl. 

—der Angehörigen der NVA 3. 19 
@ Anl. 

—der Angehörigen der Grenztrup- 
pen der DDR &. 2 Anl. 





Fähnriche 

Ausbildung im Dienstverhältnis — 
2 

Dauer der Dienstzeit für — 7. 25 

Dienstgrade der — 6. 1f 

Dienstverhältnis der — 7. 1 @) 

Weiterbildung der — 7. 24 

‚Fähnrichschüler, Dienstgrade der — 
lc 

Fahrtkosten, Rückerstattung von — 
bei der Erfassung, Musterung ete. 
4.20 

Filmwiedergabetechnik, Erwerb der 
Qualifikation als Facharbeiter für 





= 151.16 
finanzielle Leistungen 
‚Anspruchsberechtigte auf — nach 
der Unterhaltsverordnung 13, 1 
MAR. 12 


Unterhaltsbeträge und andere — an 
Angehörige der zum Grundwehr- 
dienst einberufenen Werktätigen 
13. 

finanzielle Versorgung 

— während des aktiven Wehrdienstes 
auf Zeit und, in militärischen Be- 
rufen 12.34 

— während des Reservistenwehrdien- 
stes 12.0-0 

Förderung der Bürger nach dem 
Wehrdienst 3. 37 15. 15.1. 

Freiheitsentzug, Vergütung während 
des Vollzugs einer Strafe mit — 
12.108 

Freiheitsstrafe 

Gewährung von Leistungen nach der 
Unterhaltsverordnung bei Verbü- 
Bung einer — 13. 14 13.1. 18 

Wegfall des Anspruchs auf Besol- 
dung während des Vollzugs einer 
- 12.10 

Freistellung 

—für die Dauer des Reservisten- 
wehrdienstes 4. 23 

—von der Arbeit 4, 28 11.1. 16 

freiwilliger Dienst der Unterführer 
auf Zeit, Berufsunterführer und 
Berufsoffiziere der Kasernierten 
Einheiten des Mal 9.6 @, 9) 
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freiwillige Verpflichtung 

—der Berufsunteroffiziere und Be- 
rufsoffiziere der ZV 10. 22 

—der Unteroffiziere auf Zeit der 
zv 10.16 

—zum aktiven Wehrdienst als Be- 
rufsunteroffizier, Fähnrich oder 
Berufsoffizier 7,19 

—zum aktiven Wehrdienst auf Zeit 
7.12 


Geheimhaltung 

Wahrung der — durch die Angehö- 
rigen der NVA 3.22 @e) 

Wahrung der — durch die gedienten 
Reservisten 11.1. 18 

Gesellschaft für Sport und Technik 
3.50) 

Gleichstellung 

—der an Unteroffiziersschulen er- 
worbenen _ Berufsbezeichnungen 
mit. Berufsbezeichnungen im. zivi- 
len Bereich 151. 10 Anlı3 \ 

—der in den bewaffneten Organen 
erworbenen Zeugnisse und Berufs- 
bezeichnungen mit Zeugnissen und 
Berufsbezeichnungen im zivilen 
Bereich 15.1. 10. 11 Anl.ı 

Großeltern - 

Anträge auf finanzielle Leistungen 
für die - 181.12 9) 

Unterhaltsbeträge für - 13. 2 (1) 3 
13.1.7132. 1 

Grundwehrdienst 

Alter für die Einberufung zum — 
3.2003 

Beendigung des — 3.30 7. 11 

Dauer des — 3.20 (1) 

Dienstverhältnis der Soldaten im — 
7.9-11 

Einberufung zum — 3.29 (2, 3) 

erneute Einberufung zum — nach 
einer vorzeitigen Entlassung 3. 
EI) 

Verlängerung des — 3.30 (6, 2) 

vorzeitige Entlassung aus dem — 
Er) 

GST-Grundorganisationen, Ziel, Auf- 
gaben und Formen der Zusam- 
menarbeit der Reservistenkollek- 
tive mit den — 111. 6 
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Herabseizung im Dienstgrad und in 
der Dienststellung 

— (Kasernierte Einheiten des Mal) 
9.10 

-iNva) 7.4 

-@zv) 10.8 A 

Hochschulen, Aufnahme eines Stu- 
diums an — durch aus dem akti- 
ven Wehrdienst Entlassene 10. 2 
ırıa 


Invalidität der Ehefrau 13. 2 W) 
131.4 


Jahresendauszahlung für die wäh- 
rend des Reservistenwehrdienstes 
zu berechnenden Anteile 121. 2 
3 


Kasernierte Einheiten des Mal 9. 

Kinder 

dem Haushalt angehörende — 13. 2 
121.3) 

unterhaltsbeı 
12.1.1 

Unterbaltsbetrüge für — 13. 2 () 

Kindergeld, Zahlung von — 12.5 9 

Kosten, Erstattung von — für die 
Musterung, Einberufungsüberprü- 
fung und Feststellung der Dienst- 
tauglichkeit 4. 20 

Kredite, zinslose 

Anträge aut - 18,7 

Auszahlung von — 13.9. 9) 

Entscheidung über Anträge auf — 
18.8 13.1.23 

Gewährung von — 13.1. 11 

—für Zahlungsverpflichtungen 13. 6 
@ 

Rückzahlung der — 19.9 @) 

Kündigungsschutz 

Erlöschen des — 4. 22 (2) 

—während des Grundwehrdienstes 
und des aktiven Wehrdienstes auf 
Zeit 4.22 


chtigte — 13. 1 (da) 





Landesverteidigung 1. Art. @) 
Art. 23.) 2.3 
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Lehrbefähigung, Erwerb der — durch 
ein Zusatzstudium 1541. 11 

Lehreinrichtungen 

Ausbildung an — der NVA 7. 21 22 

Ausbildung an — der ZV 10. 24 25 

der NVA 3.32 

—der ZU 10.2 

Leistungen nach der Sozialfürsorge- 
verordnung bei Untersuchungshaft 
‚oder. Freiheitsstrafe Wehrptlichti- 
ger oder  unterhaltsberechtigter 
Angehöriger 13. 14 

Leitungen der Reservistenkollektive 
und -gruppen, Aufgaben und 
Rechte der — 111. 8 

Lohn- und Gehaltsgruppen, Festle- 
‚gung von — im Rahmen der Von- 
Bis-Spannen für Bürger, die akti- 
ven Wehrdienst in militärischen 
Berufen geleistet haben” 15. 17 (2) 








materielle Verantwortlichkeit der 
Angehörigen der bewaffneten Or- 
gane ı 

Meisterqualifikation nach erfolgrei- 
Chem Abschluß der Ausbildung Im 
Unterführeriehrgang 9. 26 () 

Meldepflicht 

—bei Auslandsaufenthalt während 
der Mobilmachung und im Vertei- 
digungszustand 3. 40 (T) 

—bei der Deutschen Volkspollzel 
vor der Einberufung zum Weht 

ienst 4.19 

—bei der Erfassung, Musterung, Ein- 
berufungsüberprüfung und Dienst- 
tauglichkeitsuntersuchung 3. 3 8 

a 

—der Wehrpflichtigen bei der Auf- 
forderung zur Musterung 4. 4 5 

—der Wehrpflichtigen nach der Ent- 
lassung aus dem Wehrdienst 4. 22 
1.3 

Meldung und Untersuchung eines 
Schadens, den ein Angehöriger 
eines bewaffneten Organs verur- 
‚sacht oder festgestellt hat 14. 18 

Mietbeihilten 

Anträge auf — 13. 7181. 12 











Beginn und Beendigung der Zahlung 
von— 13.10 13.1. 16 

Entscheidung über Anträge auf — 
13.8 

Gewährung von — 13. 4 13.1. 8 

militärischer Schutz der Deutschen 
Demokratischen Republik 3. 3 23 
® 

Mitgestaltung des aktiven Wehrdien- 
stes 3.24 

Mitteilungspflicht 

—der ‚Justizorgane und des Mal 3. 
17 

—der staatlichen Organe und Be- 
triebe über Veränderungen zur 
Person 3.16.) 

—der Wehrpflichtigen bei Verhin- 
derung der Teilnahme an der 
Musterung 3.8 (1,2 4.5 (1) 

der Wehrpflichtigen über ‚ Verän- 
derungen zur Person 3. 3 (2d) 16 
4.20 

—über Veränderungen, die sich auf 
die Zahlung oder die Höhe von 
Unterhaltsbeträgen und Beihilfen 
auswirken 13. 12 18.1. 17 

Mobilmachung und Verteldigungszu- 
stand 

Meldepflicht bei — 3. 40 (M 4. 31 

Regelungen für — 3. 40 41.4. 31 7. 
30 9. 3510.33 

monatliche Bezüge im Sinne der 
Wiedergutmachungsverordnung 14. 
15 

Musterung 

Aufforderung zur — 3. 8 4. 4 

‚Aufgaben der staatlichen Organe und 
Betriebe zur Vorbereitung der — 
4.78 

Bekanntmachung der — 4. 3 

Durchführung der — 3.7 @) 4. 10 

Einberufung ohne — 3.40 () 

grundlegende Bestimmungen über 
die- 41 

Meldepflicht zur — 4. 5 

Meldung von Hinderungsgründen 
zur— 3.8@) 

— bestimmter Wehrpflichtiger 4. 6 

—von Binnenschiffern 4. 6 @) 

—von Seeleuten 4. 6 (2) 
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Vorbereitung und Durchführung der 
— 3.794.3-12 

Zeitraum der— 3.70) 

Zweck der— 3.70) 

Musterungskommission 

‚Aufgaben der — 3.9 4. 10 

Bildung von — 3.7) 4.9 

Entscheidungen der — 4. 10 (2) 

Rechte und Pflichten der — 
2-0) 

Zusammensetzung der — 3.9.0) 4. 
E20) 





9 


Nachweis 

—bestimmter Tätigkeiten für Offi- 
ziere auf Zeit, Berufsunteroffiziere, 
Fähnriche oder Berufsoftiziere 
‚nach der Entlassung aus dem ak- 
tiven Wehrdienst 15.1. 5 

—der Höhe des Durchschnittsein- 
kommens 13.1. 17 (3) 

nebenberufliche Tätigkeit, Ausübung 
einer - 7.79.18 10.11 


Offiziere 

5. auch Berufsoffiziere 

Ausbildung der — auf Zeit 7. 14 

Dienstgrade der — 6. 19 10. 6e 

Dienstverhältnis der — auf Zeit 3. 
ELAT) 

Entlassung der — auf Zeit 7. 17 

Verantwortung der — der Reserve 
111.3 

Otfiziersschüler 

Dienstgrade der - &. 1e 10. 0d 

Vergütung der — 12.3 @) 

Ordnungsstrafbestimmungen 3. 42 


Pflichten der Reservisten 11. 1 

Pflichtversicherung der Angehörigen 
der NVA während des aktiven 
Wehrdienstes auf Zeit und in mi- 
litärischen Berufen 12, 4 

Pflicht zum Wehrdienst 3, 3 


Qualifikationen und Berufsbezeich- 
‚nungen, Anerkennung der im ak- 
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tiven Wehrdienst erworbenen — 
15.3 

Qualifizierungs- und Förderungsver- 
träge mit Bürgern, die aktiven 
Wehrdienst geleistet haben 15. 7 
1) 

Qualifizierungsverträge mit Bürgern, 
die aktiven Wehrdienst in der 
Volksmarine leisten 15.1. 4 


Recht der Entscheidung über die 
Wiedergutmachung eines Schadens, 
1.20 

Rechte und Pflichten 

—der Angehörigen der Kasernierten 
Einheiten des Mäl, Grundsätze für 
die Ausgestaltung 9. 4 

—der Angehörigen der NVA, Grund- 
sütze für die Ausgestaltung 3. 21 

—der Vorgesetzten 3. 23 

—der Bürger zum Schutz des Frie- 
dens und des sozialistischen Va- 
terlandes 1, Art.23 (1) 23 (1) 

Regelung von Zahlungsverpflichtun-. 
gen 13.6 

Reserve der NVA 

Beendigung der Zugehörigkeit zur — 
1.7 

Bildung der — 3.38 

Verantwortung der Offiziere der — 
111.3 

Zugehörigkeit zur — 11. 2 

Reservisten 

‚Aussageerlaubnis der — zur Aussage 
vor Gericht, dem Staatsanwalt 
oder einem Untersuchungsorgan 
1.6 

Auszeichnung und Prämiierung von 
gedienten — ILL. 14 

Berechtigung der — zum Tragen von 
Uniformen 11.4 





disziplinarische _ Verantwortlichkeit 
der— 3.380) 
Ernennungen und Beförderungen 


von— 11.5.0) 

Freistellung der — von der Arbeit 
111. 16 

gediente — 3.38 (2b) 

gesellschaftlicher Auftrag der — 
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außerhalb des Reservistenwehr- 
dienstes 111.1 

Rechte und Pflichten der — 3. 38 
@1L145111.13 

sozialistischer Weltbewerb der — 
111.7 

Übernahme von — In den aktiven 
Wehrdienst 11.5 (1) 

ungediente - 3.38 (2a) 

Unterstützung der — durch die staat- 
lichen Organe und Betriebe 11. L 
@ 

Versicherungsschutz für Tätigkeiten 
der gedienten — 1.1. 17 

Wahrung der Geheimhaltung durch 
die- 111.18 

Reservistenabzeichen, Aushändigung, 
des- 11115 

Reservistenarbeit 

Aufgaben der bewaffneten Organe 
zur Förderung der — 11.1. 12 

Aufgaben der Leiter von Betrieben 
und Einrichtungen zur Förderung 
der— 111.13 

Formen der — AL. 5 

Organisation und Führung der — 
111.4 

Pflichten der Chefs und Leiter der 
Wehrkreiskommandos zur Füh- 
rung der — 111. 11 

—zur Verwirklichung des gesell- 
schaftlichen Auftrages 11.1. 2 

Reservistenausbildung, Dauer der — 
3.3 

Reservistenbeiräte 

‚Aufgaben und Rechte der — 11.1. 10 

Bildung der - 111. 4 (11) 

Reservistengruppen 

Aufgaben und Rechte der Leitungen 
der— 114.8 

Bildung von — 111.48, 4) 

Reservistenkollektiv 

Appell des — 111.5 () 

Aufgaben und Rechte der Leitungen 
der— 111.89 

Aufgaben und Rechte der zentralen 
Leitungen der — 111, 9 

Auszeichnung und Prämiierung von 
— 11114 

Bildung von — 111.49) 





—als grundlegende Organisations- 
form 111.4 (2) 

Verantwortung der Leiter der Wehr- 
'kommandos für die Bildung von 
= 11140) 

Ziel, Aufgaben und Formen der Zu- 
‚sammenatbeit der — mit den GST- 
Grundorganisationen 11.1. 6 

‚Reservistenkonferenzen, Durchfüh- 
tung von — AL. 5 (7, 8) 

Reservistenqualifizierung, Dauer der 
- 3.3 

‚Reservistenübung, Dauer der — 3. 
3 

Reservistenwehrdienst 

‚Ausbildung im — 3.34 

finanzielle Versorgung während des 
- 12.6-12 

Freistellung für die Dauer des — 4. 
2 

Regelungen für den Dienst in den 
Kasernierten Einheiten des Mal, 
der der Ableistung des — ent- 
spricht 9.34 

Regelungen für den Dienst in der 
ZV, der der Ableistung des — ent- 
spricht 10.92 

Regelungen für den — 7. 29 

Zweck und Arten des — 3. 33 








Schaden 

fahrlässig verursachter — 14. 7 (1) 

Ermittlung der Höhe des — 14. 14 

=im Sinne der Wiedergutmachungs- 
verordnung 14.3 

vorsätzlich verursachter — 14. 7 (2) 

Schadenersatz 

Leistung von — 4. 6 

—bei Alkoholmißbrauch 14. 12 








Verpflichtung zum — 14. 2 
Verzicht auf Leistung von — 14. 
23-25 


Schadenersatzanspruch, Verjährung 
des— 14.21 

Schadenersatzforderung, Einziehung 
der— 14.22 

Sciadenersafz, Höhe des — 

—bei fahrlässig verursachten Schi 
den 1.7 0)8 

—bei fahrlässig verursachten Schä- 
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den durch unberechtigte Benut- 
zung von Walfen, Fahrzeugen oder 
sonstigen Geräten 14. 9 

—bei fahrlässig unter Alkoholein- 
fluß verursachten Schäden 14, 10 

—bei vorsätzlich verursachten Schä- 
den 1.72 

Schadenersatzpflicht 

‚Entscheidung über die — 14. 17 

—bei Alkoholmißbrauch 14. 12 

—bei unerlaubter Entfernung oder 
Fernbleiben 14. 11 

—der Angehörigen der bewaffneten 
Organe 14.2 

Schadensfälle, Bearbeitung der — 14. 
16 

Schadenshöhe 

—bei der Beschädigung von Sachen 
14.14 

—bei Verlust oder Vernichtung von 
Sachen 14.14 

—bei Verlust von Geld, anderen 
Zahlungsmitteln oder Wertmar- 
ken 14.14 

Schuld im Sinne der Wiedergutma- 
hungsverordnung 14. 5 

Schutz der sozialistischen Errungen- 
schaften gegen alle Angriffe von 
außen 1. Art.7 (2) 

Soldaten auf Zeit 

berufliche Förderung der — 18. 7 

Dienstverhältnis der — 3. 317.1 (2) 
12-17 

Eingliederung der — und der Unter- 
offiziere in den Arbeitsprozeß 16. 
10 

finanzielle Versorgung der — wäh- 
rend des aktiven Wehrdienstes 
12.3 

Verpflichtungen der — 7. 12 

vorrangige Zulassung zum Studium 
und Stipendien der — 15. 11 


Soldaten, Dienstgrade der — 6. 1a 
7.91010.6a 

sonstige Beihilfen 13. 5 

Sozialversicherung, Beitragspflicht 


zur — während der Dauer des 
Grundwehrdienstes 12, 1 2) 


staatliche Organe 
s. Aufgaben der staatlichen Organe 
und Betriebe 5 
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Steuern 

Anträge auf Stundung oder Erlaß 
von — 18.7 (9) 121. 12 

Entscheidung über Anträge auf 
Stundung oder Erlaß von — 131. 
13.8 

Stipendien für Studenten, die akti- 
ven Wehrdienst auf bzw. in 
militärischen Berufen geleistet ha- 
ben 15.11 19-21 

Strafarrest, Gewährung von Lei- 
stungen nach der Unterhaltsver- 
ordnung bei — 13.1. 18 (2) 

Strafbestimmungen 3. 43 

Stundung 

Entscheidung über Anträge auf — 
oder Erlaß von Steuern 13.1. 13 
@ 

Entscheidung über Anträge auf — 
von fälligen Genossenschaftsantei- 
len und Eigenleistungen der so- 
zialistischen Wohnungsbaugenos- 
senschaften 13.1. 13 @) 

Entscheidung über Anträge auf — 
von Zahlungsverptlichtungen 13. 8 
131.13 

—von Zahlungsverpflichtungen 13, 
[per 





unabwendbare Ausgaben, Beihilfen 
für - 18.5.0) 181.9 (a) 

unerlaubte Entfernung 

Wegfall ‚des Anspruchs auf Besol- 
dung während der Zeit der — 12. 
100 

Wiedergutmachung bei — 14. 11 

Universitäten, Hoch- und Fachschu- 
ten, Pflichten der — bei der Auf- 
‚nahme eines Studiums durch Bür- 
ger, die aktiven Wehrdienst gelei- 
stet haben 15. 2 (4) 

Untauglichkeit für den Wehrdienst 
3.13 

Unterführer auf Zeit der Kasernier- 
ten Einheiten des MdI 9. 6 (2) 

Unterhaltsberechtigte 

—, die Staatsbürger eines anderen 
dem Warschauer Vertrag angehö- 
renden Staates sind 121. 2 

von wehrpflichtigen Staatsbürgern 
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anderer dem Warschauer Vertrag 
angehörenden Staaten 13.1. 2 

unterhaltsberechtigte Kinder 13.1. 1 

Unterhaltsbeträge 

Anträge auf — 18, 7 18,1, 12 

Auszahlung von —, Beihilfen und 
Krediten 18. 9 181. 14 15 

Beginn und Beendigung der Zah- 
lung von — und regelmäßigen Bei- 
hilfen 18. 10 13. 16 

Entscheidung über Anträge auf — 
13.8 

—für andere Unterhaltsberechtigte 
2.3 

—für Angehörige der Wehrptlichti- 








gen 1.2 
—für die Ehefrau 13. 2 (1, 2) 181, 
3 
—für Eltern oder Großeltern 18, 2 
aısı.7 
—für Kinder 13. 2 (1) 13.1.3 
Unterhaltsverpflichtungen 


Erlöschen von — 13. 6. @) 

—gegenüber anderen Bürgern 13, 1 
ab) 

— gegenüber Eltern und Großeltern 
2.100 

Unteroffiziere 

Dienstverhältnis der — auf Zeit 3. 
7110.17 

Dienstgrade der — 6.14 10. 6c 

Unteroffiziersschüler, Dienstgrade 
der — 6.15.10. 6b 

Unterstellung, Besonderheiten der — 
3.28 

Unterstellung von Angehörigen der 
NVA unter verbündete Armeen 
‚oder internationale Organisationen 
3.208) 

Untersuchungshaft 

Gewährung von Leistungen. nach 
der Unterhaltsverordnung bei — 
13.1413.1.18 

Wegfall des Anspruchs auf Besol- 
dung während der Dauer der — 
2.100 








Veränderungen 
Pflicht zur Mitteilung von —, die 
sich auf die Zahlung oder die 





Höhe der Unterhaltsbeträge oder 
Beihilfen auswirken 13. 12 13.1. 
1m 

-der Höhe, finanzieller 
181.17 @) 

Verantwortlichkeit, disziplinarische, 
materielle oder strafrechtliche — 
3.8 

Verantwortung der Offiziere der 
Reserve 1.l. 3 

Verbot der Teilnahme an kriegeri- 
schen Handlungen und ihrer Vor- 
bereitung, die der Unterdrückung 
‚eines Volkes dienen 1. Art.23 (2) 

Vereldigung 

—der Angehörigen der Kasernierten 
Einheiten des MdI 9. 3 Anl. 

—der Angehörigen der NVA 3. 19 
&) Anl. 

—der Angehörigen der ZV 10. 2 
Anl, 

Verjährungsfrist {ür Ansprüche aus 
der Unterhaltsverordnung 13. 13 

Verleihung staatlicher Auszeichnun- 
gen, akademischer Grade und 
Titel 7, 6.9. 12 10. 10 

Verpflichtung, freiwillige 

—der Berufsunteroffiziere und Be- 
rufsoffiziere der ZV 10. 22 

—der Unteroffiziere auf Zeit der 
ZV 10.16 

—zum aktiven Wehrdienst als Be- 
rufsunteroffizier, Fähnrich oder 
Berufsoffizier 7. 19 

—zum aktiven Wehrdienst auf Zeit 
7.12 

Verpflichtung jedes Bürgers zum 
Dienst und zu Leistungen für die 
Verteidigung der DDR 1. Art.23 
KErIO) 

Versicherungsbeiträge 

Antrag auf Zahlungserleichterungen 
für- 13.70) 

Entscheidung über Anträge auf Zah- 
lungserleichterungen für — 13. 8 
9) 131.130) 

Versicherungsschutz für die Tätig- 
keiten der gedienten Reservisten 
au 

Versorgung, Betreuung und Urlaub 
sn 





tungen 





‚Sachregister 


Verteidigungszustand 

s. auch Mobilmachung und Verteidi- 
gungszustand 

Meldepflicht nach Verkündung des 
- 20m 

Regelungen für die Mobilmachung 
und den — 3. 40.414. 31 7.309. 
35.10.33 

Vorgesetzte 3.23 

vorrangige Zulassung zum Studium 
nach aktivem Wehrdienst auf Zeit 
bzw. in militärischen Berufen 15. 
1119 

vorzeitige Entlassung aus dem 
Grundwehrdienst 3. 30 (2-4) 


Wachtmeister der Kasernierten Ein- 
heiten des MdI 9. 6 (1) 8a 

Watfenbrüderschaft mit den Armeen 
der Sowjetunion und anderer s0- 
zialistischer Staaten 1. Art.? (2) 

Wehrdienst 

Ableistung des— 3.2 

Abmeldung zum — 4. 10 0,9) 

aktiver — als Dienst auf Zeit 3. 1B 
aaa, 27.1 12-17 

aktiver — als Dienst in militärischen. 
Berufen 2.18) 1) 1.1 @) 
18-26 

aktiver — als Grundwehrdienst 3, 
1817.10) 

Altersgrenze im aktiven — 7. 25 (2) 

Ansprüche der Bürger, die aktiven 
— als Dienst auf Zeit geleistet ha- 
ben 18.7-13 

Ansprüche der Bürger,, die aktiven 
— als Grundwehrdienst geleistet 
haben 15.4-6 

Ansprüche der Bürger, die aktiven 
— in militärischen Berufen gelei- 
stet haben 15. 14-24 

Arten des aktiven — 3. 18 

Aufgaben der staatlichen Organe 
und Betriebe zur unmittelbaren 
Vorbereitung auf den - sowie 
während des — 4, 24 235 

Aussetzung der Entlassung aus dem 
- 3.39 

Beendigung des aktiven — 7. 11 17 
22830 


13 


‚Sachregister 


Beschwerde gegen die 
zum - 3.150) 

Einberufung zum — 3. 12 

‚Förderung nach dem aktiven — 
15. 154. 

freiwilliger — 3. 4 

Meldung nach der Entlassung aus 
dem aktiven — 11. 3 

Mitgestaltung des aktiven — 3. 24 

Pflicht zum — 3.3 

Untauglichkeit für den — 8, 13 

Vorbereitung auf den — 3. 5 

—in besonderen Situationen 3. 30- 
aaa 

—während der Mobilmachung und 
im Verteidigungszustand 3. 40 41 

— weiblicher Bürger 3.3.0) 7.1 (M) 

zeitwelige Zurückstellung vom — 
ERST! 

Wehrdienstauswels. 

Aufbewahrung des — 3. 10 

Aushändigung des — 3. 10 

Meldeptlicht bei Verlust des — 
10 

Umgang mit dem — 4. 12 

Wehrdokumentation 3. 10 

Wehrkommando, Pflichten der Chefs 
und Leiter der — zur Führung der 
Reservistenarbeit 1.4. 11 

Wehrkreiskommando 

Aufforderung zur Einberufungs- 
überprüfung durch das — 4. 14 

‚Aufforderung zur Musterung durch 
dus- 4.4 

Einberufungsüberprüfung durch das 
— 3.14.16 

Feststellung der Diensttauglichkeit 
durch das— 3.11 

Führung der Wehrdokumentation 
durch das — 3.10 @) 

Meldepflicht des Wehrpflichtigen 
zur Musterung gegenüber dem — 
3.9045 

Meldepflicht gegenüber dem - bei 
Verlust des Einberufungsbefehls 
3.124) 

Meldepflicht gegenüber dem — be 
Verlust des Wehrdienstausweises 
3.100) 

Mitteilungspflicht des Wehrpflichti- 
‚gen gegenüber dem — über Ver- 





Iberufung, 





Ed 
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änderungen zur Person 3. 18 () 
4.28 

Musterung durch das — 3.7.9) 8 
910 

Organisation und Führung der Re- 
servistenarbeit durch das — 11, 
4 

Wehrpflicht 3.3 

Wehrpflichtige, Musterung und Ein- 
berufung der — 4. 

Wehrsold und Zuschläge 

Wegfall der Zahlung von — bei Un- 
tersuchungshaft und unerlaubter 
Entfernung 12. 10 (1) 

bei der _Reservistenausbildung, 
Reservistenqualifizierung und bei 
Reservistenübungen 12, 6-8 

— für Wehrpflichtige, die den Grund- 
wehrdienst leisten 12, 1 

weibliche Angehörige der Kasernier- 
ten Einheiten des Mal, Alters- 
grenze der — 9.0 (2) 

weibliche Angehörige der NVA, 
‚Altersgrenze der — 7. 25 (2) 

weibliche Angehörige der ZV, Al- 
tersgrenze der — 10, 28 (2) 

weibliche Bürger 

Anrechnung der Zeit des aktiven 
Wehrdienstes — auf die Dauer der 
Betriebszugehörigkeit bei Entlas- 
sung im Zusammenhang mit der 
Entbindung eines Kindes 15.1, 21 

Dienst — in den Kasernierten 
heiten des MdI 9. 6 (4) 

Dienst — in der ZV 10.4 (4) 

Einberufungsbefehl für — 3. 10 (2) 
kinbeziehung — in die allgemeine 
Wehrpflicht während der Mobil- 
machung und im Verteidigungszu- 
stand 3.3.0) 

Feststellung der Diensttauglichkeit 
für - 3.112) 

Mitteilungspflicht — über Verände- 
rungen zur Person 3, 16 (6) 

Weiterbildung 

—der Berufsunterführer und Be- 
rufsoffiziere der Kasernierten Ein- 
heiten des Mal 9. 20 

—der Berufsunteroffiziere, Fähnriche 
und Berufsoffiziere 7. 24 

































—der Berufsunteroffiziere und Be- 
rufsoffiziere der ZV 10. 27 

Wiedergutmachung 

Beschwerden gegen Entscheidungen 
über die— 14.19 

Entscheidung über die — 14. 20 

Verfügung über die — und deren 
Bekanntgabe 14. 17 18 

Wohnsitz im Ausland oder länger 
befristeter Aufenthalt im Ausland 





Wohnungsmiete, Bei 
18.4131.8 





Zahlungsverpflichtungen 

Anträge auf Stundung von — 13. 7 

Entscheidung über Anträge auf 
Stundung von — 13. 8 13.1. 13 

Regelung von — 13.6 

Stundung von — 13. 6 131. 11 

Zahlung von Jahresendprämie an 

Wehrpllichtige, die aktiven Wehr- 
dienst leisten 4. 25 (2) 

zentrale Leitungen von Reservisten- 
kollektiven, Aufgaben und Rechte 
der — 11, 








. ‚Sachregister, 


Zivilverteidigung 

‚Beendigung des Dienstes in der — 
10.121521 31 33 

Dienstalter in der — 10. 9 

Dienstgradbezeichnungen der Ange- 
hörigen der — 10.6 

Dienstverhältnisse der — 10.4 13-29. 

Ernennung und Beförderung von 
Angehörigen der — 10. 7 

Regelung des Dienstes in der — 10.1 

Übergang von einem Dienstverhält- 
nis der — in ein anderes 10. 5 

Unterscheidung der Angehörigen der 
- 10.3 

Vereidigung der Angehörigen der — 
10. 2 Anl. 

Zuführung von Wehrpflichtigen 
durch die Deutsche Volkspolizei 
3.4 

Zugehörigkeit zur NVA, Zeitpunkt 
der — 4.20 

Zurückstellung, _zeitweilige, vom 
Wehrdienst 3. 14 4. 11 

Zuweisung von Wohnraum für Bür- 
ger, die mindestens 4 Jahre akti- 
ven Wehrdienst auf Zeit bzw. in 
militärischen Berufen geleistet hu- 
ben 15.1222 
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